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Für die Zeit vor dem 1. Januar 2002 ermittelte DM-Beträge wurden zum amtlich festgelegten Umrechnungskurs 1 Euro = 1,95583 DM in Euro 
umgerechnet. Aufgrund der kaufmännischen Rundung kann es bei der Summenbildung zu geringfügigen Abweichungen kommen. Auch vor 
dem 1. Januar 2002 aus DM-Werten errechnete Zuwachsraten und Anteile können aus diesem Grund geringfügig von den in Euro dargestellten
Werten abweichen.

Angaben für die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3. 10. 1990. Die Angaben für das „frühere Bundesgebiet“ bezie-
hen sich auf die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. 10. 1990; sie schließen Berlin-West ein. Die Angaben für die 
„neuen Länder und Berlin-Ost“ beziehen sich auf die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
sowie auf Berlin-Ost.
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The data for the Federal Republic of Germany relate to its territory since 3 October 1990. The data for the “former territory of the Federal Repub-
lic” relate to the territory of the Federal Republic of Germany before 3 October 1990; they include Berlin-West. The data for the “new Länder and 
Berlin-East” relate to the Länder of Brandenburg, Mecklenburg-Western Pomerania, Saxony, Saxony-Anhalt, Thuringia as well as to Berlin-East.

Données pour la République fédérale d’Allemagne selon le territoire depuis le 3 octobre 1990. Les données pour «l’ancien territoire fédéral» se 
réfèrent à la République fédérale d’Allemagne, territoire jusqu‘au 3 octobre 1990; Berlin-Ouest y est inclus. Les données pour les «nouveaux Länder 
et Berlin-Est» se réfèrent aux Länder Brandebourg, Mecklembourg-Poméranie occidentale, Saxe, Saxe-Anhalt, Thuringe ainsi qu‘à Berlin-Est.
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Kurznachrichten

Aus aller Welt

55. Weltkongress des Internationalen 
Statistischen Instituts
Der 55. Weltkongress des Internationalen Statistischen Ins-
tituts (ISI) vom 5. bis 12. April 2005 in Sydney war die Nach-
folgekonferenz des im August 2003 in Berlin veranstalteten 
Kongresses. Das ISI als größte internationale Vereinigung 
von Statistikern und seine fünf Fachsektionen will mit die-
sen in zweijährigem Turnus stattfindenden Weltkongressen 
ein Forum für einen kontinuierlichen wissenschaftlich/
fachlichen Informationsaustausch im Bereich der Statistik 
bieten, der die gesamte Bandbreite statistischer Themenbe-
reiche abdeckt. Entsprechend umfangreich war auch beim 
55. ISI-Weltkongress das Angebot an wissenschaftlichen 
Beiträgen. Mit mehr als 1 000 wissenschaftlichen Beiträ-
gen, gruppiert zu etwa 200 Fachsitzungen, wurde in Sydney 
bei einer Teilnehmerzahl von rund 2 000 Personen (einschl. 
Begleitpersonen) die Größenordnung des Vorgängerkon-
gresses in Berlin (2 350 Teilnehmende) nicht ganz erreicht. 
Neben dem Vereinigten Königreich war Deutschland mit 
knapp 60 Vertretern der amtlichen Statistik, der Wissen-
schaft und Forschung sowie anderer mit Statistik befasster 
Institutionen das europäische Land mit der höchsten Teil-
nehmerzahl.

Die Beiträge und Präsentationen der sechs Teilnehmer des 
Statistischen Bundesamtes stießen auf großes Interesse. 
Sie konzentrierten sich auf Themen aus der amtlichen Sta-
tistik und reichten von der Bildung statistischer Indikatoren 
über Fragen der statistischen Geheimhaltung, der Belas-

tung von Unternehmen durch statistische Erhebungen bis 
zu Fragen der Verbesserung der Qualität statistischer Daten. 
Die Diskussionen über Selbstbewertungsprogramme für die 
Abschätzung der Datenqualität führten zu dem Vorschlag, 
für dieses Thema eine eigene Veranstaltung auf dem nächs-
ten ISI-Kongress vorzusehen.

Die Mitglieder der Delegation des Statistischen Bundes-
amtes besuchten darüber hinaus eine Vielzahl von Fach-
sitzungen, wobei die Aufteilung der Themenbereiche an 
ihren Arbeitsbereichen ausgerichtet war. Sie nutzten die 
Veranstaltung auch zum fachlichen Informationsaustausch 
mit Kollegen am Rande des Tagungsprogramms und zur 
Erörterung und Weiterentwicklung bestehender oder zur 
Initiierung neuer Aktivitäten der internationalen Zusam-
menarbeit. Alle Fachbeiträge des Kongresses werden vom 
Veranstalter unter www.tourhosts.com.au/isi2oo5 im 
Internet oder über die Website des ISI (www.cbs.nl.isi)
veröffentlicht.

Die Generalversammlung des ISI stimmte der Gründung von 
zwei neuen Sektionen, der “International Environmetrics 
Society (TIES)” und der “International Society for Business 
and Industrial Statistics (ISBIS)”, zu. Diese Entscheidung 
steht in engem Zusammenhang mit dem Strategieplan des 
ISI für die Jahre 2006 bis 2009, mit dem das Institut die 
strukturellen Voraussetzungen für eine verbesserte Aufga-
benerfüllung im Rahmen der internationalen Zusammenar-
beit schaffen möchte. Von der Regierung Portugals wurde 
die offizielle Einladung zum 56. ISI-Weltkongress 2007 in 
Lissabon ausgesprochen. Ausrichtungsorte der Folgekon-
gresse werden Durban, Südafrika (2009) und voraussicht-
lich Dublin, Irland (2011) sein.
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Aus dem Inland

Gesundheitliche Prävention 2003
Wie im Rahmen der Gesundheitsausgabenrechnung des 
Statistischen Bundesamtes ermittelt wurde, sind im Jahr 
2003 insgesamt 11,1 Mrd. Euro für Leistungen der Präven-
tion und des Gesundheitsschutzes ausgegeben worden. 
Unter dieser Leistungskategorie versteht man diejenigen 
Leistungen, die bereits im Vorfeld oder Frühstadium einer 
Krankheit greifen und deren Entstehung oder weitere Ver-
breitung verhindern sollen.

Den größten Teil machten dabei mit 4,4 Mrd. Euro oder 
knapp 40% der Ausgaben die Leistungen des allgemeinen
Gesundheitsschutzes aus. Dem Bereich des allgemeinen
Gesundheitsschutzes werden insbesondere die von den 
Gesundheitsämtern im Rahmen der Gesundheitsbeob-
achtungen, des Infektionsschutzes, der allgemeinen oder 
speziellen Hygieneüberwachung oder des Umweltmonito-
rings bereitgestellten Gesundheitsgüter zugeordnet, aber 
auch die Tätigkeiten im Bereich des Arbeitsschutzes und 
des betrieblichen Gesundheitsdienstes. Mit rund 3,7 Mrd. 
Euro bzw. 34% der gesamten Ausgaben für gesundheitliche 
Prävention folgten die Leistungen der Gesundheitsförde-
rung, welche darauf abzielen, den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung zu verbessern. Beispielhafte Maßnahmen hier-
für waren Informations- und Aufklärungsmaßnahmen im 
Rahmen der Mutterschaftsvorsorge oder der AIDS-Beratung, 
Leistungen der Zahnprophylaxe oder der schulärztliche 
Dienst. Erheblich weniger, nämlich 1,7 Mrd. Euro bzw. 15% 
der Ausgaben für Prävention wurden für die Früherkennung 
von Krankheiten aufgebracht. Für gutachtliche Stellungnah-
men und Koordination sowie für die Förderung der Selbst-
hilfe wurden 0,8 bzw. 0,5 Mrd. Euro aufgewendet.

Knapp 37% der Ausgaben für Prävention und Gesundheits-
schutz wurden von der gesetzlichen Krankenversicherung 
getragen. An zweiter Stelle standen die privaten Haushalte 
und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck, die 22% 
der Ausgaben zahlten. Auf die öffentlichen Haushalte ent-
fielen 18% der Ausgaben. Die Aufwendungen der Arbeitge-
ber für Prävention und Gesundheitsschutz beliefen sich auf 
12% der Gesamtausgaben.

Während die gesetzliche Krankenversicherung hauptsäch-
lich Leistungen der Gesundheitsförderung sowie solche für 
die Früherkennung von Krankheiten finanziert, bezahlen die 
öffentlichen Haushalte und die Arbeitgeber vor allem Leis-
tungen des allgemeinen Gesundheitsschutzes.

Weitere Auskünfte erteilt
Michael Müller, Telefon 0 18 88/6 44-81 61,
E-Mail: michael.mueller@destatis.de.

Ergebnisse der Verbrauchsteuer-
statistiken 2004
Verbrauchsteuern werden auf verbrauchsteuerpflichtige 
Waren erhoben, die im Inland zum Ver- oder Gebrauch in den 
Wirtschaftskreislauf gebracht werden. Zu den Verbrauch-

steuern gehören: Mineralölsteuer, Stromsteuer, Branntwein-
steuer, Biersteuer, Schaumwein-/Zwischenerzeugnissteuer, 
Tabaksteuer, Kaffeesteuer. Die Verbrauchsteuern sind bis 
auf die Biersteuer Bundessteuern – über die Biersteuerein-
nahmen können die Länder verfügen.

Einzelstatistiken liefern für einige Verbrauchsteuern tief ge-
gliederte Informationen. Nachstehend werden Eckdaten aus 
diesen Fachstatistiken vorgestellt.

Zu den ertragreichsten verbrauchsbesteuerten Produkten 
zählen die  Mineralöle. Im Jahr 2004 wurde aus dem Absatz 
von Mineralöl ein Steuersollbetrag in Höhe von 43,9 Mrd. 
Euro erzielt. Den höchsten Beitrag leisteten die Kraftfahrer, 
die über den Kauf von Benzin 21,7 Mrd. Euro und von Gas-
ölen (Diesel) weitere 15,7 Mrd. Euro Mineralölsteuer zahl-
ten. Bei diesen beiden Mineralölprodukten, für die zuletzt 
zum 1. Januar 2003 eine Steueranhebung stattfand, ist 
eine gegenläufige Entwicklung im Vorjahresvergleich fest-
zustellen. Der Absatz von Benzin ging um 5,1% gegenüber 
dem Berichtsjahr 2003 zurück, Dieselkraftstoffe konnten 
dagegen einen leichten Zuwachs um 0,6% verzeichnen. Der 
Absatz von Heizöl bringt 1,7 Mrd. Euro in die Bundeskasse 
und aus dem Erdgas- und Flüssiggasverkauf wurden im Jahr 
2004 zusammen 4,8 Mrd. Euro Steuereinnahmen erzielt. 
Gegenüber dem Jahr 2003 wurden durch Heizöl 9,8% weni-
ger Steuern eingenommen, bei Erdgas und Flüssiggas lag 
der Rückgang zusammen bei – 1,3%.

Über den Netto-Bezug von Tabakwaren konnte der Bund 
im Jahr 2004 Steuerbanderolen in Höhe von 13,8 Mrd. Euro 
absetzen. Aufgrund der zweimaligen Anhebung der Steuern 
für alle Tabakwaren zum 1. März 2004 und zum 1. Dezember 
2004 wurde der Absatz in diesem Jahr doppelt beeinflusst. 
Der Absatz von Zigaretten ging gegenüber dem Vorjahr men-
genmäßig deutlich um – 15,8% zurück, sodass auch die 
Verkaufswerte mit – 5,3% unter den Vorjahresdaten lagen. 
Zulegen konnte das Produktsegment Feinschnitt, in dem 
mengenmäßig ein Anstieg von 30,4% erzielt wurde und die 
versteuerten Verkaufswerte sogar um 50,7% zulegen konn-
ten. Diese Entwicklung lässt das durch die Steuererhöhung 
ausgelöste veränderte Konsumverhalten der Raucher erken-
nen. Statt der bisher konsumierten Fertigzigaretten wird 
verstärkt zu den noch preisgünstigeren Feinschnittproduk-
ten gegriffen. Zum Feinschnitt zählt neben der klassischen
losen Ware auch vorportionierter Tabak, so genannte Stix. 
Zigarren und Zigarillos konnten um 16,7% und Pfeifentabak 
um 1,6% bei der Menge zulegen.

Der Absatz von Bier (einschl. Biermischungen) erbrachte 
den Ländern im Jahr 2004 ein Steuersoll von 780 Mill. Euro 
(– 0,4%). Insgesamt konnten deutsche Brauereien und 
Bierlager im Berichtsjahr mit einem Absatz von 105,8 Mill. 
Hektolitern (hl) ein leichtes Plus (+ 0,2%) gegenüber dem 
Vorjahr erzielen. Unterschiedliche Entwicklungen gab es 
beim versteuerten Inlandsverbrauch und dem steuerfreien 
Absatz. Während der versteuerte Inlandsabsatz gegenüber 
dem Jahr 2003 um 1,5% auf 91,9 Mill. hl sank, nahm der 
steuerfreie Absatz um 13,1% auf 13,9 Mill. hl zu. Vom 
unversteuerten Bier wurden in die Länder der Europäischen 
Union 10,8 Mill. hl (+ 20,3%) geliefert, in Drittländer 2,9 
Mill. hl (– 6,5%).
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Biermischungen, Bier gemischt mit Limonade, Cola, Frucht-
säften und anderen alkoholfreien Zusätzen, waren im 
Jahr 2004 mit 2,6 Mill. hl oder einem Anteil von 2,4% am 
gesamten Bierabsatz beteiligt; das ist ein Minus von 6,3% 
gegenüber dem Vorjahr.

Im Jahr 2004 produzierten 1 274 Brauereien in Deutschland 
den beliebten Gerstensaft, davon befand sich ungefähr die 
Hälfte (629 Braustätten) in Bayern. Mit einem rechnerischen 
Pro-Kopf-Verbrauch von 112 Litern ist Bier noch immer das 
meistgetrunkene alkoholische Getränk in Deutschland.

Über eine weitere Verbrauchsteuer wird in Deutschland 
der Konsum von Schaumwein besteuert. In der Schaum-
weinsteuerstatistik werden alle zu versteuernden in- und 
ausländischen Schaumweinsorten erfasst, auch Obst- und 
Fruchtschaumweine mit einem Alkoholgehalt von weniger 
als 6%. Der Sektkonsum im Jahr 2004 belief sich auf rund 
311 Mill. Liter und erbrachte 422 Mill. Euro (Steuersoll). Das 
entsprach sowohl mengenmäßig als auch beim Steuersoll 
den Vorjahresdaten. Die abgesetzte Menge im Jahr 2004 
entspricht ungefähr 415 Mill. handelsüblicher 0,75-Liter-
Flaschen. Für jeden Einwohner konnten somit rechnerisch 
38 Gläser Sekt (á 0,1 Liter) gefüllt werden.

Gesondert nachgewiesen wird die Besteuerung von Zwi-
schenerzeugnissen. Zwischenerzeugnisse sind gegorene 
Erzeugnisse, denen Destillationsalkohol zugesetzt wurde; 
die bekanntesten sind Sherry, Portwein und Madeira. 
Für 2004 konnte ein Steuersoll von 26 Mill. Euro aus der 
versteuerten Absatzmenge von 23,7 Mill. Litern erzielt 
werden.

Für die verbrauchsbesteuerten Waren, die in keiner eigen-
ständigen statistischen Auswertung näher untersucht 
werden, liegen Angaben zu den Steuereinnahmen aus der 
Kassenstatistik vor. Hier werden alle Steuereinnahmen 
nach den einzelnen Steuerarten gegliedert nachgewiesen. 
Aus den genannten Verbrauchsteuern wurden im Jahr 
2004 Steuereinnahmen in Höhe von 66,5 Mrd. Euro erzielt 
(2003: 68,2 Mrd. Euro). Neben den Einnahmen für die 
bereits genannten verbrauchsbesteuerten Waren wurden 
im Jahr 2004 über die Stromsteuer 6,6 Mrd. Euro, über die 
Branntweinsteuer 2,2 Mrd. Euro und über die Kaffeesteuer 
1,0 Mrd. Euro in die Bundeskasse gezahlt.

Pilotuntersuchungen zum Aufbau 
von Erzeugerpreisindizes für die 
Rechtsberatung, Steuerberatung und 
Wirtschaftsprüfung

Das Statistische Bundesamt verfolgt in Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Union (EU) das Ziel, ab 2006 vierteljähr-
lich Erzeugerpreisindizes für ausgewählte, mit Priorität 1 
versehene Wirtschaftszweige des Dienstleistungssektors, 
unter anderem für die Rechtsberatung, Steuerberatung und 
Wirtschaftsprüfung, bereitzustellen.

Als allgemeine Rechtsgrundlage für entsprechende Erhe-
bungen dient § 4 Abs. 1 des Gesetzes über die Preisstatistik. 

Danach werden die Preise und Entgelte für nach Arten und 
Merkmalen bezeichnete Werk- und Dienstleistungen erfasst. 
Diese allgemeine Rechtsgrundlage wird konkretisiert durch 
den Entwurf für die Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1165/98 des Rates vom 19. Mai 1998 über Konjunktur-
statistiken. Zur Vorbereitung einer Bundesstatistik werden 
seit 2004 im Rahmen von Piloterhebungen Fragebogen und 
Erhebungsverfahren auf ihre Zweckmäßigkeit hin erprobt. 
Rechtsgrundlage hierfür ist § 6 Abs. 1 Nr. 2 Bundesstatistik-
gesetz (BStatG). Für die Erhebungen der Pilotphase besteht 
nach § 6 Abs.1 BStatG keine Auskunftspflicht.

Die Preisgestaltung von Notaren, Rechtsanwälten und 
Steuerberatern wird in Deutschland überwiegend gesetz-
lich reguliert. Der Notar ist gesetzlich sogar verpflichtet, 
ausschließlich nach der Gebührenordnung abzurechnen. 
Ausnahmen sind die Wirtschaftsprüfer, die in den Fällen, 
die das Tätigkeitsgebiet der Wirtschaftsprüfung betreffen, 
auf freier Honorarbasis abrechnen (Wirtschaftsprüfer in 
Funktion als Steuerberater können nach der Steuerbera-
tergebührenverordnung abrechnen). Des Weiteren führen 
auch Rechtsanwälte in nennenswertem Umfang freie Preis-
verhandlungen durch. Diese werden im kommenden Jahr 
verstärkt auftreten, wenn die Gesetzesvorgaben für außer-
gerichtliche Beratung fallen. Von Steuerberatern dagegen 
wird diese Abrechnungsart weniger häufig genutzt.

Das Untersuchungsdesign zum Aufbau von Erzeugerpreisin-
dizes für diese Wirtschaftssektoren umfasst zwei Stufen: Auf-
bau des Wägungsschemas und laufende Preisbeobachtung.

Das Wägungsschema wurde im März 2004 für jede Ziel-
gruppe mit Hilfe einer direkten schriftlichen Befragung 
bei den einzelnen Kanzleien ermittelt. Der Befragung liegt 
eine nach Umsatzgrößenklassen und Wirtschaftszweigen 
geschichtete Stichprobe zugrunde. Das Wägungsschema 
nimmt eine Gewichtung der Umsätze gemäß der Tätig-
keitsgebiete der Rechtsanwälte, Notare, Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer vor. In einer tiefer gehenden Gliederung 
werden zusätzlich die Honorarabrechnungsmodi (freie Preis-
gestaltung und/oder Gebührenordnungen) berücksichtigt.

Die laufende Preisbeobachtung – der Teil, der die freie 
Preisgestaltung betrifft und vornehmlich Stundensätze von 
Rechtsanwälten und Wirtschaftsprüfern umfasst – wurde von 
Mai bis August 2004 mittels einer Befragung nur bei denjeni-
gen Zielgruppen durchgeführt, die freie Honorarvereinbarun-
gen in ihrer Kanzlei vornehmen. Aufgrund nur geringfügiger 
Änderungen der Stundensätze im Zeitverlauf wird eine Befra-
gung einmal jährlich als ausreichend erachtet.

Der Teil der laufenden Preisbeobachtung im Bereich der 
Gebührenordnungen wurde mit Hilfe von Modellfällen 
analysiert. Diese wurden für den Erzeugerpreisindex 
Rechtsberatung in Zusammenarbeit mit Experten erarbeitet. 
Für den Erzeugerpreisindex Steuerberatung wurden zum 
einen die Ergebnisse aus der Phase 1 der Piloterhebung 
und zum anderen Sekundärstatistiken ausgewertet. Dabei 
wurde versucht, für die Kanzleien möglichst repräsenta-
tive, allerdings nicht real existierende Fälle hinsichtlich 
Tätigkeitsgebiet, inhaltlicher Bedeutung des Falls sowie 
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Gegenstandswert (nach diesem richtet sich die Gebühren-
höhe) zu konstruieren. Mit Hilfe von geeigneten Indikatoren 
(z. B. Bruttoinlandsprodukt, Angaben aus Steuerstatistiken 
u. a.), die die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen wiedergeben, werden die 
Veränderungen der den Modellfällen zugrunde liegenden 
Gegenstandswerte im Zeitverlauf fortgeschrieben.

Die Preisanalyse durch Modellfälle dient wesentlich der Ent-
lastung der Auskunftspflichtigen von amtlichen Erhebungen 
– eine regelmäßige Befragung im Bereich der Gebührenord-
nungen entfällt.

Auf der Basis der Wägungsschemata, der Befragungen und 
der Auswertungen der Modellfälle wurden vorläufige Erzeu-
gerpreisindizes für das Jahr 2004 ermittelt (mit Basis 2003
= 100): Index für Rechtsanwälte 98,6; für Notare 100,9; für 
Steuerberater 100,3 und für Wirtschaftsprüfer 100,8.

Zukünftige Aufgaben sind neben der kontinuierlichen Preis-
beobachtung, dass die Datenbasis der großen, umsatz-
trächtigen Unternehmen auf eine breitere Basis zu stellen
ist und die Modellfälle verfeinert bzw. für einige Tätigkeits-
gebiete weiter ausgebaut werden müssen. Detaillierte 
Informationen stehen im Internetangebot des Statistischen 
Bundesamtes unter http://www.destatis.de/themen/d/
thm_preise.php#Pilotprojekt zur Verfügung.

Weitere Informationen sind bei Astrid Stroh, 
Telefon 06 11/75-43 47, E-Mail: astrid.stroh@destatis.de,
und Susanne Lorenz, Telefon 06 11/75-31 94, 
E-Mail: susanne.lorenz@destatis.de erhältlich.

Bund/Länder-
Veröffentlichungen

Sozialhilfe regional 2003

In den Kreisen (d. h. den kreisfreien Städten und den Land-
kreisen) Süd deutschlands ist das Risiko, auf Sozialhilfe 
angewiesen zu sein, in der Regel deutlich geringer als in 
den anderen Regionen Deutschlands. So lag die Sozial-
hilfequote (Anteil der Empfänger von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen an der Bevöl-
kerung in Prozent) zum Jahresende 2003 in den bayerischen 
bzw. baden-württembergischen Kreisen zumeist deutlich 
unter dem Bundesdurchschnitt von 3,4%.

Die niedrigste Empfängerquote im Kreisvergleich hatte Ende 
2003 mit lediglich 0,3% der Kreis Unterallgäu. Unmittelbar 
dahinter lagen die – ebenfalls bayeri schen – Kreise Freising 
(0,4%) sowie Aichach-Friedberg und Erlangen-Höchstadt 
(jeweils 0,5%). Fast ein Drittel der Landkreise und kreis-
freien Städte in Bayern wies eine Sozialhilfequote von unter 
einem Prozent auf.

Dagegen handelt es sich bei den Regionen mit den höchs-
ten Empfängerquoten – mit Ausnahme der Stadt Schwe-
rin – durchweg um größere kreisfreie Städte im übrigen frü-
heren Bundesgebiet. Dabei hatten die Städte Bremerhaven 

(11,8%), Kassel (9,9%) und Offenbach am Main (9,4%) die 
höchsten Sozialhilfequoten.

Dies geht aus der gemeinsamen Veröffentlichung „Sozial-
hilfe regional 2003“ der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder hervor, die erstmals einen Überblick zum 
Sozialhilfebezug in allen 439 Kreisen in Deutschland gibt. 
Die Publikation ist kostenlos online im gemeinsamen Statis-
tikportal (http://www.statistik-portal.de/Statistik-Portal)
sowie im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes 
(http://www.destatis.de/allg/d/veroe/proser4fsoz_d.htm)
erhältlich. Sie stellt auch Angaben über die durchschnittli-
chen monatlichen Bruttokaltmieten sowie die monatlichen 
Nettoansprüche der Sozialhilfehaushalte im Regionalver-
gleich zur Verfügung. Ferner enthält die Veröffentlichung auf 
Kreisebene Schätzungen zur Zahl der Sozialhilfeempfänger, 
die nicht erwerbstätig, aber grundsätzlich erwerbsfähig 
sind (Arbeitskräftepotenzial).

Neuerscheinungen

3. Bericht zur Pflegestatistik 2003 
erschienen

Im Dezember 2003 wurden von den insgesamt 450 000 
ambulant betreuten Pflegebedürftigen 185 000 bzw. 41% 
durch private Pflegedienste versorgt. Gegenüber 1999 ist 
der Marktanteil der privaten Pflege dienste damit um rund
5 Prozentpunkte gestiegen; 2001 betrug ihr Anteil 38%.

Marktführer sind aber nach wie vor die freigemeinnützigen 
Dienste: Im Dezember 2003 betreuten sie knapp 258 000 
(57%) Pflegebedürftige; ihr Anteil ist jedoch in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich zurückgegangen (1999: 63%, 
2001: 60%). Die anderen 8 000 bzw. 2% der Pflegebedürfti-
gen wurden von öffentlichen Anbietern gepflegt.

Die höchste Bedeutung haben die privaten Pflegedienste in 
den Stadtstaaten Hamburg und Berlin (Marktanteile: Ham-
burg 64%, Berlin 58%). Die Freigemeinnützigen sind hin-
gegen am stärksten in Baden-Württemberg (Anteil: 76%), 
Bayern (71%) und Rheinland-Pfalz (70%) vertreten.

Weitere Ergebnisse aus der Pflegestatistik enthält der
„3. Be richt: Pflegestatistik 2003 – Ländervergleich: ambu-
lante Pflegedienste”. Dieser Bericht sowie ältere Berichte zur 
seit 1999 zweijährlich durchgeführten Pflegestatistik sind 
kostenlos im Internetangebot des Statistischen Bundesam-
tes (http://www.destatis.de/allg/d/veroe/d_pflege99.htm)
abrufbar.

Kompakt

Allein Lebende typisch für Großstädte

Im März 2004 gab es rund 39,1 Mill. Haushalte in Deutsch-
land, darunter 14,6 Mill. (37%) Einpersonenhaushalte. 
Besonders häufig sind diese Einpersonenhaushalte in deut-
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schen Großstädten anzutreffen, das heißt in Städten mit 
500 000 Einwohnern und mehr. Dort wurde mit 49% nahezu 
jeder zweite Haushalt von nur einer Person geführt.

In den letzten 30 Jahren sind Einpersonenhaushalte in den 
Großstädten immer häufiger geworden: Hatte ihr Anteil in 
den Großstädten des früheren Bundesgebietes 1974 noch 
bei 37% gelegen, stieg er im Laufe der folgenden Jahre stark 
an, und zwar bis auf 45% im Jahr 1985. Im April 1994 lebte 
deutschlandweit bereits in 46% der Großstadthaushalte nur 
noch eine Person.

Je größer die Städte und Gemeinden, desto höher der Anteil 
der Einpersonenhaushalte. So lag er in Gemeinden mit 
weniger als 5 000 Einwohnern im Frühjahr 2004 bei 28%, 
in Gemeinden mit einer Größe von 5 000 bis unter 50 000 
Einwohnern wurden bereits 33% aller Haushalte von einer 
Person geführt. Noch höher lagen die Anteile der Einperso-
nenhaushalte in Gemeinden mit 50 000 bis unter 200 000 
bzw. 200 000 bis unter 500 000 Einwohnern. Hier machten 
sie 41 bzw. 45% aller Haushalte aus.

Über 30% der Ausländer stammen 
aus der Europäischen Union

Das Ausländerzentralregister wies am Jahresende 2004 
rund 6,7 Mill. ausländische Personen in Deutschland nach. 
Diese Zahl hat sich gegenüber 2003 (7,3 Mill.) um 618 000 
Personen oder um 8,4% verringert. Die Abnahme ist im 
Wesentlichen auf eine Registerbereinigung des Ausländer-
zentralregisters zurückzuführen. Die Zahlen von 2004 sind 
daher nicht mit den Zahlen von 2003 vergleichbar. Nicht 
enthalten sind Personen, die neben ihrer ausländischen 
auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.

31% (2,1 Mill.) aller ausländischen Personen kamen aus 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 48% 
(3,2 Mill.) aus anderen europäischen Ländern. 12% stamm-
ten aus Asien, 4% aus Afrika, 3% aus Amerika und 0,1% aus 
Australien und Ozeanien. Der Anteil der Staatenlosen und 
der ausländischen Personen unbekannter Staatsangehörig-
keit betrug zusammen 0,9%.

Die größte Gruppe unter der ausländischen Bevölkerung 
stellten die Türkinnen und Türken mit 26% (1,8 Mill.). Aus 
Italien stammten 8%, aus Serbien und Montenegro (einschl. 
Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien ohne Angabe 
zur neuen Staatsangehörigkeit) ebenfalls 8%, aus Griechen-
land 5% und aus Polen 4% der ausländischen Personen.

Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der Ausländerinnen 
und Ausländer in Deutsch land betrug Ende 2004 16,1 Jahre. 
Die Aufenthaltsdauer ergibt sich ohne Berück sichtigung von 
Unterbrechungen aus der Differenz zwischen Auszählungs-
stichtag (31.12.2004) und dem Jahr der ersten Einreise 
nach Deutschland. Ein Drittel der ausländischen Bevölke-
rung wohnt schon länger als 20 Jahre in Deutschland. Zwei 
Drittel – rund 4,5 Mill. – lebten Ende 2004 bereits 8 Jahre 
oder länger in Deutschland und haben damit die für eine 
Einbürgerung notwendige Aufenthaltsdauer erreicht.

Von den 6,7 Mill. im Ausländerzentralregister geführten 
Ausländerinnen und Ausländern wurden 21% (1,4 Mill.) 
im Inland geboren. Der Anteil der in Deutschland gebore-
nen Personen an den jeweiligen Staatsangehörigen war 
besonders hoch bei den Türkinnen und Türken mit 35% 
(0,61 Mill.), bei den Italienerinnen und Italienern mit 30% 
(0,16 Mill.) und bei der niederländischen Bevölkerungs-
gruppe mit 29% (0,03 Mill.).

Das durchschnittliche Alter der ausländischen Personen lag 
bei 35 Jahren für Ausländer und bei 34 Jahren für Auslände-
rinnen. Der Frauenanteil betrug rund 48%.

Weitere Auskünfte erteilt 
Elle Krack-Roberg, Telefon 06 11/75-20 46,
E-Mail: elle.krack-roberg@destatis.de.

Rund zwei Fünftel der Mütter 
arbeiten Teilzeit

Rund zwei Fünftel der 15- bis 64-jährigen Frauen mit Kin-
dern unter 18 Jahren im Haushalt waren in Deutschland im 
März 2004 teilzeittätig (38%). Dieser Anteil lag im früheren 
Bundes gebiet mit 41% deutlich höher als in den neuen Län-
dern und Berlin-Ost (23%). Das zeigen die Ergebnisse des 
Mikrozensus, der größten jährlichen Haushaltsbefragung 
in Europa.

Während westdeutsche Mütter überwiegend aus persönli-
chen und familiären Gründen teilzeittätig sind, überwiegt 
bei ostdeutschen Müttern als Motiv der Mangel an Vollzeit-
arbeitsplätzen. So gaben im März 2004 über vier Fünftel 
(83%) der westdeutschen, aber nur gut ein Drittel (36%) der 
ostdeutschen Frauen mit minderjährigen Kindern im Haus-
halt an, eine Teilzeitbeschäftigung aus persönlichen bzw. 
familiären Motiven auszu üben. Nur rund 6% der westdeut-
schen Mütter arbeiteten Teilzeit, weil keine Voll zeitstelle zu 
finden war; im Osten traf dies auf über die Hälfte der teilzeit-
tätigen Mütter zu (53%).

Am häufigsten nutzen Mütter mit minderjährigen Kindern 
in Deutschland das „klassische Teilzeitmodell“ mit einer 
verkürzten täglichen Arbeitszeit. Im März 2004 nahmen 
41% der teilzeittätigen Mütter mit Kindern im Haushalt 
dieses Modell in An spruch. 19% arbeiteten nach dem „vari-
ablen Teilzeitmodell“, also mindestens einen Tag weniger 
pro Woche. Eine Kombination beider Modelle (Verkürzung 
sowohl der täglichen als auch der wöchentlichen Arbeits-
zeit) praktizierten 28% der befragten Mütter. Andere, nicht 
näher bestimmte Teilzeitmodelle, wie Altersteilzeit, Teilzeit 
in Saisonbetrieben oder Jobsharing, wurden vergleichs-
weise selten in Anspruch genommen: Nur 12% der teil-
zeittätigen Mütter gaben in der Befragung an, ein solches 
Modell zu nutzen.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Klaus-Jürgen Duschek,  Telefon 0 18 88/6 44-87 20,
E-Mail: mikrozensus@destatis.de.
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Befristete Arbeitsverträge

Von den insgesamt 29,8 Mill. abhängig Erwerbstätigen 
(ohne Auszubildende) hatten im März 2004 in Deutschland 
bei den unter 20-Jährigen knapp 40% einen befristeten 
Arbeitsvertrag. Im April 1996 hatte dieser Anteil noch bei 
33% gelegen. Naturgemäß waren viele befristet Beschäf-
tigte in dieser Altersgruppe Schüler/-innen oder Studie-
rende (März 2004: 34%). Die Auszubildenden wurden hier 
nicht einbezogen, da die Ausbildungsverträge stets nur für 
eine bestimmte Dauer abgeschlossen werden.

Bei den 20- bis 24-Jährigen lag der Anteil der befristet 
Erwerbstätigen bei 29% (1996: 22%), bei den 25- bis 29-
Jährigen bei knapp 16% (1996: gut 10%). Die mit knapp 4% 
niedrigste Quote wiesen die Altersgruppen der 45- bis 49-
Jährigen und der 50- bis 54-Jährigen auf. Diese Ergebnisse 
belegen, dass aufgrund des immer schwieriger werdenden 
Einstiegs in den Arbeitsmarkt vor allem Berufsanfängerin-
nen und Berufsanfänger zeitlich befristete Arbeitsverträge 
eingehen. Betrachtet man alle Altersjahre – unter Aus-
klammerung der Auszubildenden –, so lag die Quote der 
befristet Erwerbstätigen in Deutschland im März 2004 bei 
8%, wobei im früheren Bundesgebiet gut 7% und in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost knapp 12% aller abhängig 
Beschäftigten (ohne Auszubildende) einer befristeten Tätig-
keit nachgingen.

Weitere Auskünfte erteilt
Winfried Hammes, Telefon 06 11/75-86 96,
E-Mail: mikrozensus@destatis.de.

E-Mails als Kommunikationsmittel 
immer beliebter

Die Nutzung des Internet zum Austausch von privaten 
E-Mails wird immer beliebter. Mit 47% nutzte fast die Hälfte 
der Bevölkerung ab 10 Jahren im ersten Quartal 2004 das 
Internet für den Empfang oder Versand von „elektronischen 
Briefen“; 2002 lag der Anteil noch bei 35%.

Im Bereich der Kommunikation über das Internet lag der 
Austausch von E-Mails damit weit vor dem Chatten oder 
dem Besuch von Online-Foren (18%); zum Telefonieren 
oder für Videokonferenzen wurde das Internet lediglich von 
2% der Bevölkerung genutzt.

Insbesondere bei der jüngeren Bevölkerung haben E-Mails 
als moderne Form des Briefverkehrs Einzug gehalten: 77% 
der 15- bis 24-Jährigen gingen zu diesem Zweck im ersten 
Quartal 2004 online, bei den über 64-Jährigen waren es 
lediglich 10%. Doch nicht nur das Alter, auch die persön-
liche Situation spielt eine Rolle: Studierende sind Spitzen-
reiter beim Versenden und Empfangen von privaten E-Mails 
(97%), gefolgt von Schülerinnen und Schülern ab 15 Jahren 
sowie Auszubildenden (78% bzw. 73%). In deutlich gerin-
gerem Umfang beteiligen sich Rentnerinnen und Rentner 
(16%), aber auch Hausfrauen (29%) oder Arbeitslose (43%) 
sind bei der elektronischen Korrespondenz weniger aktiv.

Die Unterschiede zwischen den verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen bei der E-Mail-Nutzung basieren in erster 
Linie auf ihrer unterschiedlichen Internetbeteiligung. So 
liegt beispielsweise der Anteil der Onliner bei den 15- bis 
24-Jährigen mit 91% um ein Vielfaches höher als bei den 
über 64-Jährigen (11%). Werden bei der Betrachtung aus-
schließlich Internetnutzerinnen und -nutzer herangezogen, 
ergibt sich ein anderes Bild: Insgesamt gingen 80% der 
das Internet nutzenden Personen ab 10 Jahren für den 
Austausch von E-Mails online. Von den über 64-jährigen 
Onlinern beteiligten sich 83% daran. Zum Vergleich: Bei 
jüngeren Personen im Alter von 15 bis 24 Jahren waren es 
85%. Und auch die persönliche Situation der Internetnut-
zerinnen und -nutzer spielt beim E-Mailen lediglich eine 
untergeordnete Rolle: 98% der Studierenden, aber auch 
85% der das Internet nutzenden Rentnerinnen und Rentner 
gingen im ersten Quartal 2004 zu diesem Zweck online. Ist 
also die Hürde ins Internet einmal genommen, erfreut sich 
der elektronische Briefwechsel großer Beliebtheit.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Irene Kahle, Telefon 06 11/75-20 99,
E-Mail: irene.kahle@destatis.de.

Ausgaben für Bildung

4 600 Euro je Schüler an öffentlichen 
Schulen im Jahr 2002

Im Jahr 2002 gaben die öffentlichen Haushalte durchschnitt-
lich 4 600 Euro für die Ausbildung eines Schülers bzw. einer 
Schülerin an öffentlichen Schulen aus (2001: 4 500 Euro). 
Bei allgemein bildenden Schulen waren es 4 900 Euro je 
Schüler/-in, bei beruflichen Schulen 3 300 Euro. Diese auf 
die Zahl der Schüler/-innen bezogenen Ausgaben enthalten 
Ausgaben für Personal, für laufenden Sachaufwand und für 
Investitionen an öffentlichen Schulen.

Innerhalb der allgemein bildenden Schulen variierten die 
Ausgaben je Schüler/-in von 3 900 Euro an Grundschu-
len über 5 300 Euro an Gymnasien bis zu 11 500 Euro an 
Sonderschulen. Die verhältnismäßig hohen Ausgaben bei 
Sonderschulen resultieren vor allem aus einer niedrigeren 
Schüler-Lehrer-Relation. Die vergleichsweise niedrigen 
Aufwendungen von 2 100 Euro je Schüler/-in bei den 
Berufsschulen im Dualen System sind vor allem durch den 
Teilzeitunterricht bedingt.

Bei einem tiefer gehenden Ausgabenvergleich auf Ebene 
der einzelnen Bundesländer ist zu beachten, dass die Schul-
struktur und das Unterrichtsangebot zwischen den Ländern 
differieren (z. B. Unterschiede in der Ganztagsbetreuung, 
den Betreuungsrelationen, der Besoldungsstruktur). In 
allen Ländern sind die Personalausgaben jedoch die domi-
nierende Ausgabenkomponente. In den neuen Ländern 
betrugen die Personalausgaben durchschnittlich 3 600 Euro 
und in den Flächenländern des früheren Bundesgebietes 
3 700 Euro je Schüler/-in. Die Personalausgaben der Stadt-
staaten waren mit 4 600 Euro je Schüler/-in am höchsten.
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Budget für Bildung, Forschung
und Wissenschaft 2003

Im Jahr 2003 wurden in Deutschland 193,3 Mrd. Euro für 
Bildung, Forschung und Wissenschaft ausgegeben. Dies 
waren 0,3 Mrd. Euro mehr als 2002 (+ 0,2%). Der Anteil 
der Ausgaben für Bildung, Forschung und Wissenschaft am 
Bruttoinlandsprodukt lag im Jahr 2003 bei 9,1%.

Grundlage dieser noch vorläufigen Ergebnisse ist die Bud-
getrechnung für Bildung, Forschung und Wissenschaft des 
Statistischen Bundesamtes, der zahlreiche amtliche und 
nichtamtliche Datenquellen zugrunde liegen. Damit lassen 
sich die Gesamtausgaben sowohl von der Seite der Anbie-
ter (Durchführungsbetrachtung) als auch der Mittelgeber 
(Finanzierungsbetrachtung) beschreiben.

– Durchführungsbetrachtung
 Mit 121,5 Mrd. Euro entfiel der größte Teil der Ausgaben 

im Jahr 2003 auf den eigent li chen Bildungsprozess, das 
heißt Lehre bzw. Unterricht an Vorschulen, Schulen, 
Hochschulen und anderen Bildungseinrichtungen. 2002 
wurden hierfür 121,0 Mrd. Euro ausgegeben. Der Lebens-
unterhalt der Bildungsteilnehmer/-innen wurde im Jahr 
2003 mit 13,4 Mrd. Euro gefördert (2002: 14,5 Mrd. 
Euro). Die Ausgaben für Forschungs- und Entwicklungs-
leistungen be trugen 54,3 Mrd. Euro (2002: 53,4 Mrd. 
Euro).

– Finanzierungsbetrachtung
 Angaben über die Finanzierungsstruktur liegen für das 

Jahr 2002 vor. Danach wurden die Gesamtausgaben für 
Bildung, Forschung und Wissenschaft in Höhe von 193,0 
Mrd. Euro zu 13,6% vom Bund finanziert, zu 38,9% von 
den Bundesländern und zu 11,6% von den Kommunen. 
35,2% der Mittel stammten von privaten Haushalten, 
Unternehmen und Organisationen ohne Erwerbs-
zweck sowie vom Ausland. Die Bildungsausgaben (Bil-
dungsprozess und Bildungsförderung) betrugen im Jahr 
2002 135,5 Mrd. Euro. Sie wurden zu 76,0% aus den 
öffentlichen Haushalten finanziert. Bei den Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung (53,4 Mrd. Euro) überwiegt 
dagegen mit 66,0% der Anteil privater Finanzierung durch 
Unternehmen und Organisationen ohne Erwerbszweck.

Weitere Auskünfte zu den Ausgaben für Bildung erteilt
Thomas Baumann, Telefon 06 11/75-41 46,
E-Mail: thomas.baumann@destatis.de.

Monatliches Nettoeinkommen
von Familien im Durchschnitt
bei gut 3 700 Euro

Das durchschnittliche Monatsnettoeinkommen von Fami-
lienhaushalten, das heißt von Paarhaushalten mit unter 
18-jährigen Kindern, lag in der ersten Hälfte 2003 bei 
3 753 Euro. Nach den Ergebnissen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) 2003 zeigen sich jedoch in 
den Lebens- und Einkommensverhältnissen von Familien je 
nach Kinderzahl zum Teil deutliche Unterschiede:

So lag das Haushaltsnettoeinkommen bei Paaren mit einem 
Kind bei 3 256 Euro im Monat. Paare mit zwei Kindern 
(4 026 Euro) konnten auf rund 750 Euro im Monat mehr 
zurückgreifen, Paare mit drei Kindern (4 364 Euro) auf rund 
1 100 Euro mehr als Ein-Kind-Familien.

Korrespondierend mit den höheren Einkommen und der 
Familiengröße zeigen sich bei den Konsumausgaben ent-
sprechende Unterschiede: Im Durchschnitt gaben Familien 
im ersten Halbjahr 2003 2 742 Euro monatlich für den Kon-
sum aus. Haushalte mit einem Kind wendeten 2 438 Euro 
auf, Paare mit zwei Kindern 2 897 Euro und solche mit drei 
Kindern 3 146 Euro. Allerdings gaben die Familien mit stei-
gender Kinderzahl geringere Anteile ihres Einkommens für 
den Privaten Konsum aus. Bei Paaren mit einem Kind betrug 
der Konsumanteil 74% ihres ausgabefähigen Einkommens, 
bei Paaren mit zwei und drei Kindern jeweils 71%.

Mit höherer Kinderzahl steigt die Sparquote, das heißt 
der Anteil des ausgabefähigen Ein kommens, der zur Ver-
mögensbildung zurückgelegt wird. Paare mit einem Kind 
sparten 12,4% ihres verfügbaren Einkommens, Paare mit 
zwei Kindern 15,3% und Paare mit drei Kindern 15,8%. 
Entsprechend unterschiedlich waren die Sparbeträge. 
Paare mit einem Kind sparten im Durchschnitt 410 Euro 
im Monat. Bei Paaren mit zwei Kindern (628 Euro) waren 
es über 200 Euro mehr. Paare mit drei Kindern legten sogar 
704 Euro im Monat zurück. Der Durchschnittswert für Fami-
lien lag bei 546 Euro.

Deutliche Unterschiede zeigen sich auch beim Haus- und 
Grundbesitz. Im Durchschnitt lebten Anfang 2003 58% der 
Familien in den eigenen vier Wänden. Bei Paaren mit einem 
Kind lag der Anteil bei 47%, bei Paaren mit zwei Kin dern 
wohnten fast zwei Drittel (64%) im eigenen Haus, bei Paa-
ren mit drei Kindern waren es sogar fast drei Viertel (72%).

Diese Unterschiede spiegeln sich auch in der Höhe des ver-
fügbaren Immobilienver mögens wider. Anfang 2003 hatten 
Paare mit Kind(ern) im Durchschnitt Haus- und Grundbesitz 
im Wert (Verkehrswert) von 147 000 Euro. Paare mit einem 
Kind verfügten über Immobilien im Wert von 106 000 Euro. 
Bei Paaren mit drei Kindern lag der Wert des Haus- und 
Grundvermögens mit 203 000 Euro je Haushalt nahezu 
doppelt so hoch; bei Paaren mit zwei Kindern waren es 
171 000 Euro.

Weitere Auskünfte erteilt der
Auskunftsdienst Wirtschaftsrechnungen und Zeitbudgets, 
Telefon 0 18 88/6 44-88 80,
E-Mail: viiid-info@destatis.de.

Holzeinschlag im deutschen 
Wald durch Zuwachs mehr als 
ausgeglichen
Die Waldfläche in Deutschland hat im Jahr 2003 – wie auch 
schon in den Jahren zuvor – weiter zugenommen. Dabei 
blieb die der Forstwirtschaft zur Verfügung stehende Wirt-
schaftswaldfläche in der Summe nahezu unverändert bei 
etwa 101 890 km². Dem Flächenzugewinn durch Erstauf-
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forstungen stand eine in etwa gleich große Fläche gegen-
über, die – zum Beispiel aus Naturschutzgründen – aus der 
Bewirtschaftung genommen wurde.

Nach den Ergebnissen der Umweltökonomischen Gesamt-
rechnungen hatte der gesamte Holzvorrat „auf dem Stamm“ 
Ende 2003 im deutschen Wirtschaftswald ein Volumen von 
knapp 3,1 Mrd. Kubikmetern und einen geschätzten Wert 
von 72,7 Mrd. Euro. Der Holz einschlag belief sich im Jahr 
2003 auf 68,7 Mill. Kubikmeter (Vorratsfestmeter, d. h. ein-
schließlich Rinde u. a.). Dies entspricht einem Gegenwert 
von rund 1,6 Mrd. Euro. Im gleichen Zeitraum wuchsen 95,8 
Mill. Kubikmeter Holz nach. Zwar stehen davon nur 85,7 
Mill. Kubikmeter für die wirtschaftliche Nutzung zur Verfü-
gung, da der restliche Zuwachs auf den Schutzflächen (wie 
beispielsweise Naturwaldreservaten) erfolgte. Doch selbst 
mit dieser Einschränkung wurde die Holzentnahme durch 
den Zuwachs mehr als ausgeglichen.

Vom Holzeinschlag des Jahres 2003 lieferte die Forstwirt-
schaft 34,5 Mill. Kubikmeter Stammholz für das Holzge-
werbe, 12,3 Mill. Kubikmeter Brennholz und 4,4 Mill. Kubik-
meter Rohholz zur Herstellung von Holz- und Zellstoff. Die 
verbleibende Differenz in Höhe von 17,6 Mill. Kubikmetern 
entfiel auf Ernteverluste, Rinde und nicht verwertetes Derb-
holz. 4,1 Mill. Kubikmeter der Produktion gelangten in den 
Export; 2,5 Mill. Kubikmeter Stamm- und Brennholz wurden 
nach Deutschland importiert.

Gegenüber dem Jahr 2002 war der wirtschaftlich nutzbare 
Holzzuwachs nur um 0,2% oder 21 000 Kubikmeter nied-
riger, während der Holzeinschlag um 20,8% zugenommen 
hat. Als Ursache hierfür kommen u. a. die starke Trocken-
heit im Jahr 2003 und die ihr folgenden Käferschäden in 
Betracht, die gebietsweise zu nennenswerten Zwangsnut-
zungen geführt haben.

Diese Ergebnisse wurden in Zusammenarbeit mit der Bun-
desforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft ermittelt.

Weitere Auskünfte erteilt
Regina Hoffmann-Müller, Telefon 06 11/75-26 76,
E-Mail: regina.hoffmann-mueller@destatis.de.

Weitere wichtige 
Monatszahlen

Außenhandel
Die deutschen Ausfuhren erhöhten sich im März 2005 im 
Vorjahresvergleich um 0,9% auf 65,3 Mrd. Euro. Ein Plus 
von 1,8% wiesen auch die deutschen Einfuhren auf. Sie 
betrugen 49,0 Mrd. Euro. Die Außenhandelspreise sind 
im gleichen Zeitraum ebenfalls gestiegen. Die Einfuhren 
verteuerten sich im März 2005 um 3,8% gegenüber dem 
Vorjahresniveau. Der Preisanstieg ohne Berücksichtigung 
von Erdöl und Mineralölerzeugnissen lag bei 1,0%. Auch 
die ausgeführten Waren verteuerten sich gegenüber März 
2004, und zwar um 1,3%.

Der Überschuss der Außenhandelsbilanz war leicht rück-
läufig. Er sank gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat 
von 16,6 Mrd. auf 16,3 Mrd. Euro, lag aber weit über dem 
Vormonatssaldo (13,6 Mrd. Euro). Nach vorläufigen Berech-
nungen der Deutschen Bundesbank ergibt sich aus dem 
Außenhandelsüberschuss zusammen mit dem positiven 
Saldo der Bilanz der Erwerbs- und Vermögenseinkommen 
(+ 1,0 Mrd. Euro) und den negativen Salden der Dienst-
leistungsbilanz (– 2,0 Mrd. Euro), der Bilanz der laufen-
den Übertragungen (– 2,3 Mrd. Euro) und der Bilanz der 
Ergänzungen zum Warenverkehr (– 1,0 Mrd. Euro) im März 
2005 ein Leistungsbilanzsaldo von + 12,0 Mrd. Euro. Der 
Überschuss der Leistungsbilanz hatte im März 2004 + 12,4 
Mrd. Euro betragen.

Nominal stiegen die Ausfuhren aus Deutschland gegenüber 
Februar 2005 um 9,3% und die Einfuhren um 6,1%. Saison-
bereinigt verzeichneten die Exporte im März gegenüber Feb-
ruar 2005 ein geringeres Plus von 2,1%; die Importe sind 
saisonbereinigt um 1,2% zurückgegangen. 
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Der vorliegende Aufsatz berichtet über die Änderungen 
der Konzepte, Methoden und Basisdaten sowie über die 
Ergebnisse der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen für den Zeitraum 1991 bis 2004 in jeweiligen 
Preisen und in preisbereinigter Form (in Preisen des Vorjah-
res). Es werden die wichtigsten daten- und konzeptbeding-
ten Revisionsänderungen und ihre Auswirkungen auf große 
Bereiche bzw. wichtige Aggregate der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen dargestellt und die Unterschiede zu 
den bisher veröffentlichten Ergebnissen anhand von Tabel-
len und Übersichten erklärt. Weiterhin werden neu eingear-
beitete Berechnungsgrundlagen aufgeführt und die Grund-
züge neuer Berechnungsmethoden skizziert.

Vorbemerkung

Am 28. April 2005 wurden die völlig überarbeiteten Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Bundesrepublik 
Deutschland veröffentlicht. 

Die Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen werden vom Statistischen Bundesamt seit jeher in etwa 
fünf- bis zehnjährigen Abständen grundlegend überarbei-
tet. Die letzte große Revision – mit dem Übergang auf das 
Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen (ESVG) 1995 – fand zum 28. April 1999 statt.

Diese umfassenden Revisionen sind erforderlich, um

– neue, bislang nicht verwendete statistische Berechnungs-
grundlagen (z. B. die Ergebnisse der jährlichen Dienstleis-
tungsstatistik seit dem Berichtsjahr 2000) einzubauen,

– neue Berechnungsmethoden anzuwenden,

– neue Konzepte, Definitionen, Klassifikationen u. Ä. in 
das Rechenwerk einzuführen.

Bei den bisherigen Revisionen wurde üblicherweise bei die-
sem Anlass auch auf eine neue Festpreisbasis übergegan-
gen (zuletzt auf das Basisjahr 1995). Dieser Revisionsgrund 
entfällt bei der Revision 2005, da die Ergebnisse der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen nicht mehr, wie bis-
her, in Preisen eines bestimmten Basisjahres ausgedrückt 
werden, sondern stets in Preisen des jeweiligen Vorjahres 
(Näheres hierzu im Abschnitt 2.2 Einführung der Vorjahres-
preisbasis).

Der vorliegende Aufsatz berichtet über die Änderungen 
der Konzepte, Methoden und Basisdaten sowie über die 
Ergebnisse der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen für den Zeitraum 1991 bis 2004 in jeweiligen 
Preisen und in preisbereinigter Form (in Preisen des Vorjah-
res). Es werden die wichtigsten daten- und konzeptbeding-
ten Revisionsänderungen und ihre Auswirkungen auf große 
Bereiche bzw. wichtige Aggregate der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen dargestellt und die Unterschiede zu den 
bisher veröffentlichten Ergebnissen anhand von Tabellen 
und Übersichten erklärt. Weiterhin werden neu eingearbei-
tete Berechnungsgrundlagen aufgeführt und die Grundzüge 
neuer Berechnungsmethoden skizziert.

Die Sonderbände S.25 „Revidierte Vierteljahresergebnisse“ 
und S.26 „Revidierte Jahresergebnisse“ der Fachserie 18 
„Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“ stellen unter 
dem Titel „Revidierte Ergebnisse der Inlandsproduktsbe-
rechnungen 1991 bis 2004“ wichtige Tabellen mit Jahres- 
bzw. Vierteljahresergebnissen vor; ausgewählte Ergebnisse 
stehen auch im Internet (http://www.destatis.de) zur Ver-
fügung. Alle Ergebnisse der Revision der Volkswirtschaft-

Dipl.-Ökonom Albert Braakmann, Dipl.-Volkswirt Norbert Hartmann, Dr. Norbert Räth,
Dipl.-Volkswirt Wolfgang Strohm, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Revision der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen 
2005 für den Zeitraum
1991 bis 2004
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lichen Gesamtrechnungen sind auch in der Datenbank 
GENESIS des Statistischen Bundesamtes gespeichert und 
können auch online im Statistik-Shop des Statistischen 
Bundesamtes unter http://www.destatis.de/shop bezo-
gen werden.

Die laufende Berichterstattung im Rahmen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen über die aktuelle wirt-
schaftliche Entwicklung knüpft an die revidierten Ergebnisse 
an. Dem bisherigen Veröffentlichungsrhythmus folgend wur-
den bereits Mitte Mai 2005 Ergebnisse für das erste Viertel-
jahr 2005 publiziert, im August werden Ergebnisse für das 
zweite Quartal 2005 in der Reihe 3 „Vierteljahresergebnisse 
der Inlandsproduktsberechnung“ der Fachserie 18 veröf-
fentlicht. Voraussichtlich im September erscheint dann der 
Hauptbericht 2004 der Reihe 1.3 „Konten und Standard-
tabellen“. Eine ausführliche Kommentierung der Wirtschafts-
entwicklung im ersten Halbjahr 2005 erfolgt wie gewohnt in 
einem Aufsatz in der Septemberausgabe dieser Zeitschrift.

Alle Ergebnisse der Revision beziehen sich auf die Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem
3. Oktober 1990, das heißt nach der deutschen Vereinigung. 
Für die Jahre ab 1991 wird der Arbeitskreis Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnungen der Länder die Aufgabe der Regio-
nalisierung der Ergebnisse wie üblich übernehmen. Das gilt 
nunmehr auch für die Bauinvestitionen, die bislang im Rah-
men der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im Sta-
tistischen Bundesamt getrennt nach Ost und West ermittelt 
und veröffentlicht wurden. Für die Jahre vor 1991 werden 
Rückrechnungen nach den neuen Konzepten, Defini tionen 
usw. ausschließlich für das frühere Bundesgebiet erfolgen; 
der Realisierungszeitpunkt für die Rückrechnung steht noch 
nicht fest und ist primär von den im Statistischen Bundes-
amt verfügbaren Kapazitäten abhängig.

1 Überblick
Die zentrale Größe der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen (VGR), das Bruttoinlandsprodukt (BIP), wird als 

Ergebnis der Revision 2005 in jeweiligen Preisen in den 
Jahren 1991 bis 2004 um rund 30 bis 47 Mrd. Euro höher 
nachgewiesen als bisher; das sind zwischen + 1,4 und 
+ 2,6% mehr als bisher (siehe Tabelle 1). Wie aus Schau-
bild 1 ersichtlich ist, entfällt der größte Teil der Erhöhung 
auf Konzeptänderungen, die Summe der datenbedingten 
Änderungen hat dagegen eine vergleichsweise geringe Aus-
wirkung. Im zeitlichen Verlauf weichen die Veränderungsra-
ten des nominalen Bruttoinlandsprodukts in einzelnen Jah-
ren zwar zwischen – 0,5 und + 0,4 Prozentpunkten von den 
bisherigen Raten ab, über den gesamten Zeitraum 1991 bis 
2004 blieb die jahresdurchschnittliche Zuwachsrate mit 
2,8% jedoch nahezu unverändert (bisher: + 2,9%). Beim 
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt zeigt sich ein ande-
res Bild (siehe Schaubild 2 auf S. 428): Hier liegen die rea-
len Veränderungsraten in den meisten Jahren über den bis-
herigen Angaben (um bis zu + 0,4 Prozentpunkte) oder sind 
genauso hoch. Die jahresdurchschnittliche Wachstumsrate 
des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts liegt nach Revi-
sion um 0,2 Prozentpunkte über der bisherigen Rate (1,5 
gegenüber 1,3%).

Entsprechend den Jahresraten liegen auch die revidierten 
Veränderungsraten der Quartalswerte des preisbereinigten 
Bruttoinlandsprodukts meist über den bisherigen Werten. 
Das gilt sowohl für die Angaben im Vorjahres- als auch im 
Vorquartalsvergleich. Das bisherige Konjunkturbild bleibt 
jedoch weitgehend erhalten.

Die Zahl der Erwerbstätigen, die zur Erwirtschaftung des 
Bruttoinlandsprodukts beitragen, wurden bereits Ende 
Februar 2005 im Zusammenhang mit der Einführung einer 
neuen, international vergleichbaren Arbeitsmarktstatistik 
des Statistischen Bundesamtes1) revidiert. Für alle Jahre 
des Zeitraums 1991 bis 2004 ergab sich eine höhere als 
die bisher nachgewiesene Anzahl von Erwerbstätigen, wo-
bei die Differenzen zu den bisher nachgewiesenen Grö-
ßen im Zeitablauf leicht zunehmen. Im Jahr 1991 liegt die 
Anzahl der Erwerbstätigen nach Revision (Inlandskonzept) 

Tabelle 1: Bruttoinlandsprodukt 

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von  
1995) 

Mrd. EUR % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1991 1 534,60 1 502,20 32,40 2,2 X X X X 
1992 1 646,62 1 613,20 33,42 2,1 +7,3 + 7,4 + 2,2 + 2,2
1993 1 694,37 1 654,20 40,17 2,4 +2,9 + 2,5 – 0,8 – 1,1
1994 1 780,78 1 735,50 45,28 2,6 +5,1 + 4,9 + 2,7 + 2,3
1995 1 848,45 1 801,30 47,15 2,6 +3,8 + 3,8 + 1,9 + 1,7

1996 1 876,18 1 833,70 42,48 2,3 +1,5 + 1,8 + 1,0 + 0,8
1997 1 915,58 1 871,60 43,98 2,3 +2,1 + 2,1 + 1,8 + 1,4
1998 1 965,38 1 929,40 35,98 1,9 +2,6 + 3,1 + 2,0 + 2,0
1999 2 012,00 1 978,60 33,40 1,7 +2,4 + 2,6 + 2,0 + 2,0
2000 2 062,50 2 030,00 32,50 1,6 +2,5 + 2,6 + 3,2 + 2,9

2001 2 113,56 2 074,00 39,56 1,9 +2,5 + 2,2 + 1,2 + 0,8
2002 2 148,81 2 107,30 41,51 2,0 +1,7 + 1,6 + 0,2 + 0,1
2003 2 164,87 2 128,20 36,67 1,7 +0,7 + 1,0 + 0,0 – 0,1
2004 2 207,24 2 177,00 30,24 1,4 +2,0 + 2,3 + 1,6 + 1,6

 1) Siehe Riede, T./Sacher, M.: „Arbeitsmarkt in Deutschland – erster Baustein der neuen ILO-Statistik“ in WiSta 2/2004, S. 148 ff.
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mit 38 621 000 Personen um 167 000, im Jahr 1997 mit 
37 463 000 Personen um 255 000 und im Jahr 2004 mit 
38 860 000 Personen um 418 000 über den bisher veröffent-
lichten Zahlen. Als Folge nimmt die Zahl der Erwerbstätigen 
von 1991 bis 2004 nach der Neuberechnung um 0,6% zu, 
während sie bisher in diesem Zeitraum nahezu unverändert 
blieb (– 0,0%). Der bisherige jährliche Verlauf der Erwerbs-
tätigkeit im Beobachtungszeitraum bleibt jedoch weitge-
hend unverändert. Details zur Neuberechnung der Erwerbs-
tätigenzahlen werden im Abschnitt 3.3 beschrieben.

Gründe für den geänderten Nachweis des Bruttoinlandspro-
dukts und seiner Komponenten wie auch der Erwerbstäti-
gen sind sowohl die bei der Revision der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen vorgenommenen methodischen 
Änderungen als auch neue Ausgangsdaten, die für die 
Berechnungen herangezogen wurden.

Eine wesentliche Methodenänderung und eines der Haupt-
anliegen dieser Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen ist die Einführung der Vorjahrespreisbasis,
die die bisherige Festpreisbasis bei der Deflationierung von 
VGR-Daten ablöst und damit zur internationalen Harmoni-
sierung der Preis- und Volumenmessung beiträgt. Mit der 
Entscheidung 98/715/EG der Kommission vom 30. Novem-
ber 19982) wurde die Einführung der Vorjahrespreisbasis
für alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) ver-
bindlich vorgeschrieben, wobei gewisse Übergangsfristen 

eingeräumt wurden (für Deutschland bis 2005). Auf die 
Umstellung auf Vorjahrespreisbasis und die damit einher-
gehende Einführung von Kettenindizes wird ausführlicher 
im Abschnitt 2.1 eingegangen. Dort – wie auch im folgen-
den Abschnitt 2.2 und in den Kapiteln 3 und 4 – wird darü-
ber hinaus die konsequente Verwendung von hedonischen 
Preisindizes ab dem Berichtsjahr 1991 beschrieben.

Außer dem Übergang auf die Vorjahrespreisbasis erfolgte in 
der VGR-Revision eine Harmonisierung der Berechnungs-
verfahren von Deflatoren für bestimmte Gütergruppen 
bzw. Wirtschaftsbereiche. Auch diese Weiterentwicklung 
wurde durch neue EU-Rechtsakte verbindlich geregelt. Bei 
den im Abschnitt 2.2 dargestellten neuen Deflationierungs-
methoden handelt es sich vor allem um die direkte Volu-
menmessung bei der Nichtmarktproduktion und um die 
hedonische Preismessung.

Obwohl mit diesen Schritten wesentlich zur Harmonisierung 
der Preis- und Volumenmessung innerhalb der EU beigetra-
gen wurde, werden – verglichen mit dem Harmonisierungs-
grad der Bruttoinlandsproduktsberechnung in jeweiligen 
Preisen – noch weitere Anstrengungen notwendig sein.

Eine weitere Methodenänderung stellt die geänderte 
Buchung der „Unterstellten Bankgebühr“ dar, die neu mit 
FISIM3) bezeichnet wird. Neben den direkt erzielten Umsät-
zen der Kreditinstitute in Form von zum Beispiel Konto-

Schaubild 1

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen
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 2) Amtsbl. der EG Nr. L 340 vom 16. Dezember 1998, S. 33 ff.
 3) Finanzserviceleistung, indirekte Messung.
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führungs- und Safegebühren werden nach den Regeln des 
SNA4) und des ESVG5) für das Leihen und Verleihen von Geld 
und für andere Arten von Aktivgeschäften der Banken Ent-
gelte berechnet, die nicht direkt in Rechnung gestellt wer-
den. Diese Entgelte für Bankdienstleistungen wurden bis-
her global von einer fiktiven Einheit als Vorleistungen der 
Gesamtwirtschaft gebucht und hatten damit keine Auswir-
kungen auf die Höhe und die Entwicklung des Bruttoin-
landsprodukts. Nach der Verordnung (EG) Nr. 1889/2002 
der Kommission vom 23. Oktober 20026) sind die indi-
rekt gemessenen Finanzserviceleistungen (FISIM) auf die 
unterschiedlichen Nachfrager (Einleger und Kreditnehmer) 
aufzuteilen. Sie gehen damit – soweit sie nicht als Vor-
leistungen direkt im Produktionsprozess verbraucht wer-
den – in die Größe des Bruttoinlandsprodukts und dessen 
Verwendungskategorien Konsum sowie Exporte (abzüglich 
Importe) ein. Die Auswirkungen der Neubehandlung der 
FISIM auf andere Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen werden im Abschnitt 2.3 ausführlicher darge-
stellt. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt resultiert 
hieraus in den Jahren 1991 bis 2004 ein erhöhter Nachweis 
zwischen rund 24 und 39 Mrd. Euro, das sind gemessen am 
bisherigen Bruttoinlandsprodukt 1,2 bzw. 2,2% mehr.

Eine weitere konzeptionelle Änderung betrifft die Behand-
lung der Swaps. Dabei handelt es sich um Finanzinstru-

mente, die insbesondere zur Absicherung gegen Zins-
satzänderungsrisiken eingesetzt werden. Soweit im Rah-
men solcher „Tauschgeschäfte“, etwa des Tauschs einer 
festen gegen eine variable Verzinsung, Ausgleichszahlun-
gen zwischen den Geschäftspartnern zu leisten sind, wur-
den diese bisher als Zinsen erfasst. Nach der Verordnung 
(EG) Nr. 2558/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. Dezember 20017) stellen die Ausgleichszah-
lungen keine Zinsen, sondern Kursgewinne bzw. -verluste 
dar, die im Umbewertungskonto zu buchen sind. Betroffen 
von dieser Änderung ist in gesamtwirtschaftlicher Betrach-
tung das Bruttonationaleinkommen, da sich die grenzüber-
schreitenden Zinsströme von den im Rahmen von Swap-
Geschäften getätigten Ausgleichszahlungen ändern. Die 
Auswirkungen auf das Bruttonationaleinkommen sind sehr 
gering. Im Durchschnitt der Jahre 1991 bis 2004 beliefen 
sich die per saldo von der übrigen Welt empfangenen Aus-
gleichszahlungen auf den relativ kleinen Betrag von rund 
100 Mill. Euro. Selbst der im Vergleich hierzu hohe Betrag 
von 5,2 Mrd. Euro im Jahr 2004 machte nur 0,2% des bishe-
rigen Bruttonationaleinkommens aus.

Zu den der VGR-Revision zugrunde liegenden neuen Aus-
gangsdaten zählen vor allem 

– Ergebnisse bestehender, nur in mehrjährlichem Turnus 
durchgeführter Statistiken, die für Zwecke der laufenden 

Schaubild 2
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 4) System of National Accounts der Vereinten Nationen.
 5) Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen.
 6) Amtsbl. der EG Nr. L 286 vom 24. Oktober 2002, S. 11 ff.
 7) Amtsbl. der EG Nr. L 344 vom 28. Dezember 2001, S. 1 f.
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Überarbeitung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen zu spät anfallen (z. B. der vierjährlichen Kosten-
strukturstatistiken),

– Ergebnisse neu eingeführter Statistiken (z. B. der Dienst-
leistungsstatistik, der Pflegestatistik),

– Ergebnisse aufgrund neuer Rechenmethoden, die in 
Folge neu eingeführter Statistiken angewandt werden, 
um bruchfreie, konsistente Zeitreihen zu berechnen (z. B. 
Handelswareneinsatz in den neuen Jahreserhebungen 
im Handel),

– Ergebnisse aus Untersuchungen und Berechnungen zur 
weiteren Verbesserung der Vollständigkeit der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (z. B. Abgleich mit der 
Umsatzsteuerstatistik),

– Ergebnisse aus dem Abgleich der laufenden Berechnun-
gen des Bruttoinlandsprodukts mit den Input-Output-
Rechnungen des Jahres 2000.

Die aus der Verwendung neuer Ausgangsdaten resultie-
renden datenbedingten Änderungen belaufen sich in der 
Summe auf maximal 30% der gesamten Revisionsänderun-
gen. Sie werden im Einzelnen in den Kapiteln 3 bis 7 erläu-
tert.

Das seit dem 28. April 2005 geänderte Veröffentlichungs-
programm und die dort verwendeten neuen Begriffe sind 
im Wesentlichen eine Folge der Konzeptänderungen. So 
wird durch die Neuberechnung und Neubehandlung spezi-
eller Bankgebühren nicht weiter von „Unterstellter Bankge-
bühr“, sondern von FISIM (Finanzserviceleistung, indirekte 
Messung) gesprochen. Auch entfällt der Nachweis der glo-
balen Position „Unterstellte Bankgebühr“ beim Übergang 
von der unbereinigten Bruttowertschöpfung zur bereinigten 
Bruttowertschöpfung und damit zugleich die Größe unbe-
reinigte Bruttowertschöpfung. Die FISIM selbst wird in ver-
schiedenen Tabellen als „Darunter“-Position dargestellt. 
Eine wesentliche Änderung in den Tabellen der Fachserie 18 
„Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“ besteht darin, 
dass preisbereinigte Größen in Folge der Umstellung von 
der Festpreis- auf die Vorjahrespreisbasis nur als Kettenin-
dizes und daraus berechneten Veränderungsraten und nicht 
als (verkettete) Absolutwerte in Mrd. Euro dargestellt wer-
den. Auf spezielle Anfrage werden allerdings auch Absolut-
werte – verkettet wie auch unverkettet in Vorjahrespreisen – 
zur Verfügung gestellt. Weitere Informationen zum neuen 
Veröffentlichungsprogramm der deutschen Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen liefert Kapitel 7.

2 Änderung von Konzepten

2.1 Einführung der Vorjahrespreisbasis

In den deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen wurde im Rahmen der Revision 2005 bei der Preis- 
und Volumenmessung eine ganz wesentliche Änderung der 

Berechnungsmethoden durchgeführt8). Die Volumenmes-
sung erfolgt nunmehr entsprechend internationaler Kon-
ventionen und verbindlicher europäischer Rechtsvorschrif-
ten auf der Grundlage einer jährlich wechselnden Preisbasis
(Vorjahrespreisbasis). Die neue Methode ersetzt somit die 
bisherige Berechnung in konstanten Preisen eines – bisher 
üblicherweise fünfjährlich wechselnden – festen Preisba-
sisjahres. Durch die Verwendung eines möglichst aktuellen 
Basisjahres soll eine genauere Berechnung der „realen“ Ver-
änderungsraten erfolgen (insbesondere für das Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts). Die Kritik am Konzept der Fest-
preisbasis besteht vor allem darin, dass die Preisrelationen
eines Basisjahres für die Folgejahre immer weniger relevant 
würden und dass sie für eine Rückrechnung in die Vergan-
genheit ökonomisch eigentlich völlig irrelevant seien. Die 
Darstellung einer realen Entwicklung unter der Annahme, 
dass die Preise eines Basisjahres unverändert gelten wür-
den, führe zu eher hypothetischen Ergebnissen und sta-
tistischen Artefakten. Außerdem führte der Übergang auf 
eine neue Festpreisbasis im Rahmen von VGR-Revisionen 
immer wieder auch zu einer Änderung der „realen“ Entwick-
lung wichtiger VGR-Größen in der Vergangenheit. Diese Kri-
tik gilt umso mehr, je stärker die Verschiebung der Preisre-
lationen gegenüber dem Preisbasisjahr ist. Hier besteht ein 
enger inhaltlicher Zusammenhang zu den Techniken der 
Preismessung, vor allem zu den Verfahren der Qualitätsbe-
reinigung. Insbesondere wenn hedonische Techniken zur 
Qualitätsmessung herangezogen werden (z. B. bei Com-
putern) können rechnerisch starke Preissenkungen ermit-
telt werden, die folglich zu deutlichen Veränderungen der 
Preisrelationen der Güter zueinander führen. Es ist deshalb 
nicht verwunderlich, dass gerade Länder, in denen hedoni-
sche Preisindizes sehr verbreitet sind, gleichermaßen auch 
bereits die Vorjahrespreisbasis eingeführt haben. Zum Bei-
spiel wurde in den Vereinigten Staaten bereits 1996 offiziell 
die Vorjahrespreisbasis in die VGR eingeführt und die hedo-
nische Preismessung erstreckt sich heute auf etwa 18% des 
Bruttoinlandsprodukts. Einige Länder in der EU produzie-
ren bereits Ergebnisse auf Vorjahrespreisbasis (z. B. Frank-
reich, die Niederlande, Portugal, Schweden), andere Länder 
der EU werden die Berechnungen im Laufe der Jahre 2005 
und 2006 umstellen.

Unmittelbarer rechtlicher Anlass für die Einführung der Vor-
jahrespreisbasis und die Abkehr von der bisherigen Fest-
preisbasis in den deutschen VGR ist die Entscheidung 98/
715/EG der Kommision vom 30. November 1998 (zur Klar-
stellung von Anhang A der (ESVG-)Verordnung Nr. 2223/
96 des Rates im Hinblick auf die Grundsätze zur Preis- und 
Volumenmessung). Der Rechtsakt schreibt in Grundsatz 3 
vor: „Die auf der elementaren Aggregationsebene abgelei-
teten Volumenmaße werden mit Gewichten aggregiert, die 
aus dem Vorjahr abgeleitet werden“. Zur Umsetzung die-
ser Vorgabe wurde Deutschland eine Übergangsfrist bis 
2005 eingeräumt. Das Konzept der Vorjahrespreisbasis ist 
allerdings keineswegs neu und auch bereits in den gelten-
den internationalen Systemen der VGR verankert [im Sys-
tem of National Accounts (SNA) 1993, § 16.41, sowie im 
Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech-

 8) Siehe hierzu auch Mayer, H.: „Preis- und Volumenmessung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen“ in WiSta 12/2001, S. 1032 ff. 
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nungen (ESVG) 1995, Ziffer 10.62]. Politisch stehen diese 
Aktivitäten in einem engen Zusammenhang mit dem euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspakt von 1997, der bei 
Verletzung des staatlichen Defizitziels in einem Mitglied-
staat einen Sanktionsmechanismus vorsieht und Ausnah-
meregeln enthält, die vor allem auf die „reale“ Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts abstellen. Unabhängig von 
der aktuellen Interpretation des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts liegt aber auf der Hand, dass harmonisierte Ergeb-
nisse der VGR in „realen“ Größen eine wichtige Informati-
onsgrundlage für die EU-Gemeinschaftspolitik wie auch für 
die Mitgliedstaaten sind.

Der konkrete Berechnungsansatz bei der Methode der Vor-
jahrespreisbasis lässt sich in folgende Schritte zerlegen: 
(1) Die Wertangaben eines Jahres werden mit Preisindizes 
deflationiert, die immer auf den Jahresdurchschnitt des Vor-
jahres normiert sind. Im Gegensatz dazu erfolgte bei der 
Festpreisbasis bisher die Deflationierung mit Preisindizes, 
die für alle Jahre auf ein festes Basisjahr bezogen waren. 
(2) Durch die Berechnung in Vorjahrespreisen erhält man 
eine Sequenz von Jahresergebnissen in konstanten Prei-
sen des Vorjahres, für die Messzahlen oder Veränderungs-
raten abgeleitet werden können. (3) Durch Verkettung 
(„Chain ing“) dieser Messzahlen kann für jedes Merkmal 
eine vergleichbare Zeitreihe ermittelt werden. Damit liegen 
Kettenindizes sowohl für Volumenangaben als auch für (im-
plizite) Preisindizes vor. Als Indextyp wird entsprechend den 
europäischen Regelungen wie bisher für die Volumenmes-
sung ein Laspeyres-Index und damit für die implizite Preis-
messung ein Paasche-Index verwendet.9) (4) Um außerdem 
vergleichbare Absolutwerte (in Mrd. Euro) für die Volumen-
angaben als Zeitreihe zu ermitteln, müssen die Kettenindi-
zes mit den Werten eines Referenzjahres (vereinbarungsge-
mäß das Jahr 2000) verknüpft, also multipliziert, werden. 

Ein zentrales Problem der Verkettung ist die Nichtadditivität 
der Ergebnisse. Anders als bei der bisherigen Festpreisme-
thode sind die verketteten Absolutwerte nicht mehr additiv, 
das heißt die Summe der verketteten Teilaggregate weicht 
vom Wert des verketteten Gesamtaggregats ab. Beispiels-
weise weicht die Summe der verketteten Verwendungsag-
gregate des Bruttoinlandsprodukts vom verketteten BIP 
selbst ab. Diese Abweichungen treten bei allen Angaben 
auf, in denen Zusammenfassungen von Einzelpositionen 
bzw. Salden nachgewiesen werden (wie z. B. die Bruttowert-
schöpfung nach Wirtschaftsbereichen). Diese Nichtadditivi-
tät wird auch in räumlicher Abstufung auftreten, also zum 
Beispiel zwischen der EU-Ebene und den Mitgliedstaaten. 
Die auftretenden Verkettungsdifferenzen sollen aus sachlo-
gischen Gründen vereinbarungsgemäß auch nicht rechne-
risch eliminiert werden. In der Veröffentlichungspraxis kann 
diese Nichtadditivität zu Interpretationsproblemen für die 
Datennutzer und zu möglichen Rechen- oder Analysefehlern 
führen. Aus diesem Grund werden in den Veröffentlichun-
gen der VGR künftig bei den Volumenangaben die Ketten-

indizes und die Veränderungsraten sowie die Wachstums-
beiträge zum Bruttoinlandsprodukt im Mittelpunkt stehen. 
Verkettete Absolutwerte (mit dem Referenzjahr 2000) sowie 
Absolutwerte in Vorjahrespreisen stehen für den interes-
sierten Datennutzer aber ebenfalls zur Verfügung. Die Sal-
dengrößen Außenbeitrag und Vorratsveränderungen lassen
sich preisbereinigt sinnvollerweise nur noch in Form von 
Wachstumsbeiträgen (zum Bruttoinlandsprodukt) darstel-
len. Es ist darauf hinzuweisen, dass das Problem der Nicht-
additivität nur für die verketteten Absolutwerte gilt, nicht 
jedoch für die Ergebnisse eines einzelnen Jahres in Vorjah-
respreisen. Für die Kettenindizes hat die Deutsche Bundes-
bank ein Excel-Makro entwickelt (KIX), mit dem Aggregati-
onen oder Disaggregationen von Kettenindizes sowie die 
Ermittlung rechnerischer Wachstumsbeiträge auch für nicht 
explizit veröffentlichte Positionen möglich sind.10)

Für die Quartalsrechnung gibt es unterschiedliche techni-
sche Lösungen zur Bildung von Kettenindizes. In der inter-
nationalen Diskussion wird ausgehend von den Arbeiten 
des Internationalen Währungsfonds zwischen drei Verfah-
ren unterschieden (annual overlap, quarterly overlap, over 
the year).11) Auf europäischer Ebene gibt es bisher ledig-
lich Empfehlungen, aber keine rechtliche Festlegung für ein 
bestimmtes Verfahren, auch weil die konkreten Rahmenbe-
dingungen in den VGR der Mitgliedstaaten teilweise unter-
schiedlich sind. Das Statistische Bundesamt hat sich nach 
umfangreichen Proberechnungen im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank für die Methode „annual overlap“ 
entschieden. Die Proberechnungen haben gezeigt, dass 
eine große Übereinstimmung der Berechnungsergebnisse 
nach den verschiedenen Methoden besteht und dass sich 
nur in wenigen Fällen signifikante Abweichungen ergeben. 
Die Methode „annual overlap“ hat vor allem den Vorteil der 
zeitlichen Additivität, also einer Übereinstimmung zwischen 
der Summe der Vierteljahreswerte mit den autonom ermit-
telten Jahresergebnissen. 

Um den Einfluss der Verkettung auf die jetzt vorgelegten 
revidierten Ergebnisse zu zeigen, war es erforderlich, diesen 
Einfluss zu separieren. Dazu wurden die revidierten Ergeb-
nisse zusätzlich nach der Festpreismethode (mit dem Preis-
basisjahr 2000) berechnet. Aus dem Vergleich der Daten-
sätze lässt sich dann der Einfluss der Verkettung gesondert 
darstellen. In Tabelle 2 sind die preisbereinigten Verände-
rungsraten für das Bruttoinlandsprodukt und einzelne Ver-
wendungskomponenten nach der neuen Methode darge-
stellt sowie zusätzlich die Differenzen (in Prozentpunkten) 
zwischen der Vorjahrespreis- und der Festpreismethode. 
Die Ergebnisse zeigen, dass sich der Einfluss der Verkettung
auf das Bruttoinlandsprodukt insgesamt in engen Grenzen 
hält (maximal 0,3 Prozentpunkte) und überwiegend posi-
tiv ausfällt. Ähnlich ergeben sich auch nur geringe Auswir-
kungen auf die Konsumausgaben und die Bauinvestitionen. 
Deutlicher fallen die Verkettungseffekte dagegen bei den 
Ausrüstungsinvestitionen sowie bei Exporten und Importen 

 9) Hier besteht eine Abweichung zur Rechenpraxis in den Vereinigten Staaten, die zur Volumenmessung einen Fisher-Index (geometrisches Mittel aus Lasypeyres- und Paasche-Index) ver-
wenden.

10) Das Makro kann von der Deutschen Bundesbank auf Anfrage zur Verfügung gestellt sowie unter Akzeptanz und Einhaltung der maßgeblichen Überlassungsbedingungen genutzt werden.
11) Siehe International Monetary Fund: “Quarterly National Accounts Manual – Concepts, Data Sources and Compilation, 2001” (insbesondere Chapter IX), im Internet unter: www.imf.org/

external/pubs/ft/qna/2000/textbook/index.htm; ferner Nierhaus, W.: „Zur Einführung der Vorjahrespreisbasis in der deutschen Statistik: Besonderheiten der Quartalsrechnung“ in ifo-
Schnelldienst, Heft 15/2004. 
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aus. Das Ergebnis ist plausibel, weil es bei diesen Aggrega-
ten zu stärkeren Verschiebungen der Preisrelationen im Zeit-
ablauf kommt, vor allem wegen der außenwirtschaftlichen 
Einflüsse, wogegen die Preisbewegungen im Inland wesent-
lich ausgeglichener verlaufen. Hier spielt auch eine Rolle, 
dass im Rahmen dieser Revision für EDV-Güter durchgän-
gig ab 1991 eine hedonische Preismessung implementiert 
wurde, die sich insbesondere bei den Importen und den 
Ausrüstungsinvestitionen auswirkt. Für den Außenbeitrag 
ergeben sich dagegen (gemessen an den Wachstumsbeiträ-
gen zum BIP) keine signifikanten Verkettungseffekte. Auffal-
lend ist auch, dass bei den hier untersuchten Aggregaten 
die Verkettungseffekte vor dem Festpreisbasisjahr (2000) 
meist positiv ausfallen und danach eher negativ sind. Diese 
Ergebnisse decken sich im Übrigen mit früheren Untersu-
chungen für andere Länder.12) Allerdings kann aufgrund 
der vorliegenden Vergleichsrechnung nicht die gelegent-
lich geäußerte Behauptung bestätigt werden, dass das Wirt-
schaftswachstum (Wachstum des Bruttoinlandsprodukts) 
für die aktuellen Jahre nach der Methode der Verkettung 
etwas schwächer ausfallen würde. Theoretisch betrachtet 
hängen die Verkettungseffekte von der Verschiebung der 
Gewichte bei der Volumenmessung ab. Die Volumenindizes 
nach dem Laspeyres-Typ haben bei der Festpreismethode 
die Wägungsstruktur des Basisjahres (2000), dagegen bei 

der Vorjahrespreismethode jeweils die Wägungsstruktur 
des Vorjahres. Die Verschiebung der Gewichte hängt von 
der faktischen Preis- und Einkommenselastizität der Güter 
im Vergleich zueinander ab und kann demzufolge für ein-
zelne Jahre sehr unterschiedlich ausfallen. 

2.2 Neue Deflationierungsmethoden

Neben dem Methodenwechsel hinsichtlich der Wahl der 
Preisbasis – der Einführung der Methode der Vorjahres-
preise – wurden in der Volumenmessung weitere bedeu-
tende methodische Änderungen vorgenommen. Auch diese 
Änderungen wurden durch Empfehlungen der internationa-
len VGR-Systeme und insbesondere durch neue Rechtsakte 
auf europäischer Ebene zur Preis- und Volumenmessung 
ausgelöst.13) Die Änderungen betreffen insbesondere

1. die stärkere Berücksichtigung von Qualitätsänderungen 
bei bestimmten Gütern (hedonische Preismessung),

2. die Methode der direkten Volumenmessung bei Leistun-
gen im Bereich „Erziehung und Unterricht“ und bei Pfle-
geleistungen,

3. sonstige Änderungen (Beseitigung von unzulässigen 
Methoden).

Tabelle 2: Einführung der Vorjahrespreisbasis 
Effekte der Verkettung in ausgewählten Aggregaten 

Jahr 
Brutto-

inlands- 
produkt 

Konsum-
ausgaben 

Ausrüstungs- 
investitionen 

Bau-
investitionen 

Exporte Importe 
Außen-
beitrag 

 Neues Ergebnis (preisbereinigt) 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Wachstums- 
beitrag 

1992 + 2,2 + 3,8 – 3,1 + 10,4 – 0,8 + 2,8 – 0,9 
1993 – 0,8 + 0,6 – 14,4 + 1,9 – 4,9 – 4,7 0,0 
1994 + 2,7 + 2,2 – 1,1 + 7,1 + 8,0 + 8,3 0,0 
1995 + 1,9 + 2,1 + 2,2 – 1,8 + 6,3 + 6,5 0,0 

1996 + 1,0 + 1,5 + 2,8 – 2,7 + 6,0 + 3,5 0,6 
1997 + 1,8 + 0,7 + 5,0 – 1,5 + 11,7 + 8,2 0,9 
1998 + 2,0 + 1,5 + 11,5 – 0,9 + 8,0 + 9,5 – 0,3 
1999 + 2,0 + 2,5 + 8,7 + 1,5 + 5,9 + 8,6 – 0,6 
2000 + 3,2 + 2,1 + 10,7 – 2,4 + 13,5 + 10,2 1,1 

2001 + 1,2 + 1,6 – 3,7 – 4,6 + 6,3 + 1,2 1,7 
2002 + 0,2 + 0,1 – 7,5 – 5,8 + 4,6 – 1,0 1,9 
2003 + 0,0 + 0,1 – 0,2 – 3,3 + 1,8 + 4,2 – 0,7 
2004 + 1,6 – 0,2 + 2,3 – 2,6 + 9,0 + 6,7 1,1 

 Differenzen zwischen der Vorjahrespreis- und der Festpreismethode (Basisjahr 2000) in Prozentpunkten  

1992 0,3 0,3 0,8 – 0,1 1,1 0,4 0,1 
1993 – 0,2 – 0,2 0,5 0,0 – 0,1 – 0,3 – 0,0 
1994 0,1 0,1 1,0 0,1 0,3 0,5 0,1 
1995 0,2 0,2 1,2 0,0 0,7 1,3 – 0,0 

1996 0,2 0,1 1,0 0,0 0,3 0,5 0,0 
1997 0,3 0,1 1,5 0,0 0,8 1,1 0,0 
1998 0,2 0,2 2,3 0,0 0,5 1,3 – 0,1 
1999 0,2 0,2 1,3 0,1 0,1 0,5 0,0 
2000 0,1 0,1 0,5 0,0 0,4 0,6 0,1 

2001 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
2002 0,0 0,0 – 0,9 0,1 – 0,3 – 0,1 – 0,1 
2003 0,2 0,0 – 0,8 0,0 – 0,4 – 0,6 0,1 
2004 0,2 0,3 1,0 0,0 – 0,8 – 0,8 – 0,1 

12) Siehe Scheuer, M./Leifer, H. A.: „Zur Umstellung der Berechnung des realen Bruttoinlandsprodukts in den USA auf einen Kettenindex“ in Wirtschaftswissenschaftliches Studium (WiSt), 
Heft 9/1996, S. 473 ff. 

13) Entscheidung 98/715/EG der Kommission vom 30. November 1998 zur Klarstellung von Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates (1. Kommissionsentscheidung, siehe Fußnote 
2) und Entscheidung vom 17. Dezember 2002 zur weiteren Klarstellung von Anhang A [2. Kommissionsentscheidung; (2002/999/EG)] Amtsbl. der EG Nr. L 347 vom 20. Dezember 2002,
S. 42 ff.
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Die 1. Kommissionsentscheidung enthält in Artikel 3 eine 
Klassifikation der Berechnungsmethoden nach so genann-
ten A-/B-/C-Methoden. C-Methoden sind dabei Methoden, 
die ab einem in den beiden Kommissionsentscheidungen 
definierten Zeitpunkt – einschließlich eingeräumter Über-
gangsfristen – nicht mehr zulässig sind. Die Mitgliedstaa-
ten wurden zur Erstellung eines Methodeninventars und 
einer Klassifikation ihrer Berechnungsmethoden bis Ende 
2002 verpflichtet.14) Deutschland verpflichtete sich – mit 
einer Ausnahme bei dem Wirtschaftszweig „Dienstleistun-
gen der Datenverarbeitung“ – zu einer Beseitigung von C-
Methoden bis 2005.

Berücksichtigung von Qualitätsänderungen
(hedonische Preismessung)

Die hedonische Qualitätsbereinigung hat sich international 
als geeignetes Verfahren der Qualitätsanpassung in eini-
gen Produktbereichen durchgesetzt.15) Diese Technik wird 
vor allem bei der Preismessung und Qualitätsbestimmung 
von Gütern angewendet, bei denen ein rascher Wechsel der 
Produktmerkmale zu beobachten ist, wie beispielsweise bei 
Computern, Haushaltsgeräten oder Bekleidung, oder ande-
rerseits bei Gütern, die den Charakter von Unikaten haben, 
wie zum Beispiel Häuser. Am häufigsten wird diese Methode 
bei der Preismessung von Computern angewendet. Vom 
Statistischen Bundesamt wurde ein mit hedonischen Mess-
verfahren berechneter Teilindex für „Personalcomputer“ 
erstmals im Juni 2002 in die Verbraucherpreisstatistik inte-
griert. Ab dem Berichtsmonat Mai 2004 wurden auch bei 
den Erzeuger-, Einfuhr- und Ausfuhrpreisindizes sowie den 
Großhandelsverkaufspreisindizes – weiter gefasste – hedo-
nische Preisindizes für EDV-Investitionsgüter in die amtliche 
Preisstatistik eingeführt.16)

Im Unterschied zu dem vergleichsweise weniger bedeuten-
den Gewicht der Personalcomputer im Verbraucherpreis-
index spielen die EDV-Investitionsgüter insbesondere bei 
der Einfuhr eine bedeutende Rolle. Im Warenkorb des deut-
schen Einfuhrpreisindex nehmen die EDV-Investitionsgüter 
ein Gewicht von insgesamt 8,8% ein. Aber auch für die Aus-
fuhr und den Großhandel bilden diese Produkte mit jeweils 
5% des Warenkorbes einen wichtigen Güterbereich. Die 
Einführung der neuen Indizes hatte deutliche Auswirkun-
gen – nicht nur bei den Teilindizes, sondern auch auf die 
Gesamtindizes der Einfuhr- und Ausfuhrpreisstatistik. So 
verringerte sich beispielsweise der Preisanstieg der ein-
geführten Waren durch die Einbeziehung der hedonischen 
Preisindizes für EDV-Güter im April 2004 gegenüber Januar 
2004 von 1,8 auf 1,2%. Auf den Erzeugerpreisindex hatte 
die Änderung dagegen nur einen geringen Einfluss, da die 
EDV-Güter dort nur ein relativ geringes Gewicht von 1,3% 
haben.

In der Volumenmessung in den VGR wurden nunmehr 
umfassend und für den Revisionszeitraum bis 1991 zurück  
hedonische Preisindizes berücksichtigt. Die Umstellung der 

Berechnungen erfolgte in den deutschen VGR in drei Stu-
fen: In einer ersten Stufe – bereits bei den Berechnungen 
vor dieser Revision – wurde zunächst nur der in der Ver-
braucherpreisstatistik ab Juni 2002 berechnete Teilindex 
für Personalcomputer in die Volumenberechnungen des Pri-
vaten Konsums, der Ausrüstungsgüter, der Importe und der 
Exporte eingeführt. In einer nächsten Stufe wurden die ab 
Berichtsmonat Mai 2004 vorliegenden hedonischen Import- 
und Exportpreisindizes für EDV-Investitionsgüter in die 
Berechnungen der Ausrüstungen, Importe und Exporte inte-
griert. Im Rahmen der Revision wurden nunmehr auch die 
Preisindizes für die elektronischen Bauelemente einbezo-
gen, die als Vorleistungsgüter bei der Berechnung der Wert-
schöpfung nach Wirtschaftsbereichen zu berücksichtigen 
sind. Die Berechnungen wurden auf die Entstehungsseite 
des BIP ausgeweitet, das heißt hedonische Indizes wer-
den jetzt auch bei der Volumenrechnung der Produktions-
werte und der Vorleistungen der Wirtschaftsbereiche expli-
zit berücksichtigt. Erst dieser Berechnungsschritt sichert die 
vollständige Konsistenz von Güteraufkommen und Güter-
verwendung der entsprechenden EDV-Erzeugnisse in den 
entstehungs- und verwendungsseitigen Berechnungen des 
BIP.

Für den Zeitraum vor Einführung der hedonischen Preisin-
dizes in der deutschen Preisstatistik wurden entsprechend 
den Empfehlungen der 2. Kommissionsentscheidung ersatz-
weise vergleichbare internationale hedonische Preisindizes 
herangezogen, so zum Beispiel die vom US-amerikanischen 
Bureau of Labor Statistics monatlich für vier unterschied-
liche Computertypen (Laptops, PCs und Workstations, mid-
range- und large-scale-Computer), für periphere Geräte und 
für Speicherbausteine veröffentlichten Erzeugerpreisindi-
zes. Diese Preisindizes wurden zusätzlich um die Wechsel-
kursänderungen zwischen US-Dollar und DM bzw. US-Dollar 
und Euro in Bezug auf das Jahr 2000 bereinigt. Die US-
Preisindizes weisen relativ hohe Preisrückgänge von jähr-
lich zwischen 10 und 40% auf. Diese sehr hohen Preisrück-
gänge auf Dollar-Basis wurden durch die Abwertung der DM 
in Bezug auf den US-Dollar im Zeitraum von Anfang 1995 bis 
Mitte 1998 und Ende 1998 bis Ende 2001 gedämpft, wäh-
rend die Aufwertung des Euro ab Anfang 2002 zu einer wei-
teren Verstärkung der errechneten Preisrückgänge führte.

Die Wahl der Vorjahrespreismethode führt gegenüber der 
Festpreismethode in der Regel zu einer Dämpfung des Volu-
menanstiegs nach dem Preisbasisjahr, während im Zeit-
raum vor dem Basisjahr die umgekehrte Wirkung zu ver-
zeichnen ist. Sie wirkt also am aktuellen Rand dem reinen 
Wachstumseffekt der Hedonik entgegen. Der dämpfende 
Effekt tritt dann auf, wenn in den wirtschaftlich dynami-
schen Bereichen ein Volumenwachstum mit (relativ) sin-
kenden Preisen einhergeht. Das Wachstum am aktuellen 
Rand wird dann bei Verwendung von überhöhten Preisge-
wichten aus der Vergangenheit überzeichnet. Es ist daher 
davon auszugehen, dass der Wachstumseffekt der Hedonik 
beim Übergang auf die Vorjahrespreismethode am aktuel-

14) Für Deutschland ist diese Methodenbeschreibung im Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes (http://www.destatis.de/shop) unentgeltlich erhältlich (Fachserie 18, Reihe S.24, 
Methoden der Preis- und Volumenmessung, Wiesbaden 2003). 

15) Für einen Überblick über die Anwendung und die Technik dieser Methode siehe Linz, S./Eckert, G.: „Zur Einführung hedonischer Methoden in die Preisstatistik“ in WiSta 10/2002,
S. 857 ff.

16) Siehe Linz, S./Behrmann, T./Becker, U.: „Hedonische Preismessung bei EDV-Investitionsgütern“ in WiSta 6/2004, S. 682 ff. 
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len Rand reduziert wurde. Für den Zeitraum vor dem Preis-
basisjahr zeigt sich jedoch die umgekehrte Wirkung: der 
Volumenanstieg bei Verwendung des Kettenindex fällt 
höher aus als der beim Festpreisindex. 

Auf den quantitativen Einfluss der hedonischen Preisindizes 
auf die neuen Ergebnisse wird bei den besonders betroffe-
nen Aggregaten – den Ausrüstungen und den Importen und 
Exporten – näher eingegangen.

Direkte Volumenmessung
von Nichtmarkt-Dienstleistungen

In den internationalen Systemen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen wird bezüglich der Volumenmessung 
der Produktion (Output) im Bereich der Nichtmarkt-Dienst-
leistungen, und zwar insbesondere derjenigen Leistungen, 
die individuell zurechenbar sind, eine direkte Volumenmes-
sung anhand von Output-Indikatoren empfohlen. Bisher 
wurde das Produktionsvolumen der Nichtmarkt-Dienstleis-
tungen des Staates und der privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck ausschließlich inputseitig, das heißt über die 
Bestimmung der Volumenentwicklung der Kostenelemente 
(Vorleistungen, Abschreibungen, Arbeitnehmerentgelte und
Nettoproduktionssteuern) bestimmt. Diese Methode – die 
so genannte Input-Methode – ist aufgrund der Kommissi-
onsentscheidungen nur noch im Bereich der kollektiven 
Dienstleistungen zulässig. Für individuell zurechenbare 
Dienstleistungen ist dagegen eine direkte Volumenmes-
sung anhand geeigneter Output-Indikatoren anzuwenden.
Eine direkte Volumenmessung wurde in Deutschland in 
zwei Bereichen implementiert17): im Bereich „Erziehung 
und Unterricht“ und in einem Teilbereich des Gesundheits- 
und Sozialwesens, dem Bereich der stationären Pflege. Bei 
den anderen Teilbereichen des Gesundheitswesens handelt 
es sich in Deutschland um Marktproduzenten. Das Output-
Volumen dieser Bereiche wird – wie bei der Marktproduk-
tion üblich – durch Deflationierung der Nominalwerte mit 
geeigneten Preisindizes berechnet.18)

Bei den Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung, der 
Verteidigung und der Sozialversicherung [CPA-Abteilung19)
75] wird in Deutschland keine weitere Unterteilung der 
Leistungen in individualisierbare und kollektive Dienst-
leistungen vorgenommen.20) Deutschland hat sich in den 
Arbeitsgruppen auf europäischer Ebene gegen eine wei-
tere Unterteilung der Leistungen in diesem Bereich und eine 
methodisch unterschiedliche Volumenmessung von Teilbe-
reichen – einerseits Anwendung der Inputmethode, ande-
rerseits direkte Volumenmessung – ausgesprochen. Diese 
würde erhebliche statistische Messprobleme und Probleme 
der internationalen Vergleichbarkeit der Ergebnisse aufwer-
fen. Insbesondere ist zu befürchten, dass die Vergleichbar-
keit der Ergebnisse nicht mehr gegeben ist, wenn die EU-

Mitgliedstaaten individuell über die Einführung der direkten 
Volumenmessung in Teilbereichen entscheiden. Allerdings 
enthält die 2. Kommissionsentscheidung auch in diesem 
Bereich für individualisierbare Dienstleistungen eine ein-
deutige Präferenz für die Anwendung der Output-Indikato-
ren-Methode. Die Diskussion über die Methoden der Volu-
menmessung in diesem Bereich wird auf europäischer und 
internationaler Ebene fortgesetzt werden. Insbesondere ist 
hierbei dem Erfordernis der Machbarkeit derartiger sehr auf-
wändiger Berechnungen und der internationalen Vergleich-
barkeit der Ergebnisse ausreichend Rechnung zu tragen.

Im Bildungswesen basiert die Neuberechnung insbeson-
dere auf Angaben aus der Schul- und Hochschulstatistik 
zu den Schülerzahlen nach einzelnen Schultypen und zur 
Anzahl der Studierenden nach Art der Hochschule und nach 
Fächergruppen21).

Schaubild 3 auf S. 434 zeigt einen Vergleich der Ergebnisse 
der Berechnungen für die Volumenentwicklung des Bil-
dungswesens nach der neuen und der alten Methode. Die 
Ergebnisse nach der alten Methode basieren auf den unre-
vidierten Angaben, die auf Basis der Inputmethode berech-
net wurden. Die Ergebnisse nach der Output-Methode ent-
sprechen der Modellrechnung (ohne Berücksichtigung von 
Zuschlägen und Abstimmungsbuchungen). Für den Ergebnis-
vergleich wurde der Kettenindex nach der Output-Methode 
auf das Referenzjahr 1995 umbasiert. Der Indexverlauf zeigt 
für beide Methoden einen starken Anstieg der Bildungsleis-
tungen im gesamten Zeitraum 1991 bis 2003. Nach 1999 
weist die Output-Methode einen signifikant höheren Volu-
menanstieg auf. Hinter der Expansion des Bildungswesens 
insgesamt verbergen sich sehr unterschiedliche Entwicklun-
gen in den einzelnen Teilbereichen. Einem sehr starken und 
nachhaltigen Anstieg, beispielsweise im Bereich der Fach-
hochschulen und Gymnasien, steht ein absoluter Rück-
gang des Unterrichtsvolumens im Bereich der Grundschulen 
– insbesondere seit 1997 – gegenüber.22)

Bei der Entwicklung der neuen Berechnungsmethode im 
Bildungswesen wurden zwar grundsätzlich Möglichkeiten 
der Berücksichtigung von Qualitätsänderungen in Betracht 
gezogen. Diese sind in den VGR der Volumenkomponente 
zuzurechnen. Es zeigten sich jedoch gravierende Probleme 
– einerseits bezüglich der Verfügbarkeit von Qualitätsindi-
katoren für einen längeren Zeitraum, andererseits hinsicht-
lich der quantitativen Bestimmung des Zusammenhangs 
zwischen den Einflussfaktoren der Unterrichtsqualität, 
zum Beispiel der Klassengröße, und der Unterrichtsquali-
tät selbst. Zudem stellen sich Messprobleme grundsätz-
licher Art: Die Messung von Qualitätsänderungen kann nicht 
allein auf die Messung der Ergebnisse von Bildungsleistun-
gen, zum Beispiel der Anzahl der erreichten Abschlüsse 
oder Schulnoten aufbauen, da diese Ergebnisse nicht allein 

17) Die neuen Berechnungsmethoden wurden in zwei Forschungsprojekten (1999/2000 und 2003/2004) im Auftrag von Eurostat und mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Gemein-
schaft entwickelt. Der Projektbericht 2004 „Weiterentwicklung der Methoden der Preis- und Volumenmessung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen“ zu den neuen Methoden 
der Volumenmessung im Bildungswesen und im Pflegebereich ist im Internet als PDF-Dokument zugänglich (www. destatis.de/allg/d/veroe/vgrbsi.htm).

18) Eine detaillierte Beschreibung der spezifischen Methoden der Volumenmessung in diesem Bereich enthält die oben angegebene Methodenbeschreibung zur Preis- und Volumenmes-
sung.

19) Classification of Products by Activity – Statistische Güterklassifikation in Verbindung mit den Wirtschaftszweigen in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft.
20) In den VGR des Vereinigten Königreiches wurden auch im Bereich der Justiz und des öffentlichen Brandschutzes – der Feuerwehren – Methoden der direkten Volumenmessung auf Basis 

von Indikatoren implementiert. Beispielsweise werden für die Leistungen der Justiz die Anzahl der behandelten Fälle nach der Art der Gerichte und der Art der Fälle herangezogen.
21) Nähere Erläuterungen enthält der in Fußnote 17 genannte Projektbericht.
22) Ein detaillierter Ergebnisnachweis erfolgt in dem o. a. Projektbericht (siehe Fußnote 17).
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durch die Unterrichtsqualität bestimmt werden, sondern 
auch von weiteren Faktoren, wie zum Beispiel dem sozialen 
Hintergrund der Schüler, abhängen. Zielgröße der Qualitäts-
messung sollte jedoch allein die Unterrichtsqualität sein. 
Die einzelnen Einflussfaktoren von Bildungsleistungen zu 
trennen ist jedoch schwierig. Es bedarf daher einer weite-
ren Diskussion auf europäischer Ebene,  um zu einer akzep-
tierten und auch international vergleichbaren Methode der 
Qualitätsanpassung zu kommen.

Außer im Bildungsbereich wurde auch in einem Teilbe-
reich des Gesundheitswesens – im Bereich der stationä-
ren Pflege – eine direkte Volumenmessung eingeführt. Zwar 
handelt es sich bei diesen Leistungen der Pflegeheime um 
Leistungen, die kostendeckend mit den Patienten und der 
Pflegeversicherung abgerechnet werden, das heißt eine 
direkte Volumenmessung wäre hier nicht zwingend erfor-
derlich. Dennoch ist diese hier vorteilhaft: Zum einen liegen 
seit Einführung der Pflegestatistik verlässliche und detail-
lierte Angaben zu den Pflegebedürftigen nach den drei 
Pflegestufen vor. Zum anderen könnte eine direkte Defla-
tionierung weder allein anhand der Entwicklung der Auf-
wendungen der privaten Haushalte noch anhand der der 
Aufwendungen der Pflegekassen erfolgen. Es sind beide 
Ausgabenträger – und unter Umständen noch zusätzlich die 
Sozialhilfeträger – zu berücksichtigen, da sie zusammen 
zur Finanzierung der Leistungen der Pflegeheime beitragen. 
Für die Anwendung der Deflationierungsmethode wäre ein 
(Erzeuger-)Preisindex für die Pflegeheime erforderlich, der 

die Gebührenentwicklung der Heime repräsentativ abbildet. 
Ein derartiger Index liegt jedoch derzeit nicht vor.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die im Zeitablauf
veränderlichen Finanzierungsanteile der Pflegeleistungen 
der Preiskomponente der einzelnen Verwendungskatego-
rien – Privater Konsum, Eigenkonsum der Sozialversiche-
rung und der Gebietskörperschaften – und nicht der Volu-
menkomponente zugerechnet werden. Beispielsweise 
führen insbesondere die in der Gesundheitsreform 2004 
gestiegenen Eigenanteile der privaten Haushalte bei den 
Gesundheitsausgaben (Medikamente, Praxisgebühren) zu 
einem Preisanstieg beim Privaten Konsum und spiegelbild-
lich dazu zu einem Preisrückgang bei den entsprechenden 
Ausgabegrößen der Sozialversicherung. 

Sonstige Änderungen

Die sonstigen Änderungen zielen insbesondere darauf ab, 
weitere „unzulässige“ Methoden zu beseitigen. Allerdings 
hängt dieser Prozess oftmals von der Verfügbarkeit des für 
die Deflationierung benötigten Preismaterials – überwie-
gend aus der amtlichen Preisstatistik – ab und ist deshalb 
nicht allein von den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen her zu steuern. Dies gilt insbesondere für weite Teile der 
unternehmensorientierten Dienstleistungen, wie zum Bei-
spiel Ingenieurleistungen, Dienstleistungen der Rechts-,
Steuer- und Unternehmensberatung, Dienstleistungen der 
Werbung, Forschung und Datenverarbeitung. Für diese 
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Dienstleistungen stehen bisher nur in wenigen Fällen ver-
lässliche Erzeugerpreisindizes zur Verfügung. Derartige 
Preisindizes werden sowohl für die jährlichen Volumenbe-
rechnungen in den VGR als auch für Zwecke der kurzfristi-
gen Konjunkturbeobachtung dringend benötigt. Es wurden 
daher auf europäischer Ebene Anstrengungen unternom-
men, diese Lücke in der Preisstatistik zu schließen. In 
einer Ergänzung zur Konjunkturverordnung wurden priori-
täre Bereiche festgelegt, für die spätestens ab Berichtsjahr 
2006 europaweit vergleichbare, vierteljährliche Preisindi-
zes berechnet werden sollen.23) Zusätzlich wurde den Mit-
gliedstaaten eine Übergangsperiode von drei Jahren nach 
dem In-Kraft-Treten der aktualisierten EU-Konjunkturverord-
nung eingeräumt, sodass der Prozess der Entwicklung und 
Erstellung neuer Erzeugerpreisindizes bis mindestens zum 
Jahr 2008 fortdauern wird. Aufgrund dieses Zeitplans wird 
es für Deutschland nicht möglich sein, in den VGR bis 2006 
sämtliche C-Methoden zu beseitigen. Allerdings können 
durch die in der Preisstatistik begonnenen Arbeiten und die 
ersten erzielten Ergebnisse in wichtigen Dienstleistungs-
bereichen bereits jetzt erhebliche Verbesserungen erreicht 
werden. In Deutschland wurden mit Unterstützung der EU 
eine Machbarkeitsstudie im Bereich der Rechts- und Steuer-
beratung und der Wirtschaftsprüfung durchgeführt und Vor-
bereitungen für eine laufende Erhebung von Preisen und die 
Erstellung von Preisindizes getroffen.24) Die  Ergebnisse – ab 
Berichtsjahr 2004 – werden in die laufenden Berechnungen 
der VGR einfließen. Ein weiteres Pilotprojekt der Preissta-
tistik betrifft die Entwicklung eines Erzeugerpreisindex für 
Telekommunikation. Sobald Ergebnisse aus diesem Pilot-
projekt und einer laufenden Erhebung vorliegen, werden 
auch diese in die Volumenrechnung des BIP integriert.

Eine wesentliche Verbesserung der Deflationierung wurde 
durch eine detaillierte Preis- und Volumenmessung im 
Bereich der Ein- und Ausfuhr von Dienstleistungen erreicht. 
Bisher wurden die Volumenangaben – mit Ausnahme eini-
ger Unterpositionen wie den Reiseausgaben der privaten 
Haushalte – ganz überwiegend durch Deflationierung der 
aggregierten Angaben in jeweiligen Preisen mit dem Defla-
tor der letzten inländischen Verwendung berechnet. Nun-
mehr wird die Deflationierung in der Unterteilung der Zah-
lungsbilanzstatistik mit fast 30 Positionen vorgenommen. 
Diesen Positionen werden geeignete Preisindizes zugeord-
net, die auch bei der Volumenrechnung der inländischen 
Produktion verwendet werden. Diese Preisindizes stammen 
aus sehr unterschiedlichen Quellen: Beispielsweise lie-
gen für die Personenbeförderung Preisindizes aus der Ver-
braucherpreisstatistik vor, für die Leistungen der Seehäfen 
und Flughäfen werden Angaben einzelner Unternehmen zur 
Gebührenentwicklung herangezogen.

Weitere Verbesserungen betreffen den Ersatz der Input-
Methode bei der Volumenmessung der Leistungen von 
privaten Organisationen im Bereich der Kultur, Sport- und 
Unterhaltungsdienstleistungen (CPA-Abteilung 92). Hier 
wurde auf die Deflationierung der Nominalwerte mit einem 
für diese Leistungen geeigneten Preisrepräsentanten über-

gegangen, der aus Preisindizes aus der Verbraucherpreis-
statistik abgeleitet wurde.

2.3 Finanzserviceleistung,
indirekte Messung (FISIM)

Im Rahmen der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen 2005 wurde die grundlegende konzeptionelle 
Neuregelung der Behandlung von Bankdienstleistungen 
durch die Europäische Union in die deutschen Berechnun-
gen übernommen. Zur sprachlichen Verdeutlichung des 
Konzeptunterschiedes wird statt des bisherigen Begriffs 
„Unterstellte Bankgebühr“ jetzt die Bezeichnung „Finanz-
serviceleistung, indirekte Messung (FISIM)“ verwendet.

Hintergrund für die Neuregelung ist die Frage, wie der Pro-
duktionswert von Kreditinstituten gemessen werden kann 
und wer diese Bankdienstleistung verwendet. Schwierig-
keiten resultieren hier vor allem aus der Tatsache, dass
Bankleistungen im Kredit- und Einlagengeschäft den Kun-
den nicht explizit in Rechnung gestellt werden. So wird kein 
expliziter Preis für die Kosten der Kreditverwaltung gezahlt, 
sondern diese Leistung ist im vereinbarten Kreditzins im-
plizit enthalten. Auf der anderen Seite wird den Einlegern 
ebenfalls kein expliziter Preis für die Anlage ihrer Gelder 
in Rechnung gestellt, sondern das Entgelt für diese Bank-
dienstleistung ist bereits vom vereinbarten Einlagenzins 
abgezogen. 

Bisher wurde der Produktionswert im Einlagen- und Kre-
ditgeschäft – vereinfacht gesagt – durch die Zinsmarge, 
das heißt die Differenz zwischen Soll- und Habenzinsen 
(ohne Zinsen auf eigene Mittel), bestimmt. Weitere Ein-
nahmen aus tatsächlich in Rechnung gestellten Leistungen, 
wie Schließfach- oder Depotgebühren usw., kamen hinzu. 
Auf der Verwendungsseite war bisher eine vereinfachende 
Behandlung der Bankdienstleistung vorgeschrieben, das 
heißt die Zinsmarge wurde global als Vorleistung von der 
(unbereinigten) Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbe-
reiche abgezogen. Damit ging die unterstellte Bankgebühr 
in gleicher Höhe sowohl in den Produktionswert als auch in 
die Vorleistungen ein, sodass solche Bankleistungen sich 
grundsätzlich nicht auf die Höhe und die Entwicklung des 
Wirtschaftswachstums auswirkten. Gleichzeitig wurden mit 
dieser Buchungsweise das Inlandsprodukt, die Wertschöp-
fung und die Unternehmens- und Vermögenseinkommen 
untererfasst. Vorteilhaft war die bisherige Buchungsweise 
für die Größe „Vermögenseinkommen“, denn es konnten 
tatsächlich empfangene und geleistete Zinsen dargestellt 
werden.

Mit der Revision der VGR 2005 wird FISIM denjenigen Wirt-
schaftssubjekten zugerechnet, die diese Bankdienstleis-
tung in Anspruch nehmen (Allokation von FISIM), und zwar 
sowohl den Einlegern als auch den Kreditnehmern. Schema-
tisch lässt sich der Konzeptunterschied für das Kredit- und 
Einlagengeschäft mit folgender Grafik verdeutlichen:

23) Mit einer Verabschiedung des Entwurfs zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1165/98 des Rates vom 19. Mai 1998 über Konjunkturstatistiken wird noch in der ersten Jahreshälfte 2005 
gerechnet.

24) Siehe auch den Beitrag „Pilotuntersuchungen zum Aufbau von Erzeugerpreisindizes für die Rechtsberatung, Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung“ in dieser Ausgabe, S. 419 f.
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Die FISIM-Neuregelung geht von der Grundidee aus, dass 
es einen reinen Zinssatz gibt – frei von Dienstleistungs- 
und Risikozuschlägen –, der für Einleger und Kreditnehmer 
gleich ist. Dieser reine Zinssatz wird als Referenzzinssatz 
bezeichnet. Gleichzeitig wird angenommen, dass Kreditneh-
mer einen höheren Zinssatz als die Referenzrate leisten und 
Einleger einen niedrigeren Zinssatz erhalten. Auf der Pro-
duktionsseite wird dann das (implizite) Dienstleistungsent-
gelt der Banken als Unterschied zwischen den tatsächlichen 
Zinsströmen und dem Referenzzins gemessen. Kreditneh-
mer zahlen tatsächlich höhere Zinsen als die Referenzzin-
sen; dieser Zuschlag kann als Entgelt für die Verwaltung des 
Kredits interpretiert werden. Dagegen bekommen Einleger 
tatsächlich weniger als die Referenzzinsen; dieser Abschlag 
kann als Entgelt für die Verwaltung ihrer Gelder angese-
hen werden. Die Summe der Zuschläge und Abschläge ent-
spricht dem impliziten Dienstleistungsentgelt, der FISIM. 
Die nachfolgende Rechnung zeigt die Zusammensetzung für 
das Jahr 2000:

Auf der Verwendungsseite wird das implizite Dienstleis-
tungsentgelt FISIM den einzelnen Verwendungskategorien 
hinzugefügt. Sind die Kreditnehmer bzw. Einleger Konsu-
menten (wie die meisten privaten Haushalte), erhöht das 
implizite Dienstleistungsentgelt die Konsumausgaben. Wer-
den sie in den VGR als Produzenten behandelt, geht die 
FISIM in die Vorleistungen ein (auch beim Staat erhöhen 
sich die Vorleistungen und – wegen der additiven Berech-
nung des Produktionswertes – die daraus abgeleiteten Kon-
sumausgaben des Staates). Wenn es sich um grenzüber-
schreitende Kredit- und Einlagengeschäfte handelt, sind 
Exporte bzw. Importe betroffen. Die folgende Tabelle zeigt 
die Auswirkung der FISIM-Neuregelung auf die Aggregate 
der letzten Verwendung im Jahr 2000 in jeweiligen Preisen:

Auch in der Verteilungsrechnung hat die FISIM-Neurege-
lung erhebliche Auswirkungen. Zunächst führt sie bei den 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen zu einem deut-
lichen Niveauanstieg. Ein weiterer Effekt ergibt sich für die 
Größe „Zinsen (Aggregat D.41)“: Neben den tatsächlichen 

Wertpapierzinsen umfasst diese Größe jetzt Zinsen für Ein-
lagen und Kredite zum Referenzzinssatz und nicht mehr die 
tatsächlich empfangenen und geleisteten Zinsen. In der 
Logik der Neuregelung zahlen Kreditnehmer weniger als 
die tatsächlich von ihnen geleisteten Zinsen, weil die Dif-
ferenz zum Referenzzins jetzt als Dienstleistung behandelt 
und getrennt gebucht wird. Gleichzeitig werden den Einle-
gern jetzt höhere als die tatsächlichen Zinsen zugerechnet. 
Diese „Mehreinnahmen“ versetzten sie gedanklich in die 
Lage, die entsprechende Dienstleistung von den Banken zu 
erwerben. Damit wird die Umsetzung von Zinsen zu Dienst-
leistungsströmen durch die FISIM-Neuregelung deutlich.

Die quantitative Auswirkung der FISIM-Neuregelung auf 
wichtige Kenngrößen der Volkswirtschaft zeigt nachfol-
gende Übersicht für das Jahr 2000 in jeweiligen Preisen:

Deutlich wird der durch die FISIM-Regelung bewirkte Niveau-
anstieg beim Bruttoinlandsprodukt, Bruttonationaleinkom-
men und beim verfügbaren Einkommen, während das Spa-
ren und der Finanzierungssaldo nicht von der Neuregelung 
betroffen sind. Gleichzeitig kommt es – je nach konkreten 
Gegebenheiten unterschiedlich – zu Änderungen bei der 
Entwicklung der drei erstgenannten Aggregate und damit 
auch beim Wirtschaftswachstum. In diesem Zusammen-
hang sei erwähnt, dass die Volumenentwicklung der FISIM 
getrennt berechnet wird, und zwar mittels eines Indikators, 
der sich auf der Grundlage der Entwicklung von Einlagen- 
und Kreditbeständen ermittelt. Der implizite Preis, der sich 
durch Kombination der Nominal- und der Volumenwerte 
einer (Betriebs-)Periode errechnen lässt, ist als Residual-
wert anzusehen und sollte nicht überinterpretiert werden.

Die statistische Datengrundlage für die Berechnungen im 
Rahmen der FISIM-Neuregelung bildet zunächst die EWU-
Zinsstatistik, die seit Januar 2003 monatlich in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Währungsunion erhoben 
wird. Diese harmonisierte Zinsstatistik liefert Zinssätze für 
das Neugeschäft und für die Durchschnittsbestände der auf 
Euro lautenden Einlagen und Kredite der monetären Finanz-
institute (MFIS) in der Eurozone und in Deutschland. In der 
EWU-Zinsstatistik wird nach den Sektoren „private Haus-
halte“ und „nichtfinanzielle Unternehmen“, nach verschie-
denen Kredit- und Einlagenarten sowie nach Fristigkeit 
unterteilt. Die durchschnittlichen Zinssätze aus der EWU-
Zinsstatistik werden mit den entsprechenden Bestands-
größen aus der monatlichen Bankenstatistik der Deutschen 
Bundesbank multipliziert, sodass die Kredit- und Einla-
genzinsen nach Sektoren bestimmt werden können. Für 
bestimmte Zinsströme liegen gesonderte Angaben vor: So 
können die errechneten grenzüberschreitenden Zinsströme 
mit den Angaben der Zahlungsbilanzstatistik und die für Ver-
sicherungen mit den Angaben der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht abgestimmt werden. Die Zinsen des 

Behandlung von Bankdienstleistungen 

Bisher  Neu 

Kreditzinsen 

Zinsmarge  Kreditnehmer-FISIM 

= Produktionswert 

= Vorleistungen  Einleger-FISIM 

Einlagezinsen 

FISIM für Kreditnehmer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 39,0 Mrd. EUR

+ FISIM für Einleger . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20,6 Mrd. EUR 

= FISIM im Inland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  59,6 Mrd. EUR 

 Betrag 
ohne FISIM-
Aufteilung

Betrag
mit FISIM-
Aufteilung

Differenz 

Mrd. EUR 

Bruttoinlandsprodukt . . . . . .  2 038,20 2 062,50 24,30 
Bruttonationaleinkommen .  2 023,39 2 043,16 19,77 
Verfügbares Einkommen . . .  1 693,43 1 713,20 19,77 
Sparen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  107,13 107,13 X 
Finanzierungssaldo . . . . . . . .  – 26,70 – 26,70 X 

Betrag
ohne FISIM- 
Aufteilung

Betrag
mit FISIM- 
Aufteilung

Differenz 

Mrd. EUR 

Private Konsumausgaben  1 198,95 1 214,16 15,21 
Konsumausgaben Staat .  387,35 391,91 4,56 
Bruttoinvestitionen . . . . . .  449,18 449,18 X 
Exporte . . . . . . . . . . . . . . . . . .  681,80 688,39 6,59 
Importe ( – ) . . . . . . . . . . . . .  679,08 681,14 2,06 
Bruttoinlandsprodukt . . . .  2 038,20 2 062,50 24,30 
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Staates auf Kredite und Einlagen werden originär anhand 
der Ergebnisse der Finanzstatistik vierteljährlich ermittelt 
und nach dem geschilderten Rechengang (Bestände und 
Zinssätze nach Sektoren) in das Rechenwerk integriert. Eine 
Plausibilisierung der von und an Banken gezahlten Zinsen 
erfolgt nach Vorliegen der Gewinn- und Verlustrechnungen 
der Banken, die im Herbst des dem Berichtsjahr folgenden 
Jahres zur Verfügung stehen.

Die für die FISIM-Berechnung benötigten Zinsen sind – ge-
mäß den europäischen Vorgaben – begrenzt auf Zinsen für 
Kredite (AF.4 nach dem ESVG 1995) und für Einlagen, das 
heißt Sichteinlagen (AF.22) und sonstige Einlagen (AF.29), 
während die bisherige unterstellte Bankgebühr auch Zin-
sen und Dividenden auf Wertpapierbestände sowie Zin-
sen auf Bankschuldverschreibungen einschloss. Eine wei-
tere europäische Vorgabe ist, dass nur Kredite und Einlagen
bei den Teilsektoren „Kreditinstitute (S.122)“ und „Sons-
tige Finanzinstitute (ohne Versicherungsgesellschaften und 
Pensionskassen) (S.123)“, jeweils ohne Investmentfonds, 
in die FISIM-Berechnung einfließen. Der Produktionswert 
der „Zentralbank (S.121)“, der bisher analog zu dem der 
Geschäftsbanken ermittelt wurde, ist jetzt als Summe der 
„administrativen Kosten“ zu berechnen.

Der Referenzzinssatz ist, neben den tatsächlichen Zinsen, 
ein weiteres konstitutives Element der FISIM-Berechnung. 
Der Referenzzinssatz soll als Quotient aus den empfange-
nen Zinsen auf Darlehen und dem dazugehörenden Bestand 
an Darlehen im Kreditverkehr zwischen inländischen Ban-
ken (Interbanken-Zinsen) ermittelt werden. Dieser Referenz-
zinssatz ist für Kredite unter inländischen Banken (Aktiv-
seite) und Einlagen unter Banken (Passivseite) identisch. 
Für die Berechnung werden die Einlagen von Banken bei 
Banken – untergliedert nach Fristigkeit – herangezogen 
und mit passenden Zinssätzen kombiniert. Die Division der 
gesamten absoluten Zinsen durch die gesamten Bestände 
(jeweils über alle Fristigkeiten) liefert den so genannten 
internen Referenzzinssatz. Dieser Zinssatz wird auch für 
die Berechnung des FISIM-Exportes inländischer Bank-
dienstleistungen verwendet. Dagegen wird für die Ermitt-
lung der FISIM-Importe, das heißt Dienstleistungen auslän-
discher Banken an inländische Nicht-Banken ein spezieller, 
so genannter externer Referenzzinssatz auf der Grundlage 
von Zinsinformationen des Internationalen Währungsfonds 
berechnet. Damit liegen alle Elemente vor, um FISIM ermit-
teln zu können. Die Berechnung erfolgt grundsätzlich sek-
toral untergliedert und in additiver Form (bottom-up). Die 
weitere Aufteilung der FISIM auf die Vorleistungen der ein-
zelnen (unternehmerischen) Wirtschaftsbereiche wird 
– mangels detaillierter Originalinformationen – anhand der 
Produktionswerte vorgenommen. 

2.4 Swaps

Eine Änderung hat auch die Behandlung der Swaps25) erfah-
ren, das heißt der Finanzinstrumente, die insbesondere zur 
Absicherung gegen Zinssatzänderungsrisiken eingesetzt 
werden. Soweit im Rahmen solcher „Tauschgeschäfte“, 

etwa des Tauschs einer festen gegen eine variable Verzin-
sung, Ausgleichszahlungen zwischen den Geschäftspart-
nern zu leisten sind, wurden diese bisher als Ergänzung zu 
den normalen Zinsströmen erfasst. Nach dem neuen Kon-
zept ist dies nicht mehr der Fall. Vielmehr wird davon ausge-
gangen, dass es sich bei diesen Vereinbarungen, den Swap-
Kontrakten, um eigenständige Finanzinstrumente handelt, 
deren  Wert sich entsprechend der Zinsentwicklung  ändert. 
Die daraus resultierenden Ausgleichszahlungen beglei-
chen somit aus Umbewertungen entstandene Forderungen. 
Betroffen davon sind vornehmlich die grenzüberschreiten-
den Zinsströme. Die Änderungen, die sich allein aus der Ver-
kürzung der grenzüberschreitenden Zinsströme per saldo 
für das Bruttonationaleinkommen ergeben, sind in nachfol-
gender Übersicht dargestellt.

Für die Zinseinnahmen und -ausgaben des Staates, die im 
Rahmen des europäischen Verfahrens bei einem übermäßi-
gen Defizit zu melden sind, wird das bisherige Konzept bei-
behalten (siehe auch Kapitel 6).

3 Entstehung des Inlandsprodukts
In Kapitel 1 wurden bereits die Auswirkungen der konzept- 
und datenbedingten Änderungen der VGR-Revision 2005 
auf das Bruttoinlandsprodukt beschrieben. Im folgenden 
Kapitel werden die Revisionsänderungen der Bruttowert-
schöpfung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen darge-
stellt.

3.1 Beiträge der Wirtschaftsbereiche
zum Bruttoinlandsprodukt 

Die in Abschnitt 2.1 beschriebene Einführung von Vorjah-
respreisen und damit verbunden die Bildung von Kettenin-
dizes wirkt sich auf die Entstehungsrechnung des Inlands-
produkts ebenso aus wie die in Abschnitt 2.3 dargestellte 
Einführung von FISIM. Letztgenannte konzeptionelle Ände-
rung erhöht die nominale Bruttowertschöpfung insgesamt 
und ändert deren Struktur in den Wirtschaftsbereichen. Die 
im Rahmen der Revision der VGR 2005 eingearbeitete Klas-
sifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003), 
führte dagegen auf der Ebene der Zweisteller zu keinen 
spürbaren Änderungen.

Die datenbedingten Änderungen nehmen bei der Revision 
der VGR 2005 breiteren Raum ein als bei der vorhergehen-
den Revision 1999. Bei Revisionen können derartige daten-
bedingte Änderungen auftreten, weil neue Ergebnisse von 
bereits zuvor bestehenden Basisstatistiken in die Berech-
nungen einbezogen werden. Bei den großen Revisionen
handelt es sich dabei in der Regel um Basisstatistiken, die 

25) Verordnung (EG) Nr. 2558/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Dezember 2001 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates im Hinblick auf die Neuzu-
ordnung von Ausgleichszahlungen aufgrund von Swapvereinbarungen und Forward Rate Agreements.

Änderung des Bruttonationaleinkommens aufgrund der 
Nichtberücksichtigung grenzüberschreitender  

Swap-Ausgleichszahlungen 
Mrd. EUR 

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

– 0,3 + 0,3 – 0,5 + 0,0 – 1,3 – 1,1 – 4,7 + 1,4 + 2,1 + 5,2 
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nur in mehrjährlichem Turnus (z. B. vierjährliche Kosten-
strukturstatistik, Material- und Wareneingangserhebung) 
oder unregelmäßig (z. B. Zensus) anfallen. Ebenfalls als 
datenbedingt werden aber auch die Fälle betrachtet, bei 
denen die Methoden der Berechnung – häufig aufgrund neu 
eingeführter Basisstatistiken – grundsätzlich geändert wur-
den. Um Brüche in den Zeitreihen zu vermeiden, werden die 
neuen Berechnungsgrundlagen und -methoden möglichst 
für die gesamte betroffene Zeitreihe benutzt. Bei Kennzif-
fern und Quoten wurden in der Regel also Extra- und Inter-
polationen vorgenommen, um auch für die Vergangenheit 
die neuen Erkenntnisse zu berücksichtigen.

Der Einbau der neu eingeführten bzw. der mehrjährigen 
Basisstatistiken in die revidierten Ergebnisse der VGR er-
folgte in engem Zusammenhang mit verschiedenen Maß-
nahmen zur Sicherung der Vollständigkeit des Bruttoin-
landsprodukts:

Zur weiteren Absicherung der Ergebnisse der VGR wurde 
in vielen Rechenbereichen der Entstehungsrechnung wie-
derum ein umfassender Abgleich mit den Ergebnissen der 
verfügbaren Umsatzsteuerstatistiken durchgeführt. Dabei 
war im Einzelnen zu beachten, dass dieser Vergleich durch 
zahlreiche steuerrechtliche Besonderheiten sowie durch 
unterschiedliche wirtschaftssystematische Bereichszuord-
nungen gestört sein kann. Durch diese Abgleiche konnte 
die Plausibilität der Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen verbessert werden.

Erstmals wurde ein Abgleich mit Angaben des statistischen 
Unternehmensregisters vorgenommen. Auch wenn das 
Register nicht unmittelbar in die Ergebnisse dieser Revi-
sion einfließen konnte, ergaben sich beim Abgleich mit 
den gegenwärtig in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen genutzten Quellen wichtige und weiterführende 
Erkenntnisse.

Im Zuge der Revisionsarbeiten konnten diesmal in besonde-
rem Maße Erkenntnisse aus den Input-Output-Rechnungen 
des Jahres 2000 verarbeitet werden, die für die laufenden 
Berechnungen des Bruttoinlandsprodukts zu spät angefallen 
waren. Die erforderlichen Korrekturen bezogen sich auf die 
Höhe der Produktionswerte, vor allem aber der Vorleistun-
gen. Vor und während der gesamtwirtschaftlichen Abstim-
mung war die Input-Output-Rechnung jederzeit einbezogen.

Im Bereich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei gab es 
datenbedingte Änderungen sowohl in der Landwirtschaft 
als auch in der Forstwirtschaft. Im Bereich Landwirtschaft 
wurden die absoluten Ergebnisse der Landwirtschaftlichen 

Gesamtrechnung berücksichtigt. Die Landwirtschaftliche 
Gesamtrechnung wird in Deutschland vom Bundesministe-
rium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(BMVEL) erstellt und wurde vor einigen Jahren grundlegend 
revidiert. Wegen der Revisionspraxis der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen des Statistischen Bundesam-
tes konnten diese Ergebnisse bislang nur teilweise und 
nur in Form von Veränderungsraten in die Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen übernommen werden. Im Bereich 
Forstwirtschaft wurden die revidierten Ergebnisse der Forst-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung eingebaut, welche vom 
Institut für Ökonomie der Bundesforschungsanstalt für 
Forst- und Holzwirtschaft im Auftrag des BMVEL berechnet 
wurden. Dabei hat sich Deutschland der Praxis anderer Län-
der der Europäischen Union angeschlossen und den gesam-
ten Zuwachs an Holz auf dem Stamm als Produktionswert 
(und als Vorratsveränderung) bewertet. Bislang wurde in 
Deutschland das in den letzten 50 Jahren stets über die 
Holzeinschlagsmenge hinausgehende Wachstum der Wäl-
der zu einem Preis von Null bewertet, da angenommen 
wurde, dass diese Holzvorräte nicht durch Verkauf abge-
baut werden.

Insgesamt ergab sich durch die datenbedingten Änderun-
gen im Bereich „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“ im 
Jahr 2000 eine um 1,60 Mrd. Euro höhere Bruttowertschöp-
fung in jeweiligen Preisen (siehe Tabelle 4). Preisbereinigt ist 
der Verlauf der Bruttowertschöpfung in diesem Wirtschafts-
bereich insgesamt deutlich flacher geworden; so stieg die 
Bruttowertschöpfung zwischen 1991 und 2004 revidiert 
um 4,9% (verkettet, Referenzjahr 2000) an, während früher 
23,3% (in Preisen von 1995) zu verzeichnen waren.

Im Produzierenden Gewerbe ohne Baugewerbe wurde in den 
Bereichen Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 
(Abschnitt C der Klassifikation der Wirtschaftszweige 2003) 
und Verarbeitendes Gewerbe (D) eine jährliche Strukturer-
hebung für kleine Unternehmen (mit 1 bis 19 Beschäftig-
ten) neu eingeführt. Für die Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen relevant sind hieraus die Erhebungsmerkmale 
Tätige Personen, Gesamtumsatz, Materialaufwand, Kos-
ten für in Anspruch genommene Dienstleistungen, Perso-
nalkosten und Bruttoinvestitionen. Erstmals wurden diese 
Merkmale der neuen Strukturerhebung für die Kalender-
jahre 2001 und 2002 erhoben. Befragt wurden jeweils etwa 
3% aller Unternehmen dieser Größenklasse. Die Ergebnisse 
ergaben einen niedrigeren Produktionswert, aber auch 
niedrigere Vorleistungen als in der bisherigen Rechnung. 
Insgesamt führte die hieraus resultierende datenbedingte 
Revision in den meisten Jahren zu einem höheren Nach-
weis der Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden Gewer-

Tabelle 3: Produktionswerte, Vorleistungen und Bruttowertschöpfung 2000 
Alle Wirtschaftsbereiche 

Mrd. EUR 

Produktionswert Vorleistungen 
Bruttowertschöpfung 

(Sp. 1 – 2) 
Nettogütersteuern Bruttoinlandsprodukt Berechnung des 

Revisionsergebnisses 
1 2 3 4 5 

Bisheriges Ergebnis1) . . . . . . . . . . . . . . . .  3 645,16 1 821,64 1 823,52 206,48 2 030,00 
+ Datenbedingte Änderungen . . . . . . . .  30,25 21,87 8,38 – 0,18 8,20 
+ Konzeptänderungen . . . . . . . . . . . . . . .  5,19 – 19,11 24,30 0,00 24,30 
= Neues Ergebnis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 680,60 1 824,40 1 856,20 206,30 2 062,50 

1) Um die unterstellte Bankgebühr bereinigtes Ergebnis. 
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bes. Daneben wurden vor allem die Zuschläge für Schwarz-
arbeit und andere Untererfassungen sowie der Zuschlag für 
den Eigenverbrauch (vorwiegend im Ernährungsgewerbe) 
überarbeitet.

Im Bereich Energie- und Wasserversorgung waren nur ge-
ringfügige datenbedingte Änderungen durch den Einbau 
der Jahreserhebung 2001 zu verzeichnen. Mit der Revi-
sion 2005 erfolgt die bisher nach neuen Ländern und Ber-
lin-Ost sowie früherem Bundesgebiet aufgebaute Berech-
nung in der Energie- und Wasserversorgung unmittelbar für 
Deutschland; eine für die beiden Teilgebiete getrennte Ver-
öffentlichung wurde bereits 1999 eingestellt.

Insgesamt ergab sich durch die datenbedingten Änderun-
gen im Produzierenden Gewerbe ohne Baugewerbe im Jahr 
2000 eine um 8,16 Mrd. Euro höhere Bruttowertschöp-
fung in jeweiligen Preisen (siehe Tabelle 4). Preisbereinigt 
ist der Verlauf der Bruttowertschöpfung in diesem Bereich 
insgesamt flacher geworden; so stieg die Bruttowertschöp-
fung zwischen 1991 und 2004 revidiert um 7,2% (verkettet, 
Referenzjahr 2000) an, während früher 13,1% (in Preisen 
von 1995) zu verzeichnen waren.

Im Baugewerbe wurde im Rahmen der Revision 2005 der 
Zuschlag für Eigenleistungen (einschließlich unbezahlter 
Nachbarschaftshilfe und Schwarzarbeit) angehoben. Diese 
Erhöhung dient dazu, die Eigenleistungen am Bau verstärkt 
zu berücksichtigen. Bisher war durch den Zuschlag nur der 
investive Teil der oben genannten Leistungen explizit abge-
deckt.

Mit der Revision 2005 erfolgt die früher nach neuen Län-
dern und Berlin-Ost sowie früherem Bundesgebiet aufge-
baute Berechnung der Bruttowertschöpfung im Baugewerbe 
unmittelbar für Deutschland; eine für die beiden Teilgebiete 
getrennte Veröffentlichung der Bruttowertschöpfung wurde 
bereits 1999 eingestellt. Durch den erhöhten Zuschlag 
wurde für das Baugewerbe über alle Jahre das nominale 
Niveau der Bruttowertschöpfung angehoben. Da die Auftei-
lung von FISIM – wie in allen Bereichen – nach unten wirkt, 
verbleibt per saldo für jedes Jahr eine um jeweils knapp 
eine Mrd. Euro höhere revidierte Bruttowertschöpfung im 
Baugewerbe. Preisbereinigt bleibt der Verlauf der Brutto-
wertschöpfung gegenüber der unrevidierten Reihe praktisch 
unverändert.

Beim Handel, Gastgewerbe und Verkehr ergaben sich durch 
die Berücksichtigung der neuen Jahreserhebungen im Han-
del und Gastgewerbe sowie der Dienstleistungsstatistik teil-
weise erhebliche datenbedingte Änderungen.

Im Kfz-Handel, im Großhandel und im Einzelhandel besteht 
seit Einführung der neuen Jahreserhebung im Handel (erst-
mals für 1999 durchgeführt) die Möglichkeit einer Auftei-
lung von Handelsware auf der einen und von Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffen auf der anderen Seite; in der bis zum 
Berichtsjahr 1998 durchgeführten alten Jahreserhebung 
waren beide Größen in der Position „Wareneinsatz“ zusam-
mengefasst. Während die Handelsware nach den Konzep-
ten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in diesem 
Wirtschaftsbereich weder Teil des Produktionswertes noch 
der Vorleistungen ist, gehören die Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe zu den Vorleistungen. Die neue Information wurde 
in die gesamte Zeitreihe ab 1992 eingearbeitet, wobei die 
Auswirkung auf die Bruttowertschöpfung neutral gehalten 
wurde; die sich ergebende Erhöhung bei den Vorleistungen 
wurde für die gesamte Zeitreihe in entsprechender Höhe bei 
der Handelsware abgezogen.

Für den Bereich der Handelsvermittlung (WZ 51.1) gab es 
mit der neuen Jahreserhebung (ab 1999) seit über einem 
Jahrzehnt erstmals wieder statistische Basisdaten zu Vor-
leistungen und Handelsware. Die Umsätze wurden und wer-
den in diesem Bereich auf Basis der Umsatzsteuerstatis-
tik fortgeschrieben. Durch die neuen Informationen zur ein-
gesetzten Handelsware, die erheblich unter den früheren 
Einsatzquoten für Handelsware liegen, steigt der Produkti-
onswert in der Handelsvermittlung deutlich an. Der Produk-
tionswert entspricht in den Handelsbereichen dem Dienst-
leistungsentgelt für die erbrachten Handelsleistungen 
(ohne die dabei eingesetzte Handelsware); er ergibt sich 
vereinfacht betrachtet durch Abzug der eingesetzten Han-
delsware vom Umsatz.

Beim Gastgewerbe wurde aufgrund verschiedener Plausi-
bilitätsanalysen (beispielsweise beim Nettobetriebsüber-
schuss) der Zuschlag für Untererfassungen deutlich ange-
hoben.

Die Änderungen der Bruttowertschöpfung im Bereich Ver-
kehr und Nachrichtenübermittlung sind hauptsächlich auf 
die aus der Dienstleistungsstatistik übernommenen Vorleis-

Tabelle 4: Bruttowertschöpfung in jeweiligen Preisen 2000 nach Wirtschaftsbereichen 
Mrd. EUR 

Wirtschaftsbereiche2)

Land- und 
Forstwirtschaft, 

Fischerei 
(WZ-Abschnitte 

A, B) 

Produzierendes 
Gewerbe (ohne 
Baugewerbe) 

(WZ-Abschnitte 
C bis E) 

Baugewerbe 
(WZ-Abschnitt F) 

Handel, 
Gastgewerbe 
und Verkehr 

(WZ-Abschnitte  
G bis I) 

Finanzierung, 
Vermietung und 
Unternehmens-

dienstleister 
(WZ-Abschnitte 

J bis K) 

Öffentliche und 
private 

Dienstleister 
(WZ-Abschnitte 

L bis P) 

Gesamt- 
wirtschaft 

Berechnung des 
Revisionsergebnisses 

1 2 3 4 5 6 7 

Bisheriges Ergebnis1) . . . . . . . . .  22,54 463,30 97,56 333,45 562,23 406,24 1 823,523)
+ Datenbedingte Änderungen .  1,60 8,16 0,64 7,97 – 31,19 19,03 8,384)
+ Konzeptänderungen . . . . . . . .  – 0,68 – 6,12 – 1,99 – 4,15 – 20,10 – 2,29 24,305)
= Neues Ergebnis . . . . . . . . . . . . .  23,46 465,34 96,21 337,27 510,94 422,98 1 856,20 

1) Unbereinigte Bruttowertschöpfung. – 2) Nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003). – 3) Sp. 1 bis Sp. 6 abzüglich unterstellte 
Bankgebühr (Bereinigte Bruttowertschöpfung). – 4) Sp. 1 bis Sp. 6 zuzüglich datenbedingte Änderung bei der FISIM der Kreditinstitute. – 5) Sp. 1 bis Sp. 6 
zuzüglich der FISIM der Kreditinstitute (59,63 Mrd. EUR). 
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tungsquoten zurückzuführen. Insbesondere die Bereiche 
Güterbeförderung im Straßenverkehr (WZ 60.24), Spedition 
(WZ 63.40) und Nachrichtenübermittlung (WZ 64) haben 
dadurch größere Korrekturen erfahren. Darüber hinaus 
wurde in dieser Revision die 1999 erfolgte Aufteilung der 
Deutschen Bahn AG in fünf Führungsgesellschaften auch in 
den VGR nachvollzogen. Diese Änderung ist für den gesam-
ten Bereich Verkehr im Wesentlichen wertschöpfungsneu-
tral. In tiefer Gliederung (A 60) wird diese Änderung jedoch 
sichtbar, da zwei Tochterunternehmen der Deutschen Bahn 
AG vom Landverkehr (WZ 60) zu Hilfs- und Nebentätigkei-
ten für den Landverkehr (WZ 63.21) umgesetzt wurden. Dar-
über hinaus wird entsprechend der WZ 2003 die Umzugs-
spedition nicht mehr im Bereich der Güterbeförderung im 
Straßenverkehr (WZ 60.24), sondern im Bereich Spedition 
(WZ 63.40) nachgewiesen.

Insgesamt ergab sich durch diese Änderungen im Bereich 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr im Jahr 2000 eine um 
7,97 Mrd. Euro höhere Bruttowertschöpfung in jeweili-
gen Preisen (siehe Tabelle 4). Preisbereinigt ist der Verlauf 
der Bruttowertschöpfung in diesem Bereich insgesamt fla-
cher geworden; so stieg die Bruttowertschöpfung zwischen 
1991 und 2004 revidiert um 24,8% (verkettet, Referenzjahr 
2000) an, während früher 33,2% (in Preisen von 1995) zu 
verzeichnen waren.

Im zusammengefassten Bereich Finanzierung, Vermietung 
und Unternehmensdienstleister sind vor allem das Grund-
stücks- und Wohnungswesen (WZ 70), die Vermietung 
beweglicher Sachen (WZ 71), Datenverarbeitung und Daten-
banken (WZ 72), Forschung und Entwicklung (WZ 73) und 
Unternehmensdienstleister (WZ 74) von datenbedingten 
Änderungen betroffen.

Die in diesem Bereich enthaltene funktional abgegrenzte 
Wohnungsvermietung wurde im Rahmen der Revision der 
VGR 2005 gründlich überarbeitet. Für die Berechnungen 
in diesem Bereich, der sowohl die vermieteten als auch 
die selbst genutzten Wohnungen umfasst, sind möglichst 
zeitnahe Totalerhebungen äußerst wichtig. Die letzte Woh-
nungszählung im früheren Bundesgebiet fand 1987 statt, in 
den neuen Ländern und Berlin-Ost gab es 1995 eine Totaler-
hebung der Gebäude und Wohnungen. Die im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen durchgeführte 
Bestandsrechnung ergibt zurzeit noch ausreichend belast-
bare Ergebnisse. Im Rahmen des geplanten registergestütz-
ten Zensus sollen auch gebäude- und wohnungsstatistische 
Daten erhoben werden.

Obgleich es bei den Bestandszahlen der Wohnungen insge-
samt keine wesentlichen Änderungen gegeben hat, wurden 
die bisherigen Ergebnisse für die vermieteten Wohnungen 
deutlich nach unten korrigiert. Dies ergab sich aus neuen 
Ergebnissen des Mikrozensus zum Leerstand von Wohnun-
gen. Die Zahl der leer stehenden Wohnungen, für die keine 
Mieten gezahlt werden, war in der bisherigen Rechnung zu 
niedrig angesetzt worden, sodass durch die Anpassung der 
Produktionswert nach unten korrigiert wurde; dies betraf 
im früheren Bundesgebiet insbesondere die Jahre ab 1994 
und in den neuen Ländern und Berlin-Ost die Jahre ab 1996. 
Die Vorleistungen wurden dagegen wegen der – modifiziert 

übernommenen – Ergebnisse der laufenden Wirtschafts-
rechnungen zu „Ausgaben für die laufende Instandhaltung 
von Wohnungen“ spürbar nach oben korrigiert; diese Kor-
rektur betraf den gesamten Zeitraum ab 1991.

Bei der Revision 2005 gab es aus der neu eingeführten 
Dienstleistungsstatistik für die „unternehmensnahen“ 
Dienstleister erstmals vollständige Strukturinformatio-
nen zur Ermittlung insbesondere der Vorleistungsquoten 
und des Handelswareneinsatzes. Die Niveauangaben der 
Dienstleistungsstatistik, die erstmals für das Berichtsjahr 
2000 erhoben wurde, fanden bei der Revision dagegen
noch wenig Verwendung. In einigen Bereichen ergaben sich 
durch die Dienstleistungsstatistik deutlich andere Erkennt-
nisse zu den Vorleistungen. Dies betrifft insbesondere die 
Bereiche, in denen es zuvor keine Strukturinformationen 
aus den auf freiwilliger Basis durchgeführten Kostenstruk-
turstatistiken gegeben hatte. In den Bereichen, die solche 
freiwilligen Erhebungen hatten, war der Bedarf an Änderun-
gen deutlich geringer. Dies kann durchaus als Beleg dafür 
angesehen werden, dass die Dienstleistungsstatistik für 
Strukturinformationen zuverlässige Ergebnisse zur Verfü-
gung stellt.

Insgesamt ergab sich durch die datenbedingten Änderun-
gen im Bereich „Finanzierung, Vermietung und Unterneh-
mensdienstleister“ im Jahr 2000 eine um 31,19 Mrd. Euro 
niedrigere Bruttowertschöpfung in jeweiligen Preisen (siehe 
Tabelle 4). Preisbereinigt änderte sich der bisherige Ver-
lauf kaum.

Bei den öffentlichen und privaten Dienstleistern ergaben 
sich vor allem bei Erziehung und Unterricht, im Sozialwe-
sen (wegen der Pflegestatistik) und aufgrund einer grundle-
genden Überarbeitung des Bereichs der häuslichen Dienste 
datenbedingte Änderungen.

In dem vom Sektor Staat dominierten Wirtschaftsbereich 
Erziehung und Unterricht finden sich insbesondere in der 
Erwachsenenbildung auch Aktivitäten von marktorientier-
ten Unternehmen. Deren Aktivitäten werden durch die als 
einzige Informationsquelle zur Verfügung stehende Umsatz-
steuerstatistik nur unzureichend abgedeckt. Grund hier-
für ist die in vielen Fällen geltende Umsatzsteuerbefreiung 
(nach § 4 Nr. 21 UStG). Zur Plausibilisierung wurde jetzt 
eine zusätzliche Abstimmung mit der Anzahl und den Ein-
kommen der Erwerbstätigen in diesem Wirtschaftsbereich 
vorgenommen, die zu einer Erhöhung der Bruttowertschöp-
fung führte.

Aus der Pflegestatistik liegen erstmals für das Berichtsjahr 
1999 Informationen zur Ermittlung des Produktionswerts 
in diesem Teilbereich des Sozialwesens vor. Da die Fra-
gen zu den Vorleistungen aus dem ursprünglichen Gesetz-
entwurf für die Pflegestatistik gestrichen wurden, gibt es 
hierzu keine Informationen aus dieser Statistik. Dagegen 
ist die Pflegestatistik eine zentrale Informationsquelle für 
den Produktionswert in jeweiligen und konstanten Preisen 
in diesem Bereich. Die Ergebnisse der Pflegestatistik bil-
den eine tragfähige Datengrundlage für einen Modellansatz 
zur direkten Volumenmessung im Sozialwesen (Teilbereich 
Pflegeleistungen). Im Prinzip erfolgt die Volumenmessung 
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dabei anhand der Zahl der Leistungsempfänger, differen-
ziert nach ambulanten und stationären Leistungen und des 
Weiteren nach Pflegestufen, wobei zur Gewichtung auch 
die Pflegesätze herangezogen werden. Das Modell erlaubt 
zusätzlich eine Differenzierung nach der Trägerschaft (pri-
vat, freigemeinnützig, staatlich). Während die Daten der 
stationären Pflege unmittelbar in die Berechnungen ein-
fließen, bilden die Angaben zur ambulanten Pflege nur eine 
Untergrenze für den zu berücksichtigenden Wert. In Abstim-
mung mit den Berechnungen der Konsumausgaben der Pri-
vaten Haushalte wurde dieser Wert auf die Summe der ent-
sprechenden Sachkäufe des Staates angehoben.

Die Bruttowertschöpfung des Wirtschaftsbereichs häusliche 
Dienste (WZ 95) entspricht dem Arbeitnehmerentgelt der in 
diesem Bereich tätigen Personen (Dienstpersonal, Hausleh-
rer, Putzkräfte usw.). Ausgelöst durch internationale Verglei-
che, die für Deutschland eine weit unterdurchschnittliche 
Bruttowertschöpfung für derartige häusliche Dienste erga-
ben, wurde im Rahmen der Revision 2005 eine gründliche 
Überprüfung anhand aller verfügbaren statistischen Quel-
len (u. a. Zeitbudgeterhebung 2001/2002) durchgeführt. Im 
Ergebnis wurden sowohl die Zahl der dort tätigen Arbeitneh-
mer als auch deren durchschnittliches Arbeitnehmerentgelt 
nach oben revidiert. Das neue Ergebnis für die Bruttowert-
schöpfung im Bereich der häuslichen Dienste liegt jetzt auf 
einem international vergleichbaren Niveau.

Insgesamt ergab sich durch die datenbedingten Änderun-
gen bei den öffentlichen und privaten Dienstleistern im Jahr 
2000 eine um 19,03 Mrd. Euro höhere Bruttowertschöp-
fung in jeweiligen Preisen (siehe Tabelle 4). Preisbereinigt 
ist deren Verlauf insgesamt steiler geworden; so steigt die 
Bruttowertschöpfung zwischen 1991 und 2004 revidiert um 
26,1% (verkettet, Referenzjahr 2000) an, während früher 
19,1% (in Preisen von 1995) zu verzeichnen waren.

Der Saldo von Gütersteuern und Gütersubventionen (Netto-
gütersteuern) bildet die Übergangsposition zwischen Brutto-
wertschöpfung und Bruttoinlandsprodukt. Bei den Güter-
steuern wurde die Berechnungsmethode zur Aufteilung zwi-
schen eingeführten und inländisch hergestellten Gütern 
gründlich überarbeitet. Bei den Gütersubventionen wur-
den im Detail auch einige datenbedingte Änderungen, bei-
spielsweise beim Zuordnungsschlüssel, vorgenommen. Auf 
die Nettogütersteuern hatten diese datenbedingten Ände-
rungen kaum Einfluss; konzeptbedingte Änderungen waren 
bei dieser Revision weder zu Gütersteuern noch zu Güter-
subventionen zu berücksichtigen.

3.2 Abschreibungen

Die Neuberechnung führte zu etwa 1½ bis 2% höheren 
gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen (siehe Tabelle 14 
auf S. 455). Im Jahr 2000 liegen sie mit 308,48 Mrd. Euro 
um 6,27 Mrd. Euro über dem bisher nachgewiesenen Wert. 
Ursache dafür sind datenbedingte Änderungen, die sich ins-
besondere aus der Einbeziehung der Ergebnisse der Rück-
rechnung der Investitionen nach dem ESVG 1995 für die 
Zeit vor 1991 in die Berechnung der Abschreibungen erge-
ben. Dies war erst mit der jetzigen Revision möglich, da die 
Abschreibungen als Stromgröße Ergebnis einer Kumulati-

onsmethode auf der Basis langer Investitionsreihen sind. 
Damit wirken sich Änderungen in den Investitionen von 
1960 bzw. 1970 bis 1990 auf die komplette Zeitreihe ab 
1991 aus. Gleichzeitig wurden die Annahmen für die durch-
schnittliche Nutzungsdauer der Güterarten, die der zweite 
wesentliche Input für die Kumulationsmethode sind, gering-
fügig überarbeitet und an die neuen Güterstrukturen ange-
passt.

Einfluss auf die Höhe des Bruttoinlandsprodukts und Brut-
tonationaleinkommens haben nur die Abschreibungen der 
sonstigen Nichtmarktproduzenten des Staates und der Pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck. Der Produktions-
wert der sonstigen Nichtmarktproduzenten wird als Summe 
der Produktionskosten bestimmt, wobei Abschreibungen 
ein Kostenbestandteil sind. Das Niveau der Abschreibun-
gen der sonstigen Nichtmarktproduzenten erhöhte sich im 
Jahr 2000 mit der Neuberechnung um 1,49 Mrd. Euro auf 
31,77 Mrd. Euro, das heißt um 4,9%. Diese im Vergleich 
zu den gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen relativ 
starke Änderung resultiert vor allem aus höheren Abschrei-
bungen auf Bauten. Da die Bauten bei den Nichtmarktpro-
duzenten des Staates einen höheren Anteil am Vermögen 
als im Durchschnitt der Volkswirtschaft haben, wirkt sich 
die Erhöhung der Bauinvestitionen gegenüber den vorläu-
figen Annahmen im Rahmen der letzten Rückrechnung hier 
besonders stark aus.

3.3 Erwerbstätige und Arbeitsvolumen

Die Erwerbstätigenzahl und das Arbeitsvolumen, die geleis-
teten Arbeitsstunden aller Erwerbstätigen, sind in das Sys-
tem der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen einge-
bunden. Sie dienen unter anderem zur Berechnung von 
Produktivitäten und anderen gesamtwirtschaftlichen Kenn-
ziffern (z. B. Lohnstückkosten) und bilden die Ausgangsda-
ten für die Berechnung von Aggregaten, wie der Bruttolohn- 
und -gehaltsumme.

Im Zuge der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen 2005 wurden auch die Erwerbstätigenzahlen 
und das Arbeitsvolumen neu berechnet. Da zur Erwerbs-
tätigkeit keine konzeptionellen Revisionspunkte vorlagen, 
ging es bei der Überarbeitung der Ergebnisse der Erwerbs-
tätigenrechnung insbesondere um die Einbeziehung neuer 
Ausgangsstatistiken, wie der monatlichen Telefonerhe-
bung des Statistischen Bundesamtes zum Erwerbsstatus 
der Bevölkerung, sowie um die Verwendung neuer Erkennt-
nisse aufgrund methodisch verbesserter Statistiken, sofern 
diese nicht oder nicht in vollem Umfang in die bisherigen 
Berechnungen einbezogen werden konnten. Daneben wur-
den alle bisher verwendeten erwerbsstatistischen Quellen 
im Hinblick auf Qualität, Vollständigkeit und Genauigkeit im 
Zeitablauf überprüft und das Berechnungsmodell metho-
disch so weiterentwickelt, dass eine weitere Verbesserung
der Aktualität der Ergebnisse am aktuellen Rand realisiert 
werden konnte.

Nach den Ergebnissen der Revision der Erwerbstätigenzah-
len hatten im Durchschnitt des Jahres 2004 rund 38,9 Mill. 
Erwerbstätige ihren Arbeitsplatz in Deutschland (Inlands-
konzept). Verglichen mit dem Stand der Erwerbstätigkeit 
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vor der Revision wurden 418 000 Personen oder 1,1% mehr 
ausgewiesen (siehe Tabelle 5). Die Neuberechnungen wirk-
ten sich auf den gesamten Revisionszeitraum aus. Dabei 
führte das Revisionsergebnis zu einer leichten Niveauanhe-
bung der Erwerbstätigenzeitreihe, ohne dass sich die bis-
her geltenden Aussagen über den Verlauf der Erwerbstätig-
keit zwischen 1991 und 2004 wesentlich verändert haben. 
Im Jahr 1991 gab es in Deutschland nach den neuen Berech-
nungen 38,6 Mill. Erwerbstätige. Damit betrug der Ände-
rungsbedarf für 1991 zwischen neuer und bisheriger Rech-
nung rund 167 000 Personen oder 0,4%.

Niveaubestimmend für die revidierten Erwerbstätigenzah-
len waren Anpassungen bei den Arbeitnehmern. Im Durch-
schnitt des Jahres 2004 wurden nach der Revision 34,6 
Mill. Arbeitnehmer gezählt. Dies waren 494 000 Arbeitneh-

mer (+ 1,4%) mehr als nach den bisherigen Berechnungen. 
Konform zur Zahl der Erwerbstätigen insgesamt ist der Kor-
rekturbedarf für das Jahr 1991 auch hier mit 227 000 Per-
sonen (+ 0,7%) deutlich geringer. Ein gegenüber dem bis-
herigen Stand der Berechnungen leichter Revisionsbedarf 
nach unten ergab sich hingegen bei der Zahl der Selbst-
ständigen einschließlich mithelfender Familienangehöriger. 
Während nach neuer Rechnung im Durchschnitt des Jahres 
2004 in Deutschland 76 000 Selbstständige einschließlich 
mithelfender Familienangehöriger weniger (– 1,8%) festge-
stellt wurden, waren es für das Jahr 1991 60 000 Personen 
(– 1,7%). Maßgeblich dafür waren vor allem neue Erkennt-
nisse aus der ILO-Telefonerhebung im Hinblick auf die Ent-
lohnung mithelfender Familienangehöriger, die nach den 
Konzepten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
Umsetzungen von Teilen dieses Personenkreises zu den 
Arbeitnehmern erforderlich machten.

Die Entwicklung der Zahl der Selbstständigen einschließlich 
mithelfender Familienangehöriger zwischen 1991 und 2004 
bleibt trotz Revision nahezu unverändert. Nach der Neube-
rechnung erhöhte sich die Zahl der Selbstständigen in die-
sem Zeitraum um 711 000 Personen (+ 20,2%), während es 
vorher 727 000 Personen (+ 20,3%) waren.

Die Revision der Erwerbstätigenzahlen hat auch Auswir-
kungen auf das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Dieses ergibt 
sich als Produkt aus der Erwerbstätigenzahl und der durch-
schnittlichen Arbeitszeit je Erwerbstätigen. Die Angaben 
zur Arbeitszeit werden auf Basis der Erwerbstätigenzah-
len des Statistischen Bundesamtes vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) ermittelt. Die tatsächlich geleistete Arbeits-
zeit wird ausgehend von ihren Komponenten bestimmt: 
Dabei werden tarifliche Vorgaben, kalendermäßige Effekte, 
konjunkturelle Einflüsse, Krankenstand, Ausfälle durch 
Schlechtwetter und Arbeitskampf, Teilzeitbeschäftigung, 
Nebenbeschäftigungen sowie Erziehungsurlaub und Alters-
teilzeit berücksichtigt.

Gegenüber dem Stand vor der Revision errechnet sich für 
die durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen im Jahr 
2004 ein Plus von 0,2%. In Verbindung mit den revidier-
ten Erwerbstätigenzahlen ergibt sich 2004 nach vorläufi-
gen Berechnungen für das Arbeitsvolumen eine Zunahme
um 1,3% gegenüber dem alten Stand. Auch beim Arbeitsvo-
lumen wirkten sich die Neuberechnungen auf den gesamten 
Revisionszeitraum aus. Konform zur Erwerbstätigkeit hatte 
die Neuberechnung für das Arbeitsvolumen ebenfalls einen 
niveauanhebenden Effekt.

4 Verwendung des Inlandsprodukts

Wie bereits erwähnt resultierte der größte Teil der Niveau-
erhöhung des nominalen Bruttoinlandsprodukts im Revisi-
onszeitraum 1991 bis 2000 aus der Aufteilung der FISIM 
auf die Verwender. Hierunter sind es wiederum die priva-
ten Konsumausgaben, die von dieser Konzeptänderung 
am meisten betroffen sind. Wie aus Tabelle 6 am Beispiel 
des Jahres 2000 hervorgeht, entfielen von den 24,30 Mrd. 

Tabelle 5: Erwerbstätige, Arbeitnehmer und Selbstständige1)

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis 

1 000 % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 

 Erwerbstätige im Inland 

1991 38 621 38 454 167 0,4 X X 
1992 38 059 37 878 181 0,5 – 1,5 – 1,5 
1993 37 555 37 365 190 0,5 – 1,3 – 1,4 
1994 37 516 37 304 212 0,6 – 0,1 – 0,2 
1995 37 601 37 382 219 0,6 + 0,2 + 0,2 

1996 37 498 37 270 228 0,6 – 0,3 – 0,3 
1997 37 463 37 208 255 0,7 – 0,1 – 0,2 
1998 37 911 37 616 295 0,8 + 1,2 + 1,1 
1999 38 424 38 071 353 0,9 + 1,4 + 1,2 
2000 39 144 38 748 396 1,0 + 1,9 + 1,8 

2001 39 316 38 922 394 1,0 + 0,4 + 0,4 
2002 39 096 38 696 400 1,0 – 0,6 – 0,6 
2003 38 722 38 314 408 1,1 – 1,0 – 1,0 
2004 38 860 38 442 418 1,1 + 0,4 + 0,3 

 Arbeitnehmer im Inland 

1991 35 101 34 874 227 0,7 X X 
1992 34 482 34 236 246 0,7 –1,8 – 1,8
1993 33 930 33 676 254 0,8 –1,6 – 1,6
1994 33 791 33 516 275 0,8 –0,4 – 0,5
1995 33 852 33 550 302 0,9 +0,2 + 0,1

1996 33 756 33 431 325 1,0 –0,3 – 0,4
1997 33 647 33 294 353 1,1 –0,3 – 0,4
1998 34 046 33 642 404 1,2 +1,2 + 1,0
1999 34 567 34 132 435 1,3 +1,5 + 1,5
2000 35 229 34 747 482 1,4 +1,9 + 1,8

2001 35 333 34 845 488 1,4 +0,3 + 0,3
2002 35 093 34 599 494 1,4 –0,7 – 0,7
2003 34 650 34 145 505 1,5 –1,3 – 1,3
2004 34 629 34 135 494 1,4 –0,1 + 0,0

 Selbstständige 

1991 3 520 3 580 – 60 – 1,7 X X 
1992 3 577 3 642 – 65 – 1,8 +1,6 + 1,7
1993 3 625 3 689 – 64 – 1,7 +1,3 + 1,3
1994 3 725 3 788 – 63 – 1,7 +2,8 + 2,7
1995 3 749 3 832 – 83 – 2,2 +0,6 + 1,2

1996 3 742 3 839 – 97 – 2,5 –0,2 + 0,2
1997 3 816 3 914 – 98 – 2,5 +2,0 + 2,0
1998 3 865 3 974 – 109 – 2,7 +1,3 + 1,5
1999 3 857 3 939 – 82 – 2,1 –0,2 – 0,9
2000 3 915 4 001 – 86 – 2,1 +1,5 + 1,6

2001 3 983 4 077 – 94 – 2,3 +1,7 + 1,9
2002 4 003 4 097 – 94 – 2,3 +0,5 + 0,5
2003 4 072 4 169 – 97 – 2,3 +1,7 + 1,8
2004 4 231 4 307 – 76 – 1,8 +3,9 + 3,3

1) Einschl. mithelfender Familienangehöriger. 
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Euro aufgrund von Konzeptänderungen (FISIM) insgesamt 
über 60% (15,21 Mrd. Euro) auf den privaten Konsum und 
jeweils knapp 20% auf den Staatskonsum und den Außen-

beitrag. Die Bruttoinvestitionen sind von der Aufteilung der 
FISIM nicht betroffen. Beim Saldo der datenbedingten Ände-
rungen (+ 8,20 Mrd. Euro im Jahr 2000), der sich aus Niveau-

Tabelle 6: Bruttoinlandsprodukt 2000 und seine Verwendung 
in jeweiligen Preisen 

Bruttoinlandsprodukt 
Private Konsum-

ausgaben1)
Konsumausgaben des 

Staates 
Bruttoinvestitionen 

Außenbeitrag (Exporte 
abzüglich Importe) Berechnung des 

Revisionsergebnisses 
Mrd. EUR %2) Mrd. EUR %2) Mrd. EUR %2) Mrd. EUR %2) Mrd. EUR %2)

Bisheriges Ergebnis . . . . . . . . .  2 030,00 100 1 196,79 100 385,81 100 439,38 100 8,02 100 

+ Datenbedingte Änderungen .  8,20 0,4 2,16 0,2 1,54 0,4 9,80 2,2 – 5,30 – 66,1

+ Konzeptänderungen . . . . . . . .  24,30 1,2 15,21 1,3 4,56 1,2 – – 4,53 56,5 

= Neues Ergebnis . . . . . . . . . . . . .  2 062,50 101,6 1 214,16 101,5 391,91 101,6 449,18 102,2 7,25 90,4 

1) Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Des bisherigen Ergebnisses. 

Tabelle 7: Wachstumsbeiträge der preisbereinigten Verwendungsaggregate zum Bruttoinlandsprodukt  
Prozentpunkte 

Inländische Verwendung Nachrichtlich 

Konsumausgaben Bruttoinvestitionen 

Jahr 
Brutto-

inlands-
produkt insgesamt 

zusammen 

private 
Haushalte 

und private 
Organisa-

tionen ohne
Erwerbs-

zweck 

Staat zusammen 

Brutto-
anlage-
investi-
tionen 

Vorrats-
verände-
rungen1)

Außen-
beitrag 

(Exporte 
minus 

Importe) 

Exporte Importe 

Neues Ergebnis 

1992 2,2 3,1 2,9 1,9 1,0 0,2 1,1 – 0,9 – 0,9 – 0,2 – 0,7 
1993 – 0,8 – 0,8 0,5 0,5 0,0 – 1,3 – 1,0 – 0,3 0,0 – 1,2 1,2 
1994 2,7 2,7 1,7 1,2 0,5 1,0 1,0 0,0 0,0 1,8 – 1,8 
1995 1,9 1,9 1,6 1,3 0,4 0,3 0,0 0,3 0,0 1,5 – 1,5 

1996 1,0 0,4 1,2 0,8 0,4 – 0,8 – 0,1 – 0,7 0,6 1,4 – 0,8 
1997 1,8 0,9 0,6 0,5 0,1 0,3 0,2 0,1 0,9 2,9 – 2,0 
1998 2,0 2,3 1,2 0,8 0,3 1,1 0,8 0,3 – 0,3 2,2 – 2,5 
1999 2,0 2,6 1,9 1,7 0,2 0,7 1,0 – 0,3 – 0,6 1,7 – 2,3 

2000 3,2 2,1 1,6 1,4 0,3 0,5 0,6 – 0,1 1,1 4,0 – 2,9 
2001 1,2 – 0,5 1,2 1,1 0,2 – 1,7 – 0,8 – 0,9 1,7 2,1 – 0,4 
2002 0,2 – 1,8 0,1 – 0,3 0,3 – 1,8 – 1,2 – 0,6 1,9 1,6 0,3 
2003 0,0 0,7 0,1 0,2 – 0,1 0,6 – 0,3 0,9 – 0,7 0,6 – 1,3 
2004 1,6 0,5 – 0,2 – 0,1 – 0,1 0,7 – 0,1 0,8 1,1 3,2 – 2,1 

Bisheriges Ergebnis 

1992 2,2 2,8 2,5 1,5 1,0 0,3 1,0 – 0,7 – 0,5 – 0,2 – 0,3 
1993 – 1,1 – 1,1 0,1 0,1 0,0 – 1,2 – 1,0 – 0,1 – 0,0 – 1,3 1,3 
1994 2,3 2,3 1,1 0,6 0,5 1,2 0,9 0,3 0,1 1,7 – 1,6 
1995 1,7 1,7 1,5 1,2 0,3 0,2 – 0,1 0,3 0,1 1,3 – 1,3 

1996 0,8 0,3 0,9 0,6 0,4 – 0,7 – 0,2 – 0,5 0,5 1,2 – 0,7 
1997 1,4 0,5 0,4 0,3 0,1 0,1 0,1 0,0 0,8 2,9 – 2,0 
1998 2,0 2,4 1,4 1,0 0,4 1,0 0,7 0,3 – 0,4 2,0 – 2,4 
1999 2,0 2,8 2,3 2,1 0,2 0,5 0,9 – 0,4 – 0,7 1,6 – 2,4 

2000 2,9 1,9 1,4 1,2 0,2 0,5 0,6 – 0,1 1,0 4,1 – 3,1 
2001 0,8 – 0,8 1,2 1,0 0,2 – 1,9 – 1,0 – 1,0 1,6 1,9 – 0,3 
2002 0,1 – 1,9 0,0 – 0,4 0,4 – 1,8 – 1,4 – 0,4 1,9 1,4 0,5 
2003 – 0,1 0,5 0,0 0,0 0,0 0,4 – 0,4 0,9 – 0,6 0,7 – 1,3 
2004 1,6 0,4 – 0,2 – 0,2 0,1 0,6 – 0,2 0,7 1,1 3,2 – 2,1 

Differenz neues Ergebnis abzüglich bisheriges Ergebnis 

1992 0,0 0,3 0,4 0,4 0,0 – 0,1 0,1 – 0,2 – 0,4 0,0 – 0,4 
1993 0,3 0,3 0,4 0,4 0,0 – 0,1 0,0 – 0,2 0,0 0,1 – 0,1 
1994 0,4 0,4 0,6 0,6 0,0 – 0,2 0,1 – 0,3 – 0,1 0,1 – 0,2 
1995 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 – 0,1 0,2 – 0,2 

1996 0,2 0,1 0,3 0,2 0,0 – 0,1 0,1 – 0,2 0,1 0,2 – 0,1 
1997 0,4 0,4 0,2 0,2 0,0 0,2 0,1 0,1 0,1 0,0 – 0,0 
1998 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,2 – 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 0,2 – 0,1 
1999 0,0 – 0,2 – 0,4 – 0,4 0,0 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

2000 0,3 0,2 0,2 0,2 0,1 0,0 0,0 0,0 0,1 – 0,1 0,2 
2001 0,4 0,3 0,0 0,1 0,0 0,2 0,2 0,1 0,1 0,2 – 0,1 
2002 0,1 0,1 0,1 0,1 – 0,1 0,0 0,2 – 0,2 0,0 0,2 – 0,2 
2003 0,1 0,2 0,1 0,2 – 0,1 0,2 0,1 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,0 
2004 0,0 0,1 0,0 0,1 – 0,2 0,1 0,1 0,1 0,0 0,0 – 0,0 

1) Einschl. Nettozugang an Wertsachen. 
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anhebungen und -absenkungen ergibt, entfällt der größte 
Teil (+ 9,80 Mrd. Euro) auf die Bruttoinvestitionen. Hier sind 
es vor allem die Vorratsveränderungen (einschließlich Net-
tozugang an Wertsachen), die – wie in nahezu allen Jah-
ren im Revisionszeitraum – angehoben wurden (+ 7,36 Mrd. 
Euro im Jahr 2000). Im Zuge der gesamtwirtschaftlichen 
Abstimmung der Entstehungs- und Verwendungsrechnung 
des Bruttoinlandsprodukts wurde sich bei der aktuellen 
Revision den reinen Rechenergebnissen der Vorratsverän-
derungen stärker als bisher angenähert. Die Auswirkun-
gen der Revision auf die Wachstumsbeiträge der preisberei-
nigten Verwendungsaggregate des Bruttoinlandsprodukts 
ergeben sich aus Tabelle 7. Die deutlichsten Änderungen 
sind aufgrund des relativ hohen Gewichts bei den Wachs-
tumsbeiträgen des privaten Konsums zu verzeichnen. Wie 
die folgenden Abschnitte unter anderem zeigen werden, 
kann sich bei einem Vergleich der Veränderungsraten der 
einzelnen Verwendungskomponenten des Bruttoinlands-
produkts ein anderes Bild ergeben.

4.1 Konsumausgaben der privaten
Haushalte und der privaten
Organisationen ohne Erwerbszweck

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte und der pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck (private Konsum-
ausgaben) in jeweiligen Preisen werden im Revisionszeit-
raum 1991 bis 2004 zwischen 1,5% und 4,6% höher nach-
gewiesen als bisher (siehe Tabelle 8). Da die Abweichun-
gen zum bisherigen Nachweis von Jahr zu Jahr zum Teil sehr 
unterschiedlich sind, ändern sich die nominalen Zuwachs-
raten entsprechend deutlich. Der größte Teil der Änderun-
gen der privaten Konsumausgaben entfällt auf den Teil der 
FISIM, der nach Neuberechnung und Aufteilung der Bank-
gebühren in den privaten Konsum einfließt. Der Saldo der 
datenbedingten Änderungen ist dagegen in allen Jahren 
des Revisionszeitraums geringer. Durch die datenbedingten 
Änderungen allein wären die privaten Konsumausgaben in 
einigen Jahren um bis zu 1,3% höher ausgefallen.

Die folgende Übersicht zeigt am Beispiel des Jahres 2000 
die datenbedingten und konzeptbedingten Änderungen der 
privaten Konsumausgaben im Einzelnen.

Die Konzeptänderung bei den privaten Konsumausgaben 
besteht in der Einbeziehung der FISIM in die Konsumaus-
gaben der privaten Haushalte und der privaten Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck. Neben dem direkt geleisteten 
Entgelt für Bankdienstleistungen, das bereits im gegenwär-
tigen Nachweis im privaten Konsum enthalten war, wer-
den mit der VGR-Revision 2005 auch Entgelte einbezogen, 
die private Haushalte und private Organisationen ohne 
Erwerbszweck als Kreditnehmer und Einleger für die hier-
bei in Anspruch genommenen Bankendienste leisten (siehe 
Abschnitt 2.3). Im Jahr 2000 führte diese Konzeptänderung 
zu einer Niveauanhebung des privaten Konsums um 15,21 
Mrd. Euro (+ 1,3%). Der Wert der datenbedingten Ände-
rungen bei den privaten Konsumausgaben ergibt sich aus 
einer Reihe von Änderungen mit unterschiedlichen Vorzei-
chen. Im Jahr 2000 ist der Saldo mit + 2,16 Mrd. Euro rela-
tiv klein, obwohl einige Änderungen absolut beachtliche 
Größenordnungen aufweisen (z. B. Gaststätten- und Beher-
bergungsgewerbe + 9,1 Mrd. Euro, Wohnungsmieten – 10,8 

Tabelle 8: Private Konsumausgaben1)

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von 
1995) 

Mrd. EUR % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1991 879,86 852,51 27,35 3,2 X X X X 
1992 946,60 914,30 32,30 3,5 +7,6 + 7,2 + 3,3 + 2,9

1993 986,54 950,66 35,88 3,8 +4,2 + 4,0 + 0,8 + 0,2

1994 1 031,11 985,75 45,36 4,6 +4,5 + 3,7 + 2,0 + 1,1

1995 1 067,19 1 024,79 42,40 4,1 +3,5 + 4,0 + 2,2 + 2,1

1996 1 091,50 1 052,26 39,24 3,7 +2,3 + 2,7 + 1,3 + 1,0

1997 1 115,78 1 079,77 36,01 3,3 +2,2 + 2,6 + 0,8 + 0,6

1998 1 137,51 1 111,18 26,33 2,4 +1,9 + 2,9 + 1,5 + 1,8

1999 1 175,01 1 155,97 19,04 1,6 +3,3 + 4,0 + 3,0 + 3,7

2000 1 214,16 1 196,79 17,37 1,5 +3,3 + 3,5 + 2,4 + 2,0

2001 1 257,48 1 237,22 20,26 1,6 +3,6 + 3,4 + 1,8 + 1,7

2002 1 266,72 1 242,22 24,50 2,0 +0,7 + 0,4 – 0,4 – 0,7

2003 1 286,27 1 255,30 30,97 2,5 +1,5 + 1,1 + 0,3 + 0,0

2004 1 304,19 1 270,77 33,42 2,6 +1,4 + 1,2 – 0,1 – 0,5

1) Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Private Konsumausgaben 2000 
in jeweiligen Preisen 

 Mrd. EUR Anteil in % 

Bisheriges Ergebnis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 196,79 100,0 

Datenbedingte Änderungen . . . . . . . . . . . . . . . 2,16 0,2 

Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 9,08 0,8 

Häusliche Dienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,61 0,3 

Gesundheits- und Sozialwesen . . . . . . . . . 1,15 0,1 

Käufe von Kraftstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,73 0,1 

Saldo der Reiseausgaben . . . . . . . . . . . . . . . 1,99 0,2 

Wohnungsmieten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 10,79 – 0,9 

Käufe von Pkw . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,77 – 0,3 

Sonstiges . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,84 – 0,1 

Konzeptbedingte Änderungen . . . . . . . . . . . . 15,21 1,3 

FISIM private Haushalte . . . . . . . . . . . . . . . . 14,58 1,2 

FISIM private Organisationen ohne 
Erwerbszweck . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,63 0,1 

Neues Ergebnis (ESVG 1995) . . . . . . . . . . . . . 1 214,16 101,5 
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Mrd. Euro). Die datenbedingten Änderungen resultieren aus 
einer erneuten Überprüfung der Vollständigkeit des Brutto-
inlandsprodukts, neu verfügbaren Ausgangsdaten sowie 
Daten, die bisher noch nicht in das Rechenwerk für den pri-
vaten Konsum eingearbeitet wurden.

Die Überprüfung der Vollständigkeit des Bruttosozialpro-
dukts, die im Zusammenhang mit der europäischen Har-
monisierung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
laufend stattfindet, führte dazu, dass die bisher schon vor-
genommenen Zuschläge bei den privaten Konsumausgaben 
im Gastgewerbe deutlich vergrößert wurden (um 9,08 Mrd. 
Euro im Jahr 2000). Auch die Überarbeitung der Ausgaben 
für häusliche Dienste ergab einen – im Jahr 2000 um 3,61 
Mrd. Euro – höheren Betrag.

Änderungen ergaben sich weiterhin für folgende Arten der 
privaten Konsumausgaben: Ausgaben im Gesundheits- und 
Sozialwesen, für Wohnungsmieten, für den Kauf von Pkw 
und Kraftstoffen und für Reisen. Die Anhebung der Ausga-
ben im Gesundheits- und Sozialwesen (+ 1,15 Mrd. Euro 
im Jahr 2000) ist auf die Ergebnisse der seit 1999 durch-
geführten Pflegestatistik zurückzuführen, die sich auch auf 
die Berechnung der Bruttowertschöpfung dieses Teilbe-
reichs im Sozialwesen auswirken. Hierauf wurde bereits in 
Abschnitt 3.1 ausführlich eingegangen, ebenso wie auf die 
Revision der Wohnungsmieten, die in allen Jahren nunmehr 
einen deutlich geringeren Beitrag aufweisen (– 10,79 Mrd. 
Euro im Jahr 2000).

Grundlage der Berechnung der Konsumausgaben für Kraft-
stoffe sind die im Auftrag des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen in mehrjährigen Abständen 
durchgeführten Fahrleistungserhebungen, die vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) ausgewertet 
werden. Mit den Ergebnissen der Fahrleistungserhebung 
2002 wurden Ergebnisse auf Basis der vorangegangenen
Erhebung von 1993 für die Zwischenjahre interpoliert, was 
zu einer Erhöhung der Ausgaben für Kraftstoffe gegenüber 
den bisher fortgeschriebenen Ergebnissen führte (+ 1,73 
Mrd. Euro im Jahr 2000).

Die Ausgaben für Käufe für Personenkraftwagen wurden für 
das Jahr 2000 um 3,77 Mrd. Euro nach unten korrigiert. Die 
Käufe von Pkw werden in einer Sonderrechnung mittels der 
Anzahl der Neuzulassungen von Pkw vom Kraftfahrt-Bundes-
amt und der Bewertung zu Anschaffungspreisen ermittelt. 
Bei den bisherigen Bewertungsansätzen wurden die Listen-
preise aus den so genannten Schwacke-Listen verwendet. 
Informationen zu den tatsächlichen Verkaufspreisen lagen 
bisher nicht vor. Bis Anfang der 1990er-Jahre wurde unter-
stellt, dass die durch den Käufer ausgehandelten Rabatte
durch spezielle Zusatzausstattungen abgegolten wurden, 
sodass der Listenpreis gleich dem Verkaufspreis gesetzt 
wurde. Die im Auftrag des Verbands der Automobilindustrie 
e. V. von der Deutschen Automobil Treuhand GmbH durch-
geführten Befragungen der Autohändler zu den tatsächli-
chen Verkaufspreisen ergaben, dass in den letzten Jahren 
die Rabattnachlässe zunahmen. Infolgedessen erfolgte eine 
Neubewertung der Neuzulassungen ab 1992 auf der Grund-
lage dieser Verkaufspreise.

Bei den Reiseausgaben führten Neuberechnungen der Deut-
schen Bundesbank zu einer leichten Erhöhung des Saldos 
der Ausgaben von inländischen privaten Haushalten im 
Ausland abzüglich der Ausgaben der Gebietsfremden im 
Inland im Jahr 2000 um rund 2 Mrd. Euro.

Änderungen der privaten Konsumausgaben ergaben sich 
darüber hinaus aus den Ergebnissen der Sortimentser-
hebung im Handel für 1997, der neuen jährlichen Struk-
turerhebungen im Handel seit 1999, der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe für 1998 (EVS 1998) und der Input-
Output-Rechnung 2000. Die den bisherigen Berechnungen 
der Konsumausgaben nach Verwendungszwecken zugrunde 
liegenden Strukturen basierten im Wesentlichen auf der 
Sortimentserhebung von 1991. Mit der Sortimentserhe-
bung im Handel wurden bisher tiefer gegliederte Umsätze 
nach mehr als 70 Gütergruppen erhoben. Mit den Ergebnis-
sen der Sortimentserhebung von 1997 wurden die Struktu-
ren für die Berechnung der Konsumausgaben nach Verwen-
dungszwecken bis 1991 interpoliert. Seit 1999 werden im 
Handel im Rahmen der europäischen Strukturerhebungen 
jährlich die Umsätze nach etwa 30 Gütergruppen unter-
gliedert, wodurch eine bessere Korrektur der Jahresstruk-
turen möglich ist. Nicht zuletzt wurden die Berechnungen 
der Konsumausgaben nach Verwendungszwecken mit den 
Ergebnissen der EVS 1998 und der Input-Output-Rechnung 
2000 abgeglichen.

Die Berechnung der Konsumausgaben nach Verwendungs-
zwecken in der Gliederung nach der COICOP (Classification 
of Individual Consumption by Purpose) wird in einem eige-
nen Aufsatz in einer späteren Ausgabe in dieser Zeitschrift 
dargestellt.

Grundlage der Deflationierung der privaten Konsumausga-
ben bilden wie bisher die Verbraucherpreisindizes (VPI). 
In tiefer Untergliederung werden die auf Festpreisbasis
(2000 = 100) ermittelten Konsumausgaben in Vorjahres-
preise umgerechnet und anschließend verkettet. Für die 
stationären Gesundheitsleistungen wird ein im Rahmen 
der Input-Output-Rechnung ermittelter Preisindex verwen-
det, der – anders als der entsprechende Teilindex im VPI – 
die Verweildauer der Patienten berücksichtigt und zu einem 
schwächeren Preisanstieg führt. Für Personalcomputer wird 
im VPI seit Juni 2002 ein nach hedonischen Verfahren ermit-
telter Preisindex berechnet. Für die vorangegangenen Jahre 
bis 1991 wurden ersatzweise vom US Bureau of Labor Sta-
tistics veröffentlichte Erzeugerpreise für unterschiedliche 
Computertypen, periphere Geräte und Speicherbausteine 
herangezogen (siehe auch Abschnitt 2.2).

Die unterschiedliche zeitliche Entwicklung der revidier-
ten preisbereinigten privaten Konsumausgaben gegen-
über dem bisherigen Nachweis ist nahezu ausschließlich 
auf datenbedingte Änderungen zurückzuführen. Die Aus-
wirkungen der Umstellung auf Vorjahrespreise und der Ein-
fluss des hedonischen Preisindex für Personalcomputer 
sind dagegen gering. Zusammengenommen erhöhten sie 
den Anstieg der preisbereinigten privaten Konsumausga-
ben im Revisionszeitraum 1991 bis 2004 durchschnittlich 
um knapp 0,1 Prozentpunkte.
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4.2 Konsumausgaben des Staates

Die Konsumausgaben des Staates in jeweiligen Preisen 
änderten sich in erster Linie durch die Einbeziehung der 
Finanzserviceleistung, indirekte Messung (FISIM), in die Vor-
leistungskäufe des Staates, wie bereits in Abschnitt 2.3 dar-
gestellt wurde. Ferner wurden die Abschreibungen für den 
Sektor Staat neu berechnet (siehe Abschnitt 3.2). Insgesamt 
ergab sich im Jahr 2000 ein um 6,1 Mrd. Euro höherer Nach-
weis der staatlichen Konsumausgaben, wovon 4,6 Mrd. 
Euro auf die FISIM-Neuregelung und 1,5 Mrd. Euro auf die 
Neuberechnung der Abschreibungen zurückzuführen sind.

Für die preisbereinigten Konsumausgaben ergaben sich 
– außer der Einführung von Vorjahrespreisen – zwei zusätz-
liche Änderungen. Zum einen erfolgt die Produktivitätsmes-
sung beim Arbeitnehmerentgelt nach einem neuen Verfah-
ren: Anstelle des bisher festen Zuschlags von 0,5% pro Jahr 
wird nunmehr ein variabler Zuschlag berechnet, der sich 
vorwiegend an der Lohnentwicklung und der geleisteten 
Arbeitszeit orientiert. Zum anderen ändert sich die Preisbe-
reinigung im Wirtschaftsbereich Erziehung und Unterricht, 
denn aufgrund einer Entscheidung der Europäischen Kom-
mission26) kann der preisbereinigte Produktionswert nicht 
mehr nach der Input-Methode (als Summe der deflationier-
ten einzelnen Komponenten) ermittelt werden, sondern ist 
nach der so genannten Output-Methode zu berechnen. Als 
Deflator dienen dabei die erteilten Unterrichtsstunden.

Im Zeitverlauf ab 1991 schwanken die Abweichungen der 
Konsumausgaben des Staates in jeweiligen Preisen gegen-
über dem Stand vor der Revision aufgrund des unterschied-
lichen Verlaufs der FISIM deutlich. Entsprechend liegen die 
Veränderungsraten nach Revision zum Teil über, zum Teil 
unter den bisherigen Veränderungsraten der staatlichen 
Konsumausgaben in jeweiligen Preisen. Auf die Entwick-
lung des preisbereinigten Staatskonsums hat FISIM dage-
gen kaum Einfluss.

4.3 Bruttoinvestitionen

Anders als bei der letzten großen VGR-Revision im Jahr 
1999, die – als Folge des seinerzeit europaweit verbind-
lich gewordenen ESVG 1995 – wesentliche konzeptionelle 
Erweiterungen in den Investitionsberechnungen brachte, 
sind die Änderungen der Ergebnisse der Bruttoinvestitionen 
in jeweiligen Preisen diesmal ausschließlich datenbedingt 
und, gemessen am bisherigen Ergebnis, vergleichsweise 
gering. Die in Abschnitt 2.1 bereits beschriebene Einfüh-
rung der Vorjahrespreisbasis (Kettenindizes) in Verbin-
dung mit der Verwendung hedonischer Preisindizes für den 
gesamten Revisionszeitraum führt dagegen bei den Inves-
titionen und insbesondere bei den Ausrüstungsinvestitio-
nen zu veränderten Entwicklungen von Volumina und Prei-
sen. Tabelle 10 zeigt für die Bruttoanlageinvestitionen den 
Unterschied zwischen den bisherigen und den revidierten 
nominalen Ergebnissen.

Im Zeitraum von 1991 bis 2001 bewegen sich die Revisions-
differenzen in jeweiligen Preisen leicht ansteigend in einer 
Marge von 0,0% bis auf einen Maximalwert von + 0,6% des 
bisherigen Ergebnisses, um in den nachfolgenden (noch 
vorläufigen) Berichtsjahren tendenziell wieder etwas gerin-
ger zu werden. Die revidierten und bisherigen nominalen 
jährlichen Zuwachsraten liegen im gesamten Revisionszeit-
raum bei einer Marge von – 0,2% bis maximal + 0,1% dicht 
beisammen und die jahresdurchschnittliche Zunahme der 
Anlageinvestitionen in jeweiligen Preisen blieb von 1991 bis 
2004 praktisch unverändert bei knapp + 0,5%. Größer sind 
die Revisionsabweichungen hingegen in der preisbereinig-
ten Rechnung. Gegenüber den realen Ergebnissen auf der 
vormaligen Festpreisbasis 1995 = 100 weisen die von Jahr 
zu Jahr verketteten Volumina durchweg höhere Zunahmen
aus, und zwar um jahresdurchschnittlich etwa + 0,4 Prozent-
punkte. Die reale Entwicklung der Anlageinvestitionen von 
1991 bis 2004 weist nunmehr an Stelle einer geringfügigen 
Abnahme (jahresdurchschnittlich – 0,1%) eine Zunahme 

26)  Entscheidung der Kommission Nr. 2002/990/EG vom 17. Dezember 2002 zur weiteren Klarstellung von Anhang A der (ESVG) Verordnung Nr. 2223/96 des Rates (Amtsbl. der EG Nr. L 347 
vom 20. Dezember 2002, S. 42 ff.).

Tabelle 9: Konsumausgaben des Staates 

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von 
1995) 

Mrd. EUR % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1991 292,60 288,36 4,24 1,5 X X X X 
1992 322,38 318,88 3,50 1,1 +10,2 + 10,6 + 5,3 + 5,0

1993 332,67 328,77 3,90 1,2 +3,2 + 3,1 + 0,1 + 0,1

1994 346,92 342,20 4,72 1,4 +4,3 + 4,1 + 2,7 + 2,4

1995 361,82 356,79 5,03 1,4 +4,3 + 4,3 + 1,9 + 1,5

1996 371,75 365,75 6,00 1,6 +2,7 + 2,5 + 2,1 + 1,8

1997 371,47 364,47 7,00 1,9 –0,1 – 0,3 + 0,5 + 0,3

1998 376,36 369,53 6,83 1,8 +1,3 + 1,4 + 1,8 + 1,9

1999 387,24 378,17 9,07 2,4 +2,9 + 2,3 + 1,1 + 0,8

2000 391,91 385,81 6,10 1,6 +1,2 + 2,0 + 1,4 + 1,1

2001 400,29 394,20 6,09 1,5 +2,1 + 2,2 + 0,8 + 1,0

2002 411,83 405,43 6,40 1,6 +2,9 + 2,8 + 1,7 + 1,9

2003 414,60 408,54 6,06 1,5 +0,7 + 0,8 – 0,4 + 0,1

2004 412,93 406,68 6,25 1,5 –0,4 – 0,5 – 0,7 + 0,4
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um durchschnittlich + 0,3% pro Jahr aus. Die jährlichen 
Änderungen bewegen sich zudem in einer größeren Spanne 
von + 0,1 bis + 1,0 Prozentpunkten. Wie weiter unten etwas 
ausführlicher erläutert wird, ist dies hauptsächlich auf die 
Ausrüstungsinvestitionen und die dort verwendeten neuen 
hedonischen Preismessansätze für ausgewählte EDV-Güter-
arten zurückzuführen.

In der folgenden Übersicht werden die nominalen Ände-
rungen im Bereich der Investitionen am Beispiel des Jahres 
2000 noch etwas tiefer aufgeschlüsselt: 

Die Übersicht zeigt, dass die Revisionsdifferenz der Brutto-
anlageinvestitionen in Höhe von 2,44 Mrd. Euro im Jahr 
2000 lediglich von zwei Unterpositionen bestimmt wird. 
Im Bereich der Sachanlagen sind dies die Bauinvestitio-
nen (+ 1,70 Mrd. Euro) und unter den immateriellen Anlage-
gütern wurden die Urheberrechte um 0,74 Mrd. Euro nach 
oben revidiert. Um von den für ökonomische Analysezwecke 

zumeist im Vordergrund stehenden Anlageinvestitionen zu 
den Bruttoinvestitionen als umfassendstem Investitionsbe-
griff der VGR überzugehen, sind noch die Nettozugänge an 
Wertsachen und die Vorratsveränderungen einzubeziehen. 
Auch diese beiden Positionen wurden überarbeitet. Alle 
übrigen aufgeführten Investitionsarten sind im Jahr 2000 in 
jeweiligen Preisen überhaupt nicht und im gesamten Zeit-
spektrum ab 1991 nur vereinzelt und dann nur geringfügig 
revidiert worden. Dies bedeutet nicht in jedem Fall, dass
auch die inneren Strukturen der Berechnung unverändert 
geblieben sind. Vielmehr wurde eine tief greifende Über-
arbeitung des gesamten Rechen- und Schätzverfahrens der 
Ausrüstungsinvestitionen nach der güterbezogenen Com-
modity-Flow-Methode vorgenommen. Hierauf wird weiter 
unten ausführlich eingegangen, ebenso auf die Änderun-
gen bei den Bauinvestitionen und die Überarbeitung der 
Investorenrechnung nach Wirtschaftsbereichen. Die übri-
gen in der Übersicht zu den Revisionsdifferenzen aufgeführ-
ten Investitionen werden im Folgenden kurz zusammenge-
fasst erläutert.

Die Größe der Urheberrechte wurde bei der Revision 2005 
um Dokumentar- und Kinderfilme, Videofilme, Industrie- 
und Wirtschaftsfilme erweitert. Allerdings gibt es dazu in 
Deutschland keine unmittelbar geeigneten statistischen 
Erhebungen. Da des Weiteren auch die wichtigsten Daten-
quellen für die Berechnung der Urheberrechte in fiktionalen 
Fernsehproduktionen seit 1995 weggefallen sind, wurde 
das gesamte Rechenverfahren der Urheberrechte an Fern-
sehproduktionen und Kinofilmen (einschließlich Synchro-
nisationen) auf die Umsatzsteuerstatistik gestützt. Aus-
gangspunkt bilden die Umsätze der Wirtschaftszweige 
92.11 „Film- und Videofilmherstellung“ und 92.20.2 „Her-
stellung von Hörfunk- und Fernsehprogrammen“ der WZ 
2003, welche jedoch teilweise auch mit nicht urheberrecht-
lich geschützten Werken erzielt werden. Dies erfordert einen 
Abschlag, zu dessen Schätzung zwei externe Studien wich-
tige Hinweise gaben. Im Ergebnis wurden die Urheberrechte 
um 0,74 Mrd. Euro von 3,95 Mrd. auf 4,69 Mrd. Euro ange-
hoben.

Tabelle 10: Bruttoanlageinvestitionen 

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von  
1995) 

Mrd. EUR % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1991 356,75 356,87 – 0,12 0,0 X X X X 
1992 387,81 387,85 – 0,04 0,0 +8,7 + 8,7 + 4,6 + 4,5
1993 381,19 380,99 0,20 0,1 –1,7 – 1,8 – 4,3 – 4,4
1994 401,83 401,45 0,38 0,1 +5,4 + 5,4 + 4,3 + 4,0
1995 404,95 404,24 0,71 0,2 +0,8 + 0,7 – 0,2 – 0,6

1996 399,85 399,10 0,75 0,2 –1,3 – 1,3 – 0,5 – 0,8
1997 402,37 401,14 1,23 0,3 +0,6 + 0,5 + 1,0 + 0,6
1998 414,50 412,65 1,85 0,4 +3,0 + 2,9 + 4,0 + 3,0
1999 428,42 426,39 2,03 0,5 +3,4 + 3,3 + 4,7 + 4,1
2000 442,43 439,99 2,44 0,6 +3,3 + 3,2 + 3,0 + 2,7

2001 422,88 420,63 2,25 0,5 –4,4 – 4,4 – 3,7 – 4,2
2002 392,92 391,76 1,16 0,3 –7,1 – 6,9 – 6,1 – 6,4
2003 380,71 379,80 0,91 0,2 –3,1 – 3,1 – 1,7 – 2,2
2004 379,52 378,55 0,97 0,3 –0,3 – 0,3 – 0,5 – 0,9

Bruttoinvestitionen 2000 
in jeweiligen Preisen 

 Bisheriges
Ergebnis

Neues 
Ergebnis

Differenz 

 Mrd. EUR % 

Bruttoanlageinvestitionen . . . . 439,99 442,43 2,44 0,6 

Sachanlagen . . . . . . . . . . . . . . . . . 416,68 418,38 1,70 0,4 

Ausrüstungen . . . . . . . . . . . . . . . . 176,66 176,66 0,00 0,0 

Bauten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 240,15 241,85 1,70 0,7 

Nutztiere und Nutzpflanzungen – 0,13 – 0,13 0,00 0,0 

Immaterielle Anlagegüter 
(produziert) . . . . . . . . . . . . . . . . 22,08 22,82 0,74 3,4 

Suchbohrungen . . . . . . . . . . . . . . 0,03 0,03 0,00 0,0 

Software und Datenbanken . . . 18,10 18,10 0,00 0,0 

Urheberrechte . . . . . . . . . . . . . . . . 3,95 4,69 0,74 18,7 

Werterhöhung nichtproduzierter 
Vermögensgüter . . . . . . . . . . . . 1,23 1,23 0,00 0,0 

Nettozugang an Wertsachen . . 0,05 0,83 0,78 X 
Vorratsveränderungen . . . . . . . . – 0,66 + 5,92 6,58 X 
Bruttoinvestitionen insgesamt 439,38 449,18 9,80 2,2 

nachrichtlich:    
Summe: „sonstige Anlagen“1) 23,18 23,92 0,74 3,2 

1) Zusammenfassung in verschiedenen VGR-Darstellungen: Nutztiere und 
Nutzpflanzungen + Immaterielle Anlagegüter + Werterhöhung nichtprodu-
zierter Vermögensgüter. 
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Die Nettozugänge an Wertsachen wurden bislang in 
Deutschland eng abgegrenzt und beschränkten sich auf 
Goldbarren und nicht-umlauffähige Goldmünzen der pri-
vaten Haushalte. Dies entsprach jedoch nicht der gängigen 
Praxis in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union. Um die Vergleichbarkeit der VGR-Daten zu erhö-
hen, wurde die Abgrenzung der Wertsachen erweitert und 
umfasst jetzt auch Schmuck, Edelsteine, Kunstgegenstände 
und Antiquitäten. Die Schätzansätze für Schmuck und Edel-
steine gehen von der Produktionsstatistik (zuzüglich Han-
delsspanne) und für Kunstgegenstände und Antiquitäten 
von den Umsätzen nach der Umsatzsteuerstatistik aus. Im 
Falle der Antiquitäten wird bei Inlandstransaktionen nur die 
Handelsspanne als Nettozugang berücksichtigt. In allen Fäl-
len werden Exporte und Importe in die Berechnungen einbe-
zogen. Zusammengenommen wird der Nachweis der Inves-
titionen in Wertsachen im Jahr 2000 mit dieser Revision um 
0,78 Mrd. Euro von bisher 0,05 Mrd. auf nunmehr 0,83 Mrd. 
Euro erhöht.

Die vergleichsweise große Revisionsdifferenz der Vor-
ratsveränderungen um + 6,58 Mrd. Euro im Jahr 2000 ist 
in erster Linie darauf zurückzuführen, dass sich im Zuge 
der gesamtwirtschaftlichen Abstimmung zwischen Ent-
stehungs- und Verwendungsrechnung des Bruttoinlands-
produkts den reinen Rechenergebnissen zu den Vorrats-
veränderungen stärker als bisher angenähert wurde. Die 
weitgehend auf Buchwerten beruhenden Rechenergeb-
nisse zu den Vorratsveränderungen sind unverändert von 
hohen Bewertungsunsicherheiten überlagert und rechtfer-
tigen auch größere Abstimmungsbuchungen. Die Revisi-
onsänderungen am reinen Rechenergebnis der Vorratsver-
änderungen beliefen sich auf + 1,29 Mrd. Euro und beruhen 
vor allem auf vollständigeren Unterlagen (z. B. neue Dienst-
leistungsstatistik), überarbeiteten Schätzverfahren in ein-
zelnen Wirtschaftsbereichen und dienten darüber hinaus 
dem Ziel, die vom ESVG 1995 geforderte Einbeziehung 
des Holzwachstums der Wälder besser zu realisieren. Der 
Bereich Forstwirtschaft weist jetzt positive Zugänge zu den 
Vorräten an unfertigen Erzeugnissen aus (Holz auf dem 
Stamm). Bislang wurden in Deutschland die in den letz-
ten 50 Jahren stets wachsenden Vorräte von Holz auf dem 
Stamm zu einem Preis von Null bewertet, da es nach deut-
schen Verhältnissen unwahrscheinlich erschien, dass diese
Holzvorräte je wieder durch Verkauf abgebaut würden. 
Die Praxis in anderen Ländern der Europäischen Union ist 
es jedoch, solche Zugänge nachzuweisen. Dem hat sich 
Deutschland jetzt angeschlossen. Die Schätzung für Holz 
auf dem Stamm wurde aus der inzwischen vorliegenden 
revidierten Forstwirtschaftlichen Gesamtrechnung (siehe 
Abschnitt 3.1) übernommen.

Ausrüstungen

Nach den erheblichen, überwiegend konzeptionellen Ände-
rungen im Bereich der Ausrüstungsinvestitionen bei der 
vorangegangenen VGR-Revision 1999, standen bei der jet-
zigen Revision an der nominalen Rechnung keinerlei metho-
dischen Änderungen an. Da, mit geringfügigen Ausnahmen 
im Pkw-Bereich, auch das statistische Basismaterial für die 
modellartige Commodity-Flow-Rechnung (CF) der Ausrüs-
tungen keine rückwirkenden Korrekturen erforderte, wurde 

angestrebt, die nominalen Ergebnisse der Ausrüstungsin-
vestitionen unverändert zu lassen. Tatsächlich ist allerdings 
der nach Güterarten sehr tief gegliederte und im Aufbau 
komplexe CF-Ansatz einer umfassenden „inneren“ Revision
unterzogen worden, vergleichbar etwa den in bestimmten 
Zeitabständen üblichen Updates größerer Software-Anwen-
dungen. Dieses umfassende „CF-Update“ war ohnehin 
erforderlich, um die neue Deflationierungsmethode (Ein-
führung der Vorjahrespreisbasis) in tiefster Gütergliede-
rung zu implementieren. Die Überarbeitung wurde zugleich 
genutzt, um zum Beispiel die etwa 2 100 Investitionsgüter-
quoten der CF kritisch zu überprüfen. In gleich tiefer Güter-
gliederung wurde auch die Quartal für Quartal erforderliche 
CF-interne Salden-Plausibilisierung zwischen den Ergebnis-
sen der vierteljährlichen Produktions- und der monatlichen 
Außenhandelsstatistik überarbeitet. Des Weiteren wurden 
verschiedene Teil-Modelle und Bewertungen zu einigen 
Ergänzungsposten der CF (investive Dienstleistungen, Vor-
ratsbewegungen an Ausrüstungen, Hochrechnungen wegen 
der Abschneidegrenzen in der Produktionsstatistik) überar-
beitet. Ferner haben sich die im Abschnitt 4.1 (Privater Kon-
sum) genannten Neubewertungen im Pkw-Bereich auch auf 
die Berechnung der investiven Pkw ausgewirkt. Detaillierte 
Ausführungen zu den CF-internen Abläufen bei der Ermitt-
lung der Ausrüstungsinvestitionen sind in der Methoden-
beschreibung der VGR (Fachserie 18, Reihe S.22) veröffent-
licht, die zu einem späteren Zeitpunkt auf den Stand der 
VGR-Revision 2005 gebracht wird.

Als Ergebnis aller genannten internen CF-Überprüfungen 
haben sich die in den VGR ausgewiesenen Güterstruktu-
ren auf 2-Steller-Ebene geringfügig verändert. Kumuliert 
über den gesamten Zeitraum von 1991 bis 2003 ergab sich 
zum Beispiel eine Verschiebung um 3,2 Mrd. Euro von den 
Fahrzeuginvestitionen hin zu den Investitionen in Maschi-
nen und Geräte. Das sind jahresdurchschnittlich 0,24 
Mrd. Euro oder, gemessen an den gesamten Ausrüstun-
gen, knapp 0,2%. Innerhalb des Bereichs der Maschinen 
und Geräte sind tendenziell die Investitionen in Maschi-
nen (GP 29), Medizin-, mess-, steuerungs-, regelungstech-
nische und optische Erzeugnisse; Uhren (GP 33) und Möbel 
usw. (GP 36) leicht angehoben worden. Im Gegenzug wur-
den die Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte und 
-einrichtungen (GP 30), elektrotechnische Erzeugnisse (GP 
31) und nachrichtentechnische Erzeugnisse usw. (GP 32) 
ein wenig abgesenkt. Innerhalb des Fahrzeugbereichs hat 
es eine leichte Verschiebung von den Kraftwagen (GP 34) 
hin zu den sonstigen Fahrzeugen (Schiffe, Schienen-, Luft-
fahrzeuge; GP 35) gegeben.

Die vollständige Überarbeitung der Berechnung der preis-
bereinigten Ausrüstungsinvestitionen kann in drei Schritte 
zerlegt werden:

1. Verwendung fachstatistischen Preismaterials in tiefe-
rer Gliederung und auf aktualisierter Festpreisbasis
2000 = 100 (FP 2000)

2. Einarbeitung hedonischer Preiselemente in ausgewähl-
ten EDV-Güterarten

3. Übergang bei der Deflationierung von der Festpreis- auf 
die Vorjahrespreismethode
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Im Folgenden werden die einzelnen Schritte erläutert und 
ihre Auswirkungen in Schaubild 4 verdeutlicht. Neben dem 
bisherigen und dem revidierten Preisverlauf werden auch 
die fiktiven Preisverläufe der Ausrüstungsinvestitionen ge-
zeigt, wie sie sich als „Zwischenergebnisse“ der einzelnen 
Revisionsschritte ergeben hätten. Ab dem Jahr 2002 wird 
die Analyse allerdings unscharf, da bereits ab Mitte 2002 
in der unrevidierten Rechnung ein noch sehr provisorischer, 
gleitender Übergang auf hedonische Preise erfolgte. Das 
heißt die drei genannten Schritte sind ab Berichtsjahr 2002 
nicht mehr scharf zu trennen.

Zu 1.:

Mit der VGR-Revision 2005 wird die klassifikatorische Tiefe 
der Deflationierung prinzipiell und rechentechnisch von bis-
lang etwa 200 Gütern auf die volle 9-Steller-Gliederung der 
nominalen CF (etwa 2 100 investive Güterarten) erweitert. 
Die Differenzierbarkeit bzw. Kompatibilität des fachstatis-
tischen Preismaterials erfordert allerdings eine Reduktion 
der tatsächlichen Gliederungstiefe. Bei den Erzeugerprei-
sen gehen nunmehr etwa 800 einzelne Laspeyres-Preisrei-
hen (auf Basis 2000 = 100) in die CF ein und bei den Ein-
fuhrpreisen etwa 600. Die oberste Linie des Schaubildes 
4 zeigt (mit den genannten Einschränkungen ab 2002) die 
fiktive Preisentwicklung der Ausrüstungsinvestitionen, wie 
sie wäre, wenn in dieser tieferen Gliederung weiterhin auf 
Festpreisbasis (nunmehr FP 2000 anstelle von FP 1995) und 

ohne Einbeziehung hedonischer Preise deflationiert worden 
wäre. Dieses hypothetische „Zwischenergebnis“ der Preis-
revision liegt etwa ab 1997 über dem bisherigen Ergebnis. 
Es ist zu bedenken, dass der Neuverlauf in gewissem, nicht 
quantifizierbarem Umfang auch von den strukturellen inter-
nen Gewichtsverschiebungen beeinflusst ist, die sich aus 
der erwähnten tief gegliederten nominalen CF-Überarbei-
tung ergeben haben.

Zu 2.:

Auf die Beweggründe zur Einführung hedonischer Preisele-
mente in die VGR, den zeitlichen Ablauf ihrer Einführung, 
die Differenzierung nach Güterarten und den US-amerika-
nischen Ursprung von Preiselementen im EDV-Güterbereich 
im Zeitraum von 1991 bis 2003 ist weiter oben bereits hin-
gewiesen worden. Die vierteljährlich verfügbaren US-ame-
rikanischen Indizes ließen sich gut in die neue Deflationie-
rungstiefe der Ausrüstungen einpassen. Im Einzelnen sind 
dies die meisten Güterarten (9-Steller) aus der Güterklasse
(4-Steller) 3002 „Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtun-
gen“ des Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, 
Ausgabe 2002. Ab dem Jahr 2004 werden sie mit den jetzt 
aktuell aus der deutschen Preisstatistik verfügbaren hedo-
nischen Indizes fortgeschrieben.

Im Ergebnis senkt die Übernahme der hedonischen Preis-
elemente die im vorherigen ersten Schritt ermittelte fiktive 

Schaubild 4

Preisrevision der Ausrüstungsinvestitionen
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Preisentwicklung deutlich ab, und zwar in einer sich öffnen-
den Schere, beginnend etwa ab 1997. Bei steigenden Volu-
mengewichten für Güter des EDV-Sektors und nach dem 
Basisjahr stark sinkenden hedonischen Indizes ist dies das 
erwartete Ergebnis für einen Festpreisindex. In zunehmen-
dem Zeitabstand vor dem Basisjahr bewirken dagegen auf 
Festpreisbasis die höheren Preisstände hedonischer Indi-
zes wegen der viel geringeren Volumengewichte keine gro-
ßen Differenzen mehr. Hieraus kann abgeleitet werden, 
dass die Wahl des Basisjahres bei einer Deflationierung auf 
Festpreisbasis im Zusammenwirken mit extremen Verläufen 
hedonischer Preise einen großen Einfluss auf die Gesamt-
preisentwicklung eines Aggregates und damit spiegelbild-
lich auf seine in den VGR nachgewiesene reale Entwicklung 
hat. Dies hatten bereits Proberechnungen im Vorfeld dieser 
Revision gezeigt.

Zu 3.:

Der im zweiten Schritt ermittelte fiktive Festpreisindex in-
klusive hedonischer Preiselemente ist ein geeignetes Zwi-
schenergebnis, um vergleichsweise die isolierte Auswir-
kung der Verkettung von Indizes auf Vorjahrespreisbasis
darzustellen. In Schaubild 4 zeigt die unterste hervorge-
hobene Linie die neue, revidierte Preisentwicklung für Aus-
rüstungsinvestitionen. Im Vergleich zur darüberliegenden 
Linie (FP 2000 inklusive Hedonik) lässt sich ablesen, dass
im Zeitraum vor dem Basisjahr der reine Verkettungseffekt
stark preissenkend ist, im Zeitraum nach dem Basisjahr
dagegen der hedonik-implizierte Preisrückgang tendenzi-
ell gemildert wird. Im Zeitraum nach 2000 hat die Verket-
tung dem reinen Wachstumseffekt der Hedonik also entge-
gengewirkt. Dieser dämpfende Effekt tritt dann auf, wenn 
überdurchschnittliches Volumenwachstum in wirtschaft-
lich dynamischen Güterbereichen mit relativ sinkenden 
Preisen einhergeht. Dies ist bei EDV-Gütern in den Jahren 
bis 2003 ausgesprochen der Fall gewesen. Das Jahr 2004 
hatte dagegen nach den noch vorläufigen Ergebnissen eher 
einen leichten Volumenrückgang für EDV-Güter zu verzeich-
nen. Demgemäß zeigen die beiden unteren Linien eher wie-
der ein Auseinanderdriften.

Zusammenfassend lässt sich der Gesamteffekt der Preisre-
vision der Ausrüstungsinvestitionen an den beiden hervor-
gehobenen Graphiklinien ablesen. Er betrug im Zeitraum 
von 1991 bis 2004 durchschnittlich rund – 1,2% pro Jahr. 
Da an der Berechnung in jeweiligen Preisen bei dieser Revi-
sion keine Änderungen vorgenommen wurden, lässt sich 
das Preisergebnis unmittelbar spiegelbildlich in die reale 
Betrachtung übertragen. Die Volumina der Ausrüstungen 
auf Vorjahrespreisbasis (einschl. Hedonik) stiegen also im 
Jahresdurchschnitt um 1,2% stärker an als die bisherigen 
realen Ergebnisse auf Festpreisbasis 1995 = 100 und (bis 
2002) ohne hedonische Preiselemente.

Bauten

Das Niveau der Bauinvestitionen in jeweiligen Preisen 
wurde aus drei Gründen leicht angehoben: Zum einen 
wurde die Berechnung der Umsatzsteuerbelastung der Bau-
investitionen überarbeitet. Die Bauinvestitionen werden 
zunächst ohne Steuern berechnet, anschließend liefert die 
Investorenrechnung die Belastung der Bauinvestitionen mit 
Umsatzsteuer. Die Investorenrechnung wurde, wie weiter 
unten noch ausführlicher beschrieben wird, stark überarbei-
tet, damit änderte sich auch die Belastung der Investitionen 
mit Steuern. Als Weiteres wurden ab dem Berichtsjahr 2001 
die nicht werterhöhenden Reparaturen überarbeitet, die 
einen Abzugsposten bei der Berechnung der Bauinvestiti-
onen darstellen. Das Modell der Reparaturen im Ausbauge-
werbe wurde auch für das Bauhauptgewerbe übernommen, 
indem, basierend auf Umsätzen der Umsatzsteuerstatistik 
in tiefer Wirtschaftszweiggliederung, Anteile nicht investi-
ver Reparaturleistungen geschätzt wurden. Ein dritter Revi-
sionspunkt ist die Neuberechnung der selbst erstellten 
Anlagen, insbesondere im Bereich des Wirtschaftszweigs 
Nachrichtenübermittlung, die im Rahmen der Berechnung 
der Produktionswerte ermittelt werden. Im Jahr 2000 ist 
mit insgesamt 1,7 Mrd. Euro die stärkste Erhöhung zu ver-
zeichnen. Der zeitliche Verlauf der Bauinvestitionen wurde 
dadurch kaum verändert.

Die Bauinvestitionen für das frühere Bundesgebiet und 
die neuen Länder werden beginnend mit den hier vorge-

Tabelle 11: Ausrüstungsinvestitionen 

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von 
1995) 

Mrd. EUR % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1991 153,71 153,71 0,00 0,00 X X X X 
1992 150,72 150,72 0,00 0,00 –1,9 – 1,9 – 3,1 – 4,2

1993 130,28 130,28 0,00 0,00 –13,6 – 13,6 – 14,4 – 15,1

1994 128,27 128,27 0,00 0,00 –1,5 – 1,5 – 1,1 – 1,9

1995 129,82 129,82 0,00 0,00 +1,2 + 1,2 + 2,2 + 1,1

1996 131,87 131,87 0,00 0,00 +1,6 + 1,6 + 2,8 + 1,7 

1997 137,22 137,22 0,00 0,00 +4,1 + 4,1 + 5,0 + 3,7

1998 150,06 150,06 0,00 0,00 +9,4 + 9,4 + 11,5 + 9,2

1999 159,59 159,59 0,00 0,00 +6,4 + 6,4 + 8,7 + 7,2

2000 176,66 176,66 0,00 0,00 +10,7 + 10,7 + 10,7 + 10,1

2001 167,36 167,36 0,00 0,00 –5,3 – 5,3 – 3,7 – 4,9

2002 151,85 151,85 0,00 0,00 –9,3 – 9,3 – 7,5 – 8,6

2003 146,94 146,94 0,00 0,00 –3,2 – 3,2 – 0,2 – 1,4

2004 148,44 148,44 0,00 0,00 +1,0 + 1,0 + 2,3 + 1,2
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legten Revisionsergebnissen nicht weiter berechnet. Zum 
einen wird die Berichterstattung über die Auftragsein-
gänge im Bauhauptgewerbe nach Lage der Baustelle (Ost-/
Westdeutschland) ab dem Berichtsjahr 2005 eingestellt, 
deren Ergebnisse wesentlicher Bestandteil der Berechnun-
gen für die beiden Gebietsstände waren und vor allem die 
Werte für die neuen Länder stark bestimmten. Zum ande-
ren ergab eine schriftliche Befragung unserer wichtigsten 
Nutzer, dass die Nachfrage nach diesen Ergebnissen mitt-
lerweile recht gering ist. Regionalisierte Investitionsergeb-
nisse werden weiterhin vom Arbeitskreis Volkswirtschaftli-
che Gesamtrechnungen der Länder veröffentlicht. 

Der Berechnung der Bauinvestitionen in Vorjahresprei-
sen liegen die Laspeyres-Preisindizes der Baupreisstatistik 
zugrunde. Deren Basisjahr ist das Jahr 2000. Auf der Ebene 
von 8 Bauarten und 7 Produzentengruppen werden daraus 
Ergebnisse in Vorjahrespreisen ermittelt. Zur anschließen-
den Verkettung der Werte zu Vorjahrespreisen wurde, wie 
bei allen anderen VGR-Aggregaten, das Referenzjahr 2000 
verwendet. Ein Vergleich zwischen den Ergebnissen zu Fest- 
und zu Vorjahrespreisen zeigt bei den Bauinvestitionen nur 
geringfügige Unterschiede.

Investorenrechnung

Die Anlageinvestitionen nach investierenden Bereichen 
(Investorenrechnung) wurden grundlegend überarbeitet, 
da in großem Umfang neue Basisstatistiken zur Verfügung 
standen. Die Ergebnisse sind Grundlage der Vermögens- 
und Abschreibungsberechnungen im Rahmen der VGR, 
sodass Änderungen bei den Zugängen an Investitionsgü-
tern entsprechende Änderungen beim Kapitalstock und bei 
den Abschreibungen zur Folge haben.

Die Investitionen des Produzierenden Gewerbes und des 
Baugewerbes basieren auf Investitionserhebungen, bei 
denen Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten befragt 
werden. Die Investitionen für kleinere Untenehmen wurden 
bislang bereichsweise zugeschätzt. Die neuen Erhebungen 
bei kleinen Unternehmen im Produzierenden und im Bau-

gewerbe ab dem Berichtsjahr 2001 erlaubten eine neue 
Berechnung der Investitionen und führen zu einem niedri-
geren Ansatz für die Investitionen in diesen Bereichen.

Die wichtigste neue Datengrundlage für die Investoren-
rechnung ist die Dienstleistungsstatistik. Sie liefert ab dem 
Berichtsjahr 2000 unter anderem Ergebnisse für die Wirt-
schaftszweige 60 Landverkehr, Transport in Rohrfernleitun-
gen, 62 Luftfahrt, 63 Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Ver-
kehr, Verkehrsvermittlung, 64 Nachrichtenübermittlung, 70 
Gründstücks- und Wohnungswesen, 72 Datenverarbeitung 
und Datenbanken, 73 Forschung und Entwicklung sowie 74 
Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für Unter-
nehmen. Das Investitionsniveau dieser Bereiche wurde auf 
Basis dieser Informationen neu justiert und für die Vorjahre 
entsprechend zurückgeschrieben. Im Bereich Landverkehr 
wurde die Bildung des Konzerns „Deutsche Bahn AG“ und 
seine Untergliederung in verschiedene Aktiengesellschaf-
ten im Jahr 1999 nachvollzogen: Ab 1999 werden die Inves-
titionen der DB Netz AG und der DB Station & Service AG, 
die mehrere Milliarden Euro betragen, nicht mehr dem Wirt-
schaftszweig Landverkehr, sondern entsprechend ihrem 
Schwerpunkt dem Bereich 63 Hilfs- und Nebentätigkeiten 
für den Verkehr zugeordnet.

Die Investitionen im Wirtschaftszweig Schifffahrt basie-
ren nun auf den Ergebnissen der Produktions- und Außen-
handelsstatistik. Damit wird die Anschaffung von Schiffen 
deutscher Seeschifffahrtsunternehmen, die im deutschen 
Seeschifffahrtsregister eingetragen sind, erfasst und Kom-
patibilität mit der Entstehungsrechnung des Inlandspro-
dukts sowie der Berechnung der Ausrüstungsinvestitionen 
nach der Commodity-Flow-Methode und des Außenbeitrags 
erreicht.

Im Bereich Grundstücks- und Wohnungswesen werden nun 
nicht mehr nur die Investitionen in Wohnungen ausgewie-
sen, sondern Investitionen in Wohnbauten. Wohnbauten 
bestehen zwar überwiegend aus Wohnungen, können aber 
darüber hinaus auch Gewerberäume umfassen. Die Ergeb-
nisse stammen aus der Berechnung der Bauinvestitionen.

Tabelle 12: Bauinvestitionen 

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von 
1995) 

Mrd. EUR % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1991 190,68 190,92 – 0,24 – 0,13 X X X X 
1992 223,34 223,62 – 0,28 – 0,13 +17,1 +17,1 +10,4 +10,7 

1993 236,59 236,57 0,02 0,01 +5,9 +5,8 +1,9 +1,8 

1994 258,28 258,21 0,07 0,03 +9,2 +9,1 +7,1 +6,9 

1995 259,07 258,76 0,31 0,12 +0,3 +0,2 –1,8 –1,8 

1996 250,79 250,32 0,47 0,19 –3,2 –3,3 –2,7 –2,9 

1997 246,87 245,98 0,89 0,36 –1,6 –1,7 –1,5 –1,5 

1998 244,13 243,02 1,11 0,46 –1,1 –1,2 –0,9 –1,0 

1999 246,31 245,19 1,12 0,46 +0,9 +0,9 +1,5 +1,4 

2000 241,85 240,15 1,70 0,71 –1,8 –2,1 –2,4 –2,6 

2001 230,61 228,94 1,67 0,73 –4,6 –4,7 –4,6 –4,8 

2002 216,52 215,43 1,09 0,51 –6,1 –5,9 –5,8 –5,8 

2003 209,22 208,33 0,89 0,43 –3,4 –3,3 –3,3 –3,2 

2004 206,34 205,47 0,87 0,42 –1,4 –1,4 –2,6 –2,6 
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Eine weitere erhebliche datenbedingte Änderung betrifft 
den Wirtschaftsbereich 71 Vermietung beweglicher Sachen 
ohne Bedienungspersonal. Die Bedeutung dieses Wirt-
schaftszweiges wurde bislang unterzeichnet, da dort in 
erster Linie nur das herstellerunabhängige Leasing abge-
bildet wurde. Anhand der Daten aus dem „Investitionstest 
Leasing“ des ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung fließen 
nun auch die Investitionen der Unternehmen, die schwer-
punktmäßig herstellerabhängiges Leasing betreiben, in die 
Ergebnisse dieses Wirtschaftszweiges ein. Darüber hinaus 
erfolgt eine neue, modellhafte Zuschätzung für die Inves-
titionen der Unternehmen, die im Bereich der kurzfristigen 
Vermietung von Ausrüstungsgütern tätig sind. Durch diese 
Neuberechnung gewinnt der Wirtschaftszweig 71 stark an 
Bedeutung.

Der Wirtschaftszweig Erbringung von Entsorgungsleistungen 
wurde ebenfalls auf eine neue Datengrundlage gestellt: Hier 
wurden die Ergebnisse der Statistik der Jahresabschlüsse 
öffentlich bestimmter Fonds, Einrichtungen, Betriebe und 
Unternehmen ab 1995 eingearbeitet. Diese Statistik ist 
für den Wirtschaftszweig von großer Bedeutung, da in den 
1990er-Jahren in erheblichem Umfang öffentliche Aufgaben 
aus den öffentlichen Kernhaushalten ausgegliedert und 
damit auch nicht mehr in der Finanzstatistik erfasst wurden. 
Außerdem vergeben immer mehr Kommunen Aufträge an 
private Entsorgungsunternehmen. Die Neuberechnung geht 
somit von drei Teilen aus: Investitionen des Staates aus der 
Finanzstatistik, Investitionen öffentlicher Unternehmen aus 

der Jahresabschlussstatistik und Zuschätzung für Investitio-
nen privater Entsorgungsunternehmen.

Die vorstehendeTabelle gibt einen Überblick über die Ände-
rungen der Investitionen nach investierenden Bereichen.

Diese neue Wirtschaftszweigstruktur ist Grundlage für die 
Berechnung der Umsatzsteuerbelastung der (Ausrüstungs- 
und) Bauinvestitionen nach der Commodity-Flow-Methode. 
Es gibt Wirtschaftszweige, die größtenteils nicht vorsteuer-
abzugsberechtigt sind; ihre Investitionen sind mit Umsatz-
steuer belastet. Andere Wirtschaftszweige sind dagegen 
zum Vorsteuerabzug berechtigt, da ihre eigenen Umsätze 
der Besteuerung unterliegen; ihre Käufe von Sachanlagen 
sind frei von Umsatzsteuer.

4.4 Exporte und Importe 

Die Konzepte zur Erfassung der Exporte und Importe in 
jeweiligen Preisen (Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen) bleiben, abgesehen von der notwendi-
gen Korrektur der grenzüberschreitenden Dienstleistungs-
ströme um die FISIM, unverändert. Datenbedingte Änderun-
gen ergaben sich vornehmlich, auch rückwirkend, aus der 
neuen Erfassung des Reiseverkehrs in der Zahlungsbilanz 
ab dem Jahr 200127).

Hingegen bedeuten die Einführung der Vorjahrespreisba-
sis und die Nutzung hedonischer Preisindizes eine funda-
mentale Änderung der Sicht auf die reale Entwicklung der 
Exporte und Importe.

Die Volumenentwicklung der Exporte und Importe wird bei 
gegebenen Nominalwerten durch die Preisänderungen 
der einzelnen Güter und die Wahl der Indexformel – Fest-
preisindex oder Vorjahrespreise (Kettenindex) – bestimmt. 
Zudem hängt das Ergebnis auch von der Rechentiefe der 
Berechnungen ab. Diese wurde in der jetzigen Revision 
bei den Waren nicht verändert. Bei den Dienstleistungen 
wurde die Rechentiefe dagegen erhöht (siehe Abschnitt 
2.3).

Bei einem direkten Vergleich der Volumenänderung für 
Exporte und Importe (vor und nach Revision) – wie in Tabelle 
13 – ist zu beachten, dass sich zwei Effekte überlagern: zum 
einen der Übergang auf die Methode der Vorjahrespreise 
(Umbasierungseffekt), zum anderen die Verwendung von 
hedonischem Preismaterial für EDV-Erzeugnisse (Preisef-
fekte). Wie in Abschnitt 2.3 erwähnt, hatte die Einführung 
der hedonischen Preise in der Preisstatistik ganz erhebliche 
Effekte auf die Preismessung der Export- und – noch stär-
ker – der Importpreise. Im Folgenden wird versucht, die Wir-

Investitionen in neue Anlagen 

in jeweiligen Preisen, Jahr 2000 

 Bisheriges 
Ergebnis 

Neues Ergebnis 

Anteile in % 

Land-, Forstwirtschaft, Fischerei . . . 1,5 1,4 

Verarbeitendes Gewerbe,  
Bergbau, Gewinnung von  
Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . 15,6 14,4 

Energie- und Wasserversorgung . . . 2,8 2,8 

Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,2 1,3 

Handel, Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . 5,2 5,3 

Landverkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,9 1,7 

Schifffahrt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,9 0,8 

Luftfahrt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,7 0,4 

Hilfs- und Nebentätigkeiten  
für den Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,6 2,0 

Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . 2,6 1,7 

Kredit- und Versicherungsgewerbe . 2,2 2,3 

Grundstücks- und Wohnungswesen 30,6 33,5 

Vermietung beweglicher Sachen . . . 5,5 10,4 

Datenverarbeitung, Datenbanken . . 0,9 1,2 

Forschung und Entwicklung . . . . . . . . 0,4 0,4 

Erbringung von Dienstleistungen 
überwiegend für Unternehmen . . . 9,3 2,8 

Öffentliche Verwaltung, Verteidi-
gung, Sozialversicherung . . . . . . . . 5,2 5,1 

Erziehung, Unterricht . . . . . . . . . . . . . . 1,9 1,9 

Gesundheits-, Veterinär-, 
Sozialwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,0 5,2 

Erbringung von 
Entsorgungsleistungen . . . . . . . . . . 1,2 2,0 

Übrige öffentliche und private 
Dienstleistungsunternehmen . . . . 3,0 3,2 

Alle Wirtschaftsbereiche . . . . . . . . . . . 100 100 

Mrd. EUR 

Alle Wirtschaftsbereiche . . . . . . . . . . . 451,44 453,35 

27) Deutsche Bundesbank: „Zur Erfassung des Reiseverkehrs in der Zahlungsbilanzstatistik ab Januar 2001“ in Monatsbericht März 2003, 55. Jahrgang, Nr. 3, S. 62 ff.

Außenbeitrag 2000 
in jeweiligen Preisen 

Mrd. EUR 

Berechnung des 
Revisionsergebnisses 

Exporte Importe 
Außen-
beitrag 

Bisheriges Ergebnis . . . . . . . . . . 685,32 677,30 8,02 
Datenbedingte Änderungen . . . – 3,52 1,78 – 5,30 
FISIM-Änderungen . . . . . . . . . . . . 6,59 2,06 4,53 
Neues Ergebnis . . . . . . . . . . . . . . . 688,39 681,14 7,25 
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kung der beiden Faktoren getrennt zu beschreiben. Bei die-
ser Analyse wurde eine Unterscheidung nach Waren und 
Dienstleistungen vorgenommen.

Um die Auswirkungen des Übergangs auf die Vorjahres-
preise zu ermitteln, wurden die revidierten Angaben – mit 
neuem Preismaterial – ab Berichtsjahr 1991 auch zu Fest-
preisen 2000 berechnet und mit den Ergebnissen auf Basis
der Vorjahrespreise verglichen. Es zeigte sich, dass bei der
Ein- und Ausfuhr von Waren die Einführung der Vorjahres-
preise – wie erwartet – gegenüber der Festpreismethode 
2000 nach dem Referenzjahr 2000 zu deutlich niedrigeren, 
vor dem Referenzjahr dagegen zu – in der Regel – höheren 
Veränderungsraten führt:

Tabelle 13: Exporte, Importe, Außenbeitrag 

In jeweiligen Preisen Preisbereinigt 

Differenz 
neues

Ergebnis 
bisheriges 
Ergebnis 

(Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

neues
Ergebnis 

bisheriges 
Ergebnis 

neues Ergebnis 
(verkettet, 

Referenzjahr 
2000) 

bisheriges 
Ergebnis 

(in Preisen von 
1995) 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 7 8 

E x p o r t e  

in Mrd. EUR in % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

1991 395,50 395,18 0,32 0,1 X X X X 
1992 396,43 395,81 0,62 0,2 +0,2 + 0,2 – 0,8 – 0,8

1993 377,56 376,66 0,90 0,2 –4,8 – 4,8 – 4,9 – 5,5

1994 411,25 409,22 2,03 0,5 +8,9 + 8,6 + 8,0 + 7,6

1995 442,79 441,04 1,75 0,4 +7,7 + 7,8 + 6,3 + 5,7

1996 467,09 463,99 3,10 0,7 +5,5 + 5,2 + 6,0 + 5,1

1997 526,25 522,53 3,72 0,7 +12,7 + 12,6 + 11,7 + 11,2

1998 563,24 560,19 3,05 0,5 +7,0 + 7,2 + 8,0 + 7,0

1999 591,49 586,37 5,12 0,9 +5,0 + 4,7 + 5,9 + 5,5

2000 688,39 685,32 3,07 0,4 +16,4 + 16,9 + 13,5 + 13,5

2001 735,28 730,68 4,60 0,6 +6,8 + 6,6 + 6,3 + 5,7

2002 767,31 761,59 5,72 0,8 +4,4 + 4,2 + 4,6 + 4,1

2003 768,82 769,29 – 0,47 – 0,1 +0,2 + 1,0 + 1,8 + 1,8

2004 838,61 834,82 3,79 0,5 +9,1 + 8,5 + 9,0 + 8,6

I m p o r t e  

in Mrd. EUR in % Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

1991 401,59 398,72 2,87 0,7 X X X X 
1992 403,91 399,78 4,13 1,0 + 0,6 + 0,3 + 2,8 + 1,5

1993 378,02 373,79 4,23 1,1 – 6,4 – 6,5 – 4,7 – 5,5

1994 408,66 403,69 4,97 1,2 + 8,1 + 8,0 + 8,3 + 7,4

1995 434,12 429,42 4,70 1,1 + 6,2 + 6,4 + 6,5 + 5,6

1996 450,22 444,92 5,30 1,2 + 3,7 + 3,6 + 3,5 + 3,1

1997 502,34 496,86 5,48 1,1 + 11,6 + 11,7 + 8,2 + 8,3

1998 536,42 531,35 5,07 1,0 + 6,8 + 6,9 + 9,5 + 9,1

1999 574,05 570,35 3,70 0,6 + 7,0 + 7,3 + 8,6 + 8,4

2000 681,14 677,30 3,84 0,6 + 18,7 + 18,8 + 10,2 + 10,6

2001 693,11 689,45 3,66 0,5 + 1,8 + 1,8 + 1,2 + 1,0

2002 671,13 666,78 4,35 0,7 – 3,2 – 3,3 – 1,0 – 1,6

2003 682,18 677,11 5,07 0,7 + 1,6 + 1,5 + 4,2 + 4,0

2004 729,74 720,75 8,99 1,2 + 7,0 + 6,4 + 6,7 + 6,4

A u ß e n b e i t r a g  

in Mrd. EUR in % Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Prozentpunkten 

1991 – 6,09 – 3,54 – 2,55 X X X X X 
1992 – 7,48 – 3,97 – 3,51 X 0,1 0,0 – 0,9 – 0,5 
1993 – 0,46 2,87 – 3,33 X – 0,4 – 0,4 0,0 – 0,0 
1994 2,59 5,53 – 2,94 X – 0,2 – 0,2 0,0 0,1 
1995 8,67 11,62 – 2,95 X – 0,3 – 0,4 0,0 0,1 

1996 16,87 19,07 – 2,20 X – 0,4 – 0,4 0,6 0,5 
1997 23,91 25,67 – 1,76 X – 0,4 – 0,4 0,9 0,8 
1998 26,82 28,84 – 2,02 X – 0,2 – 0,2 – 0,3 – 0,4 
1999 17,44 16,02 1,42 X 0,5 0,7 – 0,6 – 0,7 
2000 7,25 8,02 – 0,77 X 0,5 0,4 1,1 1,0 

2001 42,17 41,23 0,94 X – 1,7 – 1,6 1,7 1,6 
2002 96,18 94,81 1,37 X – 2,6 – 2,6 1,9 1,9 
2003 86,64 92,18 – 5,54 X 0,4 0,1 – 0,7 – 0,6 
2004 108,87 114,07 – 5,20 X – 1,0 – 1,0 1,1 1,1 

Volumenänderung der Importe und Exporte von Waren 
Abweichungen zwischen Vorjahrespreisen und Festpreisen 2000 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 

Importe 

Vorjahrespreise . .  + 1,9 + 8,5 + 3,2 + 11,0 + 10,6 – 0,3 + 8,4 

Festpreise 2000 . .  + 1,4 + 7,9 + 2,9 + 9,6 + 9,8 – 0,2 + 9,2 

Vorjahrespreise 
minus Festpreise  + 0,5 + 0,7 + 0,4 + 1,5 + 0,7 – 0,1 – 0,8 

Exporte 

Vorjahrespreise . .  – 0,4 + 9,0 + 5,4 + 8,3 + 13,7 + 3,5 + 10,4 
Festpreise 2000 . .  – 1,5 + 8,8 + 5,1 + 7,8 + 13,3 + 3,6 + 11,2 

Vorjahrespreise 
minus Festpreise  + 1,1 + 0,3 + 0,3 + 0,5 + 0,4 – 0,2 – 0,8 
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Die Unterschiede in den jährlichen Veränderungsraten 
betragen bei den Importen bis zu 1,5 Prozentpunkten, bei 
den Exporten sind sie in der Regel niedriger – mit einer Aus-
nahme im Jahr 1992 mit einer Abweichung von 1,1 Prozent-
punkten. Die größeren Abweichungen bei den Importen 
sind durch größere Änderungen der relativen Preise bei den 
wichtigsten Einfuhrgütern bedingt. Diese quantitativ bedeu-
tenden Importe betreffen zum einen Güter mit erheblichen, 
stetigen Preissenkungen – insbesondere bei den EDV-
Erzeugnissen –, zum anderen Güter, wie Erdöl und Erdgas, 
die hohe Preisschwankungen mit mehr oder weniger star-
ken Mengenanpassungen aufweisen:

So haben sich beispielsweise die Preise der importierten 
EDV-Erzeugnisse zwischen 1991 und 2004 auf fast ein Fünf-
tel ihres Ausgangsniveaus ermäßigt. Die Volumina der ein-
geführten EDV-Erzeugnisse haben sich noch stärker – auf 
etwa das Zehnfache – erhöht, als die Preise zurückgegan-
gen sind. In jeweiligen Preisen ist ein Anstieg der Importe 
von EDV-Erzeugnissen von rund 13 Mrd. Euro im Jahr 1991 
auf rund 30 Mrd. Euro im Jahr 2004 zu verzeichnen. Der 
sehr hohe Volumenanstieg bei EDV-Erzeugnissen – bedingt 
durch die Verwendung der sehr stark rückläufigen hedoni-
schen Preise – hat ganz wesentlich zu den beobachtba-
ren Abweichungen zwischen den Angaben zu Vorjahresprei-
sen und Festpreisen beigetragen. Der hohe Volumenanstieg 
bei den EDV-Erzeugnissen wurde bei der Vorjahrespreisme-
thode vor dem Preisbasisjahr 2000 höher, nach 2000 dage-
gen niedriger gewichtet, als bei den Festpreisen. Allerdings 
sind bei der Einfuhr von Waren oftmals Sondereffekte wie 
bei den Importen von Erdöl und Erdgas zu beobachten: So 
haben sich deren Importe beispielsweise zwischen 1998 
und 2000 trotz einer Verdoppelung der Preise im Volumen 
sogar noch um mehr als 10% erhöht.

Die Verwendung hedonischer Preise für EDV-Erzeugnisse 
hat insbesondere bei den Importen von Waren – aufgrund 
des stark rückläufigen Verlaufs dieser Preise und des hohen 
Einfuhranteils von EDV-Erzeugnissen (2004 betrug dieser 
mehr als 6% der gesamten Wareneinfuhr) einen signifikan-
ten Effekt auf die Volumenentwicklung. Allerdings wird die-
ser Wachstumsimpuls durch die Vorjahresmethode erheb-
lich gedämpft. Vergleichsrechnungen für die Importe haben 
ergeben, dass für den Zeitraum 1991 bis 2001 – ab 2002 
wurden auch in der Volumenrechnung der Importe und 
Exporte bereits hedonische Preise für PC verwendet – der 
Effekt der neuen Preise auf die Volumenänderung (Wachs-
tumseffekt) mit etwa + 2% zu veranschlagen ist. Die Preis-
effekte waren in ihrer Wirkung von Jahr zu Jahr jedoch sehr 
unterschiedlich: Beispielsweise betrugen die Preiseffekte 
in den Jahren 2000 und 2001 jeweils + 0,6%, in den Jah-

ren davor waren sie dagegen sehr viel niedriger und Anfang 
der neunziger Jahre des 20. Jahrhunderts tendierte der Preis-
effekt gegen Null. Letzteres ist maßgeblich auf den noch 
deutlich niedrigeren Anteil dieser Güter an den gesamten 
Wareneinfuhren dieser Jahre zurückzuführen.

Für die Exporte ist der Wachstumseffekt infolge der Ver-
wendung hedonischer Preise im Zeitraum 1991 bis 2001 
mit + 1,3% deutlich geringer – bedingt vor allem durch das 
deutlich geringere Gewicht der EDV-Erzeugnisse und elek-
tronischen Bauelemente: Diese hatten 2004 einen Anteil 
von etwa 4% an der gesamten Warenausfuhr. Auch bei den 
Exporten war der Wachstumseffekt der hedonischen Preise 
am Ende der Periode sehr viel stärker als am Anfang des 
Revisionszeitraums: 2000 und 2001 betrug er etwa + 0,4 
bzw. + 0,3%. Der relativ unbedeutende Preiseffekt zwischen 
1991 und 1998 ist zum einen auf das in diesem Zeitraum 
deutlich geringere Gewicht der Warenexporte dieser Güter 
an der gesamten Warenausfuhr zurückzuführen. Zum ande-
ren wurden in der Preisstatistik in diesem Zeitraum bereits 
relativ hohe Preisrückgänge gemessen, sodass die Abwei-
chungen zu den hedonischen Preisindizes nicht mehr so 
stark zu Buche schlagen.

Die Volumenentwicklung der Importe und Exporte von 
Dienstleistungen wird durch die Entwicklung der Ein- und 
Ausfuhrwerte in jeweiligen Preisen, durch die Preisent-
wicklung der entsprechenden Einzelpositionen und die 
Deflationierungsmethode – Festpreise oder Vorjahres-
preise – bestimmt. Da die Preis- und Volumenmessung der 
Dienstleistungen nunmehr ganz überwiegend in der – in der 
Zahlungsbilanz üblichen – Unterteilung nach rund 30 Ein-
zelpositionen vorgenommen wird, ergeben sich – aufgrund 
dieser Unterteilung und der auch hier beobachtbaren erheb-
lichen Veränderung von Preisstrukturen – deutliche Abwei-
chungen zwischen den Berechnungen in Festpreisen und 
Vorjahrespreisen:

Erhebliche Änderungen bei den Gewichten sind bei den 
Importen von Dienstleistungen beispielsweise bei den Ein-
fuhrwerten für EDV-Leistungen und für kaufmännische Leis-
tungen zu beobachten. Diese verzeichnen zwischen 1991 
und 2004 einen Anstieg von 0,4 Mrd. auf 6,3 Mrd. Euro 
bzw. von 1,5 Mrd. auf 8,7 Mrd. Euro. Diese Dienstleistun-
gen haben maßgeblich zum Anstieg der Dienstleistungs-
einfuhren an den gesamten Importen von 18,7% (1991) 
auf 21,3% (2004) beigetragen. Die EDV-Leistungen weisen 
neben den Kommunikationsdienstleistungen in den Berech-
nungen der Importe und Exporte von Dienstleistungen eine 

Importe ausgewählter Güter 

 1991 1995 1999 2000 2001 2002 2003 2004

in jeweiligen Preisen (Mrd. EUR) 

Erdöl, Erdgas . . .  17,1 15,2 20,2 36,6 36,1 33,7 38,2 43,0
EDV-Erzeugnisse  13,2 17,0 28,5 33,2 31,9 30,1 29,5 30,0

Preisentwicklung 2000 = 100

Erdöl, Erdgas . . .  67 48 53 100 108 94 97 104
EDV-Erzeugnisse  242 146 99 100 90 76 60 52

Volumenindex (verkettet) 2000 = 100

Erdöl, Erdgas . . .  69,8 85,9 103,8 100,0 91,6 98,1 107,2 112,6
EDV-Erzeugnisse  16,5 35,0 86,3 100,0 107,3 119,1 147,8 174,2

Volumenänderung der Importe und Exporte von Dienstleistungen 
Abweichungen zwischen Vorjahrespreisen und Festpreisen 2000 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004

Importe 

Vorjahrespreise . .  + 6,6 + 7,3 + 4,7 + 4,0 + 8,8 – 3,5 + 0,9 
Festpreise 2000 . .  + 6,6 + 7,5 + 3,8 + 3,6 + 8,7 – 3,4 + 1,0 
Vorjahrespreise 

minus Festpreise  + 0,1 – 0,1 + 0,9 + 0,3 + 0,1 – 0,1 + 0,0 

Exporte 

Vorjahrespreise . .  – 3,4 + 1,2 + 9,2 + 4,6 + 11,6 + 12,7 – 0,2 
Festpreise 2000 . .  – 4,1 + 0,6 + 8,7 + 4,5 + 11,4 + 14,3 + 0,3 
Vorjahrespreise 

minus Festpreise  + 0,7 + 0,6 + 0,6 + 0,1 + 0,2 – 1,5 – 0,5 
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stark rückläufige Preisentwicklung auf. Bezüglich der EDV-
Leistungen wird eine zu der Preisentwicklung bei Investiti-
onsgütern mit hohem Software-Anteil vergleichbare Preis-
entwicklung unterstellt. Dadurch beeinflussen hedonische 
Preisindizes hier auch indirekt die unterstellte Preisentwick-
lung dieser Dienstleistungen. Die Gewichtung des starken 
Volumenzuwachses bei den importierten EDV- und Kom-
munikationsdienstleistungen mit Vorjahrespreisen führt 
maßgeblich zu dem – insbesondere für die Jahre 1995 bis 
1997 – beobachtbaren höheren Volumenanstieg im Ver-
gleich zu den Ergebnissen auf Basis von Festpreisen 2000. 
Auch hier ist wie bei den Waren ein etwas geringerer Volu-
menanstieg nach dem Basisjahr festzustellen. Auch bei den 
Exporten von Dienstleistungen sind vergleichbare Entwick-
lungen bei den EDV-Leistungen und den kaufmännischen 
Leistungen festzustellen. Die Exporte von EDV-Leistungen 
sind sogar relativ noch stärker als die Importe von 0,3 Mrd. 
Euro (1991) auf 5,7 Mrd. Euro (2004) angestiegen. Rückläu-
fige Preise verbunden mit einem starken Volumenanstieg 
dieser Leistungen führen auch hier zu den beobachtbaren 
Unterschieden zwischen den Ergebnissen der Methode der 
Vorjahrespreise und der Festpreise.

5 Einkommen und Finanzierung

Wie bereits erläutert hat sich das Niveau des Bruttoinlands-
produkts durch die revisionsbedingten Änderungen in allen
Jahren seit 1991 erhöht. Dies hat sich auch auf die revidier-
ten Angaben zum Bruttonationaleinkommen übertragen. 
Tabelle 14 zeigt, dass das Bruttonationaleinkommen in den 
Jahren 1991 bis 2004 gegenüber dem Stand vor der Revi-
sion um 1,1 bis 2,5% höher nachgewiesen wird. Während 
das Bruttoinlandsprodukt nach Revision um 30 Mrd. bis 47 
Mrd. Euro höher liegt als vor Revision, schwanken die revisi-
onsbedingten Veränderungen beim Bruttonationaleinkom-
men zwischen 22 Mrd. und 43 Mrd. Euro.

Der Unterschied zwischen Bruttoinlandsprodukt und Brut-
tonationaleinkommen ergibt sich aus dem Saldo der Pri-
märeinkommen zwischen Inländern und der übrigen Welt. 
Dieser umfasst neben dem Saldo der empfangenen und 
geleisteten Erwerbs- und Vermögenseinkommen auch die 
aus der übrigen Welt empfangenen Subventionen abzüglich 
der an die übrige Welt geleisteten Produktions- und Import-
abgaben.

Wie sich der Saldo der Primäreinkommen mit der übrigen 
Welt durch die Revision verändert hat, zeigt Tabelle 15 (auf 
S. 456). Die per saldo an die übrige Welt geleisteten Pri-
märeinkommen haben sich in allen Jahren – zwischen 0,5 
Mrd. Euro und knapp 12 Mrd. Euro – erhöht. Diese Ände-
rungen lassen sich vor allem auf konzeptbedingte Neue-
rungen bei der Buchung der grenzüberschreitenden Zinsen 
zurückführen, die die quantitativ weitaus größte Einzelpo-
sition bei den Vermögenseinkommen darstellen. Datenbe-
dingte Änderungen bei den anderen grenzüberschreiten-
den Vermögenseinkommen (Ausschüttungen, reinvestierte 
Gewinne und Vermögenseinkommen aus Versicherungsver-
trägen) sowie den Erwerbseinkommen, den Subventionen 
und den Produktions- und Importabgaben fallen dagegen 
kaum ins Gewicht.

Zu konzeptbedingten Änderungen bei den grenzüberschrei-
tenden Zinsen kam es durch die FISIM-Neuregelung (siehe 
hierzu auch die Abschnitte 2.3 und 4.4). Durch die Korrektur 
der Zinsströme aufgrund von Bankdienstleistungsexporten 
bzw. -importen haben sich die Zinsen per saldo verändert. 
Während vor der Revision die tatsächlichen Zinsen in die 

Tabelle 14: Inlandsprodukt, Nationaleinkommen, Abschreibungen 

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis 

Mrd. EUR % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 

 Bruttoinlandsprodukt (nominal) 

1991 1 534,60 1 502,20 32,40 2,2 X X 
1992 1 646,62 1 613,20 33,42 2,1 +7,3 + 7,4
1993 1 694,37 1 654,20 40,17 2,4 +2,9 + 2,5
1994 1 780,78 1 735,50 45,28 2,6 +5,1 + 4,9
1995 1 848,45 1 801,30 47,15 2,6 +3,8 + 3,8

1996 1 876,18 1 833,70 42,48 2,3 +1,5 + 1,8
1997 1 915,58 1 871,60 43,98 2,3 +2,1 + 2,1
1998 1 965,38 1 929,40 35,98 1,9 +2,6 + 3,1
1999 2 012,00 1 978,60 33,40 1,7 +2,4 + 2,6
2000 2 062,50 2 030,00 32,50 1,6 +2,5 + 2,6

2001 2 113,56 2 074,00 39,56 1,9 +2,5 + 2,2
2002 2 148,81 2 107,30 41,51 2,0 +1,7 + 1,6
2003 2 164,87 2 128,20 36,67 1,7 +0,7 + 1,0
2004 2 207,24 2 177,00 30,24 1,4 +2,0 + 2,3

 Bruttonationaleinkommen 

1991 1 541,55 1 511,14 30,41 2,0 X X 
1992 1 652,70 1 621,15 31,55 1,9 +7,2 + 7,3
1993 1 696,96 1 661,04 35,92 2,2 +2,7 + 2,5
1994 1 771,21 1 728,43 42,78 2,5 +4,4 + 4,1
1995 1 834,76 1 791,80 42,96 2,4 +3,6 + 3,7

1996 1 866,29 1 825,68 40,61 2,2 +1,7 + 1,9
1997 1 901,71 1 862,48 39,23 2,1 +1,9 + 2,0
1998 1 945,02 1 915,42 29,60 1,5 +2,3 + 2,8
1999 1 990,47 1 965,14 25,33 1,3 +2,3 + 2,6
2000 2 043,16 2 021,24 21,92 1,1 +2,6 + 2,9

2001 2 090,61 2 062,85 27,76 1,3 +2,3 + 2,1
2002 2 123,10 2 088,08 35,02 1,7 +1,6 + 1,2
2003 2 150,31 2 114,18 36,13 1,7 +1,3 + 1,2
2004 2 196,69 2 171,22 25,47 1,2 +2,2 + 2,7

 Abschreibungen 

1991 214,43 210,32 4,11 2,0 X X 
1992 234,47 230,66 3,81 1,7 +9,3 + 9,7
1993 250,09 246,72 3,37 1,4 +6,7 + 7,0
1994 260,77 256,88 3,89 1,5 +4,3 + 4,1
1995 270,48 266,47 4,01 1,5 +3,7 + 3,7

1996 276,10 272,14 3,96 1,5 +2,1 + 2,1
1997 283,16 278,43 4,73 1,7 +2,6 + 2,3
1998 290,22 285,22 5,00 1,8 +2,5 + 2,4
1999 297,05 291,44 5,61 1,9 +2,4 + 2,2
2000 308,48 302,21 6,27 2,1 +3,8 + 3,7

2001 316,68 311,02 5,66 1,8 +2,7 + 2,9
2002 321,76 316,60 5,16 1,6 +1,6 + 1,8
2003 322,39 318,27 4,12 1,3 +0,2 + 0,5
2004 328,29 323,64 4,65 1,4 +1,8 + 1,7

 Nettonationaleinkommen 

1991 1 327,12 1 300,82 26,30 2,0 X X 
1992 1 418,23 1 390,49 27,74 2,0 +6,9 + 6,9
1993 1 446,87 1 414,32 32,55 2,3 +2,0 + 1,7
1994 1 510,44 1 471,55 38,89 2,6 +4,4 + 4,0
1995 1 564,28 1 525,33 38,95 2,6 +3,6 + 3,7

1996 1 590,19 1 553,54 36,65 2,4 +1,7 + 1,8
1997 1 618,55 1 584,05 34,50 2,2 +1,8 + 2,0
1998 1 654,80 1 630,20 24,60 1,5 +2,2 + 2,9
1999 1 693,42 1 673,70 19,72 1,2 +2,3 + 2,7
2000 1 734,68 1 719,03 15,65 0,9 +2,4 + 2,7

2001 1 773,93 1 751,83 22,10 1,3 +2,3 + 1,9
2002 1 801,34 1 771,48 29,86 1,7 +1,5 + 1,1
2003 1 827,92 1 795,91 32,01 1,8 +1,5 + 1,4
2004 1 868,40 1 847,58 20,82 1,1 +2,2 + 2,9
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Vermögenseinkommen eingingen, werden nach der Revi-
sion um FISIM korrigierte Zinsen in den Vermögenseinkom-
men nachgewiesen. Hinzu kommt, dass die aus der Zah-
lungsbilanzstatistik übernommenen ursprünglichen Zinsen, 
das heißt die nicht um FISIM korrigierten tatsächlichen Zin-
sen, in der Zahlungsbilanz jetzt im Einklang mit den Konzep-
ten der VGR „accrual“, also zum Anspruchszeitpunkt, nach-
gewiesen werden. Da die Zahlungsbilanzangaben die Basis
der grenzüberschreitenden Zins- und FISIM-Berechnung 
sind, führt dies nicht nur unterjährig zu veränderten grenz-
überschreitenden Zinsströmen, sondern auch zu Verschie-
bungen bei den Jahreswerten. Eine weitere konzeptionelle 
Änderung ist, dass Ausgleichszahlungen im Zusammen-
hang mit grenzüberschreitenden Zins- und Währungsswaps 
nicht mehr wie bisher den Vermögenseinkommen zugerech-
net werden (siehe Abschnitt 2.4).

Nach Abzug der Abschreibungen vom Bruttonationalein-
kommen ergibt sich das Nettonationaleinkommen, das 
der Summe der Primäreinkommen der inländischen Sek-
toren entspricht. Tabelle 14 zeigt Höhe und Unterschiede 
im Nettonationaleinkommen vor und nach Revision. Die 
Unterschiede in den Abweichungen der revisionsbedingten 
Änderungen beim Nettonationaleinkommen im Vergleich 
zum Bruttonationaleinkommen resultieren ausschließlich 
aus revidierten Abschreibungen. Ursachen und Ausmaß der 
Änderungen bei den Abschreibungen sind in Abschnitt 3.2 
ausführlich erläutert.

Um vom Nettonationaleinkommen zum verfügbaren Ein-
kommen der gesamten Volkswirtschaft zu gelangen, sind 
die laufenden Transfers aus der übrigen Welt zu addieren 
und die an die übrige Welt geleisteten laufenden Transfers 
abzuziehen. Tabelle 16 zeigt, dass es per saldo nach Revi-
sion lediglich geringe Änderungen gegenüber dem Stand 
vor Revision gab. Diese Änderungen sind auf den Einbau 
revidierter Angaben aus der Zahlungsbilanzstatistik zurück-
zuführen. Mit Ausnahme des Jahres 2000 trifft dies auch für 
die in Tabelle 16 gezeigten grenzüberschreitenden Vermö-
genstransfers zu. Bei der Buchung der Zahlungen für den 
Verkauf einer UMTS-Lizenz an ein ausländisches Unterneh-
men im Jahr 2000 war – im Einklang mit der Zahlungsbi-
lanz – eine Korrektur notwendig. Ursache hierfür ist, dass 
die UMTS-Lizenz zum Teil durch eine in Deutschland ansäs-
sige Bank erworben wurde und damit nicht – wie bisher – 

gegenüber der übrigen Welt zu buchen war. Nach den Kon-
zepten der VGR ist der Kauf einer UMTS-Lizenz als Erwerb 
eines nicht produzierten immateriellen Vermögensgutes 
anzusehen. Er wird hier zusammen mit den Vermögens-
transfers ausgewiesen.

Im Einklang mit der Entwicklung beim Nettonationalein-
kommen hat sich das verfügbare Einkommen der gesamten 
Volkswirtschaft, das sich aus dem Nettonationaleinkom-
men plus den per saldo empfangenen laufenden Trans-
fers aus der übrigen Welt ergibt, in allen Jahren seit 1991 
durch die Revision erhöht (siehe Tabelle 17). Die in die-
sem Aufsatz zuvor dargelegten Änderungen, die im Ergeb-
nis zu einer Erhöhung von Bruttoinlandsprodukt und Netto-
nationaleinkommen geführt haben, schlagen sich auch in 
den revidierten Angaben zum verfügbaren Einkommen der 
gesamten Volkswirtschaft nieder. Da es zu einer Vielzahl 
datenbedingter Änderungen kam – u. a. bei den Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte –, verbleibt trotz höherem 
verfügbarem Einkommen ein geringeres gesamtwirtschaft-
liches Sparen als vor der Revision. Der Rückgang im gesamt-
wirtschaftlichen Sparen schwankt zwischen knapp 1 Mrd. 
Euro (2002) und fast 19 Mrd. Euro (2004).

Um vom gesamtwirtschaftlichen Sparen zum Finanzierungs-
saldo der Volkswirtschaft zu gelangen, sind die per saldo 
von der übrigen Welt empfangenen Vermögenstransfers 
(einschließlich Veränderungen bei nichtproduzierten Ver-
mögensgütern) zu addieren (siehe Tabelle 16) und die 

Tabelle 16: Transfers mit der übrigen Welt (Saldo) 

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges 
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

Mrd. EUR % 
Jahr 

1 2 3 4 

Laufende Transfers 

1991 – 21,63 – 20,98 – 0,65 3,1 

1992 – 16,23 – 15,86 – 0,37 2,3 

1993 – 19,00 – 18,72 – 0,28 1,5 

1994 – 20,16 – 19,95 – 0,21 1,1 

1995 – 17,01 – 16,71 – 0,30 1,8 

1996 – 17,59 – 17,11 – 0,48 2,8 

1997 – 18,74 – 18,31 – 0,43 2,4 

1998 – 20,59 – 20,06 – 0,53 2,6 

1999 – 19,74 – 19,11 – 0,63 3,3 

2000 – 21,48 – 21,03 – 0,45 2,1 

2001 – 22,32 – 21,27 – 1,05 4,9 

2002 – 24,83 – 24,95 0,12 – 0,5 

2003 – 26,12 – 26,05 – 0,07 0,3 

2004 – 25,91 – 26,17 0,26 – 1,0 

Vermögenstransfers 

1991 – 2,31 – 2,25 – 0,06 2,7 

1992 – 0,99 – 0,90 – 0,09 10,0 

1993 – 0,95 – 0,92 – 0,03 3,3 

1994 – 1,30 – 1,24 – 0,06 4,8 

1995 – 1,93 – 2,01 0,08 – 4,0 

1996 – 1,65 – 1,38 – 0,27 19,6 

1997 0,09 0,09 0,00 0,0 

1998 0,70 0,70 0,00 0,0 

1999 – 0,13 – 0,13 0,00 0,0 

2000 6,87 15,34 – 8,47 – 55,2 

2001 – 0,30 – 0,23 – 0,07 30,4 

2002 – 0,22 – 0,35 0,13 – 37,1 

2003 0,32 0,32 0,00 0,0 

2004 0,07 0,06 0,01 16,7 

Tabelle 15: Saldo der Primäreinkommen mit der übrigen Welt 
Mrd. EUR 

Jahr Neues Ergebnis Bisheriges Ergebnis Differenz 

1991 6,95 8,94 – 1,99 
1992 6,08 7,95 – 1,87 
1993 2,59 6,84 – 4,25 
1994 – 9,57 – 7,07 – 2,50 
1995 – 13,69 – 9,50 – 4,19 

1996 – 9,89 – 8,02 – 1,87 
1997 – 13,87 – 9,12 – 4,75 
1998 – 20,36 – 13,98 – 6,38 
1999 – 21,53 – 13,46 – 8,07 
2000 – 19,34 – 8,76 – 10,58 

2001 – 22,95 – 11,15 – 11,80 
2002 – 25,71 – 19,22 – 6,49 
2003 – 14,56 – 14,02 – 0,54 
2004 – 10,55 – 5,78 – 4,77 



VOLKSWIRTSCHAFTLICHE GESAMTRECHNUNGEN

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 5/2005 457

gesamtwirtschaftlichen Nettoinvestitionen, das heißt die 
Bruttoinvestitionen abzüglich der Abschreibungen, zu sub-
trahieren. In welchem Umfang und aufgrund welcher Ursa-
chen Abschreibungen und Bruttoinvestitionen revidiert 
wurden, ist in den Abschnitten 3.2 und 4.3 dargelegt. Wie 
Tabelle 17 zeigt, hat sich der Finanzierungssaldo gegenüber 
der übrigen Welt in allen Jahren reduziert. Der starke Rück-
gang nach Revision gegenüber den bisherigen Ergebnissen 
im Jahr 2000 (– 20,27 Mrd. Euro) ist, wie oben erwähnt, vor 
allem auf die Korrektur bei der Buchung einer UMTS-Lizenz 
zurückzuführen.

Das Volkseinkommen, das der Summe aus Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen der inländischen Wirtschaftseinhei-
ten entspricht, ergibt sich durch den Abzug des Saldos aus 

Produktions- und Importabgaben minus Subventionen vom 
Nettonationaleinkommen. Da nur geringer Korrekturbedarf 
bei den Produktions- und Importabgaben sowie den Sub-
ventionen bestand (siehe auch Kapitel 6), weicht das Volks-
einkommen nach Revision in ähnlichem Ausmaß wie das 
Nettonationaleinkommen von den bisherigen Ergebnissen 
ab. Tabelle 18 zeigt, dass das Volkseinkommen in den Jah-
ren 1991 bis 2004 um 15 Mrd. bis knapp 39 Mrd. Euro über 
den bisherigen Ergebnissen liegt.

Das Arbeitnehmerentgelt im Jahr 2004 beläuft sich nach 
neuer Rechnung auf 1 134,3 Mrd. Euro und liegt damit um 
gut 1 Mrd. Euro oder 0,1% über dem bisherigen Ergebnis 
(siehe Tabelle 18). Für diesen Anstieg ist vornehmlich die 
stärkere statistische Berücksichtigung von Beschäftigten 

Tabelle 17: Verfügbares Einkommen, Sparen, Finanzierungssaldo 
der gesamten Volkswirtschaft 

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges 
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2)

Neues 
Ergebnis

Bisheriges 
Ergebnis

Mrd. EUR %
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 

Verfügbares Einkommen 

1991 1 305,49 1 279,84 25,65 2,00 X X 
1992 1 402,00 1 374,63 27,37 1,99 +7,4 + 7,4

1993 1 427,87 1 395,60 32,27 2,31 +1,8 + 1,5

1994 1 490,28 1 451,60 38,68 2,66 +4,4 + 4,0

1995 1 547,27 1 508,62 38,65 2,56 +3,8 + 3,9

1996 1 572,60 1 536,43 36,17 2,35 +1,6 + 1,8

1997 1 599,81 1 565,74 34,07 2,18 +1,7 + 1,9

1998 1 634,21 1 610,14 24,07 1,49 +2,2 + 2,8

1999 1 673,68 1 654,59 19,09 1,15 +2,4 + 2,8

2000 1 713,20 1 698,00 15,20 0,90 +2,4 + 2,6

2001 1 751,61 1 730,56 21,05 1,22 +2,2 + 1,9

2002 1 776,51 1 746,53 29,98 1,72 +1,4 + 0,9

2003 1 801,80 1 769,86 31,94 1,80 +1,4 + 1,3

2004 1 842,49 1 821,41 21,08 1,16 +2,3 + 2,9

Sparen 

1991 133,03 138,97 – 5,94 – 4,27 X X 
1992 133,02 141,45 – 8,43 – 5,96 –0,0 + 1,8

1993 108,66 116,17 – 7,51 – 6,46 –18,3 – 17,9

1994 112,26 123,65 – 11,39 – 9,21 +3,3 + 6,4

1995 118,26 127,04 – 8,78 – 6,91 +5,3 + 2,7

1996 109,35 118,42 – 9,07 – 7,66 –7,5 – 6,8

1997 112,56 121,50 – 8,94 – 7,36 +2,9 + 2,6

1998 120,34 129,43 – 9,09 – 7,02 +6,9 + 6,5

1999 111,43 120,45 – 9,02 – 7,49 –7,4 – 6,9

2000 107,13 115,40 – 8,27 – 7,17 –3,9 – 4,2

2001 93,84 99,14 – 5,30 – 5,35 –12,4 – 14,1

2002 97,96 98,88 – 0,92 – 0,93 +4,4 – 0,3

2003 100,93 106,02 – 5,09 – 4,80 +3,0 + 7,2

2004 125,37 143,96 – 18,59 – 12,91 +24,2 + 35,8

Finanzierungssaldo 

1991 – 23,08 – 17,83 – 5,25 X X X 
1992 – 18,62 – 12,78 – 5,84 X X X 
1993 – 17,82 – 9,93 – 7,89 X X X 
1994 – 28,44 – 22,73 – 5,71 X X X 
1995 – 23,96 – 16,60 – 7,36 X X X 

1996 – 12,26 – 7,44 – 4,82 X X X 
1997 – 8,61 – 1,67 – 6,94 X X X 
1998 – 13,43 – 4,50 – 8,93 X X X 
1999 – 23,96 – 16,68 – 7,28 X X X 
2000 – 26,70 – 6,43 – 20,27 X X X 

2001 – 3,40 8,58 – 11,98 X X X 
2002 45,42 50,29 – 4,87 X X X 
2003 46,28 52,43 – 6,15 X X X 
2004 72,48 82,18 – 9,70 X X X 

Tabelle 18: Volkseinkommen, Arbeitnehmerentgelt, 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges 
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2)

Neues 
Ergebnis

Bisheriges 
Ergebnis

Mrd. EUR % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

Jahr 

1 2 3 4 5 6 

Volkseinkommen 

1991 1 192,57 1 167,07 25,50 2,18 X X 
1992 1 269,78 1 242,60 27,18 2,19 +6,5 + 6,5

1993 1 287,66 1 255,72 31,94 2,54 +1,4 + 1,1

1994 1 341,00 1 302,63 38,37 2,95 +4,1 + 3,7

1995 1 397,22 1 358,60 38,62 2,84 +4,2 + 4,3

1996 1 417,73 1 381,66 36,07 2,61 +1,5 + 1,7

1997 1 438,62 1 404,63 33,99 2,42 +1,5 + 1,7

1998 1 466,09 1 442,17 23,92 1,66 +1,9 + 2,7

1999 1 487,26 1 468,22 19,04 1,30 +1,4 + 1,8

2000 1 524,43 1 509,45 14,98 0,99 +2,5 + 2,8

2001 1 559,03 1 538,35 20,68 1,34 +2,3 + 1,9

2002 1 581,36 1 551,88 29,48 1,90 +1,4 + 0,9

2003 1 600,88 1 569,26 31,62 2,01 +1,2 + 1,1

2004 1 636,09 1 615,58 20,51 1,27 +2,2 + 3,0

 Arbeitnehmerentgelt 

1991 847,01 845,98 1,03 0,12 X X 
1992 917,17 916,36 0,81 0,09 +8,3 + 8,3

1993 938,77 937,92 0,85 0,09 +2,4 + 2,4

1994 961,86 961,17 0,69 0,07 +2,5 + 2,5

1995 997,02 996,18 0,84 0,08 +3,7 + 3,6

1996 1 006,62 1 005,25 1,37 0,14 +1,0 + 0,9

1997 1 010,69 1 009,22 1,47 0,15 +0,4 + 0,4

1998 1 032,25 1 030,56 1,69 0,16 +2,1 + 2,1

1999 1 059,51 1 057,78 1,73 0,16 +2,6 + 2,6

2000 1 100,06 1 099,06 1,00 0,09 +3,8 + 3,9

2001 1 120,76 1 120,79 – 0,03 0,00 +1,9 + 2,0

2002 1 129,32 1 129,44 – 0,12 – 0,01 +0,8 + 0,8

2003 1 131,84 1 132,19 – 0,35 – 0,03 +0,2 + 0,2

2004 1 134,30 1 133,20 1,10 0,10 +0,2 + 0,1

 Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

1991 345,56 321,09 24,47 7,62 X X 
1992 352,61 326,24 26,37 8,08 +2,0 + 1,6

1993 348,89 317,80 31,09 9,78 –1,1 – 2,6

1994 379,14 341,46 37,68 11,03 +8,7 + 7,4

1995 400,20 362,42 37,78 10,42 +5,6 + 6,1

1996 411,11 376,41 34,70 9,22 +2,7 + 3,9

1997 427,93 395,41 32,52 8,22 +4,1 + 5,0

1998 433,84 411,61 22,23 5,40 +1,4 + 4,1

1999 427,75 410,44 17,31 4,22 –1,4 – 0,3

2000 424,37 410,39 13,98 3,41 –0,8 – 0,0

2001 438,27 417,56 20,71 4,96 +3,3 + 1,7

2002 452,04 422,44 29,60 7,01 +3,1 + 1,2

2003 469,04 437,07 31,97 7,31 +3,8 + 3,5

2004 501,79 482,38 19,41 4,02 +7,0 + 10,4
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mit einer Nebentätigkeit28) verantwortlich. Auch in den Jah-
ren 1991 bis 2003 führte die Neuberechnung zu geringfügi-
gen Änderungen beim Arbeitnehmerentgelt, mit Ausnahme 
der Jahre 2001 bis 2003 ist das Arbeitnehmerentgelt nach 
Revision etwas höher als zuvor.

Da die Unternehmens- und Vermögenseinkommen nicht ori-
ginär berechnet werden können, sondern nur als Differenz 
zwischen dem Volkseinkommen und dem Arbeitnehmerent-
gelt, kommt es aufgrund des gestiegenen Volkseinkommens 
zu einem deutlich höheren Nachweis der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen. So haben sich die gesamten 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen der Inländer in 
den Jahren 1991 bis 2004 durch die Revision um 14 Mrd. 
bis knapp 38 Mrd. Euro jährlich erhöht, das heißt um 3 bis 
11% (siehe Tabelle 18). Bei der Interpretation dieser Ergeb-
nisse ist jedoch zu beachten, dass die Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen insgesamt nur als Restgröße ermit-
telt werden können und damit eine erhöhte statistische 
Unsicherheit aufweisen. Vor allem aber führt die konzep-
tionelle Neuregelung der FISIM-Allokation ceteris paribus 
bereits zu einer Erhöhung des Nettonationaleinkommens 
und folglich zu einer Erhöhung der Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen in der Größenordnung von 20 Mrd. bis 
37 Mrd. Euro in den Jahren 1991 bis 2004.

Der revisionsbedingte Zuwachs der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen um 19,4 Mrd. Euro im Jahr 2004 
führt zu einem Absinken der Lohnquote – gemessen als 
Anteil des Arbeitnehmerentgeltes am Volkseinkommen – 
um knapp einen Prozentpunkt: Im Jahr 2004 entfallen nach 
der Revision 69,3% des Volkseinkommens auf das Arbeit-
nehmerentgelt, während bisher 70,1% berechnet wurden 
(siehe Tabelle 19).

Das gesamtwirtschaftliche Arbeitnehmerentgelt ist nach 
Revision im Zeitraum von 1991 bis 2004 um rund ein Drittel 
(+ 33,9%) gestiegen (siehe Tabelle 18). Ein ähnliches Ergeb-
nis – nämlich ein Zuwachs um 34,0% – stand auch bisher 
zu Buche. Auch das Arbeitnehmerentgelt je Beschäftigten 
hat sich auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene nur unwe-

sentlich verändert. Über alle betrachteten Jahre hinweg lag 
der durchschnittliche Zuwachs vor der Revision bei 2,5% 
und beläuft sich jetzt auf 2,4%. Die Veränderungsraten von 
Jahr zu Jahr haben sich ebenfalls nur wenig geändert.

Deutlichere Verschiebungen ergaben sich für einzelne Wirt-
schaftsbereiche. Hier sind vornehmlich die Bereiche betrof-
fen, für die neue Basisstatistiken zur Verfügung standen. 
Besser statistisch fundiert ist vor allem die Berechnung 
der Löhne und Gehälter im Bereich der unternehmensna-
hen Dienstleister sowie im Wirtschaftsbereich Verkehr und 
Nachrichtenübermittlung. Hier konnte auf die Ergebnisse 
der Dienstleistungsstatistik für die Jahre 2001 und 2002 
zurückgegriffen werden. Weitere Erkenntnisse lieferten die 
Arbeitskostenerhebung für das Berichtsjahr 2000 sowie die 
Gehalts- und Lohnstrukturerhebung aus dem Jahr 2001, 
die zuvor letztmalig im Jahr 1995 durchgeführt wurde. Als 
weitere, alle Wirtschaftsbereiche bzw. die gesamte Volks-
wirtschaft umfassende Datenquellen sind die Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik für das Jahr 1998 sowie das Jah-
reszeitraummaterial der Beschäftigtenstatistik der Bun-
desagentur für Arbeit bis zum Jahr 2001 zu nennen. Mit Hilfe 
dieser Statistiken wurden sowohl das Niveau der gesamt-
wirtschaftlichen Lohnsumme als auch die Höhe der Entgelte 
in den einzelnen Wirtschaftsbereichen überprüft.

Niedrigere Durchschnittsverdienste wurden auf Grundlage 
der Basisstatistiken beispielsweise für den Wirtschafts-
bereich Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für 
Unternehmen oder für den Bereich Landverkehr bestimmt, 
während sowohl in der Datenverarbeitung und bei Daten-
banken sowie in der Luftfahrt höhere Verdienste in die 
Rechnung einfließen. Eine Sonderrolle spielt der Bereich 
Häusliche Dienste. Nach der Reform der geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse im Jahr 2003, mit der beson-
deren Begünstigung der Beschäftigung in Privathaushalten, 
waren erhebliche Zuwächse bei den gemeldeten Tätigkeiten 
im häuslichen Bereich zu verzeichnen. Aufgrund des nied-
rigen Ausgangsniveaus bestand aber weiterhin eine große 
Diskrepanz zu Kontrollrechnungen auf Basis der Zeitbud-
geterhebung 2001/2002, die eine erheblich höhere Nach-
frage nach Dienstleistungen in diesem Bereich anzeigte. Im 
Zusammenspiel mit den neuen Ergebnissen der ILO-Arbeits-
marktstatistik wurde daher sowohl die Zahl der Arbeitneh-
mer in erster als auch in weiteren Erwerbstätigkeiten (im 
Vergleich zum Rechenstand vor Revision) deutlich erhöht. 
Im Ergebnis ist das Arbeitnehmerentgelt für diesen Wirt-
schaftsbereich im Jahr 2004 von 2,6 Mrd. Euro auf 6,6 Mrd. 
Euro gestiegen.

Die Arbeitgebersozialbeiträge blieben im Jahr 2004 mit 
222,0 Mrd. Euro gegenüber dem Stand vor der Revision
(222,1 Mrd. Euro) fast unverändert. Gleiches gilt für das 
Jahr 2003. Im Zeitraum bis 2002 traten Änderungen um bis 
zu 2,5 Mrd. Euro auf. Positive und negative Effekte, die sich 
im Zuge der Einarbeitung neuer Erkenntnisse zur betriebli-
chen Altersversorgung einstellten, kompensierten sich am 
aktuellen Rand weitgehend, während für den Rest der Zeit-
reihe die positiven Effekte überwogen. Neue Informationen 

Tabelle 19: Lohnquote 
Prozent 

Jahr 
Neues 

Ergebnis 
Bisheriges 
Ergebnis 

1991 71,0 72,5 
1992 72,2 73,7 
1993 72,9 74,7 
1994 71,7 73,8 
1995 71,4 73,3 

1996 71,0 72,8 
1997 70,3 71,8 
1998 70,4 71,5 
1999 71,2 72,0 
2000 72,2 72,8 

2001 71,9 72,9 
2002 71,4 72,8 
2003 70,7 72,1 
2004 69,3 70,1 

28) Die Aufnahme einer Nebenbeschäftigung wurde ab dem 1. April 2003 für die Arbeitnehmer deutlich attraktiver ausgestaltet. Gemäß dem Sonderbericht „Mini- und Midijobs in Deutsch-
land“ der Bundesagentur für Arbeit vom Dezember 2004 erhöhte sich die Zahl der Arbeitnehmer, die einer Nebentätigkeit nachgehen, binnen Jahresfrist um 850 000 Personen.
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stammen unter anderem aus den Geschäftsberichten der 
Zusatzversorgungskassen, des Pensions-Sicherungs-Ver-
eins auf Gegenseitigkeit (PSVaG) und der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Konzeptionelle 
Änderungen spielten bei den Veränderungen der Sozialbei-
träge keine Rolle. Auch die zusätzliche, staatlich geförderte 
Alterssicherung machte keine inhaltlichen Anpassungen 
notwendig. Die gesetzlichen Regelungen zur Verbesserung 
der Altersvorsorge der Arbeitnehmer bilden ein kollektives 
Vorsorgesystem im Sinne des ESVG, sodass die Beiträge der 
Arbeitnehmer als Sozialbeiträge und die späteren Renten-
zahlungen als Sozialleistungen gelten. Die zusätzlichen Vor-
sorgeaufwendungen der Arbeitnehmer schlagen sich daher 
sowohl in der revidierten als auch in der unrevidierten Zeit-
reihe in Form von stärker steigenden Arbeitnehmersozial-
beiträgen nieder.

Durch die Revision hat sich das verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte, das einschließlich des verfügbaren Ein-
kommens privater Organisationen ohne Erwerbszweck aus-
gewiesen ist, in allen Jahren seit 1991 erhöht (siehe Tabelle 
20). In absoluten Zahlen betrachtet liegt das verfügbare Ein-
kommen zwischen knapp 10 Mrd. Euro (2001) und rund 
48 Mrd. Euro (1994) über den bisherigen Werten. Die ver-
gleichsweise großen Schwankungen in den jährlichen Kor-
rekturen haben dazu geführt, dass auch die Veränderungs-
raten zum Vorjahr zum Teil spürbar vom bisherigen Ergebnis 
abweichen. So erhöhte sich das verfügbare Einkommen pri-
vater Haushalte nach Revision beispielsweise in dem Drei-
jahreszeitraum von 2001 bis 2004 um durchschnittlich 
1,6% jährlich gegenüber bisher 1,1%. In den Jahren 1995 
bis 2001 lagen die Zuwächse nach Revision dagegen unter 
dem Niveau vor Revision.

Sowohl für den Umfang als auch für die Schwankungen 
der jährlichen Veränderungen des verfügbaren Einkom-
mens privater Haushalte nach Revision ist vor allem die 
neue FISIM-Regelung verantwortlich. Danach wird ein Teil 
der auf Konsumentenkredite (Kredite privater Hauhalte für 
nicht-unternehmerische Zwecke) tatsächlich gezahlten Zin-
sen als Entgelt für eine Bankdienstleistung betrachtet, die 
zu den Konsumausgaben privater Haushalte gehört. Umge-
kehrt wird unterstellt, dass die von privaten Haushalten 
empfangenen tatsächlichen Zinsen bereits um ein Entgelt 
für eine Bankdienstleistung gekürzt sind. Als empfangene 
„Zinsen“ werden deshalb um das Bankdienstleistungsent-
gelt erhöhte tatsächliche Zinsen nachgewiesen. Aus dieser 
Erhöhung finanzieren die privaten Haushalte den zusätz-
lichen Konsum an Bankdienstleistungen im Zusammen-
hang mit ihren Bankeinlagen. Sowohl die Kürzung der von 
privaten Haushalten gezahlten Zinsen auf Konsumenten-
kredite als auch die Erhöhung der von privaten Haushalten 
empfangenen Zinsen auf ihre Einlagen bei Banken führen 
zu einer Erhöhung des verfügbaren Einkommens. Dem ent-
spricht ein betragsgleicher zusätzlicher Konsum (siehe auch 
Abschnitte 2.3 und 4.1). Die dem verfügbaren Einkommen 
und Konsum zugerechnete FISIM schwankte in den Jahren 
zwischen 1991 und 2004 zwischen 15 Mrd. (2000) und 33 
Mrd. Euro (1994).

Die Nettolöhne und -gehälter und die von privaten Haus-
halten empfangenen monetären Sozialleistungen haben 
sich durch die Revision nur wenig geändert. Umfangrei-
chere Korrekturen waren jedoch durch den Einbau neuer 
und überarbeiteter Basisstatistiken wie die neue Dienstleis-
tungsstatistik für die Jahre 2001 und 2002 und das Unter-
nehmensregister, in dem erstmalig steuerliche Organschaf-
ten aufgelöst wurden29), notwendig. Die Korrekturen führten 
dazu, dass unternehmerische Tätigkeiten vom Sektor priva-

Tabelle 20: Verfügbares Einkommen, Sparen, Sparquote 
der privaten Haushalte 

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis Jahr 

1 2 3 4 5 6 

V e r f ü g b a r e s  E i n k o m m e n  

 in Mrd. EUR in % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

1991 1 000,51 970,82 29,69 3,06 X X 
1992 1 072,85 1 039,15 33,70 3,24 +7,2 + 7,0
1993 1 114,75 1 077,21 37,54 3,48 +3,9 + 3,7
1994 1 155,06 1 107,09 47,97 4,33 +3,6 + 2,8
1995 1 187,96 1 142,74 45,22 3,96 +2,8 + 3,2

1996 1 212,57 1 171,93 40,64 3,47 +2,1 + 2,6
1997 1 232,97 1 196,36 36,61 3,06 +1,7 + 2,1
1998 1 253,37 1 227,23 26,14 2,13 +1,7 + 2,6
1999 1 285,54 1 270,35 15,19 1,20 +2,6 + 3,5
2000 1 322,16 1 311,75 10,41 0,79 +2,8 + 3,3

2001 1 372,56 1 362,92 9,64 0,71 +3,8 + 3,9
2002 1 389,36 1 372,70 16,66 1,21 +1,2 + 0,7
2003 1 423,23 1 389,81 33,42 2,40 +2,4 + 1,2
2004 1 440,75 1 406,80 33,95 2,41 +1,2 + 1,2

S p a r e n  

 in Mrd. EUR in % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

1991 130,22 127,89 2,33 1,82 X X 
1992 137,46 136,06 1,40 1,03 +5,6 + 6,4
1993 135,24 133,58 1,66 1,24 –1,6 – 1,8
1994 132,46 129,85 2,61 2,01 –2,1 – 2,8
1995 131,73 128,90 2,83 2,20 –0,6 – 0,7

1996 128,71 127,56 1,15 0,90 –2,3 – 1,0
1997 125,45 125,09 0,36 0,29 –2,5 – 1,9
1998 127,53 127,60 – 0,07 – 0,05 +1,7 + 2,0
1999 122,72 125,13 – 2,41 – 1,93 –3,8 – 1,9
2000 123,24 129,00 – 5,76 – 4,47 +0,4 + 3,1

2001 130,52 140,38 – 9,86 – 7,02 +5,9 + 8,8
2002 140,16 146,25 – 6,09 – 4,16 +7,4 + 4,2
2003 154,05 151,14 2,91 1,93 +9,9 + 3,3
2004 155,27 155,15 0,12 0,08 +0,8 + 2,7

S p a r q u o t e  

 in %  

1991 12,9 13,0 – 0,1 X X X 
1992 12,7 13,0 – 0,3 X X X 
1993 12,1 12,3 – 0,2 X X X 
1994 11,4 11,6 – 0,2 X X X 
1995 11,0 11,2 – 0,2 X X X 

1996 10,5 10,8 – 0,3 X X X 
1997 10,1 10,4 – 0,3 X X X 
1998 10,1 10,3 – 0,2 X X X 
1999 9,5 9,8 – 0,3 X X X 
2000 9,2 9,7 – 0,5 X X X 

2001 9,4 10,2 – 0,8 X X X 
2002 10,0 10,5 – 0,5 X X X 
2003 10,7 10,7 ± 0,0 X X X 
2004 10,6 10,9 – 0,3 X X X 

29) Für ausführliche Informationen zur Auflösung steuerlicher Organschaften siehe Wagner, I.: „Schätzung fehlender Umsatzangaben für Organschaften im Unternehmensregister“ in WiSta 
9/2004, S. 1001 ff., und Nahm, M./Stock, G.: „Erstmalige Veröffentlichung von Strukturdaten aus dem Unternehmensregister“ in WiSta 7/2004, S. 723 ff.
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ter Haushalte in den Sektor Nichtfinanzielle Kapitalgesell-
schaften umgesetzt werden mussten. Damit reduziert sich 
der im Sektor privater Haushalte entstandene Betriebsüber-
schuss und im Gegenzug erhöhen sich die Entnahmen pri-
vater Haushalte aus ihren zum Sektor Nichtfinanzielle Kapi-
talgesellschaften gehörenden Personengesellschaften. 

Beim Sparen privater Haushalte (einschließlich privater 
Organisationen ohne Erwerbszweck) kam es im Vergleich 
zum verfügbaren Einkommen datenbedingt zumeist zu klei-
neren Änderungen (siehe Tabelle 20). Da sich die Spar-
quote als Quotient aus Sparen dividiert durch verfügbares 
Einkommen einschließlich Veränderungen in den betrieb-
lichen Versorgungsansprüchen ergibt, reduzierte sie sich 
im gesamten Revisionszeitraum allein schon aufgrund der 
Erhöhungen des verfügbaren Einkommens im Nenner. 

6 Einnahmen, Ausgaben und
Finanzierungssaldo des Staates

Die wichtigste methodische Änderung im Sektor Staat ist 
die Berücksichtigung der FISIM-Neuregelung, die bereits 
in Abschnitt 2.3 beschrieben wurde. Die Auswirkung dieser 
Neuregelung auf die Vorleistungen und damit auf die Konsum-
ausgaben des Staates wurde in Abschnitt 4.2 dargestellt. 
Bei den Einnahmen und Ausgaben des Staates wirkt sich 
die Einführung der Finanzserviceleistung, indirekte Mes-
sung (FISIM), unterschiedlich aus. FISIM für Kredite erhöht 
zwar die Vorleistungen, verringert aber im gleichen Ausmaß 
die Zinsausgaben, sodass die Höhe der gesamten Ausgaben 
des Staates nicht tangiert wird. Anders bei FISIM für Einlagen 
des Staates, denn sowohl die Zinseinnahmen auf der Ein-
nahmenseite als auch die Vorleistungen auf der Ausgaben-
seite steigen in gleicher Höhe. In beiden Fällen bleibt aber 
der Finanzierungssaldo des Staates unverändert. Im Jahr 
2000 entfielen auf den Staat 4,6 Mrd. Euro Finanzservice-
leistungen (FISIM).

Methodisch geändert wurde auch die Buchung der Haus-
haltskorrektur zugunsten des Vereinigten Königreichs, der 
so genannte UK-Rabatt. Im Rahmen der Finanzierung des 
Haushalts der Europäischen Union (EU) wird das Vereinigte 
Königreich entlastet, indem es einen Teil seiner Haushalts-
beiträge zurückerhält, die aber von den anderen Mitglied-
staaten zusätzlich aufgebracht werden müssen. Historisch 
bedingt wurde diese Ausgleichszahlung der Mitgliedstaa-
ten an den EU-Haushalt zusammen mit dem EU-Anteil an 
der Mehrwertsteuer – die nicht über den Staat geleistet 
wird, sondern direkt als Primäreinkommen an die übrige 
Welt fließt – gebucht. Aufgrund der veränderten euro-
päischen Rechtslage wird diese Ausgleichszahlung jetzt 
zusammen mit den Leistungen nach der 4. Finanzierungs-
quelle (BNE-Eigenmittel) als Transfer gebucht und fällt damit 
aus den grenzüberschreitenden Primäreinkommen heraus. 
Hierdurch erhöhen sich zunächst die Einnahmen des Staa-
tes an Mehrwertsteuer. Gleichzeitig steigen die staatlichen 
Ausgaben um den gleichen Beitrag, und zwar in der Rub-
rik sonstige laufende Transfers an die übrige Welt. Die geän-
derte Buchung des UK-Rabattes ist somit neutral in Bezug 
auf den Finanzierungssaldo des Staates. Ebenfalls keine 

Auswirkungen ergeben sich auf das Bruttoinlandsprodukt, 
während sich das Bruttonationaleinkommen Deutschlands 
ceteris paribus durch diese Änderung verringert (um 0,7 
Mrd. Euro im Jahr 2000).

Wie bereits im Abschnitt 2.4 dargestellt, sind Swap-Erträge 
nicht mehr als Zinsen im Rahmen des ESVG 1995 zu 
buchen. Der Saldo der Swap-Erträge und -Aufwendungen 

Tabelle 21: Einnahmen, Ausgaben sowie  Finanzierungssaldo 
des Staates 

Differenz Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis (Sp. 1 – 2) (Sp. 3 : 2) 

Neues 
Ergebnis 

Bisheriges
Ergebnis Jahr 

1 2 3 4 5 6 

 E i n n a h m e n  

 in Mrd. EUR in % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

1991 665,93 663,13 2,80 0,4 X X 
1992 736,96 734,49 2,47 0,3 +10,7 + 10,8
1993 766,07 763,44 2,63 0,3 +4,0 + 3,9
1994 811,37 808,32 3,05 0,4 +5,9 + 5,9
1995 830,75 827,72 3,03 0,4 +2,4 + 2,4

1996 862,60 859,22 3,38 0,4 +3,8 + 3,8
1997 875,59 872,57 3,02 0,3 +1,5 + 1,6
1998 901,29 898,86 2,43 0,3 +2,9 + 3,0
1999 937,59 935,13 2,46 0,3 +4,0 + 4,0
2000 957,49 955,62 1,87 0,2 +2,1 + 2,2

2001 945,14 942,70 2,44 0,3 –1,3 – 1,4
2002 951,67 949,75 1,92 0,2 +0,7 + 0,7
2003 959,86 957,54 2,32 0,2 +0,9 + 0,8
2004 956,22 953,63 2,59 0,3 –0,4 – 0,4

 A u s g a b e n  

 in Mrd. EUR in % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in % 

1991 709,76 707,44 2,32 0,3 X X 
1992 777,66 775,67 1,99 0,3 +9,6 + 9,6
1993 817,00 814,91 2,09 0,3 +5,1 + 5,1
1994 852,26 850,04 2,22 0,3 +4,3 + 4,3
1995 889,87 887,57 2,30 0,3 +4,4 + 4,4

1996 925,08 921,93 3,15 0,3 +4,0 + 3,9
1997 926,20 923,56 2,64 0,3 +0,1 + 0,2
1998 944,02 941,64 2,38 0,3 +1,9 + 2,0
1999 966,89 964,53 2,36 0,2 +2,4 + 2,4
2000 930,40 928,66 1,74 0,2 –3,8 – 3,7

2001 1 003,86 1 001,26 2,60 0,3 +7,9 + 7,8
2002 1 029,12 1 027,24 1,88 0,2 +2,5 + 2,6
2003 1 041,29 1 038,88 2,41 0,2 +1,2 + 1,1
2004 1 036,29 1 033,93 2,36 0,2 –0,5 – 0,5

F i n a n z i e r u n g s s a l d o 1 )

 in Mrd. EUR in % 
Veränderung 

gegenüber dem 
Vorjahr in Mrd. EUR 

1991 – 43,83 – 44,31 0,48 – 1,1 X X 
1992 – 40,70 – 41,18 0,48 – 1,2 + 3,1 + 3,1 
1993 – 50,93 – 51,47 0,54 – 1,0 – 10,2 – 10,3 
1994 – 40,89 – 41,72 0,83 – 2,0 + 10,0 + 9,8 
1995 – 59,12 – 59,85 0,73 – 1,2 – 18,2 – 18,1 

1996 – 62,48 – 62,71 0,23 – 0,4 – 3,4 – 2,9 
1997 – 50,61 – 50,99 0,38 – 0,7 + 11,9 + 11,7 
1998 – 42,73 – 42,78 0,05 – 0,1 + 7,9 + 8,2 
1999 – 29,30 – 29,40 0,10 – 0,3 + 13,4 + 13,4 
2000 + 27,09 + 26,96 0,13 0,5 + 56,4 + 56,4 

2001 – 58,72 – 58,56 – 0,16 0,3 – 85,8 – 85,5 
2002 – 77,45 – 77,49 0,04 – 0,1 – 18,7 – 18,9 
2003 – 81,43 – 81,34 – 0,09 0,1 – 4,0 – 3,9 
2004 – 80,07 – 80,30 0,23 – 0,3 + 1,4 + 1,0 

1) 1995 ohne Vermögenstransfers im Zusammenhang mit der Übernahme 
der Schulden der Deutschen Treuhandanstalt und der Schulden der 
Wohnungswirtschaft der ehemaligen DDR. 
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wurde daher bei den Zinsausgaben des Staates abgesetzt. 
Entsprechend ändert sich der Finanzierungssaldo „B.9“ 
des Staates. Im Rahmen des europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes ist jedoch für das Defizitkriterium ein 
abweichender Finanzierungssaldo „EDP B.9“ zu berechnen, 
der die Swap-Erträge wie bisher als Zinsen einbezieht.

Seit Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung im Jahr 
1995 wurden die Ausgaben für den Medizinischen Dienst in 
vollem Umfang als Vorleistungskauf des Staates behandelt. 
Nunmehr wird der Medizinische Dienst in den Sektor Staat 
einbezogen und die bisherigen Vorleistungskäufe des Staa-
tes in die Komponenten Arbeitnehmerentgelt und Vorleis-
tungen aufgeteilt.

Bisher war der Nettozugang an Wertsachen (Käufe gemeind-
licher Museen an Kunstwerken) wegen Geringfügigkeit in 
den Bruttoanlageinvestitionen des Staates enthalten. Er 
wird nunmehr – zusammen mit den Vorratsveränderungen – 
gesondert dargestellt.

Die übrigen Änderungen sind datenbedingt. Vor allem wur-
den revidierte Ergebnisse aus der Zahlungsbilanz der Deut-
schen Bundesbank eingearbeitet. Neu berechnet wurden 
ferner die Bruttoinvestitionen des Staates.

Alle Änderungen zusammengenommen führten in allen Jah-
ren des Revisionszeitraums sowohl zu einer Erhöhung der 
Einnahmen (im Jahr 2000 um knapp 1,9 Mrd. Euro) als auch 

der Ausgaben (im Jahr 2000 um gut 1,7 Mrd. Euro) des Staa-
tes gegenüber den bisherigen Berechnungen (siehe Tabelle 
21). Der Finanzierungssaldo verbesserte sich – mit Aus-
nahme der Jahre 2001 und 2003 – durch diese Änderungen 
geringfügig. Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt führt 
die Veränderung des Saldos nur zu unbedeutenden Korrek-
turen der Defizitquote von maximal + 0,1 Prozentpunkten. 
Die Erhöhung des Bruttoinlandsproduktes überkompen-
siert allerdings die leichte Erhöhung der Staatsausgaben 
mit dem Ergebnis, dass die Staatsquote im gesamten Revi-
sionszeitraum unter der bisherigen Staatsquote liegt (siehe 
Tabelle 22).

7 Nationales Veröffentlichungs-
programm

Die Ergebnisse der amtlichen Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen werden in einem regelmäßigen, sich von Jahr zu 
Jahr wiederholenden Turnus – abhängig unter anderem von 
den Lieferverpflichtungen an Eurostat – in einer Vielzahl von 
Tabellen dargestellt und veröffentlicht (z. B. in der Fachserie 
18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“, in der Daten-
bank GENESIS sowie in ausgewählten Tabellen im Internet). 
Außerdem werden die wichtigsten Ergebnisse zu den jewei-
ligen Veröffentlichungsterminen in Pressemitteilungen, das 
Jahresergebnis zusätzlich in einer Pressekonferenz, bekannt 
gegeben und kommentiert. Das erste vorläufige Jahreser-
gebnis für das abgelaufene Jahr wird bereits Mitte Januar 
veröffentlicht. Die Vierteljahresergebnisse für das Brutto-
inlandsprodukt werden jeweils – auf europäischer Ebene 
weitestgehend harmonisiert – etwa 45 Tage, die ausführli-
chen Ergebnisse etwa 55 Tage nach Ende des Berichtsquar-
tals veröffentlicht, also jeweils Mitte Mai (1. Quartal), Mitte 
August (2. Quartal), Mitte November (3. Quartal) und Mitte 
Februar (4. Quartal). Zu diesen Terminen erfolgt bei Bedarf 
auch eine Überarbeitung der Ergebnisse vorangegangener 
Quartale, zum Sommertermin eine Überarbeitung der Ergeb-
nisse der maximal vier zurückliegenden Jahre und der ent-
sprechenden Quartale (sog. laufende Revisionen).

Im Zuge der Revision 2005 hat sich auch das nationale Ver-
öffentlichungsprogramm leicht geändert. Zum einen wurde 
die Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“ 
neu gestaltet und mit neuen Reihenbezeichnungen verse-
hen; zum anderen werden in den veröffentlichten Tabellen 
als Folge vor allem der konzeptionellen Änderungen zum Teil 
andere Größen dargestellt und auch einige neue Begriffe 
verwendet. Das gewohnte Tabellenprogramm der VGR-Ver-
öffentlichungen ist aber weitgehend erhalten geblieben.

Die Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“ 
ist seit dem 28. April 2005 für neu erscheinende Ausgaben 
unterteilt in

Reihe 1 Inlandsproduktsberechnung

 Reihe 1.1 „Erste Jahresergebnisse“ (nur elektronisch; 
Artikelnummer 2180110)
 (unverändert; Einstellung der Druckversion)

Tabelle 22: Defizitquote, Staatsquote 

Neues 
Ergebnis 

Bisheriges 
Ergebnis 

Differenz 
Jahr 

% Prozentpunkte 

Defizitquote1)2)

1991 – 2,9 – 2,9 + 0,1 
1992 – 2,5 – 2,6 + 0,1 
1993 – 3,0 – 3,1 + 0,1 
1994 – 2,3 – 2,4 + 0,1 
1995 – 3,2 – 3,3 + 0,1 

1996 – 3,3 – 3,4 + 0,1 
1997 – 2,6 – 2,7 + 0,1 
1998 – 2,2 – 2,2 0,0 
1999 – 1,5 – 1,5 0,0 
2000 + 1,3 + 1,3 0,0 

2001 – 2,8 – 2,8 0,0 
2002 – 3,6 – 3,7 + 0,1 
2003 – 3,8 – 3,8 + 0,1 
2004 – 3,6 – 3,7 + 0,1 

Staatsquote2)3)

1991 46,3 47,1 – 0,8 
1992 47,2 48,1 – 0,9 
1993 48,2 49,3 – 1,0 
1994 47,9 49,0 – 1,1 
1995 48,1 49,3 – 1,1 

1996 49,3 50,3 – 1,0 
1997 48,4 49,3 – 1,0 
1998 48,0 48,8 – 0,8 
1999 48,1 48,7 – 0,7 
2000 45,1 45,7 – 0,6 

2001 47,5 48,3 – 0,8 
2002 47,9 48,7 – 0,9 
2003 48,1 48,8 – 0,7 
2004 46,9 47,5 – 0,5 

1) Finanzierungssaldo in % des Bruttoinlandsprodukts. – 2) 1995 ohne 
Vermögenstransfers im Zusammenhang mit der Übernahme der Schulden 
der Deutschen Treuhandanstalt und der Schulden der Wohnungswirtschaft 
der ehemaligen DDR. – 3) Ausgaben in % des Bruttoinlandsprodukts. 
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 Reihe 1.2 „Vierteljahresergebnisse“ (nur elektronisch; 
Artikelnummer 2180120)
 (bisher: Reihe 3, Artikelnummer: 2180300; Einstellung 
der Druckversion)

 Reihe 1.3 „Saisonbereinigte Vierteljahresergebnisse 
nach Census X-12-ARIMA und BV 4.1“ (nur elektronisch; 
Artikelnummer 2180130)
 (bisher: Beiheft, Artikelnummer: 5811105)

 Reihe 1.4 „Detaillierte Jahresergebnisse, Stand: Feb-
ruar 20xx“ bzw. „Detaillierte Jahresergebnisse, Stand: 
August 20xx“ (gedruckt und elektronisch; Artikelnum-
mer 2180140)
 (bisher: Reihe 1.2 Vorbericht, Artikelnummer: 2180120 
und Reihe 1.3 Hauptbericht, Artikelnummer: 2180130)

Reihe 2 Input-Output-Rechnung (nur elektronisch; Artikel-
nummer 2180200)
(unverändert; Einstellung der Druckversion)

Alle elektronischen Ausgaben der Fachserie sowie der über-
wiegende Teil aller Veröffentlichungen der VGR sind im 
Internet über den Statistik-Shop bzw. über die VGR-Themen-
seite des Statistischen Bundesamtes kostenlos erhältlich 
(www.destatis.de).

Eine wesentliche Änderung in den Tabellen der Fachserie 18 
ergibt sich als Folge der Umstellung von der Festpreis- auf 
die Vorjahrespreisbasis: Preisbereinigte Größen werden nur 
als Kettenindizes und daraus berechneten Veränderungs-
raten und nicht als (verkettete) Absolutwerte in Mrd. Euro 
dargestellt. Auf spezielle Anfrage werden allerdings auch 
Absolutwerte – verkettet wie auch unverkettet in Vorjahres-
preisen – zur Verfügung gestellt.

Neue Begriffe ergeben sich unter anderem durch die Neu-
berechnung und Neubehandlung spezieller Bankgebüh-
ren, die nicht weiter als „Unterstellte Bankgebühr“, son-
dern als „Finanzserviceleistung, indirekte Messung (FISIM)“ 
bezeichnet werden. Auch entfällt der Nachweis der globalen 
Position „Unterstellte Bankgebühr“ beim Übergang von der 
unbereinigten Bruttowertschöpfung zur bereinigten Brutto-
wertschöpfung und damit die Größe „Unbereinigte Brutto-
wertschöpfung“. FISIM selbst wird in verschiedenen Tabel-
len als Darunter-Position dargestellt.

Auch bei dieser Revision wurden die revidierten Ergebnisse 
in zwei Sonderbänden, S.25 „Revidierte Vierteljahresergeb-
nisse 1991 bis 2004“ (nur elektronisch) sowie S.26 „Revi-
dierte Jahresergebnisse 1991 bis 2004“ (gedruckt und elek-
tronisch), veröffentlicht. Beide Bände sind als kostenlose 
Downloads im Statistik-Shop des Statistischen Bundes-
amtes (www.destatis.de/shop) erhältlich; der Band S.26 
kann zusätzlich als kostenpflichtige gedruckte Ausgabe 
über unseren Vertriebspartner SFG Servicecenter Fachver-
lage (nähere Angaben siehe Impressum) bezogen werden. 
Als weiterer Nutzerservice steht im Internet über die VGR-
Themenseite ein umfangreiches Informationsangebot zur 
Revision 2005 bereit, in dem unter anderem Antworten auf 
häufig gestellte Fragen zur Revision gegeben werden und 
weiterführende Literatur zu den Methodenänderungen her-
untergeladen werden kann.

Die laufende Berichterstattung im Rahmen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen über die aktuelle wirt-
schaftliche Entwicklung knüpft an die revidierten Ergebnisse 
an. Dem bisherigen Veröffentlichungsrhythmus folgend wur-
den bereits Mitte Mai Ergebnisse für das erste Vierteljahr 
2005 publiziert, die nach den revidierten Berechnungsme-
thoden ermittelt wurden.

Für die Jahre vor 1991 sind Rückrechnungen nach den 
neuen Konzepten, Definitionen usw. ausschließlich für das 
frühere Bundesgebiet vorgesehen; der Zeitpunkt der Veröf-
fentlichung steht derzeit noch nicht fest und ist von den im 
Statistischen Bundesamt verfügbaren Kapazitäten abhän-
gig (voraussichtlich im Jahr 2006). 
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Seit Anfang der 1980er-Jahre wird in Deutschland eine 
Debatte über Strukturveränderungen auf dem Arbeits-
markt und deren Wirkungen auf die Funktionsfähigkeit des 
erwerbsarbeitszentrierten sozialen Sicherungssystems, ins-
besondere der gesetzlichen Rentenversicherung geführt. Im 
Mittelpunkt steht dabei die Frage, ob das so genannte „Nor-
malarbeitsverhältnis“, das heißt die dauerhafte Vollzeitbe-
schäftigung, seine normative Funktion verloren hat.

Der Aufsatz zeigt vor dem Hintergrund dieser Debatte Ent-
wicklungslinien des deutschen Arbeitsmarktes seit Beginn 
der 1980er-Jahre auf. Nach theoretischen Ausführungen 
zum Konzept des Normalarbeitsverhältnisses wird anhand 
von amtlichen Daten der Frage nachgegangen, wie sich die 
Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten entwickelt hat. Der Schwerpunkt liegt 
dabei auf der Differenzierung der Erwerbsbeteiligung nach 
Geschlecht und nach Altersgruppen sowie nach alten und 
neuen Bundesländern.

Abschließend werden mögliche Auswirkungen auf die 
Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung 
diskutiert.

Vorbemerkung

Seit Anfang der 1980er-Jahre wird in Deutschland unter 
dem Schlagwort „Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ 

über Strukturveränderungen auf dem Arbeitsmarkt dis-
kutiert. Mit dem Konzept des Normalarbeitsverhältnisses 
verknüpft ist die sozialpolitische Normalitätsannahme 
einer kontinuierlichen Erwerbsbiografie auf der Basis qua-
lifizierter Vollzeitbeschäftigung. Diese Normalitätsannahme 
manifestiert sich in der institutionellen Ausgestaltung des 
deutschen Sozialversicherungssystems, insbesondere der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Im Kern geht es bei der 
Diskussion um die Frage, ob das Normalarbeitsverhältnis im 
Sinne einer dauerhaften Vollzeitbeschäftigung quantitativ 
an Bedeutung und damit für die Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik seine normative Funktion verloren hat.1)

Die These von der Erosion des Normalarbeitsverhältnisses 
ist nicht unumstritten. Von Kritikern wird ihr entgegenge-
halten, dass es sich bei dem behaupteten Bedeutungsver-
lust der Vollzeitbeschäftigung keineswegs (radikale Kritik) 
– oder zumindest nicht ausschließlich (gemäßigte Kritik) –
um eine Erosion des Normalarbeitsverhältnisses, sondern 
lediglich um einen Rückgang des relativen Anteils der Voll-
zeiterwerbstätigkeit an der Gesamtbeschäftigung handle. 
So habe sich beispielsweise die in den 1980er- und 1990er-
Jahren zu beobachtende Zunahme der Erwerbstätigkeit von 
Frauen vorwiegend in Form von Nicht-Normalarbeitsver-
hältnissen, insbesondere Teilzeitbeschäftigungsverhältnis-
sen, vollzogen und aus der stillen Reserve gespeist. Dies 
bedeute, dass die empirisch zu beobachtende Zunahme

Soziologe Matthias Sacher, M. A.

Erwerbsstruktur und Alters-
sicherung – Entwicklungslinien 
des deutschen Arbeitsmarktes 
seit den 1980er-Jahren

 1) Siehe hierzu Mückenberger, U.: „Die Krise des Normalarbeitsverhältnisses. Hat das Arbeitsrecht noch Zukunft?“ in Zeitschrift für Sozialreform, Jg. 31, 1985, S. 415 ff. und S. 457 ff.;
Beck, U.: „Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne“, Frankfurt am Main 1986; Kaufmann, F.-X.: „Herausforderungen des Sozialstaats“, Frankfurt am Main 1997; Vobruba, 
G.: „Lohnarbeitszentrierte Sozialpolitik und die Krise der Lohnarbeit“ in Vobruba, G. (Hrsg.): „Strukturwandel der Sozialpolitik. Lohnarbeitszentrierte Sozialpolitik und soziale Grund-
sicherung“, Frankfurt am Main 1990, S. 11 ff.; Riedmüller, B./Olk, T. (Hrsg.): „Grenzen des Sozialversicherungsstaates“, Opladen 1994; Börsch-Supan, A./Schnabel, R.: “Social Security 
and Declining Labor-Force Participation in Germany” in The American Economic Review, 88, 1998, S. 173 ff.; Sacher, M.: „Berufseinstieg – gestern und heute. Ein Kohortenvergleich“ in 
Friedrichs, J. (Hrsg.): „Die Individualisierungsthese“, Opladen 1998, S. 165 ff.; Lauterbach, W./Sacher, M.: „Erwerbseinstieg und erste Erwerbsjahre. Ein Vergleich von vier westdeutschen 
Geburtskohorten“ in Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Jg. 53, 2001, S. 258 ff.; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: 
„Erfolge im Ausland – Herausforderungen im Inland“, Jahresgutachten 2004/05, Wiesbaden 2004.
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der Teilzeitbeschäftigung für den Arbeitsmarkt primär einen 
additiven – und eben nicht substituierenden – Charakter 
habe.2)

Wegen des in der gesetzlichen Rentenversicherung domi-
nierenden Prinzips der Beitrags- und Leistungsäquivalenz 
hat ein Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt für die gesetz-
liche Rentenversicherung in Deutschland weit reichende 
Auswirkungen im Hinblick auf ihre Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit.3)

Ausgehend von den oben genannten Überlegungen wird in 
dem Aufsatz auf der Basis amtlicher Daten der Frage nach-
gegangen, welche strukturellen Veränderungen sich seit 
Anfang der 1980er-Jahre auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
beobachten lassen. Im Mittelpunkt steht dabei zum einen 
die Frage nach der Entwicklung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und Männern sowie nach der relativen Bedeutung 
der Voll- und Teilzeitbeschäftigung. In diesem Zusammen-
hang werden auch Aspekte erwerbsbiografischer Verände-
rungen zu erörtern sein. Zum anderen geht der Aufsatz der 
Frage nach, welche unterschiedlichen Entwicklungslinien 
sich auf den Arbeitsmärkten in den alten und den neuen 
Bundesländern seit der deutschen Vereinigung zeigen las-
sen.

Die Untersuchungen zielen auch darauf ab, mögliche Kon-
sequenzen für die gesetzliche Rentenversicherung aufzuzei-
gen. Dabei geht es um die Frage, welche Rückschlüsse sich 
aus den Befunden auf die zukünftige Alterssicherungssitu-
ation von Männern und Frauen in den alten und den neuen 
Bundesländern ziehen lassen.

1 Normalarbeitsverhältnis
und atypische Beschäftigung

1.1 Normalarbeitsverhältnis

Der Begriff „Normalarbeitsverhältnis“ wurde Anfang der 
1980er-Jahre von Mückenberger in die sozialwissenschaft-
liche Diskussion eingebracht4) und löste in den folgenden 
Jahren in der Arbeitsmarkt- und Sozialforschung intensive 
Debatten aus. In einer Vielzahl von empirischen Untersu-
chungen wurde der Versuch unternommen, den Begriff 
des Normalarbeitsverhältnisses zu operationalisieren und 
dessen quantitative Bedeutung innerhalb des Beschäfti-
gungssystems zu ermitteln.

Folgt man Mückenberger, so handelt es sich beim Normal-
arbeitsverhältnis um ein gesellschaftliches Leitbild, an dem 
sich die arbeitsrechtliche Ausgestaltung der Arbeitsverhält-
nisse, die Konstruktion des deutschen Sozialversicherungs-
systems, familienrechtliche Ausgleichsmechanismen sowie 
steuer- und subventionspolitische Umverteilungsprozesse 
orientieren. In seinem Kern umschreibt das Normalarbeits-
verhältnis ein dauerhaftes und kontinuierliches Vollzeitar-
beitsverhältnis.

In Deutschland erlangte das Normalarbeitsverhältnis in der 
Nachkriegszeit gegenüber anderen Formen der abhängigen 
Beschäftigung eine einmalige empirische Verbreitung.5) Die 
Herausbildung der Dominanz- und Vorbildfunktion des Nor-
malarbeitsverhältnisses lässt sich auf vier zentrale Bedin-
gungsfaktoren zurückführen: 

1. In der Nachkriegszeit erlebte die Bundesrepublik 
Deutschland ein bis dahin unbekanntes Wirtschafts-
wachstum, welches zu einem lang andauernden Arbeits-
kräftemangel führte. So betrug in den 1950er-Jahren das 
reale Wirtschaftswachstum durchschnittlich 9%, die Ar-
beitslosenquote bewegte sich bis zur ersten Ölkrise 
Anfang der 1970er-Jahre im Bereich von rund 1%.6)

2. Die Nachkriegszeit stellte zugleich den Höhepunkt der 
„fordistisch-tayloristischen“ Produktion von Massen-
erzeugnissen dar. Die standardisierte Produktion von 
standardisierten Gütern bedingte und ermöglichte die 
Herausbildung standardisierter Beschäftigungsverhält-
nisse in industriellen Großbetrieben.7)

3. Die 1960er- und 1970er-Jahre waren durch einen fort-
schreitenden Ausbau des Sozialstaats und damit ein-
hergehend auch des Arbeitsrechts gekennzeichnet. 
Insbesondere wurden die Schutzbestimmungen im indi-
viduellen Arbeitsrecht ausgeweitet und in ihrer Wirkungs-
weise weiter ausdifferenziert. So wurde die Möglichkeit 
der Befristung von Arbeitsverträgen eingeschränkt und 
Kündigungen an Regelungen der Sozialverträglichkeit 
geknüpft. Im Bereich des kollektiven Arbeitsrechts führte 
das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 zu einer Erwei-
terung der Rechte von Betriebsräten als Interessenver-
tretung der Beschäftigten.8) Das Mitbestimmungsgesetz 
von 1976 stärkte die Einflussmöglichkeiten der Arbeit-
nehmer und Gewerkschaften in den Aufsichtsräten von 
Großunternehmen.9)

 2) Siehe Wagner, G.: „Alterssicherung im Wandel der Erwerbsgesellschaft. Menschen statt Arbeitsplätze versichern!“ in Landeszentralbank der Freien und Hansestadt Hamburg (Hrsg.): „Inno-
vationen für die Zukunft. Symposium anlässlich des 65. Geburtstags von Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp“, Hamburg 1998, S. 65 ff. 

 3) Das Äquivalenzprinzip bedeutet, dass die jeweilige Höhe des Erwerbseinkommens (Lohn oder Gehalt) durch den angewandten prozentualen Beitragssatz nicht nur den absoluten Renten-
betrag bestimmt, sondern auch die spätere relative Höhe der Altersrente. Das heißt, wer im Erwerbsleben stets ein Erwerbseinkommen in überdurchschnittlicher Höhe erzielen konnte, 
wird auch im Alter eine überdurchschnittliche Altersrente erzielen können. Eine gewisse Abschwächung des direkten Zusammenhangs zwischen Arbeitsmarktpositionierung und sozialer 
Alterssicherung ergibt sich aus spezifischen Anrechnungstatbeständen im Rentenrecht, so z. B. der Anrechnung von Bildungs-, Pflege- oder Kindererziehungszeiten. Für eine detaillierte 
Darstellung des Rentenversicherungssystems siehe Bäcker, G./Bispinck, R./Hofemann, K./Naegele, G.: „Sozialpolitik und soziale Lage in Deutschland“, Band 2: „Gesundheit und Gesund-
heitssystem, Familie, Alter, Soziale Dienste“, Kapitel Alterssicherung, Wiesbaden 2000; Lampert, H./Althammer, J.: „Lehrbuch der Sozialpolitik“, Berlin 2004, S. 237.

 4) Siehe exemplarisch Mückenberger, U.: „Die Krise des Normalarbeitsverhältnisses. Hat das Arbeitsrecht noch Zukunft?“, Fußnote 1. 
 5) Für eine empirische Überprüfung mit Hilfe von Daten aus dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) siehe Berger, P. A./Sopp, P.: „Bewegte Zeiten? Zur Differenzierung von Erwerbsverlaufs-

mustern in Westdeutschland“ in Zeitschrift für Soziologie, Jg. 21, 1992, S. 166 ff.; Berger, P. A./Sopp, P./Steinmüller, P.: “Differentiations of life courses? Changing patterns of labour market 
sequences in West Germany” in European Sociological Review, 9, 1993, S. 43 ff. Weiterhin zur ökonomischen Situation der Nachkriegszeit siehe Lutz, B.: „Der kurze Traum immerwährender 
Prosperität. Eine Neuinterpretation der industriell-kapitalistischen Entwicklung im Europa des 20. Jahrhunderts“, Frankfurt am Main 1984.

 6) Siehe Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (Hrsg.): „Statistisches Taschenbuch 2004“, Tabelle 2.10.
 7) Baethge spricht hier von „Industrialismus als institutionelle Ordnung“; siehe Baethge, M.: „Abschied vom Industrialismus“ in Baethge, M./Wilkens, I. (Hrsg.): „Die große Hoffnung für das 

21. Jahrhundert? Perspektiven und Strategien für die Entwicklung der Dienstleistungsgesellschaft“, Opladen 2001, S. 23 ff.
 8) Siehe Keller, B.: „Einführung in die Arbeitspolitik. Arbeitsbeziehungen und Arbeitsmarkt in sozialwissenschaftlicher Perspektive“, München 1999, S. 79 ff.
 9) Siehe Keller, B., Fußnote 8, S. 143 ff.



ERWERBSTÄTIGKEIT

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 5/2005 481

4. Schließlich trug das System der Kollektivvereinbarun-
gen, insbesondere die Dominanz des Flächentarifver-
trags, zur Stabilisierung des Normalarbeitsverhältnisses 
bei.

1.2 Atypische Beschäftigungsverhältnisse

Unter atypischen Beschäftigungsverhältnissen werden Be-
schäftigungsformen verstanden, die in wenigstens einer 
Dimension vom Normalarbeitsverhältnis abweichen, das 
heißt nicht auf Dauer und Kontinuität und/oder nicht auf 
Vollzeit angelegt sind.10) Zu den empirisch wichtigsten For-
men atypischer Beschäftigung zählen Kurzarbeit, Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen (ABM), Maßnahmen zur Fortbil-
dung und/oder Umschulung, sozialversicherungspflichtige 
Teilzeitbeschäftigung, (bis April 1999 sozialversicherungs-
freie) geringfügige Beschäftigung bzw. Mini- und Midi-Jobs, 
befristete Beschäftigung und Leiharbeit (Arbeitnehmerüber-
lassung).

In der sozialwissenschaftlichen Literatur werden vier Erklä-
rungen für die Zunahme atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse genannt, die entweder beim Unternehmen (Arbeits-
nachfrage), beim Staat (Rahmenbedingungen), beim Markt 
(Ort des Ausgleichs von Arbeitsangebot und -nachfrage) 
oder beim Individuum (Arbeitsangebot) ansetzen11):

1. Flexibilisierungsbestrebungen der Unternehmen: Von 
Seiten der Unternehmen und ihrer Interessenverbände 
gehen Flexibilisierungsbestrebungen aus. Diese zielen 
darauf ab, Angebotsschocks möglichst schnell zu über-
winden, auf veränderte technologische und ökonomi-
sche Rahmenbedingungen flexibel reagieren sowie das 
eingesetzte Kapital möglichst rasch amortisieren zu 
können. Die auf den Produktionsfaktor Arbeit gerichte-
ten Flexibilisierungsbestrebungen zielen dabei auf eine 
Entkoppelung von Betriebs- und Maschinenlaufzeiten 
und individuellen Arbeitszeiten (Arbeitszeitflexibilisie-
rung), auf eine stärkere Differenzierung von Lohn- und 
Gehaltsstrukturen (Lohn- und Einkommensflexibilisie-
rung), auf die Auslagerung ursprünglich innerbetrieb-
licher Funktionen an externe Anbieter (Outsourcing) 
sowie die Einführung neuer flexibler Arbeits- und Be-
schäftigungsformen.

2. Deregulierung durch den Staat: Deregulierungsmaßnah-
men des Staates sollen die unternehmensseitigen Flexibi-
lisierungsbestrebungen ordnungspolitisch flankieren. Sie 
beabsichtigen eine dauerhafte, mehr oder weniger deutli-
che Einschränkung des gültigen, historisch gewachsenen 
sozialstaatlichen Regelwerkes, vor allem der Schutzvor-
schriften des individuellen und kollektiven Arbeits- und 
Sozialrechts, durch den Abbau von Arbeitsmarkt-, insbe-
sondere Lohnrigiditäten und -ineffizienzen sowie durch 
die Beschneidung der Rechte bzw. Handlungsoptionen 
bestimmter Akteure bzw. ihrer Institutionen.

3. Tertiarisierung des Arbeitsmarktes: Von großer Bedeu-
tung für die quantitative Entwicklung atypischer Beschäf-
tigungsverhältnisse ist der sektorale Strukturwandel auf 
dem Arbeitsmarkt. Die seit den 1970er-Jahren auch in 
Deutschland zu beobachtende zunehmende Tertiarisie-
rung hat zu einer Umstrukturierung des Arbeitsmark-
tes geführt. Der Dienstleistungsbereich konnte seinen 
Anteil an der Wertschöpfung zu Lasten des landwirt-
schaftlichen und des industriellen Produktionssektors 
immer weiter ausbauen. Im tertiären Sektor konzentrie-
ren sich die von den vergleichsweise starren Regelungen 
des Normalarbeitsverhältnisses abweichenden atypi-
schen Beschäftigungsverhältnisse, denn im expandie-
renden Dienstleistungssektor finden sich Tätigkeiten, 
welche große Autonomie in Arbeits- und Kooperations-
gestaltung, Zeitverwendung und räumlicher Mobilität 
verlangen oder zulassen, ebenso wie Arbeiten, deren 
Rhythmus von den Flexibilisierungsinteressen der Unter-
nehmen diktiert und/oder, wie im Bereich der sozia-
len und persönlichen Dienstleistungen, vom Bedarf der
Klienten bestimmt wird.

4. Individualisierung des Arbeitsangebots: Aber auch auf 
Seiten des Arbeitsangebots zeigt sich eine zunehmende 
Nachfrage nach vom Normalarbeitsverhältnis abwei-
chenden Beschäftigungsformen. Hier sind insbeson-
dere die Teilzeitbeschäftigung sowie die geringfügige 
Beschäftigung (Mini- und Midi-Jobs), aber auch Arbeits-
zeitreduzierungen in Form von Elternurlaub, Sabbaticals 
usw. zu nennen. In diesen neuen Anforderungen kommt 
ein zunehmend individualisiertes Erwerbsverhalten zum 
Ausdruck, das auch mit der steigenden Erwerbsbeteili-
gung von Frauen in Zusammenhang steht. Das Normalar-
beitsverhältnis mit seinen starren Rahmenbedingungen 
entspricht immer weniger den individualisierten Inter-
essen einer Gesellschaft, in der die traditionellen Rollen-
vorstellungen von Männern und Frauen zunehmend auf-
brechen.12)

2 Erwerbsbeteiligung:
Entwicklung und Struktur

2.1 Entwicklung

2.1.1  Erwerbstätigenquote

Die Erwerbstätigenquote bildet den prozentualen Anteil 
der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (15. bis 64. Lebensjahr) ab. In einem ersten Schritt 
soll anhand von Zeitreihen aus dem Mikrozensus, der 
amtlichen Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und 
den Arbeitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haushalte 
mit einem Stichprobenumfang von 1% der Haushalte in 
Deutschland, gezeigt werden, wie sich die Erwerbstäti-
genquoten in Deutschland zwischen 1980 und 2003 – für 

10) Siehe Keller, B., Fußnote 8, S. 461 f.
11) Siehe Keller, B., Fußnote 8.
12) Siehe Beck, U., Fußnote 1.
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Frauen und Männer, sowie ab 1991 auch für die alten und 
die neuen Bundesländer – entwickelt haben.13)

In den alten Bundesländern bleibt die Erwerbstätigenquote 
insgesamt im Beobachtungszeitraum, abgesehen von kon-
junkturzyklischen Schwankungen, nahezu unverändert. Im 
Jahr 1980 lag sie bei 65,2%, 2003 bei 65,8%. Die höchsten 
Werte zeigen sich für die Jahre 1992 (67,0%) und 2001 
(66,7%), die niedrigsten für die Jahre 1983 und 1984 
(jeweils 61,3%) und 1985 (61,6%).14)

Die Erwerbstätigenquoten von Frauen und Männern weisen 
im langfristigen Trend gegensätzliche Verläufe auf: Bei den 
Männern nimmt die Erwerbstätigenquote im Betrachtungs-
zeitraum um 10 Prozentpunkte von 82,5% auf 72,5% ab, 
während sie bei den Frauen im selben Zeitraum um 10,6 
Prozentpunkte von 48,3% auf 58,9% steigt. Damit nahm 
innerhalb der vergangenen beiden Jahrzehnte die Differenz 
der Erwerbstätigenquoten von Männern und Frauen von 
34,2 Prozentpunkten (1980) auf 13,6 Prozentpunkte (2003) 
ab (– 20,6 Prozentpunkte). 

In den neuen Bundesländern fällt zunächst der starke Rück-
gang der Erwerbstätigenquoten in den ersten drei Jahren 
nach der deutschen Vereinigung auf. Hierbei handelt es sich 
um eine vereinigungsbedingte Sondersituation. Die insge-
samt höhere Erwerbsbeteiligung Anfang der 1990er-Jahre 
in den neuen Bundesländern hat ihre Ursache noch in der 
traditionell starken Frauenerwerbsbeteiligung in der ehema-
ligen DDR.15) So betrug die Erwerbstätigenquote der Frauen 
in den neuen Bundesländern 1991 66,7% und lag damit 
um 12,1 Prozentpunkte höher als die der Frauen in den 
alten Bundesländern (54,6%). Die Erwerbstätigenquoten 
der Männer waren hingegen 1991 mit 78,4% in den alten 
Bundesländern und 78,5% in den neuen Bundesländern 
praktisch gleich.

Die deutsche Vereinigung führte zu einer raschen Annähe-
rung der Verhältnisse: Allein in den drei Jahren zwischen 
1991 und 1993 nahm in den neuen Bundesländern die 
Erwerbstätigenquote insgesamt um 10,5 Prozentpunkte ab 
(1991: 72,6%; 1993: 62,1%). Bei den Männern nahm sie 
im selben Zeitraum um 9,7 Prozentpunkte (1991: 78,5%; 

13) Alternativ hätte auch die Erwerbsquote verwendet werden können. Bei der Erwerbsquote handelt es sich um den prozentualen Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) 
an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Die Erwerbspersonen insgesamt verkörpern die Nachfrage nach Erwerbsarbeit auf dem Arbeitsmarkt (siehe Hradil, S.: „Die Sozialstruktur 
Deutschlands im internationalen Vergleich“, Wiesbaden 2004, S. 167 ff.). Da es im Kontext dieses Aufsatzes jedoch auch um die Frage nach der Leistungsfähigkeit des Systems der 
gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland geht und diese wegen der starken Abhängigkeit von den einkommensbezogenen Beiträgen in erster Linie von der Entwicklung der (sozial-
versicherungspflichtigen) Erwerbstätigkeit abhängt, wird hier die Erwerbstätigenquote verwendet. Sie stellt ein Maß für die „befriedigte Nachfrage nach Erwerbsarbeit“ [Hradil, S. (2004), 
S. 168 f.] dar.

14) Damit liegt Deutschland hinsichtlich der Erwerbstätigenquote im internationalen Vergleich im mittleren Bereich. Besonders hohe Erwerbstätigenquoten weisen die skandinavischen Län-
der sowie die Niederlande und die Schweiz auf; besonders niedrige Erwerbstätigenquoten sind in Griechenland, Spanien, Belgien und Italien zu beobachten [siehe Statistisches Amt der 
Europäischen Gemeinschaften (Eurostat): „Eurostat Jahrbuch 2002“, S. 99].

15) Siehe Schölkopf, M./Sacher, M.: „Konvergenz oder Divergenz? Seniorenpolitik und soziale Lage älterer Menschen in Ost- und Westdeutschland zehn Jahre nach der Wende“ in Noll,
H.-H./Habich, R. (Hrsg.): „Vom Zusammenwachsen einer Gesellschaft. Analysen zur Angleichung der Lebensverhältnisse in Deutschland“, Frankfurt am Main 2000, S. 297 ff.; Schölkopf, 
M./Sacher, M.: „Alte in der Bundesrepublik Deutschland. Zur sozialen Lage älterer Menschen in den neuen und alten Bundesländern“ in Leviathan 3/2000, S. 378 ff. 
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1993: 68,8%), bei den Frauen sogar um 11,4 Prozentpunkte 
ab (1991: 66,7%; 1993: 55,3%). 

In den Jahren nach 1993 blieb die Erwerbstätigenquote 
– bei ebenfalls konjunkturzyklischem Verlauf – fast unver-
ändert. Der Rückgang bis zum Jahr 2003 betrug nur 0,9 
Prozentpunkte (1993: 62,1%; 2003: 61,2%). Allerdings ist 
in den neuen Bundesländern jetzt auch der aus den alten 
Bundesländern bereits bekannte gegenläufige Trend für 
Männer und Frauen zu beobachten. Während die Erwerbs-
tätigenquote der Männer zwischen 1993 und 2003 um 4,8 
Prozentpunkte zurückging, stieg diese bei den Frauen im 
selben Zeitraum um 3,0 Prozentpunkte an. Zwar waren die 
Frauen in den neuen Bundesländern etwas stärker von dem 
vereinigungsbedingten Rückgang der Erwerbsbeteiligung 
betroffen als die Männer, dennoch waren sie 2003 (noch) 
stärker in den Arbeitsmarkt integriert als die Frauen in den 
alten Bundesländern.

2.2 Struktur

Nachdem im ersten Schritt der Untersuchung einige Ent-
wicklungslinien der Erwerbsbeteiligung aufgezeigt wurden, 
geht es im nächsten Abschnitt darum, Veränderungen in der 
Struktur der Erwerbsbeteiligung in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten herauszuarbeiten. Dabei steht vor dem Hinter-
grund möglicher Konsequenzen für die Rentenversicherung 
zunächst die Entwicklung der Zahl der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten im Vordergrund. Hierfür wird auf die 
Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
zurückgegriffen.

2.2.1  Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Die gesetzliche Rentenversicherung in Deutschland ist 
sowohl leistungs- als auch finanzierungsseitig in hohem 
Maße erwerbsarbeitszentriert.16) Das Äquivalenzprinzip hat 
zum einen zur Folge, dass Einkommenspositionen aus der 
Erwerbsphase weitgehend in die „Ruhephase“ übertragen 
werden, zum anderen bewirkt diese Verknüpfung, dass
Arbeitsmarktentwicklungen direkte Auswirkungen auf die 
Funktionsfähigkeit – sowohl im Hinblick auf die Leistungs- 
als auch auf die Finanzierungsseite – des Alterssiche-
rungssystems haben. Der quantitativen Entwicklung der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung kommt für 
die Leistungsfähigkeit des Systems besondere Bedeutung 
zu, da nur Beschäftigungsverhältnisse, für die Abgaben 
zur Sozialversicherung entrichtet werden, einen renten-
rechtlichen Anspruch begründen sowie einen Beitrag zur 
Finanzierung des Systems leisten. Dies gilt jedoch nur ein-
geschränkt, da noch eine Reihe anderer rentenrechtlicher 
Tatbestände existieren, so zum Beispiel Kindererziehungs-
zeiten, die sich in Leistungsansprüchen niederschlagen.

Neben der absoluten Zahl der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnisse ist insbesondere die rela-

16) Siehe Lampert, H./Althammer, J. (2004, siehe Fußnote 3), S. 241 ff.; Riedmüller, B./Olk, I. (1994; siehe Fußnote 1).
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tive Bedeutung der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung von Interesse.

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat 
in den alten Bundesländern zwischen 1980 und 2003 – mit 
leichten konjunkturzyklischen Schwankungen – um knapp 
1,5 Mill. Personen zugenommen (1980: 20,954 Mill.; 2003: 
22,443 Mill.). Zwischen 1980 und 1984 ging sie zunächst 
auf 20,040 Mill. Personen zurück, anschließend war ein 
kontinuierlicher Anstieg auf den Maximalwert von 23,530 
Mill. Personen im Jahr 1993 zu beobachten. Bis 1998 ging 
die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in 
den alten Bundesländern wieder auf 22,074 Mill. Personen 
zurück und stieg anschließend erneut an. In jüngster Zeit 
(seit dem Jahr 2001) ist jedoch wieder ein Rückgang zu 
beobachten.

Die schon bei der Entwicklung der Erwerbstätigenquoten 
festgestellte zunehmende Arbeitsmarktpartizipation der 
Frauen lässt sich auch bei der Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten zeigen. So nahm die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Frauen zwischen 
1980 und 2003 um 1,852 Mill. zu. Der stärkste Zuwachs 
fällt in die Jahre 1985 bis 1993; in der zweiten Hälfte der 
1990er-Jahre ist nur noch eine geringfügige Zunahme der
Zahl sozialversicherungspflichtig beschäftigter Frauen fest-
zustellen.

Anders bei den Männern: Hier bleibt die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten im Beobachtungszeit-
raum – abgesehen von konjunkturellen Schwankungen –

mehr oder minder unverändert (1980: 12,865 Mill.; 2003: 
12,493 Mill.).

In den neuen Bundesländern nimmt in den ersten Jahren 
nach der deutschen Vereinigung die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten im Zuge des allgemeinen
vereinigungsbedingten Beschäftigungsabbaus stark ab. Im
Aggregat hat deren Zahl seit 1992 um 1,283 Mill. abge-
nommen; dies entspricht 22,1%. Bei den Männern war der 
relative wie auch der absolute Rückgang der Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten mit – 26,0% (– 0,800 
Mill.) deutlich größer als bei den Frauen: – 17,8% (– 0,482 
Mill.). 

Um die relative Bedeutung der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnisse darstellen zu können, ent-
hält Schaubild 3 den Anteil der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten an allen Erwerbstätigen.

Für die alten Bundesländer wird der bereits bekannte 
gegenläufige Entwicklungstrend bei Männern und Frauen 
deutlich. Während der Anteil der sozialversicherungspflich-
tig beschäftigten Frauen an allen erwerbstätigen Frauen zwi-
schen 1980 und 2003 um 5,3 Prozentpunkte zugenommen 
hat (1980: 39,5%; 2003: 44,8%), hat er bei den Männern 
um 8,9 Prozentpunkte (1980: 64,3%; 2003: 55,4%) abge-
nommen.

In den neuen Bundesländern geht der Anteil der sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten an allen Erwerbstätigen 
wesentlich deutlicher zurück als in den alten Bundeslän-
dern. Während sich in den alten Bundesländern Bedeu-
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tungsverlust bei den Männern und Bedeutungsgewinn bei 
den Frauen im Wesentlichen kompensieren – insgesamt 
beträgt der Rückgang lediglich 1,6 Prozentpunkte –, geht 
der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an 
allen Erwerbstätigen in den neuen Bundesländern sowohl 
bei den Frauen als auch bei den Männern massiv zurück. Im 
Aggregat ist zwischen 1992 und 2003 eine Reduzierung um 
10,9 Prozentpunkte festzustellen, bei den Männern beträgt 
der Rückgang 15,2 Prozentpunkte, bei den Frauen 6,6 Pro-
zentpunkte.

2.2.2  Vollzeiterwerbstätigkeit

In einem weiteren Schritt wird nun der Frage nachgegan-
gen, welchen Stellenwert die Vollzeiterwerbstätigkeit seit 
Mitte der 1980er-Jahre auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
eingenommen hat und welche Entwicklungslinien sich hier 
aufzeigen lassen. 

Blickt man zunächst auf die Entwicklung der absoluten Zahl 
der Vollzeitbeschäftigten, so zeigen die Daten, dass in den 
alten Bundesländern zwischen 1984 und 2003 durchge-
hend rund 20 Mill. Personen in einem Vollzeitbeschäfti-
gungsverhältnis standen. Im Zeitverlauf zeigen sich lediglich 
einige konjunkturelle Schwankungen. Während die Zahl der 
vollzeitbeschäftigten Frauen zwischen 1984 und 2003 bei 
konjunkturzyklischem Verlauf geringfügig zugenommen hat 
(1984: 6,383 Mill.; 2003: 6,684 Mill.; Maximalwert 7,231 
Mill. [1992]), nahm die Zahl der vollzeiterwerbstätigen 
Männer im selben Zeitraum ab (1984: 14,208 Mill.; 2003: 
13,370 Mill.; Maximalwert 15,347 Mill. [1992]).

Ein anderes Bild zeigt sich in den neuen Bundesländern. 
Hier ist sowohl insgesamt als auch in der Aufgliederung 
nach dem Geschlecht ein Rückgang der Vollzeiterwerbstä-
tigkeit zu beobachten. Insgesamt nahm zwischen 1991 und 
2003 die Zahl der Vollzeitbeschäftigten in den neuen Bun-
desländern von 6,746 Mill. (1991) auf 4,821 Mill. (2003) 
ab. Dies entspricht einem Rückgang um 28,5%.

Der Rückgang fällt bei den Frauen stärker aus als bei den 
Männern: Die Zahl der weiblichen Vollzeitbeschäftigten 
ging von 2,887 Mill. (1991) auf 2,003 Mill. (2003) zurück 
(– 30,6%), die der männlichen Vollzeitbeschäftigten im sel-
ben Zeitraum von 3,859 Mill. auf 2,818 Mill. (– 27,0%).

Auch wenn man den relativen Anteil der Vollzeitbeschäf-
tigten an allen Erwerbstätigen betrachtet, wird der Bedeu-
tungsrückgang dieser, dem Normalarbeitsverhältnis am 
nächsten kommenden Beschäftigungsform, in den vergan-
genen beiden Jahrzehnten sichtbar.

In den alten und in den neuen Bundesländern ist der 
Anteil der vollzeitbeschäftigten Frauen und Männer an 
den Erwerbstätigen insgesamt zurückgegangen. In den 
alten Bundesländern ging dieser Anteil zwischen 1984 und 
2003 um 10,3 Prozentpunkte zurück (1984: 78,4%; 2003: 
68,1%); in den neuen Bundesländern ist ein nahezu glei-
cher Rückgang innerhalb von zwölf Jahren zu beobachten 
(1991: 87,1%; 2003: 76,7%). Bemerkenswert ist, dass in 
den neuen Bundesländern trotz des starken Bedeutungs-
rückgangs der Vollzeitbeschäftigung im Zuge der deutschen 
Vereinigung deren Anteil an der Gesamterwerbstätigkeit 
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nach wie vor deutlich größer ist als in den alten Bundes-
ländern (1991: um 10,8 Prozentpunkte; 2003: um 8,6 Pro-
zentpunkte).

Sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern 
ist ein deutlich stärkerer anteiliger Rückgang der Vollzeit-
erwerbstätigkeit bei den Frauen zu beobachten. In den 
alten Bundesländern betrug er zwischen 1984 und 2003 
12,6 Prozentpunkte (Männer:  – 5,6 Prozentpunkte), in den 
neuen Bundesländern lag er zwischen 1991 und 2003 bei 
– 11,6 Prozentpunkten (Männer: – 9,5 Prozentpunkte).

3 Entwicklung atypischer 
Beschäftigung im Zeitverlauf 

Neben der geschlechtsspezifisch gegenläufigen Entwick-
lung der Erwerbstätigkeit ist der deutsche Arbeitsmarkt seit 
Beginn der 1980er-Jahre durch eine steigende Zahl von aty-
pischen Beschäftigungsverhältnissen (sozialversicherungs-
pflichtige Teilzeitbeschäftigung, geringfügige Beschäftigung
bzw. Mini-Jobs, befristete Beschäftigung, Arbeitnehmerüber-
lassung) gekennzeichnet.17) Hinzu kommen noch atpypische 
Beschäftigungsverhältnisse auf dem so genannten Zweiten 
Arbeitsmarkt. Zu nennen sind hier insbesondere Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen (ABM), Aus- und Fortbildung, 

Umschulungsmaßnahmen und Kurzarbeit. Weiterhin muss 
noch auf illegale Formen, zuvorderst die Schwarzarbeit, 
hingewiesen werden.

Überdurchschnittlich zugenommen haben in den vergange-
nen beiden Jahrzehnten die sozialversicherungspflichtige 
Teilzeitbeschäftigung sowie die – bis zur Neuregelung 
vom 1. April 1999 – sozialversicherungsfreie geringfügige 
Beschäftigung und in jüngster Zeit auch die Mini-Jobs. 
Teilzeitbeschäftigung ist nach wie vor eine Domäne der 
Frauen. Zwar nahm ihr Anteil an der Teilzeitbeschäftigung 
im Zeitverlauf ab, aber auch zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts waren noch mehr als 80% der Teilzeitbeschäftigten 
Frauen. Dass die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung auch 
in engem Zusammenhang mit der Entwicklung hin zu einer 
von Dienstleistungen geprägten Gesellschaft steht, kann 
an dem hohen Anteil von Teilzeitbeschäftigten im tertiären 
Sektor abgelesen werden. Hier liegt der Anteil der Teilzeit-
beschäftigung bei nahezu einem Viertel.18)

Für die geringfügige Beschäftigung konnten Ende der 
1990er-Jahre wegen der problematischen Datenlage keine 
eindeutigen Zahlen und Entwicklungstrends berichtet 
werden. Die Befunde variierten stark mit der verwendeten 
Datenquelle. Alle Datenquellen zeigen aber, wenn auch auf 
unterschiedlichem Niveau, dass diese Beschäftigungsform 
in den 1980er- und 1990er-Jahren stark an Bedeutung 
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17) Siehe Hoffmann, E./Walwei, U.: „Normalarbeitsverhältnis: Ein Auslaufmodell? Überlegungen zu einem Erklärungsmodell für den Wandel der Beschäftigungsformen“, Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Jg. 31, 1998, Heft 3, S. 409 ff.

18) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): “German Labour Market Trends”, Schriftenreihe “In the Spotlight”, Wiesbaden 2003, S. 20 f.



ERWERBSTÄTIGKEIT

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 5/2005 487

gewonnen hat. So hat nach den Daten des Mikrozensus 
– der aber aufgrund der bisherigen jährlichen Erfassung 
(Berichtswoche i. d. R. Ende April) sowie einer Reihe metho-
discher Besonderheiten mit Auswirkungen auf die Umset-
zung des Labour-Force-Konzepts zu einer Unterschätzung 
des tatsächlichen Umfangs geringfügiger Beschäftigung 
neigt – zwischen 1990 und 2003 die Zahl der geringfügig 
Beschäftigten von 1,5 Mill. Personen auf 2,7 Mill. Personen 
zugenommen.19) In der Erwerbstätigenrechnung des Statis-
tischen Bundesamtes im Rahmen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen wurden bereits für das Jahr 2001 mehr 
als 4 Mill. geringfügig Beschäftigte nachgewiesen.

Auswertungen des vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) durchgeführten Sozio-oekonomischen 
Panels (SOEP) berichten bei steigendem Trend für 2003 
sogar noch deutlich mehr Personen in geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen.20)

Nach aktuellen Angaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
war auch die Entwicklung der Minijobs seit der Einführung 
der Neuregelung zum April 2003 außerordentlich dyna-
misch. So gab es im März 2004 rund 4,66 Mill. ausschließ-
lich geringfügig entlohnte Beschäftigte. Gegenüber dem 
Vorjahr entspricht dies einer Zunahme um mehr als eine 
halbe Million Beschäftigte. Die Zahl der Beschäftigten, die 
zusätzlich zu ihrer sozialversicherungspflichtigen Haupttä-
tigkeit einen Mini-Job als Nebentätigkeit ausüben, nahm 
nach Schätzung der Bundesagentur für Arbeit zwischen 
Juni 2003 und März 2004 von 1,16 Mill. auf 1,56 Mill. zu. 
Insgesamt waren damit nach Angaben der BA Ende März 
2004 rund 6,21 Mill. Personen in einem Mini-Job beschäf-
tigt. Genutzt werden die Mini- und Midi-Jobs vor allem von 
Frauen.21)

Bei der befristeten Beschäftigung und der Arbeitnehmer-
überlassung (Leiharbeit) zeigen sich ebenfalls steigende
Trends. So standen im Jahr 2003 nach Daten des Mikro-
zensus in Deutschland 4,1 Mill. Erwerbstätige in einem 
befristeten Beschäftigungsverhältnis. Die Zahl der Leih-
arbeitnehmer hat sich nach der Statistik nach dem Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz der Bundesagentur für Arbeit 
seit Anfang der 1980er-Jahre ebenfalls deutlich von 47 000 
auf 336 000 im Jahr 2002 erhöht, was einer Versieben-
fachung entspricht.

4 Zwischenfazit
Der Blick auf die bisherigen Befunde zeigt zunächst Folgen-
des: Auf der einen Seite die in den alten Bundesländern 
– abgesehen von konjunkturellen Schwankungen – weit-
gehende Konstanz der Erwerbstätigenquote insgesamt bei 
gleichzeitig geschlechtsspezifisch gegenläufigen Entwick-
lungstrends zu Gunsten der Frauen. Daneben jedoch der 

vereinigungsbedingt starke Rückgang der Erwerbstätigen-
quoten in den neuen Bundesländern, wobei hier – nach 
einem ersten „Anpassungsschock“ – in abgeschwächter 
Form die aus den alten Bundesländern bereits bekannte 
gegenläufige Entwicklung zu Gunsten der Frauen zu beob-
achten ist. 

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat 
in den alten Bundesländern leicht zugenommen, während 
sie in den neuen Bundesländern rückläufig ist. Nach dem 
Geschlecht differenziert zeigt sich in den alten Bundeslän-
dern der bereits bekannte Trend: Bedeutungsgewinn bei 
den Frauen und weitgehende Konstanz bei den Männern. In 
den neuen Bundesländern ist bei Frauen und Männern ein 
massiver Bedeutungsrückgang festzustellen.

Die Zahl der Vollzeitbeschäftigten ging während des 
Untersuchungszeitraums 1980 bis 2003 in den alten 
Bundesländern etwas zurück. Die Abnahme der Zahl der 
vollzeitbeschäftigten Männer in Höhe von 0,883 Mill. wurde 
dabei durch den Zugewinn bei den Frauen um 0,301 Mill. 
leicht kompensiert, sodass insgesamt ein Rückgang von 
rund einer halben Million Stellen zu verzeichnen ist. In den 
neuen Bundesländern ist hingegen ein starker Rückgang 
der Vollzeitbeschäftigung zu beobachten, wobei die Frauen 
relativ gesehen stärker betroffen waren.

Hinsichtlich der deutlichen Zunahme der atypischen 
Beschäftigungsverhältnisse könnte vor diesem Hintergrund 
gefolgert werden, dass diese nicht primär zu Lasten der 
Vollzeitbeschäftigung geht, sondern auf eine zunehmende 
Integration bislang arbeitsmarktferner Bevölkerungsgrup-
pen, insbesondere bei den Frauen, in den Arbeitsmarkt 
zurückzuführen ist.

Aus sozialpolitischer Perspektive können die Befunde für 
Frauen unterschiedlich bewertet werden. Nimmt man das 
Normalarbeitsverhältnis als Vergleichsmaßstab, so muss 
– unabhängig davon, ob atypische Beschäftigungen frei-
willig ausgeübt werden oder nicht – von einer weiterhin 
existierenden Benachteiligung von Frauen gesprochen wer-
den. Nach wie vor sind sie schlechter in den Arbeitsmarkt 
integriert als Männer, ihre zukünftigen Rentenansprüche 
werden dementsprechend niedriger ausfallen.

Nimmt man jedoch die in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten insgesamt gestiegene Arbeitsmarktintegration von 
Frauen als Bezugspunkt, so zeigt sich eine positive Entwick-
lung. Denn infolge ihrer steigenden Erwerbsbeteiligung ist 
für Frauen in Zukunft auch mit steigenden Rentenanwart-
schaften und damit mit einem besseren Alterssicherungs-
niveau zu rechnen. Bei den Männern hingegen wird sich bei 
einer Fortschreibung des bisherigen Trends das Rentenan-
spruchsniveau nach unten bewegen.22)

19) Siehe Rengers, M.: „Das international vereinbarte Labour-Force-Konzept“ in WiSta 12/2004, S. 1369 ff.
20) Siehe Birkner, E./Schupp, J.: „Kleine Beschäftigungsverhältnisse: Kein Jobwunder“, DIW-Wochenbericht, Jg. 71, 2004, Nr. 34, S. 487 ff. 
21) Siehe Bundesagentur für Arbeit: „Mini- und Midijobs in Deutschland“, Sonderbericht, Nürnberg, Dezember 2004; Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI): „Aspekte 

der Entwicklung von Minijobs. Abschlussbericht“, Essen 2004.
22) Dies zeigt sich im Übrigen bereits jetzt in der Rentenzugangsstatistik des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR). Betrachtet man die Entwicklung der Entgeltpunkte von 

Frauen in den alten Bundesländern, so zeigt sich, dass Frauen, die 1980 in Rente gingen, bei durchschnittlich 24,4 Versicherungsjahren 16,3 Entgeltpunkte einbrachten (durchschnittlich 
0,669 Entgeltpunkte je Versicherungsjahr). Die Frauen, die 2003 in Rente gingen, brachten bereits 25,0 Versicherungsjahre mit durchschnittlich 0,771 Entgeltpunkten je Versicherungsjahr 
ein (19,3 Entgeltpunkte); bei den Männern sind die Entgeltpunkte bis Mitte der 1980er-Jahre noch gestiegen, seither sind sie rückläufig. In den neuen Bundesländern brachten Frauen, die 
1993 in Rente gingen, durchschnittlich 38,0 Versicherungsjahre mit jeweils 0,783 Entgeltpunkten ein (29,8 Entgeltpunkte). Für Rentenzugänge im Jahr 2003 wurden durchschnittlich 41,0 
Versicherungsjahre mit 0,828 Entgeltpunkten eingebracht (33,9 Entgeltpunkte). Bei den Männern zeigt sich in den neuen Bundesländern folgendes Bild: 1993 waren es 46,4 Versicherungs-
jahre mit jeweils 1,066 Entgeltpunkten (49,5 Entgeltpunkte); 2003 waren es 44,5 Versicherungsjahre mit jeweils 1,001 Entgeltpunkten (44,5 Entgeltpunkte) (siehe http://www.vdr.de).
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Bei den Männern könnten sowohl der leichte Rückgang 
der Erwerbstätigenquote als auch des Anteils der Vollzeit-
beschäftigten an den Erwerbstätigen insgesamt für eine 
Tendenz zur Erosion des Normalarbeitsverhältnisses im 
Zuge des Strukturwandels auf dem Arbeitsmarkt sprechen. 
Allerdings bleibt bislang offen, ob diese Entwicklung nur für 
bestimmte Altersgruppen oder für alle Erwerbsaltersgrup-
pen gleichermaßen zutrifft. Außerdem bleibt zu fragen, in 
welchen erwerbsbiografischen Phasen die Veränderungen 
zu beobachten sind. Auf diese Aspekte wird im folgenden 
Kapitel des Aufsatzes eingegangen, in dem es um die alters-
spezifische Erwerbsbeteiligung gehen wird.

5 Erwerbstätigkeit und 
Erwerbsbiografie

Im folgenden Kapitel des Aufsatzes steht die Frage nach 
altersspezifischen Veränderungen der Erwerbsbeteiligung 
im Mittelpunkt. Konkret sollen zwei Entwicklungen unter-
sucht werden: Erstens, wie sich die Erwerbsbeteiligung, ope-
rationalisiert in der Erwerbstätigenquote, nach Geschlecht 
und Altersgruppen im Zeitverlauf verändert, und zweitens, 
in welchem Maß sich das Verhältnis von Voll- und Teilzeitbe-
schäftigung – ebenfalls nach Geschlecht und Altersgruppen –
in den vergangenen beiden Jahrzehnten entwickelt hat. 

Die für die Auswertungen gewählten drei Altersgruppen 
stehen für jeweils eine Phase der Erwerbsbiografie, die in 
Anlehnung an die Überlegungen zum „institutionalisierten 
Lebenslauf“ von Kohli in drei aufeinander folgende biografi-
sche Phasen unterteilt werden soll. 

Die Erwerbseinstiegsphase vom 15. bis zum 34. Lebens-
jahr markiert den Übergang vom Schul- und Ausbildungs-
system in den Arbeitsmarkt. Die Kernphase der Erwerbs-
biografie bilden die Jahre zwischen dem 35. und dem 54. 
Lebensjahr. Die sich daran anschließenden Jahre bis zum 
64. Lebensjahr stellen die Erwerbsausstiegsphase, den 
Übergang vom Erwerbssystem in das Ruhesystem, dar. 23)

5.1 Erwerbseinstiegsphase: 
15. bis 34. Lebensjahr

Der Zeitpunkt des Einstiegs in das Erwerbssystem ist abhän-
gig von der Bildungsbeteiligung bzw. dem angestrebten Bil-
dungsabschluss. Je höher das angestrebte schulische Bil-
dungsniveau, desto länger der Verbleib im Schulsystem und 
umso später wird der Einstieg in den Arbeitsmarkt erfolgen. 
Um dieser Unterschiedlichkeit Rechnung zu tragen, wird 
diese erwerbsbiografische Phase für die Untersuchung in 
zwei Teilbereiche unterteilt: 15. bis 24. Lebensjahr für das 

23) Der dreigliedrige Ansatz beruht auf Überlegungen von Kohli, der eine Dreigliederung des Lebensverlaufs vorschlägt: Schul- und Ausbildungsphase, Erwerbsphase und Ruhephase (siehe 
Kohli, M.: „Die Institutionalsierung des Lebenslaufs“ in Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Jg. 37, 1985, S. 1 ff.). Ein ähnliches Phasenmodell verwenden Berger/Sopp/
Steinmüller 1993 (siehe Fußnote 5).
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niedrige und das mittlere Bildungsniveau und 25. bis 34. 
Lebensjahr für das hohe Bildungsniveau. 

Für die alten Bundesländer ist auffallend, dass im Zeit-
raum zwischen 1980 und 1990 für die frühe Erwerbsein-
stiegsphase bei Männern und Frauen ein fast paralleler, 
wellenförmiger Kurvenverlauf zu beobachten ist, dessen 
Gipfel- und Talpunkte im Zeitverlauf jeweils niedriger aus-
fallen. Die Erwerbstätigenquote der 15- bis 24-jährigen 
Männer ist über den gesamten Zeitraum der Untersuchung 
höher als die der gleichaltrigen Frauen. Der Abstand variiert 
im Zeitverlauf, nimmt in jüngster Zeit aber tendenziell ab. 
Insgesamt nimmt die Erwerbsbeteiligung im Zeitverlauf ab, 
wobei sich die Werte für Männer und Frauen mehr und mehr 
annähern: So betrug das Verhältnis 1980 noch 61,6% zu 
52,0%, 2003 waren es nur noch 46,7% zu 42,7%. Die insge-
samt rückläufige Erwerbsbeteiligung in der Altersgruppe der 
15- bis 24-jährigen Personen dürfte in erster Linie auf eine 
zunehmende Bildungspartizipation zurückzuführen sein.

In den neuen Bundesländern ist die bereits bekannte 
Anpassung der Arbeitsmarktbedingungen nach der deut-
schen Vereinigung auch in dieser Altersgruppe deutlich zu 
erkennen. Ausgehend von einem deutlich höheren Niveau 
als in den alten Bundesländern, nimmt die Erwerbstätigen-
quote in den ersten Jahren nach der deutschen Vereinigung 
zunächst stark ab. Der rückläufige Trend setzt sich in der 
zweiten Hälfte der 1990er-Jahre bei den Männern fort, 
während er sich bei den Frauen abschwächt. Die 15- bis 24-
jährigen Frauen in den neuen Bundesländern haben 2003 
eine Erwerbstätigenquote erreicht, die sich kaum noch von 

der gleichaltriger Frauen in den alten Bundesländern unter-
scheidet (neue Bundesländer: 41,2%; alte Bundesländer: 
42,7% – siehe Schaubild 6).

Parallel zum Rückgang der Erwerbstätigenquoten ist im 
Trend ein deutlicher Bedeutungsverlust der Vollzeitbe-
schäftigung in dieser Altersgruppe festzustellen. So nimmt 
in den alten Bundesländern zwischen 1984 und 2003 der 
Anteil der Vollzeitbeschäftigten an den 15- bis 24-jährigen 
Männern um 7,9 Prozentpunkte, bei den Frauen derselben 
Altersgruppe um 11,5 Prozentpunkte, ab. Anders ausge-
drückt: Während Mitte der 1980er-Jahre noch nahezu 100% 
der erwerbstätigen Männer zwischen 15 und 24 Jahren einer 
Vollzeitbeschäftigung nachgingen, sind dies im Jahr 2003 
nur noch knapp 90% (siehe Schaubild 7).

In den neuen Bundesländern ist zwar ebenfalls ein ten-
denzieller Rückgang des Anteils der Vollzeitbeschäftigten 
an den Erwerbstätigen zu vermerken; dieser fällt aber im 
Vergleich zu den alten Bundesländern moderater aus. Er 
beträgt bei den 15- bis 24-jährigen Männern zwischen 1991 
und 2003 4,5 Prozentpunkte, bei den gleichaltrigen Frauen 
8,1 Prozentpunkte. Das im Jahr 2003 erreichte Niveau liegt 
außerdem (noch) deutlich über dem der Vergleichsgruppen 
in den alten Bundesländern (Männer: 94,6% gegenüber 
89,5%; Frauen: 86,0% gegenüber 81,3%).

In der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen nimmt bei 
den Männern im früheren Bundesgebiet die Erwerbstäti-
genquote Anfang der 1980er-Jahre zunächst um rund 5 
Prozentpunkte ab. Seither oszilliert sie um einen Wert von 
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Schaubild 7
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1) 15. bis 24. Lebensjahr. – 2) Für den Zeitraum vor 1984 liegen aus dem Mikrozensus keine Daten zur Teilzeitbeschäftigung vor.
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Erwerbstätigenquoten in der Erwerbseinstiegsphase1)
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Schaubild 8
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1) 25. bis 34. Lebensjahr.
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Schaubild 9
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1) 25. bis 34. Lebensjahr. – 2) Für den Zeitraum vor 1984 liegen aus dem Mikrozensus keine Daten zur Teilzeitbeschäftigung vor.
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85%. Bei den Frauen dieser Altersgruppe ist hingegen in 
den vergangenen beiden Jahrzehnten ein eindeutiger Trend 
hin zu einer steigenden Erwerbsbeteiligung feststellbar. Die 
Erwerbstätigenquote stieg kontinuierlich an (1980: 55,9%; 
2003: 69,7% – siehe Schaubild 8).

In den neuen Bundesländern setzt sich der bei den 15- bis 
24-jährigen Männern und Frauen bereits beobachtete Trend 
eines deutlichen Rückgangs der Erwerbstätigenquote – aus-
gehend von einem hohen Ausgangsniveau – auch in dieser 
Altersgruppe weiter fort. Der Rückgang fällt allerdings bei 
den Männern im Alter von 25 bis 34 Jahren klar und kon-
tinuierlich aus (– 14,2 Prozentpunkte zwischen 1991 und 
2003).

Bei den 25- bis 34-jährigen Frauen in den neuen Bundes-
ländern stabilisiert sich die Erwerbstätigenquote nach 
einem anfangs starken Rückgang bei Werten knapp über 
70%. Insgesamt liegt die Erwerbstätigenquote der 25- bis 
34-jährigen Frauen in den neuen Bundesländern bislang 
noch etwas über der der gleichen Altersgruppe in den alten 
Bundesländern.

Betrachtet man die jeweiligen Anteile der Voll- und Teilzeit-
beschäftigten in dieser Altersgruppe, so zeigt sich für die 
Männer in den alten Bundesländern ein weiterhin hoher 
Anteil der Vollzeitbeschäftigung: Ausgehend von 98,1% 
(1984) hat er zwar kontinuierlich abgenommen, liegt aber 
auch im Jahr 2003 noch deutlich über 90%. Bei den 25- bis 
34-jährigen Frauen in den alten Bundesländern vollzieht 
sich die zunehmende Erwerbsbeteiligung offenbar nicht 

in Form von Vollzeitbeschäftigung, denn bei steigender 
Erwerbstätigenquote hat der Anteil der vollzeitbeschäftig-
ten Frauen von 74,0% (1984) auf 66,1% (2003) abgenom-
men (– 7,9 Prozentpunkte; siehe Schaubild 9).

In den neuen Bundesländern scheint zumindest bei den 
Männern dieser Altersgruppe die Vollzeitbeschäftigung 
bei einer insgesamt rückläufigen Erwerbstätigenquote 
weiterhin die dominierende Erwerbsform zu sein. Zwar hat 
der Anteil der Vollzeitbeschäftigten an den erwerbstätigen 
Männern dieser Altersgruppe seit 1991 von 99,0% auf 
93,1% abgenommen; dennoch ist die Vollzeitbeschäfti-
gung für die größte Zahl der 25- bis 35-jährigen Männer die 
dominierende Erwerbsform. Anders bei den Frauen: Für sie 
nimmt die Bedeutung der Vollzeitbeschäftigung seit 1991, 
zunächst sehr deutlich, anschließend weniger stark, aber 
dennoch kontinuierlich ab. Hier tritt also eine Kombination 
aus zurückgehender Erwerbsbeteiligung und Bedeutungs-
verlust der Vollzeitbeschäftigung auf.

5.2 Kernerwerbsphase: 
35. bis 54. Lebensjahr

In der Kernerwerbsphase, das heißt zwischen dem 35. und 
54. Lebensjahr, zeigt sich bei den Männern in den alten 
Bundesländern im Verlauf der vergangenen zwei Jahrzehnte 
ein von Konjunkturzyklen geprägter, aber im Trend unge-
brochener Rückgang der Erwerbstätigenquote. Waren 1980 
noch 95,3% der Männer dieser Altersgruppe erwerbstätig, 
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so waren es 2003 nur noch 87,2%, was einem Rückgang 
von 8,1 Prozentpunkten entspricht. 

Bei den Frauen dieser Altersgruppe setzt sich hingegen der 
bereits bei der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen beob-
achtete Trend zur verstärkten Erwerbsbeteiligung unvermin-
dert fort: Die Erwerbstätigenquote steigt in den vergange-
nen beiden Jahrzehnten kontinuierlich und stark an.

Waren 1980 mit 51,1% nur etwas mehr als die Hälfte der 35- 
bis 54-jährigen Frauen im früheren Bundesgebiet erwerbs-
tätig, so sind es 2003 bereits 71,8%. Dies entspricht einem 
Zuwachs von 20,7 Prozentpunkten (siehe Schaubild 10).

Dieser Zuwachs bei den Frauen erfolgte jedoch nicht in 
Form von Vollzeitbeschäftigung. Im Gegenteil: Der Anteil der 
vollzeitbeschäftigten Frauen an den erwerbstätigen Frauen 
dieser Altersgruppe nimmt seit Mitte der 1980er-Jahre im 
Trend ab. Zu Beginn des Beobachtungszeitraums waren 
noch 59,5% der erwerbstätigen Frauen dieser Altersgruppe 
in einer Vollzeitbeschäftigung tätig; 2003 waren es nur noch 
47,2% (– 12,3 Prozentpunkte; siehe Schaubild 11).

In den neuen Bundesländern zeigt sich auch für diese Alters-
gruppe der aus den vorherigen Untersuchungen bekannte 
rückläufige Trend. Die Erwerbstätigenquote der Männer zwi-
schen 35 und 54 Jahren hat zwischen 1991 und 2003 um 
13,2 Prozentpunkte, die der Frauen um 9,5 Prozentpunkte 

abgenommen. Bemerkenswert ist allerdings auch hier, dass 
bei den Männern ein nahezu kontinuierlicher Rückgang zu 
beobachten ist, während sich die Erwerbstätigenquote der 
Frauen nach einem ersten starken Rückgang Anfang der 
1990er-Jahre auf einem über dem der Erwerbstätigenquote 
der Frauen in den alten Bundesländern liegenden Niveau 
stabilisiert.

Im Hinblick auf die Form der Erwerbsbeteiligung in der 
Kernerwerbsphase kann für Männer – dies gilt sowohl für 
die alten als auch für die neuen Bundesländer – festgestellt 
werden: Sind sie erwerbstätig, so sind sie es in Form einer 
Vollzeitbeschäftigung. Diesbezüglich zeigen die Zeitreihen 
nahezu keine Veränderung: Sowohl in den alten als auch 
in den neuen Bundesländern liegt der Anteil der Vollzeitbe-
schäftigten an allen erwerbstätigen Männern in der Kerner-
werbsphase bei deutlich über 90%. Die Rückgänge in den 
vergangenen Jahrzehnten liegen bei 2,8 Prozentpunkten 
(alte Bundesländer) bzw. 2,7 Prozentpunkten (neue Bun-
desländer).

Anders bei den Frauen: Hier fällt das Zusammenwirken von 
steigender Erwerbsbeteiligung und sinkendem Vollzeitanteil 
auf.24) Während die Erwerbstätigenquote in dieser Alters-
gruppe zwischen 1980 und 2003 im früheren Bundesgebiet 
von 51,1 auf 71,8% zunimmt, reduziert sich der Anteil der 
Vollzeitbeschäftigung von 59,5 auf 47,2%.
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Schaubild 11
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1) 35. bis 54. Lebensjahr.– 2) Für den Zeitraum vor 1984 liegen aus dem Mikrozensus keine Daten zur Teilzeitbeschäftigung vor.

24) Hier zeigt sich ein Trend zum Wiedereinstieg von Frauen in den Arbeitsmarkt nach der Geburt des (ersten) Kindes, der in aller Regel in Form von Teilzeitbeschäftigung erfolgt (siehe Lauter-
bach, W.: „Berufsverläufe von Frauen. Erwerbstätigkeit, Unterbrechung, Wiedereinstieg“, Frankfurt am Main 1994).
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Allerdings ist es bei den 35- bis 54-jährigen Frauen in den 
neuen Bundesländern nach wie vor „üblicher“, einer Voll-
zeitbeschäftigung nachzugehen.25) Der Anteil der Vollzeit-
beschäftigten unter den 35- bis 54-jährigen Frauen in den 
neuen Bundesländern liegt 2003 um 25,4 Prozentpunkte 
höher als in den alten Bundesländern.

5.3 Erwerbsausstiegsphase: 
55. bis 64. Lebensjahr

In der Erwerbsausstiegsphase nimmt bei den Männern 
in den alten Bundesländern zwischen 1980 und 2003 
die Erwerbstätigkeit mehr oder minder kontinuierlich von 
65,8% auf 49,9% (– 15,9 Prozentpunkte) ab, das heißt dass 
2003 nur noch die Hälfte der 55- bis 64-jährigen Männer auf 
dem Arbeitsmarkt aktiv  war. Allerdings scheint der Trend in 
jüngster Zeit – wohl in Folge restriktiverer Frühverrentungs-
bedingungen – zum Stillstand gekommen zu sein.

Bei den Frauen derselben Altersgruppe ist hingegen – nach 
einem leicht rückläufigen Trend zu Beginn der 1980er-
Jahre – seit Mitte der 1980er-Jahre eine im Trend zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung zu beobachten. Im Vergleich 
zum Jahr 1980 (27,4%) hat die Erwerbstätigenquote der 
55- bis 64-jährigen Frauen in den alten Bundesländern um 
4,5 Prozentpunkte auf 31,9% zugenommen.

In den neuen Bundesländern nahm, wie in den bislang 
untersuchten Altersgruppen, auch in dieser Altersgruppe 
in den ersten Jahren nach der deutschen Vereinigung die 
Erwerbstätigenquote sowohl bei den Männern als auch bei 
den Frauen zunächst sehr stark ab. In der Altersgruppe der 
55- bis 64-jährigen Frauen fiel dieser Anpassungsprozess 
allerdings besonders stark aus. Allein von 1991 bis 1993 
geht die Erwerbstätigenquote der Frauen dieser Alters-
gruppe in den neuen Bundesländern von 17,2 auf 10,0% 
zurück. Anschließend nahm die Erwerbsbeteiligung jedoch 
wieder zu. Am Ende des Beobachtungszeitraums lag die 
Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-jährigen Frauen mit 
27,4% um 10,2 Prozentpunkte höher als 1991.

Bei den 55- bis 64-jährigen Männern in den neuen Bundes-
ländern nahm die Erwerbstätigenquote innerhalb von drei 
Jahren von 46,5 auf 21,3% ab (– 25,2 Prozentpunkte). Ab 
1994 stieg sie wieder an, ohne allerdings das Niveau von 
1991 wieder zu erreichen. Vielmehr scheint sie sich einem 
Wert von rund 40% anzunähern. 

Im Hinblick auf das Verhältnis von Voll- und Teilzeitbeschäf-
tigung zeigt sich in dieser Altersgruppe das bereits bekannte 
Bild. Bei den Männern dominiert trotz rückläufiger Tendenz 
noch immer die Vollzeitbeschäftigung. Dies gilt bei einem 
Anteil der Vollzeitbeschäftigung von 91,6% für die alten 

25) Dies mag u. a. an den weiterhin quantitativ besseren Kinderbetreuungsmöglichkeiten in den neuen Bundesländern liegen. So standen beispielsweise zum 31. Dezember 2002 je 1 000 
Krippenkinder unter 3 Jahren in den alten Bundesländern 27, in den neuen Bundesländern aber 370 Plätze zur Verfügung. Das beste Betreuungsverhältnis hatte zu diesem Zeitpunkt 
Sachsen-Anhalt mit 566 Plätzen, das schlechteste Nordrhein-Westfalen mit 20 Plätzen je 1 000 Kinder dieses Alters (siehe Statistisches Bundesamt: „Detaillierte Ergebnistabellen zur 
Kindertagesbetreuung in Deutschland am 31.12.2002“ (http://www.destatis.de/presse/deutsch/pk/2004/kindertagesbetreuung_tabellen.pdf).
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bzw. 89,5% für die neuen Bundesländer (2003). Bei den 
Frauen hingegen ging der Anteil der Vollzeitbeschäftigung 
kontinuierlich zurück. In den alten Bundesländern hat er 
– trotz insgesamt steigender Erwerbsbeteiligung – Anfang 
der 1990er-Jahre die 50%-Marke unterschritten, in den 
neuen Bundesländern nähert er sich der 60%-Grenze.

6 Fazit

Welche Schlüsse lassen sich nun aus den dargestellten Ent-
wicklungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt für die künf-
tige Gestaltung des Alterssicherungssystems ziehen?

6.1 Früheres Bundesgebiet

Bei den Männern in den alten Bundesländern sind in der 
erwerbsbiografischen Kernphase (35. bis 54. Lebensjahr) 
bislang keine auffallenden Veränderungen in der Erwerbs-
beteiligung feststellbar. Vollzeitbeschäftigung bleibt – trotz 
insgesamt leicht rückläufiger Erwerbsbeteiligung – die 
dominierende Form der Arbeitsmarktintegration. Nennens-
werte Veränderungen zeigen sich jedoch an den Rändern 
der Erwerbsbiografien, das heißt in den Altersgruppen bis 
zum 25. sowie jenseits des 55. Lebensjahres. In den jungen 
Jahren hat die Bildungspartizipation zu Lasten der aktiven 
Erwerbsbeteiligung an Gewicht gewonnen. In der Alters-
gruppe oberhalb des 55. Lebensjahres nimmt die Erwerbs-
beteiligung der Männer ebenfalls ab. Allerdings scheint 
sich dieser Trend der späten 1990er-Jahre zum frühzeitigen 

Ausstieg aus dem Erwerbsleben infolge restriktiverer Früh-
verrentungsbedingungen nicht fortzusetzen.

Dies bedeutet, dass in den alten Bundesländern männliche 
Erwerbsbiografien im Kern stabil sind, an den Rändern 
aber – aus unterschiedlichen Gründen – zunehmend vom 
Normalarbeitsverhältnis abweichen, mit entsprechenden 
Konsequenzen für das soziale Alterssicherungssystem der 
Bundesrepublik Deutschland.

Bei den Frauen in den alten Bundesländern zeigt sich in den 
jungen Jahren ebenfalls eine steigende Bildungspartizipa-
tion, über alle weiteren Altersgruppen hinweg eine insge-
samt steigende Erwerbsbeteiligung. Allerdings vollzieht sich 
diese zunehmende Integration in den Arbeitsmarkt nicht 
vornehmlich in Form von Normalarbeitsverhältnissen, son-
dern über atypische Beschäftigungsformen, vor allem über 
Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse. Dies zeigt sich daran, 
dass bei steigender Erwerbstätigenquote der Anteil der 
vollzeitbeschäftigten Frauen an den erwerbstätigen Frauen 
der jeweiligen Altersgruppen sinkt, während der Anteil der 
teilzeitbeschäftigten Frauen steigt. Damit erwerben Frauen 
zwar weiterhin im Vergleich zu Männern geringere Ansprü-
che an das soziale Sicherungssystem, andererseits wird 
ihre zunehmende Arbeitsmarktintegration in Zukunft zu 
steigenden Rentenanwartschaften führen.

6.2 Neue Länder und Berlin-Ost

In den neuen Bundesländern war zunächst eine markante 
Arbeitsmarktanpassung im Zuge der deutschen Vereinigung 
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1) 55. bis 64. Lebensjahr.– 2) Für den Zeitraum vor 1984 liegen aus dem Mikrozensus keine Daten zur Teilzeitbeschäftigung vor.
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zu beobachten. In der ersten Hälfte der 1990er-Jahre nahm 
sowohl bei den Männern als auch bei den Frauen über alle 
Altersgruppen hinweg die Erwerbsbeteiligung deutlich ab. 
Ab Mitte der 1990er-Jahre stabilisiert sich die Erwerbstäti-
genquote der Frauen, während sie bei den Männern weiter 
zurückgeht. Im Vergleich zu den alten Bundesländern ist 
auffallend, dass der Anteil der vollzeitbeschäftigten Frauen 
an den erwerbstätigen Frauen in den neuen Bundesländern, 
über alle Altersgruppen hinweg höher ist als bei den Frauen 
in den alten Bundesländern. Die bereits in der ehemaligen 
DDR übliche, hohe weibliche Erwerbsbeteiligung auf der 
Basis von Vollzeitbeschäftigung wirkt auch mehr als ein 
Jahrzehnt nach der deutschen Vereinigung noch weiter. 

6.3 Konsequenzen

Die Befunde aus der amtlichen Statistik haben für die 
Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland weit reichende Konsequenzen, zeigen aber 
auch Handlungsmöglichkeiten auf. Zum einen wird aus 
den Daten deutlich, dass hinsichtlich der Lebensarbeitszeit 
durchaus noch Reformpotenziale bestehen. Eine Heranfüh-
rung des Renteneintrittsalters der Männer an die gesetzliche 
Regelung von 63 bis 65 Jahren könnte finanzierungsseitig zu 
einer deutlichen Entlastung der Rentenkassen führen. Die 
Zahlen sprechen hier für sich: In den alten Bundesländern 
war Anfang des 21. Jahrhunderts gerade noch die Hälfte 
der 55- bis 64-jährigen Männer erwerbstätig, in den neuen 
Bundesländern waren es weniger als 40%. Vor diesem Hin-
tergrund muss das im Rahmen der europäischen Beschäf-
tigungspolitik vereinbarte Ziel der Anhebung der Erwerbs-
tätigenquote der 55- bis 64-jährigen auch in Deutschland 
gesehen werden.26) Die nunmehr restriktivere Handhabung 
der Frühverrentungsmöglichkeiten wirkt in diese Richtung.

Auf der anderen Seite sollte auch darüber nachgedacht 
werden, wie sich die – im Hinblick auf die gesellschaftliche 
Entwicklung positiv zu bewertende – steigende Bildungsbe-
teiligung in den jüngeren Jahren rentenrechtlich auswirkt. In 
den vergangenen Jahrzehnten wurde die Anrechenbarkeit 
von Ausbildungszeiten gekürzt. Dies ist aus dem Blickwin-
kel der Finanzierung des Alterssicherungssystems sinnvoll, 
führt aber für die Versicherten mit längeren Ausbildungszei-
ten zu zum Teil beachtlichen Einbußen bei der zukünftigen 
Alterssicherung.

Neben den in erster Linie die demographische Entwicklung 
berücksichtigenden bisherigen Rentenreformmaßnahmen 
dürfen auch die erwerbsbiografischen Veränderungen 
nicht aus dem Auge verloren werden. Im Hinblick auf die 
in den vergangenen beiden Jahrzehnten stark zunehmende 
Arbeitsmarktintegration von Frauen über Teilzeitbeschäf-
tigungsverhältnisse muss, obwohl diese zunächst positiv 
zu bewerten ist, darüber nachgedacht werden, wie auch 
bei reduzierten Arbeitszeiten und damit auch reduziertem 

sozialversicherungspflichtigem Einkommen ein armuts-
vermeidender Alterssicherungsanspruch erworben werden 
kann. Da die Arbeitsmarktintegration in Form von Teilzeit-
beschäftigung in Zukunft auch für Männer einen größeren 
Stellenwert bekommen dürfte, sind Reformüberlegungen in 
diesem Bereich besonders wichtig.

Das Modell der flexiblen Anwartschaften, wie es seit eini-
ger Zeit bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) diskutiert wird, könnte hier ein sinnvoller Ansatz sein. 
Dieses Modell zielt in seinem Kern darauf ab, diskontinu-
ierliche Erwerbsverläufe rentenrechtlich dadurch besser 
zu stellen, dass Unterbrechungen in der Erwerbsbiografie
und Erwerbsphasen, die durch unterdurchschnittliche Ein-
kommen gekennzeichnet sind, besser abgesichert werden; 
dabei soll allerdings keinesfalls ein Anreiz zur völligen Auf-
gabe der Erwerbstätigkeit gesetzt werden. Weiterhin sollen 
Flexibilität und Mobilität der Beschäftigten erhöht sowie 
die eigenständige Alterssicherung der Frauen ausgebaut 
werden. Kennzeichnend ist, dass der Grundsatz der Lohn- 
und Beitragsbezogenheit der gesetzlichen Rentenversiche-
rung bestehen bleiben und das Modell – zumindest weitge-
hend27) – kostenneutral finanziert werden soll.28)

26) So zeigen Auswertungen der EU-Arbeitskräfteerhebung 2003, dass in Schweden 70,9% der 55- bis 64-jährigen Männer und 66,2% der gleichaltrigen Frauen erwerbstätig sind (siehe 
Pressemitteilung 411/2004 des Statistischen Bundesamtes: „Vier von zehn „älteren“ EU-Bürgern sind erwerbstätig“ (http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2004/p4110031.htm).

27) Siehe Michaelis, K./Thiede, R.: „Flexible Anwartschaften bei unstetigen Versicherungsverläufen“ in Deutsche Rentenversicherung, Nr. 8 - 9/1999, S. 521 ff.; Thiede, R.: „Flexible Anwart-
schaften. Modell zur Modernisierung des Rentensystems“ in Soziale Sicherheit 2/2000, S. 48 ff.; Langelüddeke, A./Rabe, B./Thiede, R.: „Flexible Anwartschaften und Anwartschaftszeiten. 
Ein Vorschlag zum Ausbau der eigenständigen Frauenalterssicherung und zur Anpassung der Rentenversicherung an den Wandel der Arbeitswelt.“ in Die Angestelltenversicherung, Heft 
1/1999, S. 7 ff.  Für eine erste Simulation der Wirkungen dieses Modells siehe Rieker, D.: „Flexible Anwartschaften in der gesetzlichen Rentenversicherung – ein Modell für die Zukunft?“, 
Magisterarbeit im Fachbereich Politik- und Verwaltungswissenschaft, Konstanz 2002.

28) Siehe Rieker, D. (Fußnote 27), S. 49 f.



INFORMATIONSGESELLSCHAFT

496 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 5/2005

Die Erhebung über die Nutzung von Informationstechno-
logie durch Unternehmen liefert detaillierte Informationen 
über die Ausstattung von Unternehmen mit Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und schließt somit 
eine bisher bestehende Datenlücke sowohl auf nationaler 
wie auch auf europäischer Ebene. Werden Computer im 
Geschäftsablauf eingesetzt? Hat Ihr Unternehmen einen 
Zugang zum Internet? Welche IT-Sicherheitseinrichtungen 
werden verwendet? Nutzt Ihre Firma das Angebot elektroni-
scher Behördendienste? Beteiligen Sie sich aktiv am E-Com-
merce? Das waren wichtige Fragestellungen im Rahmen der 
Piloterhebung für das Jahr 2004.

Im April letzten Jahres wurde auf europäischer Ebene eine 
Rechtsverordnung1) über Statistiken zur Informationsgesell-
schaft verabschiedet, sodass vergleichbare Daten aus der 
amtlichen Statistik auch für die nächsten Jahre bereitgestellt 
werden können.

Vorbemerkung

Der Europäische Rat von Lissabon hat im März 2000 
beschlossen, Europa bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbs-
fähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum der Welt mit mehr Arbeitsplätzen und besserem sozi-
alem Zusammenhalt auszubauen. Dazu wurde im Juni 2000 
im portugiesischen Feira der Aktionsplan eEurope 2002 
als ein integrierter Bestandteil der Lissabonner Strategie 
vereinbart. Im Juni 2002 verabschiedete der Europäische 

Rat auf dem Gipfel in Sevilla eEurope 2005 als Nachfolger 
dieses Aktionsplans. Hierbei stehen insbesondere die För-
derung elektronischer Behördendienste (E-Government), 
Online-Gesundheitsfürsorge (E-Health) oder elektronisches 
Lernen (E-Learning) im Vordergrund. Um die gesetzten Ziele 
zu verwirklichen, haben sich beispielsweise öffentliche 
Verwaltungen dazu verpflichtet, bis Ende 2005 Breitband-
anschlüsse für das Internet einzurichten. Auch alle Universi-
täten und Schulen sollen zu Forschungszwecken über eine 
Breitbandverbindung zum Internet verfügen. Des Weiteren 
haben die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass allen inter-
essierten Bürgern ein Zugang zu Online-Gesundheitsdiens-
ten ermöglicht wird. Darüber hinaus muss der elektronische 
Geschäftsverkehr besonders bei kleineren und mittleren 
Unternehmen durch Aufbau und Bildung geographischer 
und branchenspezifischer Netzgruppierungen gefördert 
werden.

Zur Evaluierung dieses Aktionsplans sind statistische Daten 
für ein gemeinsames Benchmarking der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union unerlässlich. Die Dienststellen der 
Europäischen Kommission benötigen harmonisierte jährli-
che Statistiken über den Einsatz von Informations- und Kom-
munikationstechnologien in Unternehmen. Die Ergebnisse 
dieser Erhebung sind integrierter Bestandteil des eEurope-
Benchmarking-Prozesses.

Deshalb hat das Statistische Bundesamt in Kooperation 
mit einigen Statistischen Landesämtern im ersten Halb-
jahr 2004 im Rahmen einer europäischen Erhebung etwa 

Dr. Wolfgang Hauschild, Dipl.-Kaufmann Ludwig Wallacher

Informationstechnologie
in Unternehmen
Ergebnisse für das Jahr 2004

 1) Verordnung (EG) Nr. 808/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Gemeinschaftsstatistiken zur Informationsgesellschaft (Amtsbl. der EU Nr. L 143 vom 
30. April 2004, S. 49 ff.). 
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40 000 im Inland ansässige Unternehmen über den Ein-
satz von Informations- und Kommunikationstechnologien 
befragt. Dies ist nach den Erhebungen in den Jahren 2002 
und 2003 die dritte Erhebung dieser Art. Dabei gaben die 
Unternehmen detaillierte Auskünfte über den Einsatz von 
Computern und Kommunikationstechniken im Geschäfts-
ablauf, über die Nutzung des Internets sowie über E-Com-
merce. Erstmals wurde auch der Abschnitt J (Kredit- und 
Versicherungsgewerbe) der Statistischen Systematik der 
Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft 
(NACE Rev. 1.1) in die Erhebung mit einbezogen. Dieser 
Wirtschaftszweig unterscheidet sich aber gerade beim 
E-Commerce sehr von den Unternehmen in anderen Wirt-
schaftsbereichen, sodass hierfür ein separater Fragebogen
entwickelt werden musste.

Bei den folgenden Ergebnissen der Erhebung zur Nutzung 
von Informationstechnologie in Unternehmen für das Jahr 
2004 handelt es sich um gebunden hochgerechnete Anga-
ben, abgeleitet aus einer geschichteten Zufallsstichprobe. 
In die Ergebnisauswertung flossen Angaben von etwa 
0,87% der in den Strukturstatistiken der betrachteten Wirt-
schaftszweige ausgewiesenen Unternehmen ein. Bei diesen 
Wirtschaftszweigen handelt es sich im Einzelnen um:

– Verarbeitendes Gewerbe;

– Energie- und Wasserversorgung;

– Baugewerbe;

– Handel;

– Gastgewerbe;

– Verkehr und Nachrichtenübermittlung;

– Kredit- und Versicherungsgewerbe;

– Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweg-
licher Sachen, Erbringung von wirtschaftlichen Dienst-
leistungen, anderweitig nicht genannt;

– Kultur, Sport und Unterhaltung;

– Erbringung von sonstigen Dienstleistungen.

Da in den beiden vorangegangenen Jahren bereits Erhe-
bungen zu diesem Themenkomplex durchgeführt wurden, 
können nun auch Entwicklungstendenzen und Vergleichs-
analysen in Form von Tabellen und Abbildungen präsentiert 
werden.

Bei der Interpretation der Ergebnisse, insbesondere im 
Vergleich zum Vorjahr, muss jedoch berücksichtigt werden, 
dass die Erhebung für das Jahr 2004 auf die Wirtschaftsbe-
reiche Energie- und Wasserversorgung, Kultur, Sport und 
Unterhaltung sowie Erbringung von sonstigen Dienstleis-
tungen ausgedehnt worden ist. Wegen des raschen Wan-
dels im Bereich der Informationsgesellschaft werden die zu 
erstellenden Statistiken stets auch an neue Entwicklungen 
angepasst.

Die Ergebnisse für das Kredit- und Versicherungsgewerbe, 
insbesondere im Bereich E-Commerce, werden in einem 
separaten Abschnitt vorgestellt, da sich die Fragen erheb-
lich von denen der Erhebung bei Unternehmen in den ande-
ren NACE-Bereichen unterscheiden.

Die Ergebnisse bieten einen Überblick über die aktuelle 
Nutzung von Informationstechnologien in deutschen Unter-
nehmen und lassen darüber hinaus auch internationale 
Vergleiche zu.

1 Methodisches Konzept der 
Erhebung

Erhebungseinheiten 
und Stichprobenziehung

Die Erhebungen über Informationstechnologie in Unter-
nehmen wurden auf der Grundlage von Artikel 3 Abs. 2 
Buchstabe c der Verordnung (EG) 322/97 des Rates vom 
17. Februar 1997 über Gemeinschaftsstatistiken (Amtsbl. 
der EG Nr. L 52, S. 1) durchgeführt. Insgesamt wurden 
35 000 Unternehmen und zusätzlich 4 000 Finanzdienstleis-
ter für die Haupterhebung angeschrieben. Der Stichproben-
umfang wurde in dieser Größe gewählt, da die Erhebung auf 
freiwilliger Basis erfolgte und somit erfahrungsgemäß mit 
einer hohen Quote von Antwortverweigerungen zu rechnen 
war. Auswahlgrundlage war das Unternehmensregister mit 
Stand Januar 2004. 

Erhebungseinheiten waren die Unternehmen und die Ein-
richtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit aus 
den folgenden ausgewählten Wirtschaftsbereichen der Sta-
tistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäi-
schen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1) gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 (Amtsbl. 
der EG Nr. L 293, S. 1) in der zum Erhebungszeitpunkt gül-
tigen Fassung:

— Abschnitt D Verarbeitendes Gewerbe

— Abschnitt E Energie- und Wasserversorgung

— Abschnitt F Baugewerbe

— Abschnitt G Handel; Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern

— Abschnitt H Gastgewerbe

— Abschnitt I Verkehr und Nachrichtenübermittlung

— Abschnitt J Kredit- und Versicherungsgewerbe

— Abschnitt K Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermie-
tung beweglicher Sachen, Erbringung von Dienstleistun-
gen überwiegend für Unternehmen

— Abteilung 92 Kultur, Sport und Unterhaltung

— Abteilung 93 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen
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Zur Festlegung der Auswahlgesamtheit aller Erhebungsein-
heiten diente das bei den Statistischen Ämtern des Bundes 
und der Länder geführte Unternehmensregister. Dieses 
Unternehmensregister enthält Angaben zur eindeutigen 
Identifizierung, zur wirtschaftszweigsystematischen Zuord-
nung, zur Aufnahme bzw. Einstellung der wirtschaftlichen 
Tätigkeit und zur Größe (steuerbarer Umsatz, Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten) der erfassten 
Einheiten. Auswahlgesamtheit für die Erhebung zur Nut-
zung von Informationstechnologien in Unternehmen im 
Jahr 2004 waren alle aktiven Unternehmen, die nach dem 
wirtschaftlichen Schwerpunkt ihrer Tätigkeit den genannten 
Wirtschaftsabschnitten angehörten.

Nach mathematisch-statistischen Methoden wurden aus 
der Auswahlgesamtheit des Unternehmensregisters die zu 
befragenden Erhebungseinheiten nach einem Auswahlplan 
mittels einer nach Wirtschaftszweigen, Beschäftigtengrö-
ßenklassen und Bundesländern geschichteten Zufallsstich-
probe gezogen. Auswahleinheit war das einzelne Unterneh-
men. Es war zugleich Erhebungs- und Darstellungseinheit.

Insgesamt wurde eine Schichtung nach 55 Wirtschaftszwei-
gen, vier Beschäftigtengrößenklassen und 16 Bundeslän-
dern zu Grunde gelegt, was zu insgesamt 3 520 Schichten 
führte. In jeder Schicht wurde eine separate Zufallsstich-
probe gezogen. Die Schichten der Unternehmen mit 250 
und mehr tätigen Personen sowie diejenigen Schichten, die 
auf Bundesebene nur sehr schwach besetzt waren, wurden 
als Totalschichten geplant. Das bedeutet, dass jedes darin 
befindliche Unternehmen angeschrieben wurde. Schichten, 
die im Verhältnis dazu sehr stark besetzt waren, sind bei 
der Stichprobenziehung in der Höhe erfasst worden, wie es 
für eine gesicherte Ergebnisdarstellung in der angestrebten 
Tiefengliederung nötig erschien.

Die Befragung wurde in zwei aufeinander folgenden Wellen 
durchgeführt. Der Erstversand erfolgte Ende März 2004 mit 
der Bitte um Rücksendung der ausgefüllten Fragebogen bis 
zum 30. April 2004. Den Unternehmen, die bis dahin noch 
nicht reagiert hatten, wurde Anfang Mai ein Erinnerungs-
schreiben mit Fragebogen und der Bitte um Rückantwort bis 
zum 31. Mai 2004 zugeschickt. Dieses zusätzliche Anschrei-
ben an die Unternehmen war sehr erfolgreich, was sich in 
einer erheblichen Steigerung des Rücklaufs (42,1%) zeigte.

Gemäß dem Anteil der Unternehmen in den jeweiligen 
Bundesländern wurde die Stichprobe proportional auf die 
Bundesländer aufgeteilt. An der Erhebung beteiligten sich 
die Statistischen Landesämter aus Baden-Württemberg, 
Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Die 
Befragung in den anderen Bundesländern wurde durch das 
Statistische Bundesamt durchgeführt. 

Da die Erhebung ohne Auskunftspflicht durchgeführt 
wurde, musste bei den Stichprobengrößen in den einzel-
nen Schichten auch das prognostizierte Antwortverhalten 
der angeschriebenen Unternehmen berücksichtigt werden. 
Daraus resultierte, dass Unternehmen aus dem Bereich 
des Verarbeitenden Gewerbes, die traditionell über ein im 
Vergleich sehr gutes Antwortverhalten verfügen, zu einem 
geringeren Teil in die Stichprobe einfließen konnten, wäh-

rend Unternehmen aus den Bereichen des Handels und der 
Dienstleistungen verstärkt mit einbezogen wurden.

An das Statistische Bundesamt und an die beteiligten 
Statistischen Ämter der Länder sind bis zum Beginn der 
Ergebnisaufbereitung insgesamt 16 436 Erhebungsbogen 
mit verwertbaren Angaben von den befragten Unternehmen 
zurückgesandt worden. Hieraus errechnet sich eine an den 
verschickten Erhebungsbogen gemessene Rücklaufquote 
von 42,1%. Es muss allerdings berücksichtigt werden, dass
es einen erheblichen Anteil (mehr als 10%) an so genann-
ten „unechten Antwortausfällen“ gab. Hierbei handelt es 
sich insbesondere um Unternehmen, die zum Zeitpunkt der 
Befragung bereits erloschen oder im Unternehmensregister 
unzutreffend (z. B. als Betrieb) gekennzeichnet waren und 
von denen somit kein verwertbarer Rücklauf zu erwarten 
war.

Ergebnisaufbereitung

Die Aufbereitung der gesammelten und plausibilisierten 
Daten fand im Statistischen Bundesamt statt. Es wurde 
das Verfahren der so genannten gebundenen Hochrech-
nung eingesetzt. Dabei erfolgte die Hochrechnung der 
einzelnen Unternehmensangaben zu Ergebnissen für einen 
Wirtschaftszweig oder eine Unternehmensgrößenklasse an 
Hand der Ergebnisse von bereits existierenden Struktursta-
tistiken. Jedes Unternehmen wurde einer Schicht zugeteilt, 
die sich aus den Angaben des Unternehmens zu seiner 
hauptsächlich ausgeübten wirtschaftlichen Tätigkeit und 
der Anzahl seiner tätigen Personen ergab. Für jedes Merk-
mal in jeder Schicht wurde eine relative Verteilung der Merk-
malsausprägungen errechnet. Dabei wurde davon ausge-
gangen, dass es innerhalb einer Schicht keine Unterschiede 
in der Wahrscheinlichkeit des Erlangens einer verwertbaren 
Antwort zwischen den Unternehmen gibt.

Die so erlangten relativen Verteilungen sind mittels der 
Ergebnisse bereits bestehender Strukturerhebungen ge-
wichtet worden, bzw. es fand eine Aufspaltung der abso-
luten Ergebnisse der bestehenden Strukturerhebungen 
mittels der relativen Verteilungen zu neuen absoluten 
Werten statt.

Für diese Methode wurden folgende Strukturerhebungen 
herangezogen:

– Kostenstrukturerhebung der Unternehmen des Verarbei-
tenden Gewerbes für den Abschnitt D der Wirtschafts-
zweigklassifikation

– Investitions- und Kostenstrukturerhebung der Unter-
nehmen in der Energie- und Wasserversorgung für den 
Abschnitt E

– Jahreserhebung einschließlich Investitionserhebung im 
Baugewerbe für den Abschnitt F

– Jahreserhebung im Handel und im Gastgewerbe für die 
Abschnitte G und H

– Bundesbankstatistik sowie Statistisches Jahrbuch für 
den Abschnitt J
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– Strukturstatistik im Dienstleistungsbereich (Dienstleis-
tungsstatistik) für die Abschnitte I und K der Wirtschafts-
zweigklassifikation

– Umsatzsteuerstatistik für die Abteilungen 92 und 93

Dieses Verfahren bot sich an, um mit dem verhältnismäßig 
geringen Stichprobenumfang dieser Erhebung und den 
Unwägbarkeiten beim Fehlen der Auskunftspflicht Ergeb-
nisse in annehmbarer Gliederungstiefe und Genauigkeit zu 
erlangen.

2 Ergebnisse

Immer mehr Unternehmen setzen einen 
Computer in ihrem Geschäftsablauf ein

Über alle betrachteten Wirtschaftszweige und Unterneh-
mensgrößenklassen hinweg setzten 84% der Unternehmen 
im Jahr 2004 Computer in ihren Geschäftsabläufen ein 
(2003: 80%; 2002: 71%).

Zwischen den einzelnen Branchen existieren jedoch nach 
wie vor deutliche Unterschiede (siehe Tabelle 1).

Während in der Datenverarbeitung und in Forschungsberei-
chen mittlerweile alle Unternehmen Computer einsetzen, ist 
insbesondere im Gastgewerbe noch Wachstumspotenzial 
hinsichtlich der Nutzung von Computern vorhanden. Neben 
dem Wirtschaftszweig beeinflusst aber auch die Größe 
eines Unternehmens den Umfang der Computernutzung. 
Innerhalb der gleichen Größenklasse – insbesondere bei 
den Unternehmen mit bis zu 19 Beschäftigten – bestehen 
zwischen den Wirtschaftszweigen erhebliche Unterschiede 
im Einsatz von Computern im Geschäftsablauf. Bei Unter-
nehmen mit 20 und mehr Beschäftigten sind diese Unter-
schiede nicht so gravierend, da sich in diesem Bereich der 
Einsatz von Informationstechnologie auf einem sehr hohen 
Niveau bewegt. Dabei ist jedoch anzumerken, dass – mit 
Ausnahme des Verarbeitenden Gewerbes – häufig über 

90% der Unternehmen in den jeweiligen Wirtschaftszwei-
gen weniger als 20 Personen beschäftigt haben.

Im Vergleich zum Vorjahr ist besonders bei den kleineren 
Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten ein Anstieg 
der Nutzung von Computern um 3 Prozentpunkte festzu-
stellen. Vor allem dieses Wachstum trägt dazu bei, dass
für die Computernutzung insgesamt eine Zuwachsrate von 
4 Prozentpunkten erreicht worden ist. Bei den größeren 
Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten ist kaum noch 
Wachstumspotenzial hinsichtlich der Computernutzung 
im Geschäftsablauf vorhanden, da diese fast durchgängig 
Computer einsetzen. Es darf allerdings nicht darüber hin-
weggesehen werden, dass auch die vorgenommene Unter-
teilung in mittlerweile 14 Wirtschaftszweige noch nicht zu 
in sich homogenen Wirtschaftszweigen geführt hat, sodass 
bei einer tieferen Gliederung erhebliche Unterschiede auf-
treten können.

Tabelle 1: Nutzung von Computern nach Wirtschaftszweigen 
Prozent 

Nutzung von Computern im Jahr 
Wirtschaftszweig 

2003 2004 

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 84 

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . 88 86 
Energie- und Wasserversorgung . . . 97 
Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 91 91 
Handel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 81 85 
Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 53 56 
Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 83 83 
Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . 71 92 
Grundstücks- und 

Wohnungswesen . . . . . . . . . . . . . . 51 81 
Vermietung beweglicher Sachen 

ohne Bedienungspersonal . . . . . 66 84 
Datenverarbeitung und 

Datenbanken . . . . . . . . . . . . . . . . . . 100 100 
Forschung und Entwicklung . . . . . . 98 100 
Erbringung von wirtschaftlichen 

Dienstleistungen, anderweitig 
nicht genannt . . . . . . . . . . . . . . . . . . 95 96 

Kultur, Sport und Unterhaltung . . . 95 
Erbringung von sonstigen 

Dienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . 69 

Tabelle 2: Nutzung von Computern nach Wirtschaftszweigen und Beschäftigtengrößenklassen 
Prozent 

Unternehmen mit . . .  tätigen Personen 

1 bis 19 20 bis 49 50 bis 249 250 und mehr Wirtschaftszweig 

2003 2004 2003 2004 2003 2004 2003 2004 

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  79 82 98 98 99 99 100 100 

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  85 83 99 97 100 100 100 100 
Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . .  . 95 . 100 . 100 . 100 
Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  90 90 99 99 100 100 100 100 
Handel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  79 84 99 98 99 100 100 100 
Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  51 54 93 98 98 98 100 100 
Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  81 81 99 98 99 100 100 100 
Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  68 91 91 87 92 97 93 100 
Grundstücks- und Wohnungswesen . . . . . . . . . .  51 80 100 96 99 96 100 100 
Vermietung beweglicher Sachen ohne 

Bedienungspersonal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  65 84 98 100 100 100 100 100 
Datenverarbeitung und Datenbanken . . . . . . . .  100 100 100 100 100 100 100 100 
Forschung und Entwicklung . . . . . . . . . . . . . . . . . .  98 100 100 100 99 100 100 100 
Erbringung von wirtschaftlichen Dienst-

leistungen, anderweitig nicht genannt . . . . . .  95 96 99 100 100 100 98 100 
Kultur, Sport und Unterhaltung . . . . . . . . . . . . . . .  . 87 . 98 . 99 . 100 
Erbringung von sonstigen Dienstleistungen . .  . 54 . 96 . 98 . 100 
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Extranet und wLAN spielen nur bei großen 
Unternehmen eine Rolle

Werden mindestens zwei Computer dauerhaft so mitein-
ander verbunden, dass sie Daten austauschen können, 
so spricht man von einem Netzwerk. Befinden sich diese 
Computer auf einem räumlich eng begrenzten Raum, so 
wird dieses Netzwerk als local area network (LAN) bezeich-
net. Findet der erwähnte Datenaustausch drahtlos statt, so 
spricht man von einem wireless LAN (wLAN) – also einem 
kabellosen, räumlich eng begrenzten Netzwerk. Wird dieses 
Netzwerk in seiner Struktur so aufgebaut, dass es die Tech-
nik und die Übertragungsprotokolle verwendet, die auch im 
Internet Anwendung finden, kann jedoch nur von den an 
das LAN direkt angeschlossenen Computern darüber kom-
muniziert werden, so wird dieses als Intranet bezeichnet. Es 
ist also eine Art begrenztes Internet, auf das lediglich von 
internen Anwendern zugegriffen werden kann. Da die tech-
nische Umsetzung eines Intranets wesentlich aufwändiger 
als das einfache Vernetzen mehrerer Computer zu einem 
LAN ist, findet sich diese Lösung vorwiegend in größeren 
Organisationseinheiten.

Erstmals wurden die Unternehmen im Jahr 2004 zusätzlich 
auch nach der Nutzung von Extranet befragt. Hierbei han-
delt es sich um einen Informationsaustausch zwischen den 
Intranetsystemen von Geschäftspartnern mithilfe der Inter-
nettechnologie. Im Jahr 2004 nutzten rund 30 bzw. 28% der 
Unternehmen mit mehr als 249 Beschäftigten wLAN bzw. 
Extranet. Bei den kleineren Unternehmen ist jedoch der 
Einsatz dieser Netzwerke eher unbedeutend.

Nutzung des Internets weiter gestiegen

Die Zahl der Unternehmen, die über einen Zugang zum 
Internet verfügen, ist auch im Jahr 2004 weiter angestiegen; 
nunmehr nutzten 78% (2003: 74%; 2002: 62%) aller Unter-
nehmen das Internet für ihre Geschäftstätigkeit. Dies ist 
gegenüber den beiden Vorjahren ein deutlicher Zuwachs. Es 

waren vor allem wieder die kleinen Unternehmen mit bis zu 
19 tätigen Personen, die das erneute Wachstum verursach-
ten. Während diese Unternehmen 2002 zu 58% das Internet 
nutzten, so waren es im Jahr 2003 schon 72% und im Jahr 
2004 75% (siehe Schaubild 2). Größere Unternehmen mit 
20 und mehr tätigen Personen setzten das Internet wie 
bereits im Vorjahr fast durchgängig ein.

Immer mehr Unternehmen nutzen 
Breitband für die Verbindung zum Internet

Seit dem Jahr 2003 wird auch die Verbindungsart des Inter-
netzugangs ermittelt. Im Jahr 2004 stellte rund die Hälfte 
der Unternehmen (51%) die Verbindung mittels ISDN her 
(siehe Schaubild 3). Allerdings hat die Bedeutung der ande-
ren Verbindungsarten deutlich zugenommen: Verfügten im 
Jahr 2003 erst 25% der Unternehmen mit Internetzugang 
über DSL oder eine andere Breitbandverbindung, so waren 
es ein Jahr später bereits 36%. Demgegenüber sank der 
Anteil der Unternehmen, die über ISDN-Verbindungen ins 
Internet gingen, im Jahr 2004 um 6 Prozentpunkte. Eine 
untergeordnete Rolle spielen dagegen analoge Telefonver-
bindungen als Internetzugangsweg (2004: 4%; 2003: 5%). 
Bei kleinen Unternehmen mit bis zu 19 tätigen Personen ist 
die Zahl der Internetzugänge über ISDN gegenüber dem Vor-
jahr leicht zurückgegangen. Rund 69% (2003: 70%) nutzten 
hierfür die digitale Telefonverbindung. Breitbandzugänge 
wie DSL wurden in dieser Beschäftigtengrößenklasse von 
39% (2003: 32%) der Unternehmen genutzt. Je größer ein 
Unternehmen ist, desto eher verwendet es einen Breitband-
zugang. Bei Unternehmen mit 20 bis 49 tätigen Personen 
waren es 57% (2003: 44%), bei solchen mit 50 bis 249 täti-
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Schaubild 1
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Schaubild 2

Einsatz von Internet in Unternehmen
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gen Personen 69% (2003: 60%) und bei Großunternehmen 
mit 250 und mehr Tätigen 84% (2003: 78%).

Online-Banking und E-Learning 
werden immer beliebter

Die Nutzung des Internets hat bei den Unternehmen mit 
Internetzugang im Vergleich zum Vorjahr in allen untersuch-
ten Bereichen deutlich zugenommen (siehe Schaubild 4). Die 
meisten Unternehmen nutzten ihren Internetanschluss für 
ihre Bank- und Finanzdienstleistungen (2004: 70%; 2003: 
64%). Aber auch der Einsatz des Internets zur Marktbeob-
achtung, für den Kundenservice sowie zum Bezug digitaler 
Produkte (z. B. Software) wird immer beliebter, was sich in 
deutlichen Steigerungsraten gegenüber dem Vorjahr zeigt.

Die rasante technologische Entwicklung der Computer-
industrie und die damit verbundenen neuen Methoden 

fördern insbesondere auch so genannte E-Learning-Pro-
gramme. Damit können Unternehmen für die Aus- und 
Fortbildung ihrer Beschäftigten immer häufiger auch das 
Internet einsetzen. Diese noch neue Art der Internetnutzung 
zeigt erste Erfolge. So nutzten bereits 19% aller Unterneh-
men mit Internetzugang im Jahr 2004 E-Learning zu Aus-
bildungszwecken (2003: 12%). Besonders deutlich ist der 
Anstieg bei den Unternehmen mit weniger als 20 Beschäf-
tigten (2004: 17%; 2003: 11%) zu erkennen, während die 
Entwicklung des E-Learning bei Unternehmen mit 250 und 
mehr Beschäftigten eher stagniert.

Nutzung von E-Government-Angeboten 
weiter gestiegen

Im Rahmen der Initiative BundOnline 2005 haben sich die 
Bundesverwaltungen in Deutschland verpflichtet, bis zum 
Jahr 2005 alle internetfähigen Dienstleistungen online 
bereitzustellen. Damit soll der Service für Bürger und Unter-
nehmen noch weiter als bisher ausgebaut werden.

Derzeit kommunizieren 27% (2003: 23%) aller Unterneh-
men mit der öffentlichen Verwaltung über das Internet. 
Lediglich 34% (2003: 31%) aller Unternehmen, die über 
einen Internetanschluss verfügten, nutzten im Jahr 2004 
das Internet für eine Kommunikation mit der öffentlichen 
Verwaltung – verglichen mit den im vorherigen Abschnitt 
dargestellten Nutzungszwecken ist das zurzeit noch eher 
von untergeordneter Bedeutung. Auffallend war: Je größer 
ein Unternehmen ist, desto eher kommunizierte es auch 

Statistisches Bundesamt 2005 - 01 - 0480

Schaubild 3
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Schaubild 4

Nutzung des Internets in Unternehmen
mit Internetzugang nach ausgewählten Zwecken
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Schaubild 5
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mit der öffentlichen Verwaltung über das Internet. Diese 
Aussage besaß sowohl dann Gültigkeit, wenn nur Unterneh-
men mit Internetzugang betrachtet wurden, als auch bei der 
Berücksichtigung aller Unternehmen.

Hauptsächliches Anliegen bei der Kommunikation mit der 
öffentlichen Verwaltung über das Internet ist die Beschaf-
fung von Informationen. Dies gilt für rund 93% (2003: 85%) 
der Unternehmen mit Internetzugang. Gleichfalls stellten 
das Herunterladen von Formularen zu 75% (2003: 72%) 
und das Zurücksenden von ausgefüllten Formularen zu 41% 
(2003: 32%) wichtige Bereiche der Kommunikation über 
das Internet dar. Für komplette Vorgangsabwicklungen, wie 
sie beispielsweise vom Statistischen Bundesamt mit w3stat 
(Meldungen zur Außenhandelsstatistik über das Internet) 
angeboten werden, nutzten wie im Vorjahr 16% der Unter-
nehmen das Internet.

Immer mehr Unternehmen besitzen 
eine eigene Webseite

Der Anteil der Unternehmen mit einer eigenen Webseite 
(Homepage) ist von 40% im Vorjahr auf 59% im Jahr 2004 
deutlich angestiegen (siehe Schaubild 6). Kleine Unterneh-
men mit weniger als 20 tätigen Personen konnten dabei den 
Anteil von 36% im Vorjahr (2002: 28%) auf nunmehr 54% 
steigern. Ein deutlicher Abstand zu den größeren Unter-
nehmen mit 250 und mehr Beschäftigten ist vorhanden, 
bei denen der Anteil mit eigener Homepage mit über 90% 
gegenüber dem Vorjahr konstant geblieben ist. 

Innerhalb der Wirtschaftszweige schwankt der Anteil der 
Unternehmen mit eigener Internetpräsenz erheblich. So 
hatten im Baugewerbe sowie im Bereich Verkehr und Nach-
richtenübermittlung nur rund 44% der Unternehmen eine 
eigene Webseite, im Gastgewerbe und im Bereich Kultur 
betrug dagegen der Anteil schon 80 bzw. 90%. 

Wie schon in den vergangenen Jahren waren auch im Jahr 
2004 fast alle Unternehmen aus Marketinggründen im Inter-
net präsent. Bessere Kundendienstleistungsangebote bzw. 
die Verfügbarkeit von Produktkatalogen oder Preislisten 

sind von 51 bzw. 37% (2003: 49 bzw. 41%) der Unterneh-
men als wichtiger Grund für eine eigene Webseite genannt 
worden. Die Bereitstellung von digitalen Produkten (z. B. 
Software) wurde wie im Vorjahr nur von 8% der Unterneh-
men als Verwendungszweck angegeben. 

31% der Unternehmen besitzen 
ein elektronisches System für die
Auftragsbearbeitung

Erstmals wurden die Unternehmen nach der Verwendung 
von eigenen IT-Systemen für die Auftragsbearbeitung 
befragt. Integrierte IT-Systeme nutzen viele Unternehmen, 
um beispielsweise das Erstellen von Angeboten und 
Rechnungen, die Überwachung von Zahlungsvorgängen 
sowie eine schnelle Auftragsbearbeitung und effiziente 
Zusammenarbeit mit Lieferanten und Geschäftskunden zu 
gewährleisten. Rund 31% aller Unternehmen, die Computer 
im Jahr 2004 für ihre Geschäftsabläufe einsetzten, verfüg-
ten über ein eigenes IT-System für ihre Auftragsabwicklung. 
Der Einsatz eines solchen Systems hängt jedoch stark von 
der Anzahl der Beschäftigten im Unternehmen ab. Kleinere 
Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten bzw. 20 bis 
unter 50 Beschäftigten verfügten zu 27 bzw. 49% über ein 
solches System. Bei den größeren Unternehmen mit 50 bis 
unter 250 Beschäftigten bzw. mehr als 250 Beschäftigten 
setzten bereits 54 bzw. 59% eine elektronische Auftragsbe-
arbeitung ein.

Häufig ist ein solches IT-System für die Auftragsbearbeitung 
in weitere interne und externe IT-Systeme eingebettet. Die 
gegenseitige Vernetzung von Anbietern, Lieferanten und 
Nachfragern wird als E-Procurement bezeichnet und führt 
zur deutlichen Senkung der Beschaffungskosten, mehr 
Transparenz im Bestellprozess sowie niedrigeren Kosten 
und geringerem Zeitaufwand durch die Beseitigung von 
Medienbrüchen. Am häufigsten erfolgte die Vernetzung der 
elektronischen Auftragsbearbeitung mit Abrechnungs- und 
Zahlungssystemen (20%) sowie IT-Systemen für Produktion, 
Logistik und Dienstleistungen (13%).
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Schaubild 6
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Schaubild 7
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Fast alle Unternehmen mit
Internetanschluss treffen Sicherheits-
vorkehrungen für ihre Daten

Die mittlerweile weltweite Vernetzung durch das Internet 
führt auch dazu, dass immer mehr Angriffe durch Unbefugte 
und Computerhacker gezählt werden, die mit Hilfe von Com-
puterviren, Trojanerviren oder Würmern Unternehmensda-
ten beschaffen, manipulieren oder vernichten wollen. 

Rund 96% aller Unternehmen mit Internetanschluss haben 
deshalb bereits Sicherheitsvorkehrungen für ihre Daten 
getroffen. Als die häufigsten Sicherheitseinrichtungen wer-
den Virenschutzsoftware, Firewalls und Datensicherung auf 
externen Laufwerken genannt (siehe Schaubild 8). 89% der 
Unternehmen setzten im Jahr 2004 eine Virenschutzsoft-
ware ein (2003: 80%). Über eine Firewall verfügten 59% 
(2003: 43%) der Unternehmen; davon setzten 96% (2003: 
90%) zusätzlich auch eine Virenschutzsoftware ein.

Je größer die Transferrate des Internetanschlusses ist, desto 
eher werden diese Sicherheitsvorkehrungen getroffen. Von 
den Unternehmen, die lediglich über einen analogen Inter-
netanschluss verfügen, schützten 83% (2003: 60%) ihre 
Computersysteme mittels einer Virenschutzsoftware. 47% 
(2003: 23%) nutzten dafür eine Firewall. Unternehmen, 
die über einen Breitbandanschluss verfügen, haben diese 
Sicherheitsvorkehrungen zu 95% (2003: 88%) mit Viren-
schutzsoftware bzw. zu 81% (2003: 61%) mit einer Firewall 
getroffen. Während 98 bzw. 95% der Unternehmen mit 250 
und mehr Beschäftigten im Jahr 2004 eine Virenschutzsoft-
ware bzw. eine Firewall verwendeten (2003: 97 bzw. 91%), 
kamen diese Sicherheitsverfahren in Unternehmen mit 
weniger als 20 tätigen Personen nur zu 88 bzw. 56% (2003: 
79 bzw. 41%) zum Einsatz.

Rund 40% der Unternehmen nutzen 
E-Commerce

Unter dem Begriff E-Commerce wird der Austausch von 
Waren und Dienstleistungen gegen Entgelt verstanden, 
wobei das Angebot und auch die Bestellung auf elektroni-
schem Wege stattfinden. Es ist hierbei unerheblich, ob auch 
die Bezahlung und eventuell die Auslieferung der Ware oder 
Dienstleistung über ein elektronisches Netzwerk erfolgen. 

Rund 40% der Unternehmen haben sich im Jahr 2003 aktiv 
am E-Commerce beteiligt. Werden dagegen nur die Unter-
nehmen mit einem Internetzugang betrachtet, so waren es 
fast 52%.

Je mehr tätige Personen ein Unternehmen hatte, desto 
stärker wurde im Jahr 2003 am E-Commerce teilgenommen. 
Von den Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten, 
die über einen Internetzugang verfügten, nutzten 50% den 
E-Commerce. Bei den Großunternehmen lag der Anteil bei 
fast zwei Dritteln.

Zahl der Unternehmen mit Einkäufen 
über das Internet nimmt deutlich zu

Einkäufe von Waren und Dienstleistungen über das Internet 
haben in den letzten Jahren erheblich zugenommen. Im Jahr 
2003 nutzten 37% (2002: 22%) aller Unternehmen diese 
Möglichkeit für ihre Bestellungen. Auch hier zeigte sich 
deutlich, dass mit steigender Beschäftigtenzahl im Unter-
nehmen Internetkäufe immer häufiger genutzt werden. 53% 

der Unternehmen mit 250 Beschäftigten und mehr (2002: 
35%) orderten Waren und Dienstleistungen über das Inter-
net (siehe Schaubild 9). Bei den kleineren Unternehmen mit 
weniger als 20 Beschäftigten lag der Anteil bei 35% (2002: 
21%).
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Schaubild 8
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Schaubild 9
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44% der Unternehmen bezahlten ihre Rechnungen direkt 
„online“ und 35% bezogen ihre Waren und Dienstleistun-
gen über bestimmte Internetmarktplätze. 

Verkäufe über das Internet verdoppeln sich 
auf niedrigem Niveau

Mit einem Umsatzanteil von etwa 1%, gemessen an den 
gesamten Umsätzen, hatte das Internet im Jahr 2003 als 
Vertriebsweg nur sehr geringe Bedeutung. Dennoch zeigt 
sich, dass sich der Internetverkauf gegenüber dem Vorjahr 
verdoppelt hat. Mehr als 10% (2002: 8%) der Unternehmen 
haben im Jahr 2003 Bestellungen von Kunden über das 
Internet erhalten. 

Die meisten Bestellungen über das Internet wurden im 
Gastgewerbe (29%), im Bereich Kultur (18%) und im 
Handel (18%) entgegengenommen. Eine untergeordnete 
Rolle spielten dagegen Internetaufträge im Baugewerbe 
(4%), in der Energie- und Wasserversorgung (3%) und 
bei der Erbringung von sonstigen Dienstleistungen (7%). 
Unternehmen, die Bestellungen über das Internet erhalten 
hatten, realisierten auf diesem Wege etwa 10% (2002: 3%) 
ihrer Gesamtumsätze. Dies war allerdings in hohem Maße 
branchenabhängig. In den Bereichen Gastgewerbe und 
Erbringung von sonstigen Dienstleistungen wurden Anteile 
von 14 bzw. 13% an den Gesamtumsätzen erzielt; in der 
Energie- und Wasserversorgung sowie im Bereich Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung nur 5 bzw. 6%.

Weiterhin gaben die Unternehmen an, dass im Jahr 2003 
47% des Internetumsatzes durch Verkäufe an andere Unter-
nehmen (B2B) und 53% durch Verkäufe an private Haus-
halte (B2C) erzielt worden sind. Überwiegend wurden die 
Waren und Dienstleistungen im Inland verkauft (84%). Der 
Anteil der Internetverkäufe in die EU-Staaten oder ins übrige 
Ausland lag dagegen bei nur 10 bzw. 6%.

Von den Unternehmen, die Waren und Dienstleistungen 
über das Internet verkauften, gaben 84% die Gewinnung 
von Neukunden als wichtigsten Grund für den Internetver-

kauf an. Als weitere wichtige Gründe wurden Serviceverbes-
serungen (81%) sowie Schritt halten mit den Wettbewer-
bern (80%) genannt. 

Es ist folglich festzuhalten, dass es durchaus Unternehmen 
gibt, die in Branchen tätig sind, in denen insgesamt kaum 
Umsätze über das Internet erzielt werden, die aber selbst 
überproportional diesen Vertriebsweg nutzten. Diese Unter-
nehmen tragen dann allerdings kaum zum Internetumsatz-
anteil der gesamten Branche bei. 

E-Commerce über andere Netzwerke

Neben den Geschäftsbeziehungen über das Internet verfü-
gen die Unternehmen über Geschäftsbeziehungen auf der 
Basis anderer elektronischer Netzwerke. Dabei handelt es 
sich beispielsweise um Festverbindungen. Diese Netzwerke 
haben einen wesentlich geringeren Verbreitungsgrad als 
das Internet und haben sich vorwiegend in festen Kunden-
Lieferanten-Beziehungen zwischen Unternehmen etabliert. 
In Deutschland nutzten im Jahr 2003 etwa 25 000 Unterneh-
men (einschl. Finanzdienstleistungssektor) EDI (Electronic 
Data Interchange) oder ähnliche direkte Verbindungen für 
Käufe bzw. Verkäufe. Damit nutzten im Jahr 2003 etwa 4% 
(2002: etwa 2%) aller Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes und ebenfalls etwa 4% (2002: 1%) aller Unter-
nehmen des Handels EDI. Am häufigsten wird EDI jedoch 
im Finanzdienstleistungssektor verwendet. Rund 12% aller 
Finanzdienstleister in Deutschland gaben für das Jahr 2003 
an, EDI-Systeme zu nutzen. 

E-Commerce in ausgewählten 
Finanzdienstleistungssektoren

Rund 42% aller Finanzdienstleister (Kredit- und Spezial-
kreditinstitute, Versicherungsgewerbe ohne Pensions- und 
Sterbekassen, Effektenvermittlung und Effektenverwaltung 
sowie sonstige mit dem Kredit- oder Versicherungsgewerbe 
verbundene Tätigkeiten) boten im Jahr 2003 ihre Produkte 
und Dienstleistungen auch im Internet an. Die Internetprä-
senz hängt jedoch stark von der Art der Finanzdiensttätig-
keit und der Anzahl der Beschäftigten im Unternehmen ab. 
Die Kreditinstitute gaben zu 85% an, dass sie ihre Produkte 
und Dienstleistungen auf ihrer Webseite im Internet anbie-
ten. Im Versicherungsgewerbe bzw. bei sonstigen mit dem 
Kredit- und Versicherungsgewerbe verbundenen Tätigkeiten 
betrug dieser Anteil dagegen nur 54 bzw. 36%.

Werden die Finanzdienstleister hinsichtlich ihrer Mitarbei-
terzahl analysiert, so errechnet sich bei den Unternehmen 
mit weniger als 20 Beschäftigten ein Anteil von 37%, die 
ihre Leistungen auch im Internet anbieten. Der Abstand zu 
den größeren Unternehmen ist beträchtlich. So bieten 66% 
der Finanzdienstleister mit 20 bis 49 Beschäftigten ihre 
Produkte und Dienstleistungen über das Internet an. Bei 
den Unternehmen mit 50 bis 249 Beschäftigten bzw. mit 
250 und mehr Mitarbeitern nutzten schon 77 bzw. 87% das 
Internet für ihre Angebote.

EDI wird von einigen Unternehmen der ausgewählten Finanz-
dienstleistungssektoren genutzt und auch angeboten, Statistisches Bundesamt 2005 - 01 - 0487
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spielt aber gegenüber dem Internet nur eine untergeordnete 
Rolle (siehe Schaubild 11). Im Zuge der Euro-Einführung ist 

für viele Bank- und Kreditinstitute der Geldumtausch mitt-
lerweile bedeutungslos geworden. Da immer mehr Finanz-
dienstleister den Kunden einen Komplettservice anbieten 
wollen, von Bankgeschäften über Investitionsberatung und 
Kreditvergabe bis hin zu Versicherungen, wurde vor allem 
die Produktpräsentation über das Internet als eine wesent-
liche Serviceverbesserung gegenüber den Kunden ange-
sehen. Aber auch die Verbesserung des Unternehmens-
images, die Neukundengewinnung und das Schritt halten 
mit den Wettbewerbern wurden als Hauptgründe für einen 
Internetauftritt angegeben. Weniger hilfreich dagegen 
wurde das Internet bezüglich einer geographischen Markt-
erweiterung oder einer Ausdehnung des Marktes auf Aus-
landskunden betrachtet (siehe Schaubild 12). 

1) Electronic Data Interchange.

Schaubild 11
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Schaubild 12
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Tabelle 3: Beschäftigte an Computern und mit Internetzugang 
Prozent 

Anteil der Beschäftigten an Computern Anteil der Beschäftigten mit Internetzugang 
Wirtschaftszweig 

2002 2003 2004 2002 2003 2004 

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  46 46 55 29 33 41 

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  46 46 40 24 31 29 
Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 65 . . 45 
Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 29 39 . 20 30 
Handel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  56 49 60 27 30 42 
Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  32 25 24 19 16 17 
Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  48 39 47 33 26 40 
Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 41 64 . 34 53 
Kredit- und Versicherungsgewerbe1) . . . . . . . . . . .  . . 96 . . 79 
Grundstücks- und Wohnungswesen . . . . . . . . . . . .  47 61 69 25 43 55 
Vermietung beweglicher Sachen ohne 

Bedienungspersonal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  51 48 67 36 36 50 
Datenverarbeitung und Datenbanken . . . . . . . . . .  96 96 96 86 91 90 
Forschung und Entwicklung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  90 82 96 82 77 90 
Erbringung von wirtschaftlichen 

Dienstleistungen, anderweitig nicht genannt .  53 53 84 33 39 63 
Kultur, Sport und Unterhaltung . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 64 . . 53 
Erbringung von sonstigen Dienstleistungen . . . .  . . 32 . . 17 

1) Kredit und Spezialkreditinstitute, Versicherungsgewerbe ohne Pensions- und Sterbenskassen, Effektenvermittlung und -verwaltung, sonstige mit dem Kredit- 
oder Versicherungsgewerbe verbundenen Tätigkeiten. 
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Computer- und Internetnutzung durch die 
Beschäftigten weiter angestiegen

Rund 55% der tätigen Personen (2003 und 2002: jeweils 
46%) arbeiteten im Jahr 2004 regelmäßig an einem Com-
puter, wobei 41% (2003: 33%; 2002: 29%) sogar über 
einen Internetzugang verfügten (siehe Tabelle 3). Von den 
Beschäftigten im Bereich Datenverarbeitung und Datenban-
ken sowie in der Forschung und Entwicklung arbeiteten fast 
alle regelmäßig mit einem Computer. Dementsprechend 
häufig war auch der Zugang zum Internet. Am wenigsten 
wurden Computer von den Beschäftigten im Baugewerbe 
(39%) und im Bereich der Erbringung von sonstigen Dienst-
leistungen (32%) genutzt.

Zum zweiten Mal wurde in der Erhebung für das Jahr 2004 
auch die Zahl der tätigen Personen erfasst, die von außer-
halb des Unternehmens Zugriff auf die unternehmensinter-
nen Informationssysteme besitzen. Hierbei handelt es sich 
vor allem um Mitarbeiter im Außendienst, aber auch um so 
genannte Telearbeitnehmer. Ihr Anteil lag im Jahr 2004 bei 
11% (2003: 5%). 

Deutschland im europäischen Vergleich
Im Gegensatz zu den Erhebungen in Deutschland sind in 
den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) 

im Regelfall nur Unternehmen mit 10 und mehr Beschäftig-
ten erfasst worden. Um das Einordnen der Ergebnisse dieser 
Studie in den europäischen Kontext zu erleichtern, enthält 
Tabelle 4 eine internationale Übersicht über die Nutzung 
von Computern und Internet nach Wirtschaftszweigen. Hier-
bei wurden lediglich Unternehmen mit 10 und mehr tätigen 
Personen berücksichtigt, weshalb die Zahlen für Deutsch-
land in dieser Tabelle von den anderen in diesem Beitrag 
gemachten Angaben abweichen. 

In Ungarn und Lettland wurden Computer am wenigsten im 
Geschäftsablauf eingesetzt (91%). Dementsprechend nied-
rig war in diesen beiden Ländern auch der Anteil der Unter-
nehmen, die über einen Internetzugang verfügten (78 bzw. 
81%). Insgesamt bewegte sich der Anteil von Unternehmen, 
die Computer einsetzen und die Möglichkeiten des Inter-
nets nutzen, in den Ländern der Europäischen Union auf 
sehr hohem Niveau. In den EU-15-Staaten2) nutzten 96% 
der Unternehmen einen Computer bzw. 90% verfügten auch 
über einen eigenen Internetanschluss. In diesem Vergleich 
lag Deutschland mit 97% beim Computereinsatz knapp 
über dem Durchschnitt; in der Internetverfügbarkeit wurde 
bei allen betrachteten Wirtschaftszweigen eine vordere 
Position eingenommen. 

Tabelle 4: Nutzung von Computern und Internetzugang in Unternehmen1) im europäischen Vergleich 2004 nach Wirtschaftszweigen 
Prozent 

Land Insgesamt 
Verarbeitendes 

Gewerbe 
Bau Handel 

Verkehr und 
Nachrichten 

Erbringung von 
wirtschaftlichen 
Dienstleistungen 

Unterhaltung 

Anteil der Unternehmen, die Computer im Geschäftsablauf verwenden 

Deutschland . . . . . . . . . . . . .  97 96 99 97 95 99 99 
Österreich . . . . . . . . . . . . . . .  96 96 94 97 93 97 95 
Belgien . . . . . . . . . . . . . . . . . .  98 98 100 99 98 99 100 
Zypern . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  93 93 93 95 82 99 100 
Tschechische Republik . . .  96 96 94 96 96 96 96 
Dänemark . . . . . . . . . . . . . . .  98 99 98 99 94 99 . 
Spanien . . . . . . . . . . . . . . . . .  97 95 95 99 98 98 99 
Finnland . . . . . . . . . . . . . . . . .  98 99 96 100 94 98 100 
Ungarn . . . . . . . . . . . . . . . . . .  91 90 91 91 97 92 84 
Lettland . . . . . . . . . . . . . . . . .  91 88 95 91 88 94 100 
Niederlande . . . . . . . . . . . . .  95 95 94 95 89 95 91 
Portugal . . . . . . . . . . . . . . . . .  92 90 80 99 97 97 100 
Schweden . . . . . . . . . . . . . . .  97 98 97 97 89 99 100 
Slowenien . . . . . . . . . . . . . . .  95 96 85 97 95 99 100 
Vereinigtes Königreich . . .  93 97 98 89 95 95 92 
EU-152) . . . . . . . . . . . . . . . . . .  96 96 96 96 95 97 98 

Anteil der Unternehmen, die das Internet im Geschäftsablauf verwenden 

Deutschland . . . . . . . . . . . . .  94 92 96 92 91 97 99 
Österreich . . . . . . . . . . . . . . .  94 94 92 94 89 96 95 
Belgien . . . . . . . . . . . . . . . . . .  96 96 98 95 94 99 100 
Zypern . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  82 77 72 87 72 97 100 
Tschechische Republik . . .  90 91 88 89 88 92 95 
Dänemark . . . . . . . . . . . . . . .  97 99 97 97 93 99 . 
Spanien . . . . . . . . . . . . . . . . .  87 85 83 92 89 91 95 
Finnland . . . . . . . . . . . . . . . . .  97 98 95 99 91 98 100 
Ungarn . . . . . . . . . . . . . . . . . .  78 76 77 75 89 83 84 
Lettland . . . . . . . . . . . . . . . . .  81 75 81 83 81 88 100 
Niederlande . . . . . . . . . . . . .  88 91 83 89 82 91 91 
Portugal . . . . . . . . . . . . . . . . .  77 77 62 79 89 84 100 
Schweden . . . . . . . . . . . . . . .  96 87 96 96 87 98 100 
Slowenien . . . . . . . . . . . . . . .  93 94 82 95 95 98 100 
Vereinigtes Königreich . . .  87 94 90 81 93 93 85 
EU-152) . . . . . . . . . . . . . . . . . .  90 91 89 89 90 95 96 

1) Nur in Unternehmen und Einrichtungen mit 10 und mehr tätigen Personen. – 2) EU-Mitgliedstaaten vor der EU-Erweiterung im Mai 2004. 

 2) EU-Mitgliedstaaten vor der EU-Erweiterung im Mai 2004. 
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Der Pro-Kopf-Verbrauch von Gemüse hat in Deutschland seit 
Mitte der 1990er-Jahre deutlich zugenommen. Gleichzeitig 
ist die inländische Gemüseerzeugung zwischen 2000 und 
2004 um 9,6% auf einen Höchstwert von 3,2 Mill. t gestie-
gen. Trotzdem wird ein großer Anteil des in Deutschland 
verbrauchten Gemüses überwiegend aus europäischen 
Nachbarländern importiert. 

Mit der im Jahr 2004 von Mai bis August durchgeführten 
Gemüseanbauerhebung fand nach vier Jahren wieder eine 
allgemeine (totale) Erhebung zum deutschen Erwerbsge-
müseanbau in allen landwirtschaftlichen Betrieben mit Ge-
müseanbau statt. Die allgemeine Gemüseanbauerhebung, 
zu der knapp 12 000 Betriebe Auskunft erteilt haben, liefert 
Informationen über 

– die Zahl der Gemüseanbaubetriebe in den einzelnen 
Bundesländern, 

– die Grundflächen, die im Freiland und unter Glas dem 
Gemüseanbau dienen,

– die Anbauflächen der verschiedenen Gemüsearten 
sowie

– den Umfang des Vertragsanbaus bei bestimmten 
Gemüsearten. 

Die Ergebnisse aus dem Jahr 2004 zeigen im Vergleich mit 
der letzten allgemeinen Gemüseanbauerhebung im Jahr 
2000 aktuelle Entwicklungen im deutschen Gemüseanbau 

auf. Die Gemüseanbauflächen bilden außerdem die Basis 
für die jährlichen Ernteschätzungen. Die Ergebnisse der 
jährlichen Ernteschätzungen über Gemüse für den genann-
ten Zeitraum zeigen die Entwicklung der Produktionsmen-
gen und der Ernteerträge der wichtigsten Gemüsearten. 

Dargestellt werden einerseits Veränderungen der Anbau-
strukturen im Gemüseanbau Deutschlands unter Berück-
sichtigung der Entwicklungen in den einzelnen Bundes-
ländern. Andererseits wird untersucht, inwieweit die 
inländische Gemüseerzeugung die gestiegene Nachfrage 
nach Gemüseerzeugnissen decken kann. Um die inländi-
sche Gemüseproduktion im Rahmen des europäischen Ge-
müsemarktes einordnen zu können, werden zu Beginn des 
Aufsatzes sowohl der Verbrauch als auch die Import- und 
Exportentwicklungen bei frischem Gemüse kurz dargestellt.

1 Versorgung mit Gemüse
in Deutschland und Europa

1.1  Verbrauch von Gemüse in Deutschland

Der Frischgemüseverbrauch (einschl. Pilzen) ist in Deutsch-
land in den 1990er-Jahren langsam, aber stetig gestiegen. 
Im Wirtschaftsjahr1) 1990/1991 wurden in Deutschland im 
Durchschnitt 81 kg Gemüse je Einwohner und Jahr bei einem 
Gesamtverbrauch von annähernd 6,5 Mill. t2) konsumiert. 
Bis zum Wirtschaftsjahr 2000/2001 ist dieser Wert auf 94 
kg je Einwohner und Jahr bei einem Gesamtverbrauch von 

Dipl.-Agraringenieurin Ute Walsemann

Gemüseanbau in Deutschland 
von 2000 bis 2004

 1) Bilanzen für Gemüse werden nach dem EU-Konzept für Wirtschaftsjahre (April bis März) ermittelt.
 2) Quelle: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hrsg.): „Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2004“. 
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7,7 Mill. t gestiegen. Damit nahm der jährliche Pro-Kopf-
Verbrauch von Gemüse in den letzten zehn Jahren um 16% 
zu. Schaubild 1 zeigt, dass diese Entwicklung nicht konti-
nuierlich verlief. Im Wirtschaftsjahr 2001/2002 wurde mit 
95,4  kg je Person und einem Gesamtverbrauch von knapp 
7,9 Mill. t der bisher höchste Wert erreicht. Obwohl der 
jährliche Gemüseverbrauch im Wirtschaftsjahr 2002/2003 
(neueste verfügbare Daten) leicht auf 94,7 kg je Bundesbür-
ger abnahm, ist das Verbraucherverhalten mitverantwortlich 
für die gestiegene Bedeutung des Gemüseanbaus in den 
letzten vier Jahren. 

Der Verbrauch einzelner Gemüsearten weist unterschied-
liche Trends auf. Der Verbrauch von Tomaten, der beliebte-
sten Gemüseart, stieg von etwa 15 kg Mitte der 1990er-Jahre 
auf inzwischen über 20 kg pro Kopf und Jahr. Auch bisher 
schon viel genutzte Gemüsearten wie Möhren/Karotten, 
Brokkoli, Zucchini oder Eissalat stiegen in der Nachfrage. 
Champignons erfreuen sich ebenfalls wieder hoher Beliebt-
heit. Dagegen verloren vor allem viele Kohlarten (z. B. 
Weißkohl, Rosenkohl, Blumenkohl) stark an Bedeutung. 
Insgesamt zeigt sich, dass eine vielfältigere Produktpalette 
nachgefragt wird. 

1.2 Erzeugung von Gemüse in der EU

Die Europäische Union umfasst seit Mai 2004 25 Mitglied-
staaten (EU-25). Die folgenden Ergebnisse beziehen sich 
überwiegend auf das geografische Gebiet der EU-25. Im Jahr 
2000 wurden insgesamt 61,3 Mill. t Gemüse3) im erwerbs-
mäßigen Anbau erzeugt. Nach vorläufigen Ergebnissen für 
das Jahr 2003 ist dieser Wert auf 57,8 Mill. t gesunken. 
Das entspricht einer Abnahme von 5,6%. Dieser Rückgang 
ist überwiegend auf geringere Erntemengen in Italien und 
Polen zurückzuführen. In der EU-25 sind Italien, Spanien 
und Frankreich die bedeutendsten Gemüseproduzenten 
(siehe Schaubild 2). In diesen drei Ländern wurde 2003 

über die Hälfte (55,4%) des in der EU erzeugten Gemüses 
geerntet. Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass 
in den südeuropäischen Ländern längere Vegetationspe-
rioden und bessere klimatische Verhältnisse die Gemüse-
erzeugung begünstigen. Der deutsche Anteil an der EU-25-
Gemüseernte 2003 betrug mit knapp 2,9 Mill. t Gemüse 5%. 
Damit ist Deutschland der siebtgrößte Gemüseproduzent in 
der Europäischen Union. Außer in Italien, Spanien und 
Frankreich wird auch in Polen, den Niederlanden und  Grie-
chenland mehr Gemüse geerntet als in Deutschland. 

Welche Gemüsearten haben einen bedeutenden Einfluss 
auf die Gesamterzeugung und in welchen Ländern der EU 
befinden sich Erzeugungsschwerpunkte für bestimmte 
Gemüsearten? Die mit Abstand bedeutendste Gemüseart 
in der Europäischen Union ist die Tomate (siehe Tabelle 1). 
In der ersten – noch vorläufigen – Berechnung der Gesamt-
erzeugung nach Gemüsearten für die EU-25 für das Jahr 
2003 entfallen 28% der gesamten Erzeugung (16,2 Mill.  t) 
auf diese Frucht. Gut 40% davon stammen aus Italien, 
24% aus Spanien, 11% aus Griechenland und gut 6% aus 
Portugal. Mit einem Anteil von knapp 9% und 5,0 Mill. t an 
der Gemüseerzeugung der EU-25 nehmen die Möhren und 
Karotten den zweiten Platz ein. Die Produktionsschwer-
punkte dieses Gemüses liegen vor allem in Polen (17%), 
Frankreich (14%), dem Vereinigten Königreich (13%) und 
Italien (gut 11%). Auch Deutschland und die Niederlande 
tragen je rund 8,5% zur gesamten Möhrenernte der EU bei. 
Zwiebeln sind die drittwichtigste Gemüseart in der EU. Ihr 
Anteil an der Gesamterzeugung betrug 2003  8% bei einer 
Produktion von 4,7 Mill. t. Hier tragen vor allem Spanien mit 
einem Anteil von 21%, die Niederlande mit knapp 19% und 
Polen mit knapp 15% am meisten zur Gesamterzeugung 
bei. In der EU-25 ist der Weißkohl mit einem Anteil von 6% 
und 3,5 Mill. t die viertwichtigste Gemüseart. Haupterzeu-
gungsland ist Polen mit 1,2 Mill. t. Trotz eines deutlichen 
Rückgangs der Erzeugung in Polen (– 35% gegenüber 2000) 
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Schaubild 1

Verbrauch von Gemüse in Deutschland
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Quelle: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft
(Hrsg.): "Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten", ver-
schiedene Jahrgänge.

 3) Geerntete Produktion; Quellen: Eurostat (Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften), Schätzungen der Zentralen Markt- und Preisberichtsstelle GmbH Bonn (ZMP), siehe auch 
ZMP-Marktbericht Gemüse 2004. 
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Schaubild 2

Erzeugung von Gemüse1) im erwerbsmäßigen Anbau
in der EU-25 im Jahr 2003
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stammt nun gut ein Drittel des EU-Weißkohls aus diesem 
Mitgliedstaat. Der Weißkohl hat somit in der EU-25 eine 
erheblich höhere Bedeutung als in der EU-15; in den neuen 
Mitgliedstaaten ist er mit einem Anteil von gut 23% sogar 
die mit Abstand bedeutendste Gemüseart. 

Im Folgenden soll auf Erzeugungsschwerpunkte für einige 
spezielle Gemüsearten eingegangen werden. Kohlgemüse-
arten insgesamt werden nach Polen (19%) vor allem in 
Deutschland und Italien (jeweils 12 bis 13%) geerntet. 
Unter den Kohlgemüsearten wird Blumenkohl vorwiegend in 
Italien (26%), Spanien (20%) und Frankreich (17%) erzeugt. 
Spanien ist mit Abstand das Haupterzeugungsland für Pap-
rika (fast 50%), Melonen (41%) und Kopfsalat (38%). Das 
Gleiche gilt für Italien bei Auberginen (54%) und Zucchini 
(44%). Die Schwerpunkte der Gurkenerzeugung liegen mit 
20% in Polen, mit 18% in den Niederlanden und mit 14% 
in Deutschland. Rote Beete stammen zu 43% aus Polen 
und Radies werden zu rund 40% in Deutschland kultiviert. 
Grüne Bohnen werden vorwiegend in Frankreich (31%), 
Spanien (21%) und Italien (16%) erzeugt sowie Erbsen in 
Frankreich (knapp 30%), dem Vereinigten Königreich (21%) 
und Ungarn (etwa 13%). Die Produktion von Zuchtpilzen 
erfolgt zu 26% in den Niederlanden; Frankreich und Polen 
tragen Anteile von je 13% dazu bei.

Aus den Daten über die Gemüseerzeugung in den europäi-
schen Staaten können keine direkten Rückschlüsse auf die 
Versorgung mit Frischgemüse gezogen werden, da unter-
schiedlich große Anteile der verschiedenen Gemüsearten 
der Verarbeitungsindustrie als Rohware zugeführt werden. 
Dies gilt vor allem für Tomaten, die zu etwa 50% industriell 
verwertet werden.4) In Frankreich, dem Land mit der größten 
Konservenproduktion, werden vor allem Bohnen, Erbsen 
und Süßmais weiterverarbeitet, in den Niederlanden Cham-
pignons.

Deutschland ist weiterhin Haupteinfuhrland für Gemüse 
in der EU. Die bedeutendsten Gemüseausfuhrländer sind  
Spanien und die Niederlande. Der Frischgemüsehandel fin-
det überwiegend (zu gut 80%) innerhalb der EU statt. 

1.3 Gemüseversorgung in Deutschland

In Deutschland wird ein großer Teil des Gemüses importiert. 
Entsprechend weist Deutschland einen Selbstversorgungs-
grad von nur gut 40% auf, was EU-weit ein sehr niedriger 
Wert ist. Der Selbstversorgungsgrad gibt an, in welchem 
Umfang die Erzeugung der inländischen Landwirtschaft den 
Bedarf (Gesamtverbrauch) decken kann. Er war in Deutsch-
land über die letzten 20 Jahre nahezu konstant und nahm 
nur in den letzten Jahren leicht zu. Da der jährliche Pro-
Kopf-Gemüseverbrauch in den letzten zehn Jahren um 16% 
stieg, zeigt dies, dass die Gemüseerzeugung weitgehend im 
gleichen Verhältnis wie der Verbrauch an Gemüse ausge-
weitet wurde, obwohl die Klimaverhältnisse in Deutschland 
nur während einer begrenzten Vegetationsperiode den 
Gemüseanbau im Freiland erlauben und die Bedeutung des 
Unterglasanbaus relativ gering ist. 

Da das deutsche Gemüseangebot die Nachfrage nicht 
decken kann, wurden 2003 2,9 Mill. t Frischgemüse impor-
tiert. Davon stammten knapp 95% aus der erweiterten Euro-
päischen Union und gut 5% aus Drittländern. Schaubild 3 
auf S. 510 zeigt die wichtigsten Herkunftsländer der deut-
schen Importe von Frischgemüse. Die gesamte Gemüse-
einfuhr ist mit gut 6 Mill. t rund doppelt so hoch. 

Der Frischgemüseimport wird zu knapp einem Viertel von 
Tomaten bestimmt. Mit einem Anteil von gut 15% folgen 
Gurken und Cornichons in der Rangfolge des Frischge-
müseimports nach Fruchtarten. Anteile von je etwa 10% 
haben Zwiebeln, Gemüsepaprika und Salate. Dabei ist vor 
allem bei Paprika eine steigende Tendenz zu verzeichnen, 
während der Import von Salaten abnimmt. Am deutlichsten 
zurückgegangen ist in den letzten Jahren (2003 gegenüber 
2000) der Import der verschiedenen Kohlarten (– 14%). 
Ihr Anteil am gesamten Frischgemüseimport beträgt noch 
8,5%. Neben Möhren und Karotten, deren Anteil um etwa 
7% schwankt, werden auch Pilze, Meerrettich und Wurzeln, 
Chicoree, Porree, Zucchini, Spargel und Auberginen in nen-
nenswerten Mengen importiert. 

Im Vergleich zum Gemüseimport ist die Ausfuhr von Ge-
müse – obwohl sie sich in den letzten zehn Jahren verdop-
pelt hat – mit einer Menge von 1 Mill. t relativ unbedeutend. 
Auf Frischgemüse entfielen davon im Jahr 2003 313 000 t. 
Die wichtigsten Bestimmungsländer sind die Niederlande, 
Italien und Frankreich; deutlich gesteigert werden konnte 
der Export von Frischgemüse nach Österreich, Dänemark 
und Schweden. Die verschiedenen Kohlarten – zu knapp 
zwei Dritteln Weiß- und Rotkohl – liegen mit einem Anteil 
von gut 23% an erster Stelle der Frischgemüseausfuhr. Im 
Jahr 2000 betrug ihr Exportanteil noch knapp 30%, obwohl 
die exportierte Menge (2003: 73 000 t) gegenüber 2000 
leicht gestiegen ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
die Ausfuhr anderer Gemüsearten ebenfalls erhöht wurde. 

Tabelle 1: Erzeugung von Gemüse im erwerbsmäßigen Anbau 
in der Europäischen Union 20031) nach Gemüsearten 

EU-252) EU-153)
Neue

Mitgliedstaaten4)Gemüseart 

1 000 t % 1 000 t % 1 000 t % 

Gemüse  
insgesamt . . . . . 57 839 100 49 979 100 7 860 100 
Tomaten . . . . . . . 16 151 27,9 15 228 30,5 923 11,7 
Möhren . . . . . . . . 5 010 8,7 3 835 7,7 1 175 14,9 
Zwiebeln . . . . . . 4 670 8,1 3 730 7,5 940 12,0 
Weißkohl . . . . . . 3 482 6,0 1 658 3,3 1 824 23,2 
Kopfsalat . . . . . . 2 498 4,3 2 472 4,9 26 0,3 
Blumenkohl . . . 2 461 4,3 2 208 4,4 253 3,2 
Zuckermelonen 2 173 3,8 2 158 4,3 15 0,2 
Wassermelonen 2 130 3,7 1 916 3,8 214 2,7 
Paprika . . . . . . . . 2 029 3,5 1 876 3,8 153 1,9 
Salatgurken . . . 1 712 3,0 1 490 3,0 222 2,8 
Grüne Bohnen . 1 204 2,1 1 132 2,3 72 0,9 
Kürbisse . . . . . . . 1 170 2,0 1 129 2,3 41 0,5 
Kulturpilze . . . . . 998 1,7 820 1,6 178 2,3 
Erbsen . . . . . . . . 806 1,4 665 1,3 141 1,8 
Übrige . . . . . . . . . 11 345 19,5 9 662 19,3 1 683 21,6 

1) Geerntete Produktion (vorläufiges Ergebnis); Quellen: Eurostat, ZMP. –  
2) Europäische Union (EU) mit 25 Mitgliedstaaten nach dem 1. Mai 2004. – 
3) EU mit 15 Mitgliedstaaten vor der EU-Erweiterung im Mai 2004. – 4) Est-
land, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowenien, Slowakei, Tschechische 
Republik, Ungarn und Zypern. 

 4) Quellen: Confédération Française de la Conserve, nationale statistische Ämter, ZMP.
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Zweitwichtigste Ausfuhrfrucht sind mit 59 000 t und einem 
Anteil von knapp 20% Zwiebeln (2000: 51 000 t). Mehr als 
verdoppelt hat sich gegenüber 2000 die Ausfuhr von Sala-
ten. Mit nahezu 55 000 t erreichte sie fast das Niveau des 
Kohls. Von einer gewissen Bedeutung für die Frischgemüse-
ausfuhr sind mit zusammen 75 000 t Tomaten, Gurken, 
Möhren und Karotten sowie Pilze. 

2 Erwerbsanbau von Gemüse
in Deutschland 

2.1 Methode der Gemüseanbauerhebung

Die Gemüseanbauerhebung wird in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1949 durchgeführt. Seit 1984 – in den 
neuen Bundesländern erstmals 1992 – erfolgt sie alle vier 
Jahre als allgemeine Erhebung. Dazwischen wird jährlich 
eine Stichprobenerhebung durchgeführt. Rechtliche Grund-
lage für die Erhebungen ist das Gesetz über Agrarstatistiken 
(Agrarstatistikgesetz – AgrStatG)5). Die Erhebung wird in der 
Zeit von Mai bis August des jeweiligen Jahres durchgeführt. 
Das Merkmalsprogramm umfasst Angaben zum Anbau von 
Gemüse sowie alle vier Jahre zusätzlich Informationen zur 
Anzucht der jeweiligen Jungpflanzen. Dabei ist grundsätz-
lich der gesamte Gemüseanbau des laufenden Berichtsjah-
res anzugeben, also auch die mehrfache Nutzung der Flä-

chen für den Gemüseanbau im Laufe des Jahres. In Jahren 
der allgemeinen Gemüseanbauerhebung werden zusätzlich 
die Grundflächen des Freiland- und Unterglasanbaus und 
der Umfang des mit der verarbeitenden Industrie oder 
dem Handel vertraglich gebundenen Anbaus ermittelt.6)
Auskunftspflichtig sind alle landwirtschaftlichen Betriebe7)
mit Flächen, auf denen Gemüse oder deren Jungpflanzen 
angebaut werden. 

2.2 Struktur der Betriebe
im Erwerbsgemüseanbau

An der Gemüseanbauerhebung 2004 nahmen bundesweit 
11 900 Betriebe teil. Gegenüber der allgemeinen Gemüse-
anbauerhebung im Jahr 2000, als noch 14 500 Betriebe 
auskunftspflichtig waren, hat sich auch im Gemüseanbau 
der – in der Landwirtschaft allgemein zu beobachtende –
Strukturwandel fortgesetzt. Die Zahl der Gemüseanbau-
betriebe insgesamt nahm um 17,5% ab. In Bayern, wo im 
Jahr 2000 noch gut ein Viertel aller Gemüseanbaubetriebe 
ansässig waren, erfolgte der deutlichste Rückgang mit 
– 28%. Aber auch in Nordrhein-Westfalen, einer weiteren 
bedeutenden Gemüseanbauregion, nahm die Zahl der 
Betriebe um 21% ab. Die Betriebe bewirtschafteten 2004 
eine durchschnittliche Grundfläche für den Gemüseanbau8)
von 8,1  ha einschließlich Gewächshaus- und Frühbeetflä-
chen. Im Jahr 2000 waren es noch 5,9 ha. Regional sind 
deutliche Unterschiede hinsichtlich der Größe der bewirt-

Schaubild 3

Einfuhr von Frischgemüse 2003 nach Herkunftsländern
Anteil an der Einfuhrmenge in %
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Quelle: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hrsg): "Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2004".

 5) In der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 2002 (BGBl. I S. 3118).
 6) Siehe Gurrath, P.: „Entwicklung des Gemüseanbaus in Deutschland im letzten Jahrzehnt“ in WiSta 4/2002, S. 247 ff.
 7) Betriebe mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von mindestens 2 ha oder mit Spezialkulturen (z. B. je 30 Ar Gemüseanbau im Freiland oder 3 Ar Gemüseanbau unter Glas für

Erwerbszwecke) oder mit Tierbeständen, wenn im AgrStatG festgelegte Mindestgrößen erreicht oder überschritten werden.
 8) Grundflächen des Gemüseanbaus im Freiland oder unter Glas sind die im Laufe des Erhebungsjahres überwiegend für Gemüseanbau genutzten Flächen.
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schafteten Gemüsegrundflächen je Betrieb festzustellen. An 
der Spitze liegt 2004 Sachsen-Anhalt mit durchschnittlich 
20,4 ha je Betrieb, es folgen die Betriebe in Mecklenburg-
Vorpommern mit 17,2 ha sowie Rheinland-Pfalz und Bran-
denburg mit durchschnittlich 14,5 und 13,2 ha. In Hamburg 
(1,5 ha), Baden-Württemberg (3,9 ha), dem Saarland (4,1 
ha) und Bayern (4,6 ha) bewirtschaften die Betriebe im 
Durchschnitt nur relativ kleine Gemüseanbauflächen. In 
Schaubild 4 sind die Anzahl der Betriebe sowie die durch-
schnittliche für den Gemüseanbau genutzte Grundfläche 
je Betrieb und Bundesland dargestellt. Dabei wurden aus 
Gründen der Übersichtlichkeit die Stadtstaaten Berlin und 
Bremen sowie das Saarland zusammengefasst.

Im Jahr 2004 nutzten 11 300 Betriebe Freilandflächen zur 
Gemüseproduktion, 3 700 oder 31% der Gemüseanbau-
betriebe insgesamt verfügten über Gewächshäuser und 
Frühbeete. Während in den Flächenländern des früheren 
Bundesgebietes fast alle Gemüseanbaubetriebe Freiland-
flächen aufwiesen, trifft dies in einigen neuen Bundeslän-
dern (Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen) und 
den Stadtstaaten nur bei etwa 70 bis 80% der Betriebe 

zu. Entsprechend hat sich ein höherer Anteil der Betriebe 
auf den Unterglasanbau9) von Gemüse spezialisiert. So 
verfügen in Hamburg sogar nahezu 90% der Betriebe über 
Gewächshäuser und Frühbeete, in Sachsen und Thüringen 
knapp zwei Drittel, dagegen nur 12% in Rheinland-Pfalz, 
18% in Niedersachsen und 21% in Schleswig-Holstein. 
Im Durchschnitt nutzten die Betriebe eine Unterglasfläche 
von knapp 2 500 m2 für den Gemüseanbau (2000: knapp 
2 000  m2). In Rheinland-Pfalz beträgt der Landesdurch-
schnitt mit gut 5 100 m2 Unterglasfläche gut das Doppelte 
des Bundesdurchschnitts, während Betriebe in Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein durchschnittlich nur auf 800 
bis 1 000 m2 Unterglasanlagen Gemüse produzieren. 

Von den Betrieben mit Freilandflächen deckten 2 000 
Betriebe (18%) ihre Freilandflächen ständig oder vorüber-
gehend mit Flachfolie (ohne Mulchfolie), Vlies oder Folien-
tunnel ein. Besonders hoch war der Anteil der Betriebe, die 
diese Möglichkeit zur Wachstumsbeschleunigung nutzten, 
mit 37% in Hamburg. In Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz und Nordrhein-Westfalen waren es gut ein Fünftel der 
Betriebe, während in Sachsen nur 5% und in Brandenburg 
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Schaubild 4

Gemüseanbaubetriebe und durchschnittlich für den Gemüseanbau genutzte Grundfläche nach Bundesländern

2004 2000

Anzahl der Betriebe
Durchschnittlich für den Gemüseanbau

genutzte Grundfläche je Betrieb
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 9) Zu den Unterglasanlagen zählen Gewächshäuser einschließlich Rollhäuser und begehbare Folientunnel sowie Frühbeete einschließlich Wanderkästen (ohne Freilandflächen mit Flachfolien 
oder Vlieseindeckung).
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10% der Gemüseanbaubetriebe mit Freilandflächen diese 
Hilfsmittel einsetzten. 

Die durchschnittlich je Betrieb abgedeckte Fläche stieg von 
2,6 ha im Jahr 2000 auf 4,1 ha im Jahr 2004. Dabei sind 
große regionale Unterschiede festzustellen: In Thüringen 
decken die Betriebe durchschnittlich 17,6 ha ihrer Gemüse-
flächen im Freiland mit Folien ab, in Berlin und Bremen 
18,3 ha, in Rheinland-Pfalz 13,1 ha, in Brandenburg 10,6 
ha und in Sachsen-Anhalt 7,4 ha. Im Gegensatz dazu wer-
den in Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, im 
Saarland, in Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg je 
Betrieb durchschnittlich nur sehr kleine Freilandflächen von 
etwa ein bis zwei Hektar mit Folien abgedeckt. 

2.3 Grundflächen des 
Gemüseanbaus

Die gesamte Grundfläche, die 2004 für den Gemüseanbau 
genutzt wurde, betrug knapp 97 000 ha, während sie im Jahr 
2000 nur etwa 85 600 ha umfasste. Damit wurde sie um gut 
13% ausgedehnt. Knapp 1% dieser Fläche (910 ha) befand 
sich unter Gewächshäusern oder Frühbeeten; diese Flächen 
nahmen in den letzten vier Jahren um annähernd 6% zu. 
Die Unterglasanlagen setzten sich bundesweit zu gut 97% 
aus Gewächshäusern und zu knapp 3% aus Frühbeeten 
zusammen. 

Die Länder mit den umfangreichsten Grundflächen für 
den Gemüseanbau waren Nordrhein-Westfalen mit 17 200 
ha, Niedersachsen mit 14 700 ha, Bayern mit 12 300 ha, 
Rheinland-Pfalz mit 10 800 ha und Baden-Württemberg 
mit 8 800 ha (siehe Tabelle 2). Die Betriebe dieser fünf Län-

der verfügten über zwei Drittel der Gemüsegrundflächen. 
Bei den Unterglasanlagen befanden sich gut zwei Drittel 
(69%) der Gesamtfläche von 910 ha in nur vier Ländern: 
Baden-Württemberg (231,7 ha), Bayern (179,0 ha), Nord-

rhein-Westfalen (133,2 ha) und Niedersachsen (82,3 ha). 
Baden-Württemberg nimmt mit einem guten Viertel der 
Unterglasanlagen die Spitzenposition ein.10)

Besonders deutliche Flächenausweitungen beim Gemü-
seanbau im Freiland gegenüber 2000 erfolgten in Nieder-
sachsen (+ 33%), Brandenburg (+ 38%), Nordrhein-Westfa-
len (+ 8%) und Sachsen-Anhalt (+ 30%). Die Nutzung von 
Gewächshäusern und Frühbeeten für den Gemüseanbau 
hat gegenüber 2000 vor allem in Bayern (+ 30%) und Nie-
dersachsen (+ 21%) sowie in Brandenburg (+ 30%), Baden-
Württemberg (+ 4%) und Thüringen (+ 23%) zugenommen. 
Weniger Unterglasanlagen für den Gemüseanbau wurden 
gegenüber dem Jahr 2000 im Jahr 2004 in Nordrhein-West-
falen (– 15%) und in Hamburg (– 16%) eingesetzt.

Die Gemüseanbaubetriebe deckten 2004 8 200 ha der Frei-
landflächen ständig oder vorübergehend mit Flachfolie 
(ohne Mulchfolie), Vlies oder Folientunneln ein. Das ent-
spricht etwa einem Anteil von 8,5% der Freilandgrund-
flächen gegenüber 9% im Jahr 2000. In Rheinland-Pfalz 
wurden 2 300 ha mit Folien abgedeckt, was mehr als einem 
Viertel (28%) der in Deutschland insgesamt abgedeckten 
Freilandflächen entsprach. Weitere in der Flachfolienan-
wendung bedeutende Länder sind Nordrhein-Westfalen 
mit 1 500 ha, Bayern mit gut 900 ha, Baden-Württemberg 
mit knapp 900 ha und Niedersachsen mit 800 ha. In den 
letzten vier Jahren hat sich die Nutzung dieses Verfahrens 
zur Ernteverfrühung regional sehr verändert. Der deutlichste 
Rückgang war mit knapp 1 300 ha in Bayern zu verzeichnen, 
aber auch in Sachsen und im Saarland wurde die Einde-
ckung von Freilandflächen um mehr als die Hälfte reduziert; 
vor allem in Rheinland-Pfalz (+ 53%) und Nordrhein-Westfa-
len (+ 38%) sowie in Thüringen (+ 150%) und Brandenburg 
(+ 70%) wurde sie dagegen deutlich ausgedehnt. 

2.4 Gemüseanbauflächen im Freiland

Im Jahr 2004 wurde auf einer Freilandfläche von gut 110 000 
ha Gemüse angebaut. Diese Fläche ist um 15% größer als 
die für den Gemüseanbau genutzte Grundfläche im Frei-
land, weil bei den Anbauflächen auch der Mehrfachanbau 
auf derselben Grundfläche im Laufe eines Jahres erfasst 
wird. Vor allem Rheinland-Pfalz verfügt über eine im Ver-
hältnis zur Grundfläche um 42% größere Anbaufläche auf 
dem Freiland. Seit dem Jahr 2000 ist die gesamte Gemüse-
anbaufläche im Freiland von knapp 99 000 ha kontinuierlich 
um 11,6% angewachsen. Der Anteil der fünf bedeutendsten 
Gemüseanbauländer Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Bayern und Baden-Württemberg an der 
gesamten Gemüseanbaufläche liegt bei fast 70%. Außer in 
Hamburg, Schleswig-Holstein und dem Saarland, wo neben 
der Anbaufläche jeweils auch die Grundfläche des Gemüse-
anbaus abnahm, sank in Mecklenburg-Vorpommern die 
Anbaufläche um knapp 11%. Ursache ist ein Rückgang der 
Erzeugung von Eissalat. In Schaubild 5 sind die Anbauflä-
chen der verschiedenen Gemüsearten in Deutschland nach 
ihrer relativen Bedeutung dargestellt.

Tabelle 2: Gemüsegrundflächen nach Ländern 

2000 2004 
Veränderung 2004 

gegenüber 2000 Länder 

ha % 

Deutschland . . . . . . . . . . . . .  85 591 96 946 + 11 355 + 13,3 

Baden-Württemberg . . .  7 891 8 825 + 934 + 11,8 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . .  11 314 12 288 + 974 + 8,6 
Berlin und Bremen . . . . .  145 222 + 77 + 53,5 
Brandenburg . . . . . . . . . .  4 897 6 749 + 1 852 + 37,8 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . .  571 393 – 178 – 31,2 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . .  6 250 6 441 + 191 + 3,1 
Mecklenburg-

Vorpommern . . . . . . . .  1 636 1 671 + 35 + 2,1 
Niedersachsen . . . . . . . .  11 092 14 747 + 3 655 + 32,9 
Nordrhein-Westfalen . . .  15 970 17 207 + 1 237 + 7,7 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . .  9 882 10 844 + 962 + 9,7 
Saarland . . . . . . . . . . . . . .  160 155 – 5 – 3,1 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . .  3 837 4 464 + 627 + 16,3 
Sachsen-Anhalt . . . . . . .  3 891 5 056 + 1 165 + 29,9 
Schleswig-Holstein . . . .  6 417 6 220 – 198 – 3,1 
Thüringen . . . . . . . . . . . . .  1 637 1 665 + 28 + 1,7 

10) Siehe Fachserie 3 „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“, Reihe 3.1.3 „Gemüseanbauflächen“.
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Hauptfruchtarten auf dem Freiland waren 2004 bundesweit 
mit einem Anteil an der Anbaufläche von knapp 22% die 
Kohlgemüsearten (23 700 ha), mit 18% Spargel11) (19 900 
ha), mit 12% Salate (13 200 ha), mit knapp 10% Möhren 
und Karotten (10 500 ha) und mit gut 8% Speisezwiebeln 
(9 100 ha). Auch Frischerbsen (5 500 ha) und grüne Pflück-

bohnen12) (4 400 ha) hatten mit 5 bzw. 4% einen nicht 
geringen Anteil am Gemüseanbau. Die Anbauflächen der 
verschiedenen Kohlarten insgesamt wiesen über die letz-
ten vier Jahre annähernd konstante Werte auf, sodass ihr 
Anteil an der gesamten Freilandfläche gegenüber 2000, als 
er noch 24% betrug, abnahm. Die Spargelflächen, deren 

Schaubild 6

Anbauflächen der Gemüsearten auf dem Freiland 2004 nach Bundesländern

Statistisches Bundesamt 2005 - 01 - 0511

2 4 6 8 10 12 14 16 18 20 220

Tausend ha

Baden-
Württemberg

Bayern

Berlin, Bremen
und Saarland

Brandenburg

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-
Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-
Westfalen

Rheinland-
Pfalz

Sachsen

Sachsen-
Anhalt

Schleswig-
Holstein

Thüringen

Kohlgemüse Spargel Salate Möhren und Karotten Speisezwiebeln Frischerbsen

Grüne Pflückbohnen Spinat Radies Gurken Sonstige Gemüsearten

11) Einschließlich Flächen, die nicht im Ertrag stehen.
12) Summe aus Buschbohnen und Stangenbohnen.

Schaubild 5
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Anteil an der gesamten Anbaufläche im Freiland im Jahr 
2000 noch unter 16% lag, wurden inzwischen um 4 400 ha 
(+ 28%) ausgeweitet, darunter um 1 000 ha in Nordrhein-
Westfalen (+ 49%), um 800 ha in Niedersachsen (+ 21%), 
um nahezu 800 ha in Brandenburg (+ 43%) und um gut 
700 ha in Baden-Württemberg (+ 57%). Damit ist dieses 
Edelgemüse im Anbau die bedeutendste Einzelgemüseart 
in Deutschland. Mehr als 16 700 ha der Spargelfläche 
(84%) standen 2004 im Ertrag. Auch die Flächenanteile von 
Frischerbsen und Speisezwiebeln erhöhten sich gegenüber 
2000 leicht, während die Anteile von Möhren und Karotten 
sowie Salaten an der gesamten Gemüseanbaufläche im 
Freiland in dieser Zeit weitgehend konstant blieben. Im 
Freilandanbau relevante Gemüsearten sind darüber hinaus 
Spinat, Radies, Gurken, Porree, Knollensellerie, Rote Rüben, 
Zuckermais, Petersilie, Rettich, Zucchini, Rhabarber und 
Schnittlauch, die zusammen knapp 19 600 ha oder 18% der 
Anbaufläche bedecken.

In den folgenden Abschnitten werden die regionalen 
Schwerpunkte der wichtigeren in Deutschland erzeugten 
Gemüsearten dargestellt (siehe auch das vorstehende 
Schaubild 6 auf S. 513).

Kohlarten

Die Kohlarten sind außer in den Stadtstaaten sowie in Bran-
denburg und Sachsen-Anhalt in allen Bundesländern wich-
tige Produkte des Gemüseanbaus. Besonders große Anbau-
flächen befinden sich in den Ländern Nordrhein-Westfalen 
(nahezu 5 800 ha), Schleswig-Holstein (4 200 ha), Nieder-
sachsen (3 200 ha), Rheinland-Pfalz und Bayern (jeweils gut 
2 700 ha), die zusammen über 78% der Kohlanbauflächen 
verfügen. In Schleswig-Holstein ist der Kohlanbau die wich-
tigste Gemüsekultur mit einem Anteil von zwei Dritteln an 
der gesamten Anbaufläche für Gemüse. Die häufigste Kohl-
art in Deutschland ist mit gut 7 000 ha der Weißkohl. Er wird 
vorwiegend in Schleswig-Holstein (40%), Bayern (16%) und 
Nordrhein-Westfalen (15%) angebaut. Blumenkohl wird in 
Deutschland auf knapp 5 700 ha angebaut. Davon entfallen 
knapp 28% auf Rheinland-Pfalz und 24% auf Nordrhein-
Westfalen. Wirsing mit einer Anbaufläche von gut 1 300 ha 
hat seinen Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen (41%) und 
Schleswig-Holstein (17%), während Grünkohl mit 1 100 ha 
überwiegend in Nordrhein-Westfalen (49%) und Nieder-
sachsen (31%) wächst. In den meisten Bundesländern sind 
die Kohlanbauflächen reduziert worden, nur in Niedersach-
sen (+ 55%), Bayern (+ 10%) und Rheinland-Pfalz (+ 7%) 
wurde mehr Kohl angebaut als im Jahr 2000.

Spargel

Die Spargelanbauflächen sind in fast allen Ländern außer in 
Schleswig-Holstein und Hamburg gegenüber 2000 deutlich 
gestiegen. Die wichtigsten Anbauländer waren 2004 Nie-
dersachsen mit nahezu 4 700 ha (23%), Nordrhein-Westfa-
len mit 3 100 ha (15%), Brandenburg mit knapp 2 600 ha 
(13%), Hessen mit 2 200 ha (11%) und Baden-Württemberg 
mit 2 000 ha (10%). Weitere Länder mit großen Spargelflä-
chen sind Bayern mit 1 700 ha (9%), Sachsen-Anhalt mit 
1 200 ha (6%) und Rheinland-Pfalz mit gut 900 ha (5%). 
Spargelkulturen nahmen in Brandenburg 38% der Gemüse-

anbauflächen auf dem Freiland ein, in Hessen gut ein Drit-
tel, in Niedersachsen ein Viertel und in Sachsen-Anhalt, 
Baden-Württemberg und Thüringen je gut ein Fünftel. Der 
durchschnittliche Spargelbauer in Deutschland verfügt über 
5,4 ha Spargelanbaufläche. In den neuen Bundesländern 
ist die Spargelfläche je Betrieb zwei- bis dreimal so groß: 
in Sachsen beträgt sie 15,1 ha, in Brandenburg 14,4 ha, in 
Thüringen 11,9 ha, in Sachsen-Anhalt 10,5 ha und in Meck-
lenburg-Vorpommern 9,7 ha. Aber auch die hessischen und 
nordrhein-westfälischen Betriebe bewirtschaften mit 8,9 
bzw. 7,3 ha überdurchschnittlich große Spargelflächen. 
Besonders kleine Spargelflächen sind mit 1,8 ha je Betrieb 
in Bayern, mit 2,1 ha im Saarland und mit 3,0 ha in Rhein-
land-Pfalz zu finden.

Salate

Salate wurden 2004 bundesweit auf 13 200 ha Freiland-
fläche erzeugt. 2000 waren es 11 600 ha, der Anteil der 
Anbaufläche für Salat an der gesamten Gemüseanbauflä-
che blieb mit 11,9% gegenüber 11,7% im Jahr 2000 jedoch 
nahezu konstant. Zur Hauptanbauregion für Salate hat 
sich Niedersachsen mit einem Anteil von fast einem Drittel 
an der deutschen Produktionsfläche für Salate und einer 
Anbaufläche von 4 200 ha (2000: 2 500 ha) entwickelt. 
In Rheinland-Pfalz, wo 2000 eine nahezu ebenso große 
Anbaufläche für Salate wie in Niedersachsen ermittelt 
wurde, erfolgte der Freilandanbau von Salaten 2004 auf 
gut 2 300 ha. Andere bedeutende Anbaugebiete für Salate 
waren Baden-Württemberg mit gut 1 800 ha, Nordrhein-
Westfalen mit 1 700 ha, Bayern mit 1 100 ha und Mecklen-
burg-Vorpommern mit 900 ha. 

Die drei wichtigsten Salatarten sind mit 4 900 ha der Eis-
salat, der Ende der 1990er-Jahre erheblich an Bedeutung 
gewonnen hat, mit 3 000 ha der Kopfsalat und mit 1 900 
ha der Feldsalat. Diese drei Salatarten wurden 2004 auf 
drei Vierteln der Salatanbauflächen kultiviert. Die Erzeu-
gungsschwerpunkte sind auch bei den Salatarten regio-
nal unterschiedlich. Gut drei Viertel der Anbauflächen 
für Eissalat befinden sich in Niedersachsen, weitere 8% 
in Mecklenburg-Vorpommern. Die Flächen dieser beiden 
Länder werden von nur 11% der Eissalat anbauenden 
Betriebe mit einer durchschnittlichen Eissalatfläche von 
knapp 22 ha bewirtschaftet, während die durchschnittliche 
Eissalatanbaufläche je Betrieb in Deutschland 3 ha beträgt. 
Kopfsalat wird überwiegend in Nordrhein-Westfalen (30%), 
Rheinland-Pfalz (23%), Bayern (17%) und Baden-Württem-
berg (16%) angebaut, wobei die Betriebe in Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen mit 5,4 bzw. 2,7 ha im Schnitt 
über die größeren Kopfsalatflächen verfügen. 50% des 
Feldsalates wächst in Rheinland-Pfalz heran und 31% in 
Baden-Württemberg. Auch beim Feldsalat bewirtschaften 
die rheinland-pfälzischen Gemüseanbaubetriebe mit durch-
schnittlich 8,7 ha deutlich größere Flächen als die baden-
württembergischen Betriebe mit knapp 0,9 ha.

Möhren und Karotten

Hauptanbaugebiete der 10 500 ha Möhren und Karotten 
waren 2004 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Niedersachsen mit zusammen knapp 55% der Anbaufläche. 
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Aber auch Schleswig-Holstein (12%), Bayern (10%) und mit 
steigender Tendenz Brandenburg (9%) und Sachsen-Anhalt 
(7%) tragen einen bedeutenden Anteil zur Möhren- und 
Karottenproduktion bei. Durchschnittlich werden je Betrieb 
auf 3,1 ha Möhren und Karotten angebaut. Die Betriebe 
in Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz nutzten im Durch-
schnitt je 13,4 und 11,8 ha zur Möhrenerzeugung, in Bran-
denburg, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein wur-
den etwa 6 ha Möhren je Betrieb angebaut. Im Gegensatz 
dazu verfügten die Betriebe in Bayern und Baden-Württem-
berg durchschnittlich nur über etwa 1 ha Anbaufläche für 
Möhren und Karotten. 

Speisezwiebeln

Die 9 100 ha Anbauflächen von Speisezwiebeln befinden 
sich vor allem in Bayern, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 
Rheinland-Pfalz, Hessen und Nordrhein-Westfalen. In die-
sen sechs Ländern befinden sich 86% der Anbauflächen 
für Speisezwiebeln. Auch hier verfügen die Betriebe der 
Länder mit bedeutendem Zwiebelanbau abgesehen von 
Bayern über etwas größere Anbauflächen als der Durch-
schnitt der Betriebe (3,1 ha). Die durchschnittliche Größe 
der Zwiebelanbaufläche beträgt dabei zwischen 3,8 ha in 
Nordrhein-Westfalen und 6,8 ha in Rheinland-Pfalz. Nur in 
Sachsen-Anhalt, wo auf knapp 22% der Gemüseanbauflä-
chen Zwiebeln wachsen, liegt die durchschnittliche Zwiebel-
anbaufläche je Betrieb mit 23,8 ha deutlich höher. 

Frischerbsen und grüne Pflückbohnen

2004 wurden auf 5 500 ha Frischerbsen in Deutschland 
angebaut. 45% der Anbaufläche befand sich in Sachsen, wo 
gut die Hälfte der Gemüseanbaufläche durch den Erbsenan-
bau geprägt ist. Auch Brandenburg, Nordrhein-Westfalen 
und Sachsen-Anhalt verfügen mit Anteilen von 15 bis 10% 
der deutschen Gesamtfläche über umfangreiche Erbsenkul-
turen. Die Betriebe in den neuen Bundesländern nutzen 
mit durchschnittlich 46,2 ha in Sachsen und 25 bis 30 ha 
in Brandenburg und Sachsen-Anhalt sehr große Flächen für 
den Erbsenanbau, während der Bundesdurchschnitt hier 
bei 5,5 ha liegt. 

Grüne Pflückbohnen, die sich zu 96% aus Buschbohnen 
und den weniger bedeutenden Stangenbohnen (4%) zu-
sammensetzen, wurden 2004 bundesweit auf gut 4 400 ha 
kultiviert. Der Anbauschwerpunkt lag mit 1 200 ha oder 27% 
der Anbaufläche in Nordrhein-Westfalen. Regional haben 
sich die Anbauflächen gegenüber 2000 zum Teil deutlich 
verschoben. 

Übrige Gemüsearten

Bei den übrigen Gemüsearten sind die regionalen Beson-
derheiten von Interesse. Annähernd die Hälfte der gut 3 400 
ha Spinatanbaufläche befindet sich in Nordrhein-Westfalen, 
bei Radies liegen 83% der Gesamtanbaufläche von 2 800 
ha in Rheinland-Pfalz, und Bayern ist mit nahezu 50% der 
Schwerpunkt des Gurkenanbaus. Zuckermais wächst zu 
52% in Baden-Württemberg. Ein Drittel der Porreeanbauflä-
chen befindet sich in Nordrhein-Westfalen, 40% der Rettich- 
und je knapp ein Drittel der Zucchiniflächen sowie der sons-
tigen Gemüsearten werden in Rheinland-Pfalz kultiviert. 

2.5 Gemüseanbauflächen 
unter Glas

Im Jahr 2004 erzeugten gut 3 500 Betriebe auf einer Anbau-
fläche von knapp 1 400 ha Gemüse in Unterglasanlagen. Die 
hinsichtlich der Fläche bedeutendsten Kulturen sind Toma-
ten mit 292 ha, Gurken mit 265 ha, Feldsalat mit 262 ha und 
Kopfsalat mit 134 ha. In Schaubild 7 sind die Anbauflächen 
der Gemüsearten im Unterglasanbau dargestellt. 

Der Anbau von Gurken wurde gegenüber dem Jahr 2000 um 
24,3 ha ausgeweitet, allein in Bayern um 20,7 ha sowie um 
9,6 ha in Niedersachsen und 8,8 ha in Thüringen. Rückgänge 
der Anbaufläche von Gurken waren vor allem in Nordrhein-
Westfalen mit 7,4 ha und Baden-Württemberg mit 6,4 ha zu 
verzeichnen. Die Anbaufläche von Tomaten nahm um 17,8 
ha zu, davon um 10,4 ha in Baden-Württemberg. Auch die 
Anbauflächen von Feldsalat, Paprika und Radies unter Glas 
haben sich bundesweit leicht erhöht. Abgenommen haben 
die Anbauflächen von Kopfsalat um knapp 30 ha, Rettich 
um 16 ha und Kohlrabi um 13 ha. Hier war der Rückgang in 
Baden-Württemberg und Bayern am stärksten.

2.6 Vertragsanbau von Gemüse 

Der Vertragsanbau spielt bei Gemüse eine wichtige Rolle, da 
die Gemüseverarbeitungsindustrie ihren Bedarf an Rohware 
nahezu vollständig – sowohl bezüglich der Menge als auch 
hinsichtlich der Qualität der Ware – vertraglich absichert. 
Der mit der Gemüse verarbeitenden Industrie oder dem 
Handel vertraglich gebundene Gemüseanbau wird in der 
Statistik nur für bestimmte Gemüsearten ermittelt, bei 
denen der Anbau häufig vertraglich geregelt ist. Dies sind 
Frischerbsen, Möhren und Karotten, Spätweiß- und -rotkohl 
sowie Grünkohl, Buschbohnen, Spinat, Gurken, Rote Rüben 
und Knollensellerie. Der gesamte erfasste Vertragsanbau 
erfolgte 2004 auf einer Fläche von knapp 24 300 ha und 
hat gegenüber 2000 um knapp 6% zugenommen (siehe 
Tabelle 3). 
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Schaubild 7

Anbauflächen unter Glas nach Gemüsearten
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Bedeutendste Gemüseart im Vertragsanbau sind Frischerb-
sen, deren vertraglich gebundene Anbaufläche 2004 5 200 
ha umfasste; die Fläche für den Vertragsanbau von Frisch-
erbsen hat gegenüber 2000 deutlich an Umfang gewon-
nen (+ 27%). Knapp die Hälfte dieser Fläche befand sich 
in Sachsen. Der Anteil des Vertragsanbaus am gesamten
Frischerbsenanbau ist damit auf über 94% gestiegen. Auch 
die durchschnittlich im Vertragsanbau je Betrieb kultivierte 
Fläche ist mit 22,3 ha bei Frischerbsen besonders hoch. 

Durch die Ausweitung des gesamten Möhrenanbaus 
(+ 12%), die zu knapp 80% zugunsten des Vertragsanbaus 
erfolgte, nehmen die Möhren beim Vertragsanbau mit 4 700 
ha nun die zweite Stelle ein. Entsprechend ist der Anteil 
des Vertragsanbaus am gesamten Möhrenanbau auf 45% 
gestiegen. Der vertraglich gebundene Anbau von Spätweiß-
kohl und Spätrotkohl hat geringfügig abgenommen, die 
insgesamt kleineren Vertragsflächen von Grünkohl wurden 
um 11% ausgedehnt. Die vertraglich gebundene Erzeugung 
von Spätweißkohl und Spätrotkohl beläuft sich auf 42 bzw. 
58% des Gesamtanbaus, während sie bei Grünkohl auf 71% 
gestiegen ist (siehe Tabelle 3). Der allgemeine Rückgang
des Gurken- und Spinatanbaus (– 15 bzw. – 10%) wirkte 
sich entsprechend im Vertragsanbau aus. Der gestiegene 
Anbau von Roten Rüben führte zu einer Steigerung der ver-
traglich gebundenen Flächen auf 64%. Die Bedeutung von 
Knollensellerie nahm weiter ab. 

Die durchschnittlich von den Betrieben im Vertragsanbau 
bewirtschafteten Flächen sind in der Regel deutlich größer 
als die Flächen bei den Betrieben, die ohne Verträge mit 
der Industrie produzieren. Beim Spätweißkohl beträgt diese 
Fläche bundesweit zum Beispiel 4,6 ha gegenüber 1,2 ha, 
beim Spätrotkohl 2,9 ha gegenüber 0,4 ha und beim Grün-
kohl 4,5 ha gegenüber 0,2 ha. Deutlicher fallen diese Diffe-
renzen – abgesehen von den Erbsen – noch bei Einlegegur-
ken mit 9,8 ha gegenüber 0,2 ha, bei späten Möhren und 

Karotten mit 8,2 ha gegenüber 1,5 ha und bei Buschbohnen 
mit 8,9 ha gegenüber 0,4 ha aus.

3 Gemüseernte in Deutschland 

3.1 Methode der Ernte- und Betriebs-
berichterstattung über Gemüse

Die Ernte- und Betriebsberichterstattung für Gemüse wird 
wie die Gemüseanbauerhebung seit Bestehen der Bundes-
republik Deutschland in jedem Jahr durchgeführt. Rechtli-
che Grundlage für die Erhebungen ist ebenso das Gesetz 
über Agrarstatistiken13), wonach die Erhebung in den Mona-
ten April bis Dezember erfolgen soll. Neben Schätzungen 
über den Wachstumsstand und wachstumsbeeinflussende 
Faktoren der Kulturen sind voraussichtliche und endgültige 
Naturalerträge des laufenden Jahres zu ermitteln. Geschätzt 
wird dabei der durchschnittliche Hektarertrag der marktfä-
higen Ware14), der multipliziert mit der jeweiligen Anbau-
fläche die Erntemenge ergibt. Die Schätzungen werden von 
so genannten Ernte- und Betriebsberichterstattern bzw. 
-berichterstatterinnen vorgenommen. Dabei handelt es sich 
entweder um Inhaber/Betriebsleiter von Gemüseanbau-
betrieben, die Informationen über die Ernteergebnisse ihrer 
Kulturen ermitteln, oder um Sachverständige, die in speziell 
festgelegten Bezirken die Flächenleistungen der Gemüse-
arten für mehrere Betriebe schätzen. Das letztgenannte Ver-
fahren wird überwiegend in den westlichen und südlichen 
Bundesländern durchgeführt. In den neuen Bundesländern 
erfolgt die Ernteschätzung – auch wegen der in der Regel 
größeren Betriebe – direkt durch die Betriebsleiter. Im Juni, 
Juli und September werden je nach Wachstumsstand der 
einzelnen Kulturen Schätzungen über die zu erwartende 
Ernte vorgenommen und bis Ende Oktober wird je nach 
Abschluss der Erntesaison bei den einzelnen Kulturen die 
endgültige Gemüseernte der marktfähigen Ware ermittelt. 
Um Ernteerträge und Erntemengen des aktuellen Jahres 
im Zeitverlauf besser einschätzen zu können, werden sie 
bei der Veröffentlichung sechsjährigen Durchschnitten der 
Vorjahre gegenübergestellt. 

3.2 Erntemengen auf dem Freiland 

Die Erntefeststellungen werden bundesweit für die wichti-
gen Gemüsearten durchgeführt. Auf dem Freiland zählen 
dazu Spargel, Möhren und Karotten, Speisezwiebeln, ver-
schiedene Kohlarten, wie Weißkohl, Rotkohl, Blumenkohl, 
Wirsing, Grünkohl und Rosenkohl, Eissalat, Kopfsalat,
Frischerbsen, Grüne Pflückbohnen, Spinat, Radies, Gurken, 
Kohlrabi, Porree, Knollensellerie, Rote Rüben, Chinakohl 
und Rettich. Seit 2002 werden auch Brokkoli und Feldsalat 
zu den wichtigen Gemüsearten gezählt. Für verschiedene 
weitere Gemüsearten erfolgen ebenfalls Ernteschätzungen, 
die als Sammelposition dargestellt werden.

Im Jahr 2004 sorgten relativ gute Witterungsbedingungen 
bei den meisten Freilandgemüsearten für eine überdurch-

Tabelle 3: Vertragsanbau der bedeutendsten Gemüsearten 
und ihr Anteil am jeweiligen Gesamtanbau 

Vertragsanbau 
Anteil am 

Gesamtanbau 

2000 2004 

Ver-
änderung 

2004 
gegen-
über
2000

2000 2004 
Gemüseart 

ha % 

Insgesamt1) . . . .  22 956 24 266 + 5,7 X X 
Frischerbsen . .  4 075 5 188 + 27,3 92,3 94,3 
Möhren und 

Karotten . . . . .  3 823 4 710 + 23,2 40,8 44,8 

Spätweißkohl .  2 690 2 537 – 5,7 44,7 41,5 

Spätrotkohl . . . .  1 334 1 271 – 4,7 58,6 58,3 

Grünkohl . . . . . .  716 795 + 11,0 60,0 70,6 

Buschbohnen .  3 054 3 296 + 7,9 71,8 77,5 

Spinat . . . . . . . . .  3 168 2 714 – 14,3 83,1 79,1 

Gurken . . . . . . . .  2 865 2 432 – 15,1 89,5 89,0 

Rote Rüben . . . .  739 863 + 16,8 62,3 64,2 
Knollensellerie  492 460 – 6,5 29,0 27,4 

1) Erhobener Vertragsanbau insgesamt. 

13) Siehe Fußnote 5.
14) Frischmarkt- und Industrieware.
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schnittlich gute Erntesaison. Das Jahr 2000 war bereits ein 
sehr gutes Erntejahr und wurde auf Bundesebene als das 
beste Erntejahr für Gemüse seit mindestens 30 Jahren ange-
sehen. Die gesamte Gemüseproduktion hatte erstmals 3,0 
Mill. t15) erreicht, während die Erzeugung der wichtigen Frei-
landarten auf 2,52 Mill. t stieg. Größere Flächen gegenüber 
den Vorjahren und sehr gute durchschnittliche Ernteerträge 
je Hektar vor allem bei den Kohlarten hatten diese hohen 
Erntemengen ermöglicht. 2004 erreichte die Ernte der wich-
tigen Gemüsearten einen neuen Höchstwert von 2,87 Mill. t, 
der damit um 18% über dem sechsjährigen Durchschnitt der 
Jahre 1998 bis 2003 für diese Gemüsearten lag und um gut 
13% über der Erntemenge der wichtigen Gemüsearten des 
Jahres 2000. Auch ohne die zusätzliche Berücksichtigung 
von Brokkoli und Feldsalat bei den wichtigen Gemüsearten, 
die zusammen eine Erntemenge von knapp 50 000 t erziel-
ten, wurde damit eine neue Spitzenernte im Gemüseanbau 

ermittelt. Die gesamte Erntemenge für Gemüse belief sich 
auf rund 3,22 Mill. t16) und wies gegenüber dem Jahr 2000 
einen Anstieg um knapp 10% auf. Die hohe Erntemenge 
2004 war dabei in erster Linie auf größere Produktions-
flächen zurückzuführen. Die ertragfähige Anbaufläche17)
der wichtigen Gemüsearten im Freiland hat sich sowohl 
gegenüber dem sechsjährigen Durchschnitt (1998/2003) 
als auch gegenüber dem Jahr 2000 um 17% auf gut 95 000 
ha erhöht. Aber auch gute Ernteerträge bei verschiedenen 
Gemüsearten trugen zu diesem Ergebnis bei. 

Da die regionalen Erntemengen deutlich variieren, war 2004 
nicht für alle Bundesländer das Spitzenerntejahr. In Schles-
wig-Holstein, Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Hamburg wurden die höchsten Erntemengen bei 
den wichtigen Gemüsearten im Jahr 2000 erzielt, in Bayern 
und Thüringen im Jahr 2002. Die Jahre 2001 bis 2003 wie-

Tabelle 4: Anbauflächen, Ernteerträge und Erntemengen der wichtigen Gemüsearten  

Anbaufläche Ertrag je Hektar Erntemenge 

1998/ 
2003 D 

2000 2004 

Ver- 
änderung 

gegenüber 
2000 

1998/ 
2003 D 

2000 2004 

Ver- 
änderung 

gegenüber 
2000 

1998/ 
2003 D 

2000 2004 

Ver-
änderung 

gegenüber
2000 

Gemüseart 

ha % dt % t % 

Gemüse 
insgesamt1) . . . . . . .  X 96 397 108 613 + 12,7 X X X X X 2 935 559 3 216 171 + 9,6 
Gemüse unter  

Glas . . . . . . . . . . . .  1 301 1 342 1 371 + 2,2 X X X X 117 819 121 575 138 085 + 13,6 
Gemüse auf  

dem Freiland 
zusammen . . . . . .  X 95 056 107 242 + 12,8 X X X X X 2 813 984 3 078 086 + 9,4 

Wichtigere 
Gemüsearten 
zusammen2) . . . .  81 309 81 240 95 044 + 17,0 X X X X 2 420 864 2 524 890 2 865 893 + 13,5 
Möhren und 

Karotten . . . . . .  8 889 9 375 10 504 + 12,0 462,9 460,3 527,7 + 14,7 411 413 431 541 554 330 + 28,5 
Weißkohl . . . . . . .  6 930 6 934 7 025 + 1,3 706,9 755,9 677,1 – 10,4 489 880 524 158 475 620 – 9,3 
Blumenkohl . . . . .  5 433 5 259 5 679 + 8,0 260,1 263,1 266,2 + 1,2 141 301 138 367 151 188 + 9,3 
Rotkohl . . . . . . . . .  2 570 2 519 2 453 – 2,6 530,5 569,9 549,1 – 3,6 136 332 143 554 134 690 – 6,2 
Wirsing . . . . . . . . .  1 374 1 344 1 328 – 1,2 331,9 343,6 331,3 – 3,6 45 615 46 167 43 990 – 4,7 
Brokkoli . . . . . . . .  . . 2 061 – . . 150,8 – . . 31 076 –
Grünkohl . . . . . . . .  1 028 1 193 1 127 – 5,5 181,0 194,5 187,4 – 3,7 18 601 23 217 21 127 – 9,0 
Rosenkohl . . . . . .  660 807 729 – 9,7 150,7 163,2 163,3 + 0,1 9 941 13 165 11 913 – 9,5 
Speisezwiebeln .  7 149 7 526 9 111 + 21,1 394,1 420,8 467,4 + 11,1 281 708 316 680 425 858 + 34,5 
Gurken . . . . . . . . . .  3 241 3 201 2 734 – 14,6 499,6 501,1 543,6 + 8,5 161 947 160 390 148 624 – 7,3 
Eissalat . . . . . . . . .  3 995 4 018 4 901 + 22,0 233,6 226,6 297,7 + 31,4 93 343 91 049 145 915 + 60,3 
Kopfsalat . . . . . . .  3 248 3 263 3 009 – 7,8 251,6 252,6 277,1 + 9,7 81 728 82 417 83 380 + 1,2 
Feldsalat . . . . . . . .  . . 1 891 – . . 88,0 – . . 16 646 –
Radies . . . . . . . . . .  2 479 2 434 2 810 + 15,4 285,0 294,0 305,0 + 3,7 70 636 71 561 85 692 + 19,7 
Spargel 

(im Ertrag) . . . .  12 753 11 597 16 744 + 44,4 41,3 43,8 43,3 – 1,1 52 713 50 794 72 516 + 42,8 
Porree . . . . . . . . . .  2 244 2 083 2 284 + 9,7 286,7 284,1 307,6 + 8,3 64 339 59 158 70 253 + 18,8 
Kohlrabi . . . . . . . .  2 225 2 201 2 294 + 4,2 278,2 281,8 291,5 + 3,4 61 884 62 028 66 869 + 7,8 
Knollensellerie . .  1 602 1 694 1 678 – 0,9 362,3 374,4 386,7 + 3,3 58 053 63 439 64 897 + 2,3 
Spinat . . . . . . . . . .  3 498 3 811 3 431 – 10,0 165,1 157,0 172,5 + 9,9 57 755 59 824 59 166 – 1,1 
Rote Rüben . . . . .  1 195 1 186 1 344 + 13,3 418,7 439,9 411,8 – 6,4 50 043 52 148 55 346 + 6,1 
Grüne Pflück-

bohnen . . . . . . .  4 369 4 412 4 433 + 0,5 104,2 107,5 107,0 – 0,5 45 527 47 425 47 423 – 0,0 
Chinakohl . . . . . . .  1 086 1 144 1 041 – 9,0 358,7 392,9 379,7 – 3,4 38 964 44 954 39 537 – 12,0 
Frischerbsen . . . .  4 435 4 412 5 503 + 24,7 52,7 46,5 57,6 + 23,9 23 350 20 503 31 705 + 54,6 
Rettich . . . . . . . . . .  906 828 930 + 12,3 284,8 270,0 302,4 + 12,0 25 791 22 350 28 132 + 25,9 

Weitere Gemüse-
arten zusammen  X 13 816 12 199 – 11,7 X X X X X 289 094 212 193 – 26,6 

1) Ohne Pilze. – 2) In der Summe „Wichtigere Gemüsearten“ werden ab 2002 auch Brokkoli und Feldsalat erfasst; bis 2001 wurden sie bei „Weiteren 
Gemüsearten“ geführt. 

15) Einschl. 62 000 t Pilze, deren Erfassung nicht in der amtlichen Agrarstatistik erfolgt  (Angaben des Bundes Deutscher Champignon- und Kulturpilzanbauer e. V.).
16) Ohne Pilze; laut Bund Deutscher Champignon- und Kulturpilzanbauer e. V. wurden 2004 etwa 60 000 t Champignons erzeugt.
17) Ohne nicht ertragfähige Flächen von Spargel.
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sen jedoch überwiegend niedrigere Erntemengen auf als die 
Jahre 2000 und 2004, wobei im Jahr 2002 speziell Gurken 
mit 191 000 t und die weniger bedeutenden Gemüsear-
ten Rote Rüben mit 57 000 t, Buschbohnen mit 47 000 t, 
Brokkoli mit 32 000 t und Rettich mit 29 000 t die höchsten 
Erntemengen der letzten fünf Jahre erzielten. Die meisten 
Kohlarten sowie Chinakohl und Spinat wiesen 2000 beson-
ders hohe Erntemengen auf, während alle übrigen wichtigen 
Gemüsearten 2004 die höchsten Erntemengen erreichten. 
Die Anbauflächen, Ernteerträge und Erntemengen der wich-
tigen Gemüsearten sind in Tabelle 4 für die Jahre 2000, 
2004 und den sechsjährigen Durchschnitt der Jahre 1998/
2003 dargestellt.

Die nach der Erntemenge bedeutendsten Gemüsearten 
waren 2004 mit 554 000 t Möhren und Karotten, die damit 
die Position des bis dahin führenden Weißkohls (476 000  t) 
eingenommen haben. Der Anteil der Möhren und Karotten 
an der Erzeugung der wichtigen Gemüsearten betrug 2004 
gut 19% gegenüber 17% im Jahr 2000; der Weißkohl nahm 
noch knapp 17% ein. Die dritthöchste Erntemenge erzielten 
Speisezwiebeln mit 426 000 t. Mit Abstand folgen Blumen-
kohl, Gurken, Eissalat und Rotkohl sowie Radies, Kopfsalat 
und Spargel. 

3.3 Flächenerträge auf dem Freiland

Die Kohlarten, mit Ausnahme von Blumenkohl, erzielten 
im Jahr 2000 bundesweit sehr gute Flächenerträge (siehe 
Tabelle 4). Beim Weißkohl, der es bundesweit auf einen Flä-
chenertrag von 756 dt/ha brachte, ist dies überwiegend auf 
die hohen Erträge in Schleswig-Holstein zurückzuführen. 
Dort wurden 2000 mit 975 dt/ha enorm hohe Erträge erzielt. 
Der Flächenertrag von 2000 lag damit um knapp 50 dt/ha 
über dem mehrjährigen Durchschnitt. Rotkohl erreichte im 
Jahr 2000 durchschnittlich 570 dt/ha und Wirsing 344 dt/
ha. Nur bei Blumenkohl wurden 2004 mit durchschnittlich 
266 dt/ha höhere Erträge als 2000 geerntet.

Die flächenmäßig bedeutendste Gemüseart, der Spargel, 
erzielte wie die Kohlarten den höchsten durchschnittlichen 
Hektarertrag der letzten vier Jahre im Jahr 2000 mit bun-
desweit 43,8 dt/ha. Im Jahr 2004 wurde jedoch mit 43,3 
dt/ha nur ein geringfügig niedrigerer Ernteertrag ermittelt. 
Der Vergleichswert des sechsjährigen Durchschnitts für die 
Jahre 1998 bis 2003 beträgt 41,3 dt/ha. In der für Spargel 
wichtigsten Anbauregion Niedersachsen lag der Ernteertrag 
2004 mit 41,2 dt/ha knapp unter dem Bundesdurchschnitt, 
während in anderen Spargelregionen, wie Nordrhein-West-
falen und Thüringen, sehr gute Ernteerträge von 51,3 dt/ha 
und 55,3 dt/ha ermittelt wurden. Wegen der gegenüber 
anderen Gemüsearten grundsätzlich deutlich niedrigeren 
Ernteerträge von Spargel ist der Einfluss von Spargel auf die 
gesamte Erntemenge von Gemüse relativ gering. Dies gilt 
auch für Frischerbsen, die gegenüber einem Flächenertrag 
von 52,7 dt/ha im Durchschnitt der Jahre 1998 bis 2003 im 
Jahr 2004 mit 57,6 dt/ha sehr gute Ernteerträge erzielten.

Für Möhren und Karotten wurde 2004 bundesweit mit 528 
dt/ha ein sehr hoher Ernteertrag je Hektar festgestellt, 

der damit gegenüber 2000 um 15% angestiegen ist. Die 
bedeutenden Anbauländer wiesen überwiegend überpro-
portionale Ernteerträge auf. Nur in Schleswig-Holstein, wo 
im Bundesvergleich generell sehr hohe Ernten bei Möhren 
und Karotten erzielt werden, fielen die Hektarerträge 2004 
mit 738 dt/ha nicht so hoch aus.18)

3.4 Gemüseernte unter Glas

Die Erntemenge unter Glas erreichte im Jahr 2004 138 000 t. 
Damit ist sowohl gegenüber dem Jahr 2000 (122 000 t) als 
auch gegenüber dem mehrjährigen Durchschnitt der Jahre 
1998 bis 2003 (118 000 t) eine deutliche Steigerung um 
knapp 14 bzw. 17% zu beobachten. Bei einer Vergrößerung 
der Grundflächen unter Glas von 6,5% und der Anbauflä-
chen von nur 2,2% ist diese Erhöhung der Gesamterzeu-
gung unter Glas auf eine Ausweitung des Anteils der Gemü-
searten mit höheren Flächenerträgen, wie Gurken oder 
Tomaten zurückzuführen, während der Anbau von Salaten 
zurückging (siehe Schaubild 7). Entsprechend wurden im 
Jahr 2004 58 000 t Tomaten und 56 000 t Gurken geerntet; 
die Erzeugung nahm gegenüber 2000 um 21% bei Tomaten 
und um 15% bei Gurken zu. Die Produktion von Kopfsalat 
(6 600  t) hat in den letzten vier Jahren um 13% abgenom-
men. Die Erntemenge von Feldsalat unter Glas ist dagegen 
um 3% auf 2 700 t gestiegen. Die Erntemengen der weniger 
bedeutenden Gemüsearten unter Glas (2004 zusammen 
14 500 t)  waren insgesamt rückläufig. Nur bei Radies stieg 
die Erntemenge um ein Drittel auf 1 500 t.

4 Fazit

Der Anbau von Gemüse in Deutschland hat eine steigende 
Bedeutung und weist eine große Vielfalt auf. Dennoch kann 
der inländische Gemüseanbau die Nachfrage nicht decken. 
Daher wird überwiegend aus der EU und hier vor allem aus 
den Niederlanden, Spanien und Italien Frischgemüse, vor-
wiegend Tomaten, Gurken, Zwiebeln, Paprika und Salate, 
importiert. Die Gemüseausfuhr ist dagegen trotz deutlicher 
Steigerung relativ unbedeutend. 

Die Ergebnisse der Gemüseanbauerhebung 2004 zeigen 
im Vergleich mit der letzten allgemeinen Erhebung im Jahr 
2000, dass die Zahl der Gemüseanbaubetriebe um 17,5% 
zurückgegangen ist und sich der Strukturwandel auf regio-
nal unterschiedlichem Niveau fortsetzt. Für den Gemüse-
anbau im Freiland und unter Glas wurden um 13% größere 
Grundflächen eingesetzt. Die wichtigsten Gemüsearten im 
Anbau sind bundesweit immer noch die verschiedenen 
Kohlgemüsearten, Spargel, Salate, Möhren und Karotten 
sowie Speisezwiebeln. Deutlich zugenommen haben vor 
allem die Anbauflächen von Spargel, Speisezwiebeln, 
Möhren und Karotten, Frischerbsen und Eissalat. Unter 
Glas werden vorwiegend Tomaten, Gurken sowie Feld- und 
Kopfsalat angebaut. Der Umfang des Vertragsanbaus ist um 
knapp 6% gestiegen. 

Die für den Gemüseanbau bedeutendsten Bundesländer 
sind Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bayern, Rhein-

18)  Siehe Fachserie 3, Reihe 3.2.1 „Wachstum und Ernte – Gemüse –“.
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land-Pfalz und Baden-Württemberg. Die Anbaustrukturen 
unterscheiden sich dabei teilweise erheblich. In den neuen 
Bundesländern und Rheinland-Pfalz überwiegen große 
Gemüseanbauflächen je Betrieb, in Hamburg, Baden-
Württemberg, im Saarland und in Bayern bewirtschaften die 
Betriebe eher kleine Flächen.

Die Ergebnisse der Ernteschätzungen über Gemüse ver-
deutlichen, dass 2004 bundesweit ein außerordentlich 
gutes Erntejahr für Gemüse war. Vor allem bei Eissalat, 
Speisezwiebeln, Spargel, Frischerbsen sowie Möhren und 
Karotten wurden besonders gute Ernten gegenüber den vor-
angegangenen Jahren erzielt, während die Erzeugung von 
Kohl zurückging. Die Erntemenge unter Glas stieg ebenfalls 
vor allem bei Tomaten und Gurken. 
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Der folgende Beitrag informiert über die wichtigsten Ergeb-
nisse der Material- und Wareneingangserhebung 2002. 
Diese Statistik wird alle vier Jahre als Stichprobe zentral 
durch das Statistische Bundesamt durchgeführt und liefert 
Angaben über die gütermäßigen Verflechtungen zwischen 
den einzelnen Wirtschaftszweigen.

Die Struktur des Wareneingangs in einer tiefen warensys-
tematischen Gliederung ist eine wichtige Grundlage für die 
Aufstellung von Input-Output-Tabellen und geht somit in die 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ein.

Die Ergebnisse zeigen, wie sich der Wareneingangswert 
einer Produktgruppe auf einzelne Branchen verteilt und 
welche Bedeutung einzelne Waren in den verschiedenen 
Wirtschaftszweigen haben.

Die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes bezogen 
2002 in Deutschland Materialien und Vorprodukte im Wert 
von 748 Mrd. Euro. Gegenüber der letzten Erhebung von 
1998 (609 Mrd. Euro) ist dies eine Zunahme von knapp 
23%. Davon entfielen allein 97,3 Mrd. Euro auf Kraftwagen 
und Kraftwagenteile, 83,9 Mrd. Euro auf Metalle und Halb-
zeug daraus sowie 73,7 Mrd. Euro auf chemische Erzeug-
nisse. Zusammen genommen erreichten diese drei Produkt-
gruppen 2002 einen Anteil am gesamten Wareneingang 
des Verarbeitenden Gewerbes in Höhe von 34%.

Vorbemerkung

Die Material- und Wareneingangserhebung im Verarbei-
tenden Gewerbe sowie im Bergbau und in der Gewinnung 
von Steinen und Erden wird seit 1978 zentral durch das 
Statistische Bundesamt bei Unternehmen mit 20 und mehr 

Beschäftigten durchgeführt. Um die Belastung der berichts-
pflichtigen Firmen so gering wie möglich zu halten, werden 
die Material- und Wareneingänge nach Arten nur alle vier 
Jahre im Rahmen einer Stichprobenerhebung mit Rotation 
bei rund 18 000 Unternehmen erfragt. Durch den regel-
mäßigen Austausch eines Teils der auskunftspflichtigen 
Unternehmen werden insbesondere die kleinen und mitt-
leren Unternehmen entlastet. Derzeit wird im Statistischen 
Bundesamt untersucht, inwieweit es möglich ist, auf die 
Befragung der kleinen Unternehmen mit 20 bis 49 Beschäf-
tigten zu verzichten und ihre Ergebnisse durch Schätzung zu 
ermitteln. Sollte dies mit einer ausreichenden Genauigkeit 
möglich sein, könnte der Stichprobenumfang schon für das 
nächste Berichtsjahr 2006 reduziert werden. Das bedeutete, 
dass rund 4 000 Unternehmen von ihrer Auskunftspflicht zu 
dieser Statistik entlastet werden könnten.

Outputgrößen wie Umsatz und Produktion werden in der 
amtlichen Statistik zum Teil in tiefer fachlicher Gliederung 
nachgewiesen. Für die Inputseite stehen lediglich die 
Ergebnisse der Kostenstrukturerhebung über den Material- 
und Wareneingang als Gesamtgröße zur Verfügung. Für eine 
Analyse der gütermäßigen Verflechtung der einzelnen Wirt-
schaftszweige werden jedoch detaillierte Angaben über die 
warenmäßige Zusammensetzung der Vorleistungen benö-
tigt. Die Herstellung eines Produktes erfordert neben Vor-
leistungen und Rohstoffen aus der eigenen Branche auch 
zusätzliche Waren aus anderen Bereichen. Eine Erhöhung 
der Nachfrage führt somit nicht nur in der eigenen Branche 
zu einer Nachfragesteigerung, sondern hat auch Multiplika-
toreffekte in andere Bereiche und damit Auswirkungen auf 
die Gesamtwirtschaft, wie sie in den Input-Output-Berech-
nungen nachgewiesen werden. So gehen die Daten über die 

Dipl.-Volkswirt Peter Kraßnig

Material- und 
Wareneingänge im
Verarbeitenden Gewerbe 2002
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Zusammensetzung des Material- und Wareneingangs in die 
Input-Output-Tabellen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen ein und beschreiben die gütermäßige Auftei-
lung der Vorleistungen in den einzelnen Produktionsberei-
chen. Die volkswirtschaftlichen Güterströme lassen damit 
die Auswirkungen von Wirtschaftsförderungsmaßnahmen 
und Nachfrageverschiebungen beobachten und deren Ein-
fluss auf die Gesamtwirtschaft erkennen. 

Auch für die Unternehmen selbst sind die Ergebnisse Ent-
scheidungshilfen für die eigene Absatz- und Preispolitik, 
da die Bedeutung der eigenen Branche als Produktlieferant 
dargestellt wird.

Abgrenzung und Bewertung des 
Material- und Wareneingangs
Bei der Material- und Wareneingangserhebung werden 
alle im Berichtszeitraum eingekauften Materialien, die im 
Unternehmen be- oder verarbeitet, verbraucht oder zur Be- 
und Verarbeitung an andere Unternehmen weitergegeben 
werden, erfragt. Die Grundgliederung der Material- und 
Wareneingänge sieht folgende Einteilung vor:

– Rohstoffe und sonstige fremdbezogene Vorprodukte 
sowie Hilfsstoffe (einschließlich Handelsware),

– Betriebsstoffe (einschließlich Verpackungsmaterial, 
Küchen- und Kantinenwaren, jedoch ohne Brenn- und 
Treibstoffe),

– Brenn- und Treibstoffe sowie Energie.

Die Rohstoffe und sonstigen Vorprodukte sowie Hilfs-
stoffe umfassen alle Materialien, die bei der Produktion als 
Haupt- oder Nebenbestandteil in die eigenen Erzeugnisse 
eingehen. Einbezogen ist auch die Handelsware, obwohl 
die Ergebnisse der Erhebung transparenter wären, wenn 
die Bezüge von Roh- und Hilfsstoffen und die Käufe von 
Handelsware getrennt erfragt werden könnten. Dies würde 
die Firmen allerdings in vielen Fällen überfordern, da zum 
Zeitpunkt des Bezuges teilweise noch nicht feststeht, ob 
die bezogenen Waren in die Produktion eingehen oder 
unbearbeitet als Handelsware weiterverkauft werden. Um 
das Ausfüllen des Fragebogens nicht zu erschweren, wird 
deshalb auf eine getrennte Erfassung von Roh- und Hilfs-
stoffen einerseits und Handelsware andererseits verzichtet. 
Gewisse Aufschlüsse über den Wert der Handelsware liefern 
die jährlichen Kostenstrukturerhebungen im Produzieren-
den Gewerbe, in denen die Handelsware als Gesamtgröße 
erfasst wird. Auf die Bedeutung der Handelsware wird in 
einem späteren Abschnitt eingegangen.

Die Erhebung selbst wird mit insgesamt 40 branchenspezi-
fischen Fragebogen in unterschiedlicher Rohstoffgliederung 
durchgeführt. Grundlage hierfür ist das Warenverzeichnis 
für den Material- und Wareneingang im Verarbeitenden 
Gewerbe sowie im Bergbau und in der Gewinnung von Stei-

nen und Erden, Ausgabe 2002 (WE 2002). Die verschiede-
nen Fragebogen wurden entwickelt, um den Unternehmen 
das Ausfüllen zu erleichtern und damit deren Belastung so 
niedrig wie möglich zu halten.

Die Betriebsstoffe (ohne Brenn- und Treibstoffe) werden in 
einer Position erfasst; lediglich die Verpackungsmaterialien 
und die Waren für eigene Küchen und Kantinen werden 
gesondert erfragt. Betriebsstoffe gehen nicht unmittelbar 
in die Endprodukte des Unternehmens ein, sondern werden 
beim Ablauf des Produktionsprozesses ge- bzw. verbraucht 
oder zur Unterhaltung des Produktionsapparates benötigt. 
Es handelt sich hierbei insbesondere um Schmieröle und 
-fette, Büro- und Werbematerial, Arbeits- und Schutzklei-
dung, Reinigungsmaterial u. a. 

Die bezogenen Brenn- und Treibstoffe sowie Energie wer-
den in feste Brennstoffe, flüssige Brenn- und Treibstoffe, 
Gas, elektrischen Strom und Fernwärme unterteilt. Ein Ver-
gleich zwischen den „Energiewerten“ aus der Kostenstruk-
turerhebung mit denen der Material- und Wareneingangs-
erhebung zeigt kleinere Abweichungen, die auf methodi-
sche Unterschiede zurückzuführen sind. So können zum 
Beispiel feste oder flüssige Brennstoffe bereits im Vorjahr 
eingekauft, aber erst im Berichtsjahr verbraucht worden 
sein. In diesem Fall wäre der Energieeingang niedriger als 
der Energieverbrauch in der Kostenstrukturerhebung. Unter-
nehmen mit eigener Energiegewinnung (z. B. Stromerzeu-
gung) weisen in der Material- und Wareneingangserhebung 
keinen Eingang an elektrischem Strom nach, da er nicht von 
Dritten bezogen wurde. Im Rahmen der Kostenstrukturerhe-
bung wird dieser selbst erzeugte Strom jedoch als Energie-
verbrauch nachgewiesen.

Der folgende Beitrag soll über die wichtigsten Ergebnisse 
der Material- und Wareneingangserhebung 2002 infor-
mieren. Dabei lassen die Ergebnisse der Material- und 
Wareneingangserhebung zwei grundsätzliche Aussagen 
zu. Einmal kann die Struktur des Wareneingangs einer 
Branche1) und damit die Bedeutung einzelner Stoffe für die 
Produktion dargestellt werden. Zum anderen sind Aussagen 
über die Verteilung des gesamten Eingangswertes einer 
Produktgruppe2) auf die einzelnen Branchen möglich. Die 
folgende Darstellung greift beide Analysevarianten auf. 
Sie geht zunächst von den wichtigsten Produktgruppen 
aus, zeigt ihre Verteilung auf einzelne Wirtschaftszweige 
und beschreibt anschließend die Warenstruktur in ausge-
wählten Branchen. Tiefer gegliederte Angaben können der 
Fachserie 4 „Produzierendes Gewerbe“, Reihe 4.2.4 „Mate-
rial- und Wareneingang im Verarbeitenden Gewerbe sowie 
im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden“ 
des Statistischen Bundesamtes entnommen werden. 

Die Material- und Wareneingangserhebung steht in einem 
engen Zusammenhang mit der Kostenstrukturerhebung. 
Beide Erhebungen werden mit der gleichen Stichprobe 
durchgeführt und danach wieder auf die Grundgesamtheit 
aller Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten hochge-

 1) Gemäß Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93).
 2) Gemäß Warenverzeichnis für den Material- und Wareneingang im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau und der Gewinnung von Steinen und Erden, Ausgabe 2002 (WE 2002).
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rechnet. Angaben über Bruttoproduktionswerte, Umsätze 
und den Bezug von Handelsware sind daher mit den Anga-
ben des Wareneingangs kompatibel. 

Einflussfaktoren des 
Material- und Wareneingangs

Die Material- und Warenbezüge eines Jahres hängen zum 
großen Teil von der gegenwärtigen und zukünftigen Produk-
tion sowie der Handelstätigkeit der Unternehmen ab. Die 
Breite der Produktionspalette beeinflusst die Zusammen-
setzung der bei der Fertigung eingesetzten Materialien in 
gleicher Weise wie die Produktionstiefe. Günstige Einkaufs-
preise verstärken ebenso die Bereitschaft zur Lagerhaltung 
wie die Erwartung steigender Rohstoffpreise. In diesem Fall 
werden Warenverbrauch und Wareneinkauf einer Periode 
nicht übereinstimmen.

Auch der technische Fortschritt bewirkt in hohem Maße 
Änderungen in der Struktur der Einkäufe, wenn zum Bei-
spiel auf Substitutionsgüter umgestiegen wird oder neue 
Produktionsverfahren angewendet werden. Die unterneh-
merische Entscheidung, die Vorprodukte auf einer höheren 
Fertigungsstufe einzukaufen, verändert die Struktur des 
Warenbezuges, ohne dass beim Endprodukt eine Änderung 
auftritt.

Material- und Wareneingang 
in Deutschland

Bezug von Handelsware

Wie die Ergebnisse der Kostenstrukturerhebung zeigen, 
gaben im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau und 
der Gewinnung von Steinen und Erden3) 38 683 Unterneh-
men mit 20 und mehr Beschäftigten im Jahr 2002 insgesamt 
747,6 Mrd. Euro für Material und Waren aus. Das sind 53% 
des Bruttoproduktionswertes in Höhe von 1 404 Mrd. Euro. 
Damit ist der Materialeinsatz im Verarbeitenden Gewerbe 
nach wie vor der wichtigste Kostenfaktor und hat gegen-
über 1998 (51%) und 1994 (48%) noch weiter an Bedeu-
tung zugenommen.

Hierin enthalten sind auch die Bezüge von Handelsware, 
die 2002 im Verarbeitenden Gewerbe über 12% des Brut-
toproduktionswertes ausmachten. Die Bedeutung dieser 
Produkte, die im Allgemeinen unbearbeitet weiterverkauft 
werden, ist allerdings in den einzelnen Branchen recht 
unterschiedlich. Mit 34,0% – gemessen am Bruttoproduk-
tionswert – hatten sie bei den Unternehmen der Gewinnung 
von Erdöl und Erdgas sowie der Kokerei und Mineralölver-
arbeitung den höchsten Anteil. Darüber hinaus spielten 
die Handelsgeschäfte auch bei der Rundfunk-, Fernseh- 
und Nachrichtentechnik (30,6%), der Tabakverarbeitung 

 3) Der im Folgenden vereinfachend verwendete Begriff „Verarbeitendes Gewerbe“ schließt, sofern nichts anderes vermerkt ist, grundsätzlich den Bergbau und die Gewinnung von Steinen und 
Erden mit ein.

1) Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten, Wirtschaftsgliederung nach der
Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93).
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(20,2%), den Herstellern von Kraftwagen und Kraftwagen-
teilen (15,6%) und bei der Chemischen Industrie (13,0%) 
eine wichtige Rolle, sicherlich nicht zuletzt, um das eigene 
Sortiment zu vervollständigen (siehe Schaubild 1). Insge-
samt wurde im Verarbeitenden Gewerbe 2002 für 173 Mrd. 
Euro Handelsware bezogen. Das meiste davon kauften die 
Hersteller von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (42,5 Mrd. 
Euro). Nimmt man die Kokerei und Mineralölverarbeitung 

(33,5 Mrd. Euro), die Chemische Industrie (17,9 Mrd. Euro), 
die Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentechnik (12,6 
Mrd. Euro), das Ernährungsgewerbe (12,0 Mrd. Euro), den 
Maschinenbau (10,9 Mrd. Euro) und die Hersteller von 
Geräten der Elektrizitätserzeugung und -verteilung (9,2 Mrd. 
Euro) hinzu, dann entfallen auf diese Branchen zusammen 
80% der von den Unternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes eingekauften Handelsware.

Tabelle 1: Material- und Wareneingang an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen nach Wirtschaftsabteilungen 
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 

Insgesamt 
Roh- und Hilfsstoffe,

fremdbezogene 
Vorprodukte2)

Betriebsstoffe
(ohne Verpackungs-

material)3)

Verpackungs-
material 

Brenn- und 
Treibstoffe sowie 

Energie 

Anteil des Material- 
und Wareneingangs 

am Umsatz 

2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 
Wirtschaftsabteilung1)

Mill. EUR %4)

Kohlenbergbau, Torf- 
gewinnung . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 808,1 2 463,5 31,2 26,9 55,8 49,2 1,5 0,9 11,5 23,0 48,6 38,4 

Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 981,0 358,8 94,6 75,9 3,7 15,0 0,0 0,0 1,8 9,1 40,4 19,3 

Gewinnung von Steinen und 
Erden, sonstiger Bergbau . .  1 366,8 1 221,3 58,6 58,8 11,3 13,1 3,0 3,0 27,1 25,1 31,4 30,3 

Ernährungsgewerbe . . . . . . . . . .  76 702,8 69 808,1 84,4 85,3 2,6 2,2 10,3 9,8 2,7 2,7 58,9 59,8 
Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . .  5 052,6 3 175,5 96,1 91,1 1,4 2,7 1,9 5,4 0,6 0,8 27,1 20,8 
Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . .  6 981,8 8 104,3 90,0 90,4 3,1 3,3 1,8 1,3 5,1 5,0 49,0 50,6 
Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . .  4 564,0 5 281,5 97,1 96,4 1,3 1,6 0,7 1,0 0,9 1,0 45,3 46,6 
Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . .  2 125,4 2 156,7 95,9 96,1 2,1 1,5 0,9 1,0 1,2 1,4 58,8 59,2 
Holzgewerbe (ohne  

Herstellung von Möbeln) . . .  8 241,3 8 543,6 91,8 92,9 2,7 2,3 1,0 0,9 4,5 3,9 52,9 53,5 
Papiergewerbe . . . . . . . . . . . . . . .  16 954,7 14 038,6 85,8 84,8 3,5 4,0 2,4 2,8 8,3 8,4 52,8 50,9 
Verlags-, Druckgewerbe, 

Vervielfältigung von 
bespielten Ton-, Bild- und 
Datenträgern . . . . . . . . . . . . . . .  11 195,6 10 871,2 92,5 93,3 3,4 2,7 1,1 0,9 3,0 3,2 26,9 27,4 

Kokerei, Mineralölverarbei-
tung, Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt-  
und Brutstoffen . . . . . . . . . . . .  57 876,6 28 216,5 98,6 97,8 0,7 0,9 0,1 0,2 0,6 1,1 58,6 50,8 

Chemische Industrie . . . . . . . . .  64 550,2 56 366,7 83,4 84,3 6,2 5,1 4,5 4,3 5,9 6,3 47,3 47,2 
Herstellung von Gummi- und 

Kunststoffwaren . . . . . . . . . . .  27 250,4 23 401,7 92,0 90,4 2,7 3,5 1,9 1,9 3,4 4,2 49,6 48,1 
Glasgewerbe, Keramik, 

Verarbeitung von Steinen 
und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14 429,9 15 085,2 79,8 78,3 5,8 6,0 3,0 3,3 11,4 12,4 43,0 42,2 

Metallerzeugung und  
-bearbeitung . . . . . . . . . . . . . . .  36 892,2 30 288,2 84,6 80,7 4,6 6,1 0,8 0,9 10,0 12,3 59,0 55,3 

Herstellung von 
Metallerzeugnissen . . . . . . . .  31 010,2 29 722,2 91,5 91,2 3,9 3,8 1,3 1,2 3,3 3,7 41,3 41,7 

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . .  73 742,0 66 702,8 95,4 94,9 2,2 2,3 0,8 0,8 1,6 1,9 45,6 46,0 
Herstellung von 

Büromaschinen, Daten-
verarbeitungsgeräten und  
-einrichtungen . . . . . . . . . . . . .  9 229,6 9 006,8 98,3 95,4 0,9 3,7 0,5 0,4 0,4 0,5 63,2 55,4 

Herstellung von Geräten der 
Elektrizitätserzeugung,  
-verteilung u.Ä. . . . . . . . . . . . . .  44 458,3 40 664,8 96,1 95,5 1,8 2,1 0,7 0,7 1,3 1,6 51,5 49,9 

Rundfunk-, Fernseh- und 
Nachrichtentechnik . . . . . . . .  25 644,9 15 027,0 97,8 95,2 1,1 3,0 0,3 0,4 0,9 1,5 61,6 56,5 

Medizin-, Mess-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik . . .  12 873,0 10 454,4 93,8 93,1 3,6 4,1 1,2 1,0 1,4 1,8 39,9 40,7 

Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen . . . . . .  186 079,3 133 669,3 96,5 95,5 2,4 3,2 0,3 0,3 0,9 1,1 68,4 65,4 

Sonstiger Fahrzeugbau . . . . . . .  12 417,7 9 744,6 96,7 95,7 1,7 2,2 0,1 0,2 1,4 1,9 45,6 46,5 
Herstellung von Möbeln, 

Schmuck, Musik- 
instrumenten, Sportgeräten, 
Spielwaren und sonstigen 
Erzeugnissen . . . . . . . . . . . . . .  12 506,3 13 755,8 93,9 93,5 2,1 2,3 1,9 2,0 2,0 2,3 48,5 49,2 

Recycling . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 639,7 719,2 92,4 89,6 3,7 3,4 0,3 0,3 3,6 6,7 62,8 52,6 

 Verarbeitendes 
Gewerbe5) insgesamt . . .  747 574,2 608 848,2 92,2 90,9 2,9 3,4 2,1 2,2 2,8 3,5 53,2 51,0 

1) Wirtschaftsgliederung nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). – 2) Einschließlich Handelsware. – 3) Einschließlich Küchen- und 
Kantinenwaren, ohne Brenn- und Treibstoffe sowie Energie. – 4) Anteil am Material- und Wareneingang insgesamt. – 5) Sowie Bergbau und Gewinnung von 
Steinen und Erden. 
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Die wichtigsten Rohstoffe

Vom gesamten Wareneingang (Vorprodukte und Handels-
ware) des Jahres 2002 (747,6 Mrd. Euro) wurden 689,3 Mrd. 
Euro (92,2%) für Rohstoffe, Vorprodukte und Hilfsstoffe 
– die als Haupt- oder Nebenbestandteil in die Endprodukte 
eingehen – aufgewendet. Im Vergleich zu 1998 ist dies eine 
Zunahme von 24,6%.

Mit einem Gesamtwert von 97,3 Mrd. Euro waren die Her-
steller von Kraftwagen und Kraftwagenteilen im Jahr 2002 
wichtigster Lieferant von Vorleistungen und Handelsware für 
die Industrie. Die Kraftwagenhersteller sind eine Branche, 
die in den vergangenen Jahren beachtliche Wachstumsraten 
vorweisen konnte. Im Vergleich 2002 zu 1998 ergibt sich 
beim Umsatz eine Zunahme von 33%. Da über 95% dieser 
Vorprodukte von den Kraftwagenherstellern selbst bezogen 
wurden, hat sich die positive Umsatzentwicklung auch 
auf die Nachfrage nach Vorprodukten aus diesem Bereich 
ausgewirkt. Die Ausgaben des Verarbeitenden Gewerbes 
insgesamt für Kraftwagen und Kraftwagenteile (97,3 Mrd. 
Euro) lagen 2002 um 42% höher als 1998 (68,4 Mrd. Euro); 

ihr Anteil am gesamten Wareneingang des Verarbeitenden 
Gewerbes ist von 11,2 auf 13,0% gestiegen.

Metalle und Halbzeug daraus waren 1998 noch die 
wichtigsten Rohstoffe der Industrie. Mit einem Warenwert 
von 83,9 Mrd. Euro konnte 2002 der Wert aus 1998 zwar 
um 19,2% übertroffen werden, ihr Anteil am gesamten 
Wareneingang des Verarbeitenden Gewerbes ging jedoch 
von 11,6 auf 11,2% zurück. Über 31% davon wurden von 
der Metallerzeugung und -bearbeitung selbst bezogen (26,2 
Mrd. Euro). Metalle und Halbzeug daraus sind aber auch für 
andere Branchen ein bedeutender Rohstoff. So überwiesen 
zum Beispiel die Hersteller von Kraftwagen und Kraftwagen-
teilen rund 17,2 Mrd. Euro auf die Konten der Metallerzeu-
ger. Gemessen am gesamten Wareneingang der Hersteller 
von Kraftwagen und Kraftwagenteilen in Höhe von 186,1 
Mrd. Euro entspricht dies einem Anteil von 9,2%. Metalle 
rangierten hier hinter den Kraftwagen und Kraftwagenteilen 
(49,9%) an zweiter Stelle. Ein weiterer wichtiger Abnehmer 
von Metallen waren auch die Hersteller von Metallerzeug-
nissen, die 16,8% aller vom Verarbeitenden Gewerbe 2002 
bezogenen metallischen Rohstoffe einkauften. Mit einem 

Schaubild 2

Die zehn wichtigsten Güterabteilungen im Verarbeitenden Gewerbe
sowie im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden

Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten
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Anteil von 45,4% am Wareneingang der Branche sind 
Metalle hier wichtigster Rohstoff (14,1 Mrd. Euro). Natürlich 
kann auch der Maschinenbau nicht auf Rohstoffe aus Metall 
verzichten und orderte für 12,8 Mrd. Euro. Zusammenge-
nommen kauften diese vier Branchen knapp 84% aller vom 
Verarbeitenden Gewerbe bezogenen Metalle.

Chemische Erzeugnisse hatten in der deutschen Industrie 
schon immer einen hohen Stellenwert. Sie lagen 2002 mit 
einem Wert von 73,7 Mrd. Euro in der Rangskala der wich-
tigsten Warenarten an dritter Stelle. Ihr Anteil am gesamten 
Wareneingang des Verarbeitenden Gewerbes ist 2002 
gegenüber 1998 (10,3%) allerdings leicht zurückgegangen 

Tabelle 2: Material- und Wareneingang 2002 nach Güterabteilungen für ausgewählte Wirtschaftsabteilungen 
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 

Mill. EUR 

Güterabteilungen1)
Verarbei-

tendes 
Gewerbe2)

Ernährungs- 
gewerbe 

Chemische 
Industrie 

Metall-
erzeugung 

und
-bearbeitung 

Herstellung
von

Metall-
erzeugnissen 

Maschinenbau

Herstellung
von Geräten 

der
Elektrizitäts-
erzeugung, 
-verteilung 

u.Ä.

Herstellung
von

Kraftwagen 
und

Kraftwagen-
teilen  

Erzeugnisse der Landwirtschaft  
und Jagd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  25 810,1 23 597,4 636,1 – . – – – 

Forstwirtschaftliche Erzeugnisse . .  2 007,1 . 10,8 – – – – – 
Fische und Fischereierzeugnisse . .  . . – – – – – – 
Kohle und Torf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  599,0 . 90,8 . – – – – 
Erdöl und Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21 491,9 – 783,4 – – . – – 
Uran- und Thoriumerze . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – 
Erze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 006,5 . 227,1 1 773,2 – – – – 
Steine und Erden, sonstige 

Bergbauerzeugnisse . . . . . . . . . . . .  3 946,5 90,8 534,0 332,1 2,3 7,8 . – 
Nahrungs- und Futtermittel sowie 

Getränke . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  40 405,0 38 276,8 505,0 . . 18,2 . .
Tabakerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . .  3 824,5 . – – – – – – 
Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 503,9 0,4 199,9 1,8 51,0 15,5 4,2 1 574,8 
Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 126,4 23,4 1,0 . 1,3 12,4 – – 
Leder und Lederwaren . . . . . . . . . . . .  2 420,5 – . – . 0,2 . 378,0 
Holz sowie Holz-, Kork- und 

Flechtwaren (ohne Möbel) . . . . . . .  6 328,1 18,0 5,1 2,5 156,0 29,7 5,6 222,8 
Papier, Pappe und Waren daraus . .  18 299,2 23,4 513,2 42,7 20,9 14,8 138,7 . 
Verlags- und Druckerzeugnisse, 

bespielte Ton-, Bild- und 
Datenträger . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 941,2 38,8 7,4 . 28,2 10,4 2,1 . 

Kokereierzeugnisse, Mineralöl-
erzeugnisse, Spalt- und Brutstoffe  37 655,7 21,9 2 400,2 179,0 1,7 10,0 8,2 . 

Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . .  73 677,6 1 518,9 43 672,9 1 002,0 1 110,9 1 400,1 1 348,5 2 643,1 
Gummi- und Kunststoffwaren . . . . .  32 256,7 188,6 1 223,4 82,1 1 283,9 2 944,0 2 534,3 11 715,3 
Glas, Keramik, bearbeitete  

Steine und Erden . . . . . . . . . . . . . . . .  11 835,5 131,4 354,4 372,5 453,3 673,3 448,2 1 832,8 
Metalle und Halbzeug daraus . . . . .  83 891,5 . 1 288,0 26 150,6 14 085,4 12 190,8 5 262,1 17 187,9 
Metallerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . .  40 874,1 16,2 74,3 292,8 9 026,9 11 587,7 2 898,3 10 657,0 
Maschinen und deren Teile . . . . . . .  41 320,8 55,0 188,0 493,6 1 152,7 24 615,5 3 578,5 6 640,2 
Büromaschinen, Daten-

verarbeitungsgeräte und  
-einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 437,1 . – . 0,5 164,4 1 272,9 .

Geräte der Elektrizitätserzeugung 
und -verteilung u.Ä. . . . . . . . . . . . . .  42 985,2 2,5 51,1 117,3 522,6 9 397,9 13 781,9 14 377,4 

Nachrichtentechnik, Rundfunk-  
und Fernsehgeräte sowie 
elektronische Bauelemente . . . . .  43 209,0 – 3,8 0,1 82,0 1 513,8 9 436,1 5 940,7 

Medizin-, mess-, steuerungs- und 
regelungstechnische Erzeugnisse; 
optische Erzeugnisse; Uhren . . . .  13 323,1 0,1 729,4 26,1 15,1 1 936,3 1 061,0 4 800,0 

Kraftwagen und Kraftwagenteile . . .  97 293,3 . – 3,1 19,4 2 689,4 181,7 92 894,5 
Sonstige Fahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . .  6 458,5 – – – 3,8 . . 239,7 
Möbel, Schmuck, Musikinstru-

mente, Sportgeräte, Spielwaren 
und sonstige Erzeugnisse . . . . . . .  10 142,9 11,0 13,3 . 119,9 4,0 51,7 7 198,7 

Energie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . – . – – 
Wasser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  62,1 51,4 1,7 3,4 0,5 . . – 
Übrige Rohstoffe, sonstige 

Vorprodukte sowie Hilfsstoffe . . .  4 750,7 433,7 338,0 234,3 235,1 490,0 420,2 1 236,0 
Betriebsstoffe (ohne Brenn-  

und Treibstoffe) . . . . . . . . . . . . . . . . .  36 253,43)3) 9 886,5 6 874,3 1 985,6 1 599,8 2 239,8 1 135,6 4 945,5 
Brenn- und Treibstoffe sowie  

Energie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20 996,8 2 074,2 3 822,3 3 685,1 1 036,8 1 165,8 585,6 1 587,1 

 Insgesamt . . .  747 574,2 76 702,8 64 550,2 36 892,2 31 010,2 73 742,0 44 458,3 186 079,3 

1) Laut Warenverzeichnis für den Material- und Wareneingang im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau und der Gewinnung von Steinen und Erden, Ausgabe 
2002 (WE 2002). – 2) Sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden. – 3) Ohne die nach Warenarten aufgegliederten Betriebsstoffe des Bergbaus; diese 
sind in den vorgenannten Güterabteilungen enthalten. 
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(9,9%). 59,3% der chemischen Rohstoffe wurden von der 
Chemischen Industrie selbst bezogen. Bei einem Großteil 
dieser Bezüge handelt es sich um chemische Grundstoffe 
und Chemikalien mit einem Anteil von zusammen 45,5%. 
Die Bedeutung dieser Rohstoffe hat sich 2002 gegenüber 
1998 (43%) noch leicht erhöht. Daneben haben auch die 
pharmazeutischen Erzeugnisse mit einem Warenwert von 
6,2 Mrd. Euro und einem Anteil von 9,6% am gesamten 
Wareneingang der Branche eine beachtliche Bedeutung. Ein 
weiterer wichtiger Abnehmer von chemischen Produkten 
waren die Hersteller von Gummi- und Kunststoffwaren, die 
14,7% aller im Verarbeitenden Gewerbe 2002 bezogenen 
chemischen Rohstoffe einkauften (1998: 13,6%). Die Aus-
gaben hierfür beliefen sich 2002 auf 10,8 Mrd. Euro; das 
sind 39,7% gemessen am gesamten Wareneingang der 
Branche. Bei der letzten Erhebung 1998 hatte der entspre-
chende Anteil noch bei 36,4% gelegen.

An Bedeutung stark zugenommen haben die Güter der 
Nachrichtentechnik, die Rundfunk- und Fernsehgeräte
und die elektronischen Bauelemente. Die Unternehmen 
des Verarbeitenden Gewerbes gaben 2002 hierfür 43,2 Mrd. 
Euro aus. Gegenüber 1998 bedeutet dies eine Zunahme von 
76,5%. Bei den Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentech-
nikern hat im Beobachtungszeitraum die Produktion, insbe-
sondere bei elektronischen Bauelementen, zwischen 1998 
und 2002 stark zugenommen (+ 46,5%). Dies hat zu einer 
verstärkten Nachfrage nach Vorprodukten geführt. Entspre-
chend wurden die elektronischen Bauelemente – mit knapp 
49% Anteil am Wareneinkauf der Branche – und nachrich-
tentechnische Geräte und Vorrichtungen (22%) am meisten 
geordert. 48% dieser Vorleistungen wurden in der eigenen 
Branche verarbeitet. Daneben spielten sie bei den Herstel-
lern von Geräten der Elektrizitätserzeugung und -verteilung 
mit 21,8% und bei den Kraftfahrzeugherstellern mit 13,7% 
am gesamten elektrotechnischen Warenbezug des Verarbei-
tenden Gewerbes eine wichtige Rolle.

Für die Geräte der Elektrizitätserzeugung und -vertei-
lung gaben die Unternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes 2002 knapp 43 Mrd. Euro aus. Dies sind 5,7% des 
gesamten Material- und Wareneingangs im Verarbeitenden 
Gewerbe. Hauptabnehmer waren hier die Kraftwagenher-
steller, die ein Drittel dieser Geräte bezogen. Aber auch für 
die Elektrizitätserzeuger selbst (32,1%), den Maschinenbau 
(21,9%) und die Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentech-
nik (4,8%) waren die Geräte ein wichtiges Vorprodukt für die 
eigene Produktion.

Mit einem Warenwert von 41,3 Mrd. Euro hatten Maschinen 
und deren Teile nahezu die gleiche Bedeutung. Knapp 60% 
dieser Güter wurden im Maschinenbau selbst verwendet. 
Der größte Teil davon entfiel auf Maschinen für die Erzeu-
gung und Nutzung von mechanischer Energie (9,5 Mrd. 
Euro). Von den anderen Branchen orderten die Kraftwagen-
hersteller (6,6 Mrd. Euro) und die Hersteller von Geräten 
der Elektrizitätserzeugung und -verteilung (3,6 Mrd. Euro) 
Maschinen und Maschinenteile in größerem Umfang.

Für Metallerzeugnisse gaben die Unternehmen des Verar-
beitenden Gewerbes im Berichtsjahr 40,9 Mrd. Euro aus. 
Hauptabnehmer waren der Maschinenbau mit 11,6 Mrd. 

Euro und die Kraftfahrzeughersteller mit 10,7 Mrd. Euro. 
Die Hersteller von Metallerzeugnissen selbst lagen mit rund
9 Mrd. Euro nur an dritter Stelle.

Nahrungs- und Futtermittel sowie Getränke wurden im 
Wert von 40 Mrd. Euro bezogen. Gegenüber 1998 hat sich 
dieser Wert um knapp 9% erhöht. Die Waren wurden fast 
ausschließlich (94,7%) von den Unternehmen des Ernäh-
rungsgewerbes gekauft.

Bei der Betrachtung des Material- und Wareneingangs der 
einzelnen Branchen (siehe auch die Anhangtabelle auf
S. 528 ff.) wird deutlich, dass meist die Erzeugnisse der 
eigenen Branche beim Wareneingang dominieren. Dieses 
Ergebnis, das auch in früheren Erhebungen deutlich erkenn-
bar war, lässt auf eine hohe Spezialisierung innerhalb der 
Branche schließen. Halbfertigerzeugnisse, Bauteile und 
Zubehör werden von Unternehmen der folgenden Ferti-
gungsstufe bezogen und dann zum Endprodukt weiterverar-
beitet. Ein gewisser Anteil der Bezüge von Erzeugnissen der 
eigenen Branche dürfte auch auf die Handelsware entfallen. 
Diese Produkte dienen den Unternehmen meist dazu, die 
eigene Angebotspalette abzurunden und ihr Sortiment 
attraktiver zu gestalten.

Betriebsstoffe und Verpackung

Am gesamten Material- und Wareneingang hatten die Roh- 
und Hilfsstoffe und die fremdbezogenen Vorprodukte, die 
als Haupt- oder Nebenbestandteil in die Endprodukte ein-
gehen, mit 92,2% (689,3 Mrd. Euro) erwartungsgemäß den 
höchsten Anteil. 21,9 Mrd. Euro oder 2,9% des gesamten 
Materialeinkaufs mussten die Firmen allerdings auch für 
Betriebsstoffe wie Schmieröle und -fette, Büro- und Wer-
bematerial, Arbeits- und Schutzbekleidung, Reinigungsma-
terial u. Ä. aufwenden. Diese Betriebsstoffe gehen nicht in 
das Produkt ein, sondern werden beim Ablauf des Produkti-
onsprozesses verbraucht oder zur Unterhaltung des Produk-
tionsapparates benötigt. Für eine Produktion im Wert von 
100 Euro mussten die deutschen Industrieunternehmen 
2002 durchschnittlich 1,56 Euro für Betriebsstoffe in ihre 
Kalkulation einsetzen (1998: 1,70 Euro).

Auch die Verpackung der Ware spielte in einigen Branchen 
eine nicht unerhebliche Rolle. Die entsprechenden Kosten 
lagen 2002 bei 1,10 Euro je 100 Euro Warenwert. Damit 
blieb der Anteil der Verpackungskosten – gemessen am 
Bruttoproduktionswert – gegenüber 1998 unverändert. Am 
aufwändigsten verpackt waren 2002 die Güter des Ernäh-
rungsgewerbes; hier lag der Aufwand je 100 Euro Waren-
wert bei 6,08 Euro. Überdurchschnittlich waren die Verpa-
ckungskosten auch in der Chemischen Industrie (2,1% des 
Bruttoproduktionswertes), im Glasgewerbe und der Keramik 
sowie im Papiergewerbe mit jeweils 1,3%.

Brenn- und Treibstoffe, Energie

Rund 21 Mrd. Euro mussten die Unternehmen im Verarbei-
tenden Gewerbe 2002 für Brenn- und Treibstoffe sowie 
Energie aufwenden; sie lagen damit geringfügig (– 0,5%) 
unter dem Wert von 1998. Der Anteil der Energieausgaben 
am gesamten Wareneingang ist 2002 auf 2,8% gesunken, 
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nachdem er 1998 noch bei 3,5% gelegen hatte. Für die 
Herstellung eines Produkts im Wert von 100 Euro mussten 
die deutschen Industrieunternehmen im Berichtsjahr 1,50 
Euro für den Bezug von Energie ausgeben. Vor vier Jahren 
hatte der entsprechende Wert noch bei 1,76 Euro gelegen. 
Wichtigste Energieart war 2002 nach wie vor der elektrische 
Strom. 46,4% aller Energieausgaben wurden 2002 von der 
Industrie an die Stromerzeuger überwiesen. 1998 hatte 
der Stromanteil an den Energiekosten noch 54% betragen. 
Dieser Rückgang ist unter anderem auch auf die Libera-
lisierung des deutschen Strommarktes zurückzuführen. 
Seit 1998 können nämlich Großabnehmer und Sonderver-
tragskunden günstigere Konditionen beim Bezug von Strom 
erhalten. Obwohl der elektrische Strom 2002 nicht nur für 
das Verarbeitende Gewerbe insgesamt, sondern auch für 
alle Wirtschaftszweige wichtigster Energieträger war, hat 
seine Bedeutung in allen Branchen 2002 gegenüber 1998 
abgenommen. Hauptabnehmer von elektrischem Strom 
waren 2002 die Chemieunternehmen (1,6 Mrd. Euro) und 
die Unternehmen der Metallerzeugung und -bearbeitung 
(1,5 Mrd. Euro).

Vom Rückgang beim Strom profitierten in erster Linie die 
Anbieter von Gas, die ihren Anteil an den gesamten Energie-
ausgaben der Industrie 2002 von 20,9% (1998) auf 26,1% 
erhöhen konnten. Die größten Gasabnehmer waren die Che-
mische Industrie mit 1,1 Mrd. Euro und die Unternehmen 
der Metallerzeugung und -bearbeitung mit 0,9 Mrd. Euro.

Die flüssigen Brenn- und Treibstoffe haben 2002 mit 
einem Anteil von 13,5% an den gesamten Energieausgaben 
ihre Bedeutung als Energielieferant der Industrie bestätigt 
(1998: 13,1%). Hauptabnehmer von Heizöl, Benzin und Die-
selkraftstoff ist mit 456 Mill. Euro das Ernährungsgewerbe. 
Auf diesen Wirtschaftszweig entfallen 16,1% des Bezugs im 

Verarbeitenden Gewerbe. Zusammen mit dem Glasgewerbe 
(10,9%), der Chemie (10,4%), den Kraftfahrzeugherstellern 
(9,5%) und dem Maschinenbau (7,5%) flossen in diese 
Branchen über 54% des Gesamtbedarfs.

Feste Brennstoffe sind bei der Metallerzeugung und -bear-
beitung von großer Bedeutung. Von den 1,4 Mrd. Euro, die 
in der gesamten Industrie für Kohle, Koks und andere feste 
Brennstoffe ausgegeben wurden, entfielen allein 1 Mrd. 
Euro auf diese Branche. Lediglich die Unternehmen des 
Glasgewerbes, der Keramik und der Verarbeitung von Stei-
nen und Erden kauften ebenfalls noch feste Brennstoffe in 
größerem Umfang (140 Mill. Euro).

Der Anteil der Fernwärme ist 2002 gegenüber 1998 von 5,1 
auf 7,4% – gemessen an den gesamten Energieausgaben – 
angestiegen (1,6 Mrd. Euro). Die größten Abnehmer von 
Fernwärme waren 2002 die Chemische Industrie mit 822 
Mill. Euro und einem Anteil von rund 53% und die Hersteller 
von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (170 Mill. Euro). 

Tabelle 3: Material- und Wareneingang an Brenn- und Treibstoffen sowie an Energie nach ausgewählten Wirtschaftsabteilungen 
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 

Brenn- und Treibstoffe sowie Energie 

insgesamt Feste Brennstoffe 
Flüssige Brenn-  
und Treibstoffe 

Gas Elektrischer Strom 
Fernwärme  
(Dampf und 

Pressluft)

2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 

Wirtschaftsabteilung 

Mill. EUR % 

Gewinnung von Steinen  
und Erden, sonstiger Bergbau . . .  369,7 306,4 7,3 5,7 47,7 37,2 14,0 10,7 29,7 44,7 1,3 1,6 

Ernährungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . .  2 074,2 1 863,6 2,3 1,8 22,0 21,7 32,3 25,3 40,7 49,2 2,8 2,0 
Papiergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 413,3 1 180,7 5,6 4,7 4,7 5,8 38,4 33,9 44,0 50,5 7,2 5,1 
Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . .  3 822,3 3 571,3 1,3 2,3 7,7 12,6 28,7 26,6 40,7 44,9 21,5 13,6 
Herstellung von Gummi- und 

Kunststoffwaren . . . . . . . . . . . . . . . .  936,9 974,1 0,1 0,3 10,9 8,2 18,3 14,8 65,0 73,6 5,7 3,2 
Glasgewerbe, Keramik, Verarbei-

tung von Steinen und Erden . . . . .  1 640,9 1 872,7 8,5 10,5 18,8 15,6 37,4 29,5 34,4 43,6 0,8 0,9 
Metallerzeugung und -bearbeitung  3 685,1 3 715,9 27,5 28,2 5,0 5,9 24,8 20,3 39,8 44,5 2,9 1,2 
Herstellung von Metall- 

erzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 036,8 1 099,4 0,2 0,2 16,6 13,5 26,0 20,5 55,9 64,9 1,3 1,0 
Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 165,8 1 289,5 0,5 0,7 18,3 15,4 20,1 15,5 57,2 65,1 4,0 3,4 
Herstellung von Geräten der  

Elektrizitätserzeugung,  
-verteilung u.Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . .  585,6 654,2 0,0 0,1 17,1 16,0 14,0 10,5 65,5 71,2 3,4 2,2 

Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen . . . . . . . . . . .  1 587,1 1 450,8 0,4 0,3 16,9 13,0 16,9 14,6 55,1 60,6 10,7 11,4 

Recycling . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  58,9 48,4 0,1 1,9 43,5 38,1 7,0 8,8 48,4 49,4 1,0 1,7 

Verarbeitendes Gewerbe1) . . .  20 996,8 21 095,0 6,6 6,9 13,5 13,1 26,1 20,9 46,4 54,0 7,4 5,1 

1) Sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden. 
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Anhangtabelle: Material- und Wareneingang 2002 nach Wirtschafts- und Güterabteilungen 
Mill. EUR 

Wirtschaftsabteilungen 

Güterabteilungen 
Kohlen-

bergbau, 
Torf-

gewinnung

Gewin-
nung von 
Erdöl und 
Erdgas, 

Erbringung
damit ver-
bundener 

Dienst-
leistungen

Bergbau 
auf Uran-  

und
Thorium-

erze 

Erzberg-
bau

Gewinnung
von

Steinen  
und Erden,
sonstiger 
Bergbau 

Ernäh-
rungs-

gewerbe 

Tabakver-
arbeitung 

Textil-
gewerbe 

Be-
kleidungs-
gewerbe 

Leder-
gewerbe 

Nr. Bezeichnung 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 

01 Erzeugnisse der Landwirtschaft und Jagd  – – – – . 23 597,4 960,8 222,1 15,5 . 
02 Forstwirtschaftliche Erzeugnisse . . . . . . .  5,3 0,0 – – . . – – – . 
05 Fische und Fischereierzeugnisse . . . . . . .  – – – – – . – – – – 

10 Kohle und Torf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  323,5 – – – – . – – – – 

11 Erdöl und Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 522,1 – – – – – – – – 

12 Uran- und Thoriumerze . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – – – 

13 Erze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – . – – – – 
14 Steine und Erden, sonstige Bergbau- 

erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  16,4 . – – 498,9 90,8 – 0,0 – – 

15 Nahrungs- und Futtermittel sowie 
Getränke . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . – – – – 38 276,8 – 46,7 – 187,5 

16 Tabakerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – . 3 485,7 – – – 

17 Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . – – – . 0,4 . 3 560,4 3 062,8 100,8 

18 Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . – – – 23,4 . 35,3 1 035,8 . 

19 Leder und Lederwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . – – – – . 3,9 37,8 1 494,8 

20 Holz sowie Holz-,  Kork- und Flechtwaren 
(ohne Möbel) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . – – 2,0 18,0 . 17,0 . 3,0 

21 Papier, Pappe und Waren daraus . . . . . . .  . 0,8 – – – 23,4 1 96,6 11,1 . 2,1 
22 Verlags- und Druckerzeugnisse,  

bespielte Ton-, Bild- und Datenträger .  . – – – – 38,8 – 0,9 0,1 1,5 

23 Kokereierzeugnisse, Mineralöl-
erzeugnisse, Spalt- und Brutstoffe . . . .  11,9 . – – 54,3 21,9 – – . – 

24 Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . .  64,9 13,4 – – 57,6 1 518,9 184,6 1 875,0 8,7 89,6 

25 Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . . . . .  . 3,0 – – 1,2 188,6 . 239,6 67,4 67,9 

26 Glas, Keramik, bearbeitete Steine  
und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  85,7 . – – 145,2 131,4 – 29,0 . . 

27 Metalle und Halbzeug daraus . . . . . . . . . .  . 2,1 – – 28,9 . . 28,3 . 9,6 

28 Metallerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  188,8 29,9 – – . 16,2 – 76,8 41,3 40,4 

29 Maschinen und deren Teile . . . . . . . . . . . . .  383,4 56,4 – – . 55,0 – 6,1 2,3 . 
30 Büromaschinen, Datenverarbeitungs-

geräte und -einrichtungen . . . . . . . . . . . .  . . – – – . . – – – 

31 Geräte der Elektrizitätserzeugung und  
-verteilung u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 12,9 – – – 2,5 – 8,9 . – 

32 Nachrichtentechnik, Rundfunk- und 
Fernsehgeräte sowie elektronische 
Bauelemente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 1,6 – – – – – . – . 

33 Medizin-, mess-, steuerungs- und 
regelungstechnische Erzeugnisse; 
optische Erzeugnisse; Uhren . . . . . . . . .  . . – – – 0,1 – . . . 

34 Kraftwagen und Kraftwagenteile . . . . . . . .  . . – – . . – 1,0 – . 
35 Sonstige Fahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14,0 . – – – – – – – – 

36 Möbel, Schmuck, Musikinstrumente, 
Sportgeräte, Spielwaren, sonstige 
Erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – 11,0 . 34,2 122,9 13,9 

40 Energie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . – – – . – – – – 

41 Wasser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1,1 0,9 – – – 51,4 – . – – 

 Übrige Rohstoffe, sonstige Vorprodukte 
sowie Hilfsstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1,9 5,1 – – 8,2 433,7 3,5 75,8 18,4 24,4 

 Betriebsstoffe (ohne Brenn- und 
Treibstoffe)1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37,1 2,2 – – 195,6 9 886,5 166,0 340,1 93,9 62,5 

 Brenn- und Treibstoffe sowie Energie . . .  207,3 35,1 – – 369,7 2 074,2 30,3 358,5 39,9 25,2 

 Material- und Wareneingang insgesamt . . .  1 808,1 1 981,0 – – 1 366,8 76 702,8 5 052,6 6 981,8 4 564,0 2 125,4 

1) Die von den Wirtschaftsabteilungen 10 bis 13 bezogenen Betriebsstoffe werden den jeweiligen Gütergruppen zugeschlagen, soweit sie nach Warenarten 
gegliedert gemeldet worden sind. 
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noch Anhangtabelle: Material- und Wareneingang 2002 nach Wirtschafts- und Güterabteilungen 
Mill. EUR 

Wirtschaftsabteilungen 

Güterabteilungen 

Holz-
gewerbe 

(ohne Her-
stellung

von
Möbeln)

Papier-
gewerbe 

Verlags-, 
Druck- 

gewerbe, 
Verviel-

fältigung 

Kokerei, 
Mineralöl-
verarbei-
tung, Her-
stellung

von
Brutstoffen

Chemische
Industrie 

Her-
stellung

von
Gummi- 

und
Kunststoff-

waren 

Glas-
gewerbe, 
Keramik, 
Verarbei-
tung von 
Steinen 

und Erden 

Metall-
erzeugung

und
-bearbei-

tung

Her-
stellung

von
Metall-
erzeug-
nissen 

Maschi-
nenbau 

Nr. Bezeichnung 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 

01 Erzeugnisse der Landwirtschaft und Jagd  – . – – 636,1 363,7 . – . – 
02 Forstwirtschaftliche Erzeugnisse . . . . . . .  1 675,9 285,2 – – 10,8 – – – – – 

05 Fische und Fischereierzeugnisse . . . . . . .  – – – – – – – – – – 

10 Kohle und Torf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – . 90,8 – 3,3 . – – 

11 Erdöl und Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – 20 186,3 783,4 – . – – . 

12 Uran- und Thoriumerze . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – – – 
13 Erze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – 227,1 – . 1 773,2 – – 

14 Steine und Erden, sonstige Bergbau- 
erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0,1 395,2 – – 534,0 25,6 2 010,7 332,1 2,3 7,8 

15 Nahrungs- und Futtermittel sowie 
Getränke . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 18,4 – . 505,0 65,6 5,2 . . 18,2 

16 Tabakerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – . – – – – – – 

17 Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  41,1 129,8 32,0 – 199,9 676,8 198,1 1,8 51,0 15,5 

18 Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . – – 1,0 . – . 1,3 12,4 

19 Leder und Lederwaren . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 4,5 5,8 – . 27,8 – – . 0,2 
20 Holz sowie Holz-, Kork- und Flechtwaren 

(ohne Möbel) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 535,8 6,9 0,6 – 5,1 140,5 27,6 2,5 156,0 29,7 

21 Papier, Pappe und Waren daraus . . . . . . .  358,0 10 200,2 5 872,3 . 513,2 462,9 117,8 42,7 20,9 14,6 

22 Verlags- und Druckerzeugnisse,  
bespielte Ton-, Bild- und Datenträger .  . 166,2 3 145,9 . 7,4 16,7 12,3 . 28,2 10,4 

23 Kokereierzeugnisse, Mineralöl-
erzeugnisse, Spalt- und Brutstoffe . . . .  – . – 33 340,5 2 400,2 . 231,4 179,0 1,7 10,0 

24 Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . .  694,1 2 015,0 904,7 655,2 43 672,9 10 817,5 1 309,6 1 002,0 1 110,9 1 400,1 

25 Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . . . . .  369,2 706,9 194,9 3,8 1 223,4 8 185,5 331,9 82,1 1 283,9 2 944,0 

26 Glas, Keramik, bearbeitete Steine  
und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  167,3 0,9 . . 354,4 396,9 5 908,5 372,5 453,3 673,3 

27 Metalle und Halbzeug daraus . . . . . . . . . .  87,6 107,0 54,3 . 1 288,0 1 353,1 652,5 26 150,6 14 085,4 12 790,8 
28 Metallerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  422,6 108,2 4,0 . 74,3 1 110,8 430,7 292,8 9 026,9 11 587,7 

29 Maschinen und deren Teile . . . . . . . . . . . . .  24,8 149,3 . . 188,0 555,8 53,6 493,6 1 152,7 24 615,5 

30 Büromaschinen, Datenverarbeitungs-
geräte und -einrichtungen . . . . . . . . . . . .  – 9,3 0,1 – – . . . 0,5 164,4 

31 Geräte der Elektrizitätserzeugung und  
-verteilung u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  39,4 80,0 . . 51,1 174,9 40,1 117,3 522,6 9 397,9 

32 Nachrichtentechnik, Rundfunk- und 
Fernsehgeräte sowie elektronische 
Bauelemente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – . . – 3,8 154,1 10,6 0,1 82,0 1 513,8 

33 Medizin-, mess-, steuerungs- und 
regelungstechnische Erzeugnisse; 
optische Erzeugnisse; Uhren . . . . . . . . .  . . . – 729,4 132,0 8,4 26,1 15,1 1 936,3 

34 Kraftwagen und Kraftwagenteile . . . . . . . .  . . . . – 105,2 . 3,1 19,4 2 689,4 

35 Sonstige Fahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – 4,4 . – 3,8 . 

36 Möbel, Schmuck, Musikinstrumente, 
Sportgeräte, Spielwaren, sonstige 
Erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52,6 10,5 3,8 – 13,3 18,8 24,2 . 119,9 4,0 

40 Energie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – . . – – . – . 

41 Wasser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0,8 – – 1,7 0,2 1,4 3,4 0,5 . 

 Übrige Rohstoffe, sonstige Vorprodukte 
sowie Hilfsstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  55,9 128,8 58,1 . 338,0 268,2 117,4 234,3 235,1 490,0 

 Betriebsstoffe (ohne Brenn- und 
Treibstoffe)1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  308,0 999,6 505,6 472,6 6 874,3 1 247,0 1 276,7 1 985,6 1 599,8 2 239,8 

 Brenn- und Treibstoffe sowie Energie . . .  367,5 1 413,3 330,8 351,8 3 822,3 936,9 1 640,9 3 685,1 1 036,8 1 165,8 

 Material- und Wareneingang insgesamt . . .  8 241,3 16 954,7 11 195,6 57 876,6 64 550,2 27 250,4 14 429,9 36 892,2 31 010,2 73 742,0 

1) Die von den Wirtschaftsabteilungen 10 bis 13 bezogenen Betriebsstoffe werden den jeweiligen Gütergruppen zugeschlagen, soweit sie nach Warenarten 
gegliedert gemeldet worden sind. 
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noch Anhangtabelle: Material- und Wareneingang 2002 nach Wirtschafts- und Güterabteilungen 
Mill. EUR 

Wirtschaftsabteilungen 

Güterabteilungen 

Herstellung
von Büro-

maschinen,
Datenver-

arbeitungs-
geräten und

-einrich-
tungen

Herstellung
von Geräten
der Elektrizi-

tätserzeu-
gung, -ver-

teilung u. Ä.

Rundfunk-, 
Fernseh- 

und
Nachrich-

tentechnik 

Medizin-, 
Mess-,

Steuer- und
Regelungs-

technik, 
Optik 

Herstellung
von

Kraftwagen 
und

Kraftwagen-
teilen 

Sonstiger 
Fahrzeug-

bau

Herstellung
von Möbeln,

Schmuck, 
Musikin-

strumenten,
Sport-

geräten 
usw.

Recycling 

Bergbau  
und Ver-

arbeitendes
Gewerbe 

insgesamt 

Nr. Bezeichnung 30 31 32 33 34 35 36 37 10 – 37 

01 Erzeugnisse der Landwirtschaft und Jagd  – – – . – – 13,8 – 25 810,1 
02 Forstwirtschaftliche Erzeugnisse . . . . . . . .  – – – – – – 26,5 – 2 007,1 

05 Fische und Fischereierzeugnisse . . . . . . .  – – – – – – . – . 
10 Kohle und Torf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – 599,0 

11 Erdöl und Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – 21 491,9 

12 Uran- und Thoriumerze . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – – 

13 Erze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – 2 006,5 

14 Steine und Erden, sonstige Bergbau- 
erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – . – . – . 27,7 2,4 3 946,5 

15 Nahrungs- und Futtermittel sowie 
Getränke . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – . – – . . 3,8 – 40 405,0 

16 Tabakerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – 3 824,5 
17 Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 4,2 11,1 119,3 1 574,8 9,3 704,8 1,5 10 503,9 

18 Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . – – 1,6 – 0,9 1,0 0,2 1 126,4 

19 Leder und Lederwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – . . 5,2 378,0 0,8 416,7 – 2 420,5 

20 Holz sowie Holz-, Kork- und Flechtwaren 
(ohne Möbel) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 5,6 2,4 31,1 222,8 84,4 2 032,9 3,1 6 328,1 

21 Papier, Pappe und Waren daraus . . . . . . .  7,2 138,7 16,4 3,2 . . 69,7 220,1 18 299,2 

22 Verlags- und Druckerzeugnisse,  
bespielte Ton-, Bild- und Datenträger .  . 2,1 11,8 24,5 . 2,2 46,2 11,3 3 941,2 

23 Kokereierzeugnisse, Mineralöl-
erzeugnisse, Spalt- und Brutstoffe . . . .  – 8,2 – . . 1,8 73,0 . 37 655,7 

24 Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . .  108,7 1 348,5 501,1 589,7 2 643,1 220,4 867,3 3,8 73 677,6 
25 Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . . . . . .  43,5 2 534,3 283,8 570,3 11 715,3 215,6 876,0 49,2 32 256,7 

26 Glas, Keramik, bearbeitete Steine  
und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 448,2 338,7 262,9 1 832,8 20,8 201,3 9,7 11 835,5 

27 Metalle und Halbzeug daraus . . . . . . . . . .  89,0 5 262,1 390,8 1 128,5 17 187,9 903,1 1 098,8 1 100,1 83 891,5 

28 Metallerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  164,0 2 898,3 294,5 882,4 10 657,0 844,3 1 631,8 47,7 40 874,1 

29 Maschinen und deren Teile . . . . . . . . . . . . .  43,7 3 578,5 81,5 619,8 6 640,2 2 089,3 525,8 4,0 41 320,8 

30 Büromaschinen, Datenverarbeitungs-
geräte und -einrichtungen . . . . . . . . . . . .  5 735,3 1 272,9 94,5 100,9 . . 0,5 38,9 7 437,1 

31 Geräte der Elektrizitätserzeugung und  
-verteilung u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  143,1 13 781,9 2 056,0 1 197,6 14 377,4 568,4 281,2 5,1 42 985,2 

32 Nachrichtentechnik, Rundfunk- und 
Fernsehgeräte sowie elektronische 
Bauelemente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 374,0 9 436,1 20 726,2 2 439,9 5 940,7 403,9 38,1 . 43 209,0 

33 Medizin-, mess-, steuerungs- und 
regelungstechnische Erzeugnisse; 
optische Erzeugnisse; Uhren . . . . . . . . .  15,4 1 061,0 170,3 3 881,8 4 800,0 489,9 20,1 – 13 323,1 

34 Kraftwagen und Kraftwagenteile . . . . . . . .  – 181,7 – . 92 894,5 14,2 . 12,5 97 293,3 

35 Sonstige Fahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – . – 32,6 239,7 5 851,1 – . 6 458,5 
36 Möbel, Schmuck, Musikinstrumente, 

Sportgeräte, Spielwaren, sonstige 
Erzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4,1 51,7 10,2 39,4 7 198,7 190,3 2 215,1 – 10 142,9 

40 Energie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – – – – – – – . 

41 Wasser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – . – . – – . – 62,1 

 Übrige Rohstoffe, sonstige Vorprodukte 
sowie Hilfsstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18,4 420,2 . 114,9 1 236,0 97,4 65,8 1,4 4 750,7 

 Betriebsstoffe (ohne Brenn- und 
Treibstoffe)1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  124,2 1 135,6 343,5 613,9 4 945,5 226,2 506,4 65,1 36 253,4 

 Brenn- und Treibstoffe sowie Energie . . .  35,8 585,6 226,0 181,2 1 587,1 178,0 252,8 58,9 20 996,8 

 Material- und Wareneingang insgesamt . . .  9 229,6 44 458,3 25 644,9 12 873,0 186 079,3 12 417,7 12 506,3 1 639,7 747 574,2 

1) Die von den Wirtschaftsabteilungen 10 bis 13 bezogenen Betriebsstoffe werden den jeweiligen Gütergruppen zugeschlagen, soweit sie nach Warenarten 
gegliedert gemeldet worden sind. 
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Dipl.-Kaufmann Roland Fischer

Eisenbahnverkehr 2004
In Deutschland waren im Jahr 2004 insgesamt rund 150 
Eisenbahnunternehmen am öffentlichen Eisenbahnverkehr 
beteiligt. Diese Unternehmen haben insgesamt 2 071 Mill. 
Fahrgäste, davon 115 Mill. im Fernverkehr, befördert und 
310,3 Mill. Tonnen (t) Güter transportiert. Bedingt durch 
eine seit Jahresbeginn 2004 gültige neue Rechtsgrundlage 
konnten für das Jahr 2004 erstmals Daten zum kombinierten 
Verkehr zwischen Straße und Schiene (Transport von Con-
tainern, Wechselbehältern und Straßengüterfahrzeugen) 
ermittelt werden; in diesem wichtigen Segment erzielte 
die Eisenbahn im Jahr 2004 mit Containern und Wechsel-
behältern ein Güteraufkommen von 34,4 Mill. t, bei der 
Beförderung von Straßengüterfahrzeugen im Rahmen des 
kombinierten Verkehrs der Eisenbahnen wurde eine Ton-
nage von 6,2 Mill. t erreicht. 

Die Eisenbahnunternehmen beschäftigten etwa 286 600 
Mitarbeiter und verfügten über ein Schienennetz von rund 
41 500 km (Stand jeweils Ende 2003). In dem Bericht 
werden, neben näheren Ausführungen zu den oben ange-
führten Themen, noch Angaben zu Fahrzeugbeständen und 
Unfällen veröffentlicht. 

Vorbemerkung

Im folgenden Beitrag werden in erster Linie Ergebnisse 
über die Verkehrsleistungen der Eisenbahnunternehmen 
des öffentlichen Verkehrs dargestellt.1) Der Berichtskreis 
der Eisenbahnstatistik ist funktional abgegrenzt, das heißt 

zur Eisenbahnstatistik melden alle Eisenbahnunternehmen 
des öffentlichen Verkehrs, die Eisenbahnverkehr als Haupt-,
Neben- oder Hilfstätigkeit betreiben. Im Berichtsjahr 2004 
waren dies rund 150 Unternehmen (Stand am Jahresende 
2003). In den Berichtskreis der Eisenbahnstatistik nicht 
einbezogen sind diejenigen Eisenbahnunternehmen, die 
keiner allgemeinen Beförderungspflicht unterliegen und 
nicht das öffentliche Netz nutzen. Zu diesen Unternehmen 
zählen hauptsächlich Hafen- und Werksbahnen. 

Die bis dahin geltende Rechtsgrundlage der Eisenbahn-
statistik, die Verordnung über eine Eisenbahnstatistik vom
8. August 1965 (BGBl. I S. 749), wurde ab dem Berichtsjahr 
2004 durch das Verkehrsstatistikgesetz2) abgelöst. Die neue 
Rechtsgrundlage entließ einerseits durch Einführung von 
Abschneidegrenzen zahlreiche Auskunftspflichtige aus der 
Berichtspflicht oder entlastete sie durch eine verlängerte 
Periodizität und reduzierte Fragenkataloge einiger Erhebun-
gen, andererseits konnten bisherige Datenlücken im Eisen-
bahnsektor durch geänderte oder neue Datenerhebungen 
geschlossen werden.

In der Schienen-Güterverkehrsstatistik wird bei 21 Eisen-
bahnverkehrsunternehmen, die den neuen Schwellenwert 
für die Beförderungsleistung von 10 Mill. Tonnenkilometern 
(tkm) im Jahr überschreiten, erstmalig für das Berichtsjahr 
2004 auf monatlicher Basis neben dem bisher erfassten 
Güterverkehr auch der kombinierte Verkehr (Transport von 
Containern, Wechselbehältern und Straßengüterfahrzeu-

 1) Eisenbahnen dienen dem öffentlichen Verkehr, wenn sie nach ihrer Zweckbestimmung jedermann zur Personen- oder Güterbeförderung benutzen kann.
 2) Gesetz über die Statistik der See- und Binnenschifffahrt, des Güterkraftverkehrs, des Luftverkehrs sowie des Schienenverkehrs und des gewerblichen Straßen- und Personenverkehrs 

(Verkehrsstatistikgesetz – VerkStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Februar 2004 (BGBl. I S. 318).



VERKEHR

542 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 5/2005

gen) der Eisenbahnen in tiefer regionaler Gliederung voll-
ständig erfasst. Nach der bisherigen Rechtslage konnten 
nur jährliche Eckwerte der Gütertransporte der Deutschen 
Bahn im kombinierten Verkehr erfasst werden, was zu einer 
steigenden Untererfassung führte, da andere Eisenbahnver-
kehrsunternehmen in den letzten Jahren in zunehmendem 
Maß in diese Transportsparte eingestiegen sind. Erste 
Ergebnisse über diesen zukunftsträchtigen Transportsektor 
im Eisenbahnbereich werden im Folgenden dargestellt.

Die Periodizität der unterjährigen Personenverkehrsstatistik 
wurde von monatlich auf vierteljährlich umgestellt. Der Fern-
verkehr wird hierbei weiterhin zentral erhoben, während die 
Erfassung des Personennahverkehrs auf der Schiene in die 
Statistik des gewerblichen Personennahverkehrs und des 
Omnibusfernverkehrs integriert wurde, die dezentral durch 
die Bundesländer erhoben wird und auch den Verkehr mit 
U-Bahnen, Straßenbahnen und Omnibussen einschließt.

In der neu gestalteten Jahreserhebung, deren Ergebnisse 
aus erhebungstechnischen Gründen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt vorliegen, werden erstmalig Zahlen über 

– Gefahrguttransporte nach Klassen und Hauptverkehrs-
verbindungen 

– Gütertransporte nach Ganzzug oder Waggonladung

– Fahrleistung in Zugkilometern 

– Fahrgäste im internationalen Verkehr nach Ein- und Aus-
steigestaat 

erhoben.

In den vorgesehenen fünfjährlichen Erhebungen werden 
erstmalig für das Jahr 2005

— Verkehrsströme im Eisenbahnnetz sowie die

— Zahl der Fahrgäste nach Ein- und Aussteigeregion 
(NUTS-2)

erhoben.

Die Bestandsstatistik und die Infrastrukturstatistik wurden 
von einem jährlichen auf einen fünfjährlichen Rhythmus 
umgestellt, wobei die Infrastrukturdaten jährlich fortge-
schrieben werden.

1 Personenverkehr
Die Eisenbahnunternehmen des öffentlichen Verkehrs 
beförderten im Jahr 2004 insgesamt 2 071 Mill. Fahrgäste. 
115 Mill. Personen fuhren im Fernverkehr (– 1,9%), während 
mit 1 955 Mill. über 90% der Fahrgäste die Eisenbahnen im 
Nahverkehr benutzten. Im Vergleich zu 2003 nahm die Zahl 
der Fahrgäste der Eisenbahnen insgesamt leicht zu, eine 
genaue Quantifizierung dieser Zunahme ist im Nahverkehr 
aber nicht möglich, da sich der Berichtsfirmenkreis auf-
grund der neuen Rechtsgrundlage ab 2004 geändert hat.

Bei den Ergebnissen ist zu beachten, dass jedes Eisenbahn-
unternehmen seine Fahrgäste angibt; das heißt steigt ein 

Reisender um und wechselt dabei das befördernde Unter-
nehmen, so zählen beide Unternehmen den Reisenden als 
Fahrgast. Da immer mehr Eisenbahnunternehmen Teile des 
Nahverkehrs der Deutschen Bahn AG übernehmen, erge-
ben sich durch Umsteigeverkehre zwischen diesen neuen 
Gesellschaften und der Deutschen Bahn AG Doppelzäh-
lungen der Fahrgäste in größerem Umfang (rund 120 Mill. 
Umsteiger pro Jahr). Dadurch kommt es im Vergleich zu frü-
heren Perioden zu einer Erhöhung der Zahl der beförderten 
Personen. Um einen langfristigen Vergleich weiter zu ermög-
lichen, wurden die Fahrgastzahlen bis einschließlich 2003 
in Abstimmung mit der Deutschen Bahn und dem Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen entsprechend angepasst.

Die im Personenverkehr erbrachte Verkehrsleistung wird 
als Produkt aus der Zahl der beförderten Personen und der 
Entfernung in Form von Personenkilometern (Pkm) ermittelt. 
Im Jahr 2004 wurden durch die Eisenbahnen 72,6 Mrd. Pkm 
geleistet, davon entfielen 32,4 Mrd. Pkm auf den Fernver-

Tabelle 1: Personenverkehr der Eisenbahnen 

19931) 1998 2003 2004 

2004 
gegen-

über 
2003 

Verkehrsart 

Mill. % 

Beförderte Personen2) . . . .  1 494 1 910 2 024  2 071 X 
Fernverkehr . . . . . . . . . . . .  133 149 117  115 – 1,9
Nahverkehr2) . . . . . . . . . . .  1 362 1 761 1 907  1 955 X 

Geleistete 
Personenkilometer2) . . . .  63 361 72 666 71 293  72 563 X 
Fernverkehr . . . . . . . . . . . .  33 470 34 562 31 619  32 394 + 2,3
Nahverkehr2) . . . . . . . . . . .  29 891 38 104 39 673 40 168 X 

1) Ohne Doppelzählungen. – 2) Vergleich zum Vorjahr wegen Veränderung 
des Berichtsfirmenkreises nicht möglich. 
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kehr (+ 2,3%) und 40,2 Mrd. Pkm auf den Nahverkehr. Der 
Anteil des Fernverkehrs an der Personenverkehrsleistung 
verschiebt sich durch die größeren Reiseweiten zugunsten 
des Fernverkehrs; für weniger als 6% der Fahrgäste wer-
den 45% der Verkehrsleistung erbracht, während auf die 
Fahrgäste des Nahverkehrs (94% der beförderten Personen 
insgesamt) nur 55% der Verkehrsleistung entfielen. 

2 Güterverkehr
Mit insgesamt 310,3 Mill. t lagen die transportierte Güter-
menge im Jahr 2004 um 2,1% und mit 86,4 Mrd. tkm die 
Beförderungsleistung um 8,2% über den Ergebnissen des 
Vorjahres. Eine detaillierte Erhebung wird nach dem neuen 
Verkehrsstatistikgesetz nur noch bei 21 Unternehmen, die 
mehr als 10 Mill. Tonnenkilometer im Jahr leisten, durchge-
führt. Diese Abschneidegrenze ermöglichte es, im Vergleich 
zum Vorjahr elf Kleinunternehmen aus der detaillierten 
Auskunftspflicht zu entlassen, ohne die Gesamtergebnisse
nennenswert zu beeinflussen, sodass weiterhin Vorjahres-
vergleiche durchgeführt werden können. 

2.1  Wagenladungsverkehr

Die Bahntransporte wurden vollständig im frachtpflichti-
gen Wagenladungsverkehr abgewickelt. Das Volumen der 
Dienstguttonnage ist seit 1990 (16,5 Mill. t) kontinuierlich 
zurückgegangen und wurde ab 2003 vollständig in den 
Wagenladungsverkehr integriert, sodass sich die Daten 

nunmehr ausschließlich auf den frachtpflichtigen Wagenla-
dungsverkehr (einschl. des kombinierten Verkehrs) bezie-
hen. Die Gesamttonnage von 310,3 Mill. t gliederte sich 
in der Unterteilung nach Hauptverkehrsbeziehungen wie 
folgt auf: Der Binnenverkehr, also die zwischen deutschen 
Be- und Entladeorten beförderte Tonnage, nahm auf 200,1 
Mill. t (– 1,5%) ab. Im grenzüberschreitenden Verkehr stieg 
der Versand um 11,7%; insgesamt wurden 46,1 Mill. t in 
das Ausland transportiert. Der Empfang aus dem Ausland 
nahm um 8,1% auf 51,3 Mill. t zu. Der Durchgangsverkehr 
durch das Bundesgebiet von Ausland zu Ausland erhöhte 
sich gleichzeitig um 8,2%; hier wurden 12,8 Mill. t Güter 
transportiert. 

Bedingt durch die teilweise überdurchschnittlichen Stei-
gerungen bei der Auslandstonnage hat sich der Anteil des 
internationalen Eisenbahnverkehrs auf dem deutschen 
Netz seit 1993 bei der beförderten Menge von 23 auf 
36% erhöht. Der internationale Anteil an der tonnenkilo-
metrischen Leistung erreichte durch die im Vergleich zum 
Binnenverkehr meist größeren Transportweiten 2004 sogar 
einen Anteil von 54% an der tkm-Gesamtleistung; hierbei 
ist anzumerken, dass beim grenzüberschreitenden Verkehr 
nur die auf dem Bundesgebiet geleisteten Tonnenkilometer 
nachgewiesen werden. 

2.2  Wagenladungsverkehr nach Güterarten

Im Bereich der Montangüter war im Vergleich zum Vorjahr 
eine uneinheitliche Entwicklung der Transportnachfrage 
festzustellen. Bei den traditionell aufkommensstarken Koh-
letransporten musste mit 53,0 Mill. t ein Verkehrsverlust 
von 6,2% hingenommen werden, während das Aufkommen 
der Produktgruppe „Eisen, Stahl und NE-Metalle“ mit 55,9 
Mill. t um 4,0% zunahm und der Transport von „Erzen und 
Metallabfällen“ mit 29,9 Mill. t ein Plus von 4,9% einfahren 
konnte. Die von großen Baumaßnahmen beeinflussten 
Transportmengen von „Steinen und Erden“ stagnierten bei 
einem Aufkommen von 37,0 Mill. t.
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Tabelle 2: Güterverkehr der Eisenbahnen 

Gegenstand 
der

Nachweisung 
19941) 20031) 2004 

2004 
gegen-

über 
2003 

Beförderungsmenge 

Mill. t %

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 336,8 303,7 310,3 + 2,1

Wagenladungsverkehr . . . . . . . 328,2 303,7 310,3 + 2,1

Binnenverkehr . . . . . . . . . . . . . 245,3 203,2 200,1 –1,5

Versand in das Ausland . . . 31,8 41,3 46,1 + 11,7

Empfang aus dem Ausland 43,0 47,4 51,3 + 8,1

Durchgangsverkehr . . . . . . . . 8,1 11,8 12,8 + 8,2

Dienstgutverkehr . . . . . . . . . . . . . . 6,4 . . . 

Beförderungsleistung 

Mrd. tkm 

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 70,7 79,8 86,4 + 8,2

Wagenladungsverkehr . . . . . . . . 79,8 86,4 + 8,2

Binnenverkehr . . . . . . . . . . . . . . 37,6 39,9 + 6,2

Versand in das Ausland . . . . 16 ,9 19,2 + 14,0

Empfang aus dem Ausland . 16,9 18,4 + 8,8

Durchgangsverkehr . . . . . . . . . 8,5 8,8 + 4,5

Dienstgutverkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

1) Korrigierte Werte: tkm teilweise in tieferer Gliederung nicht nachweisbar. 
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Bei den „Mineralölerzeugnissen“ setzte sich der seit fünf 
Jahren anhaltende Transportzuwachs fort; mit insgesamt 
32,4 Mill. t ergab sich ein Plus von 10,5% gegenüber dem 
Jahr 2003. Die „Besonderen Transportgüter“3), die unter 
anderem einen großen Teil des kombinierten Verkehrs 
umfassen, steigerten mit 38,8 Mill. t ihr Vorjahresergebnis 
um 3,3%.

2.3 Hoher Transportanteil innerhalb 
der Bundesländer

Betrachtet man den Güterverkehr der Eisenbahnen nach 
Bundesländern, so stellt man fest, dass fast ein Drittel 
(31%) des Ladungsaufkommens innerhalb der Landes-
grenzen der einzelnen Bundesländer sowohl ein- als auch 
ausgeladen wurde. Damit zeigt sich, dass die Eisenbahn, 
ähnlich wie beim Personenverkehr, auch im Güterverkehr in 
hohem Umfang über relativ kurze Entfernungen als Nahver-
kehrsmittel genutzt wird.

Ein weiteres Drittel aller Güter wurde zwischen den Bun-
desländern transportiert, während 15% in das Ausland 
versandt wurden und 17% der gesamten Tonnage aus dem 
Ausland in Deutschland empfangen wurden.

Ein besonders hohes Transportaufkommen innerhalb von 
Landesgrenzen zeigte sich bei den Ländern mit bedeuten-
den Kohle- und Stahlstandorten. So wurden zum Beispiel in 
Nordrhein-Westfalen mit 50,0 Mill. t rund 50% des gesam-
ten Eisenbahngüteraufkommens innerhalb des Landes 
befördert. Im Saarland wurden mit 11,0 Mill. t rund 45% 
aller Güter innerhalb der Landesgrenzen transportiert.

3 Container- und
Huckepackverkehr

Wie bereits eingangs erwähnt konnte im Jahr 2004 erst-
mals der gesamte kombinierte Verkehr der Eisenbahnen 

 3) Transportgüter, die nach ihrer Art nicht einzugruppieren sind.
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Tabelle 3: Frachtpflichtiger Wagenladungsverkehr der 
Eisenbahnen nach Güterabteilungen 

1994 1999 2003 2004 

2004 
gegen-

über 
2003 

Güterabteilungen 

Mill. t % 

Insgesamt 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  336,8 290,7 303,8 310,3 + 2,1 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse . . .  7,6 7,8 6,1 6,5 + 6,0 
Andere Nahrungsmittel . . . . . . . . . . . .  4,7 3,6 2,8 2,6 – 4,0 
Feste mineralische Brennstoffe . . . .  79,8 57,1 56,6 53,0 – 6,2 
Erdöl, Mineralölerzeugnisse, Gase .  28,2 23,9 29,3 32,4 + 10,5 
Erze, Metallabfälle . . . . . . . . . . . . . . . . .  34,2 28,7 28,5 29,9 + 4,9 
Eisen, Stahl und NE-Metalle . . . . . . .  56,1 49,4 53,7 55,9 + 4,0 
Steine und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . .  46,5 38,2 36,9 37,0 + 0,3 
Düngemittel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7,7 7,4 7,7 7,6 – 0,9 
Chemische Erzeugnisse . . . . . . . . . . .  20,2 20,9 23,2 25,7 + 10,9 
Andere Halb- und Fertigerzeugnisse  18,0 21,4 21,5 20,8 – 3,2 
Besondere Transportgüter . . . . . . . . .  25,4 29,1 37,5 38,8 + 3,3 

1) 1994 bis 2003: Korrigierte Werte, die teilweise nicht nach Güterabtei-
lungen aufteilbar sind.  

Tabelle 4: Frachtpflichtiger Wagenladungsverkehr der 
Eisenbahnen 2004 nach Ländern und 

Hauptverkehrsverbindungen 
Mill. t 

Versand 
in das 

Empfang 
aus dem

Versand 
in das 

Empfang 
aus dem 

Land

Verkehr 
innerhalb 

des
Bundes-
landes1)

übrige/n 
Bundesgebiet 

Ausland

Insgesamt . . . . . . . . . . 95,0 105,1 105,1 46,1 51,3 

Baden-
Württemberg . . . 2,9 3,5 8,1 5,1 5,1 

Bayern . . . . . . . . . . . 7,6 6,7 10,5 6,6 6,8 
Berlin . . . . . . . . . . . . 0,0 0,6 2,1 0,0 0,7 
Brandenburg . . . . . 1,5 9,6 9,2 1,8 3,5 
Bremen . . . . . . . . . . 0,4 2,5 5,6 1,5 2,0 
Hamburg . . . . . . . . . 0,1 14,8 11,2 3,1 2,4 
Hessen . . . . . . . . . . . 1,5 4,6 6,3 2,4 1,6 

Mecklenburg-
Vorpommern . . . 0,6 2,6 5,1 0,8 0,4 

Niedersachsen . . . 9,2 8,6 16,1 3,5 2,8 
Nordrhein- 

Westfalen . . . . . . 50,0 15,6 11,4 10,4 12,2 
Rheinland-Pfalz . . 0,6 2,8 4,4 3,0 1,9 
Saarland . . . . . . . . . 11,0 3,3 1,0 1,8 7,3 
Sachsen . . . . . . . . . . 0,8 6,9 5,6 1,8 2,6 
Sachsen-Anhalt . . 7,5 20,4 4,3 2,2 0,9 
Schleswig-Holstein 0,9 1,3 1,4 1,0 0,3 
Thüringen . . . . . . . . 0,5 1,2 3,0 1,1 0,8 

1) Versand = Empfang. 
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im Rahmen des neuen Verkehrsstatistikgesetzes erfasst 
werden. Damit kann dieser zukunftsträchtige Teilbereich 
des Güterverkehrs der Eisenbahnen in der notwendigen Tie-
fengliederung dargestellt werden. Da es sich um eine neue 
Erhebung handelt und keine kompatiblen Vergangenheits-
daten vorliegen, ist im ersten Berichtsjahr 2004 allerdings 
keine Entwicklung darstellbar. 

Die Eisenbahnen melden im Rahmen des kombinierten 
Verkehrs den Transport von Großcontainern und Wechsel-
behältern als zusammengefasste Position, da für sie trans-
porttechnisch kein Unterschied besteht und ihnen von den 
ausländischen Nachbarbahnen im Wechselverkehr auch 
keine tiefere Gliederung zur Verfügung gestellt wird.

Im Jahr 2004 wurden von den Eisenbahnen 3,0 Mill. Con-
tainer und Wechselbehälter mit insgesamt 34,4 Mill. t 
Gütern befördert; dabei wurde eine Verkehrsleistung von 
16,6 Mrd. tkm erbracht. Damit erweist sich dieser Bereich 
mit einer durchschnittlichen Transportweite von 483 km im 

Vergleich zum übrigen Güterverkehr (253 km) als extremer 
Langläufer. 

Vier Fünftel der Container und Wechselbehälter wurden im 
beladenen Zustand befördert und nur bei einem Fünftel der 
Transporte handelte es sich um Rückläufe leerer Ladeein-
heiten.

Im „Huckepackverkehr“ konnte im Jahr 2004 mit 285 000 
beförderten Lastkraftfahrzeugen und Sattelzuganhängern 
eine Tonnage von 6,2 Mill. t Gütern bewegt werden.

Die 128 000 unbegleiteten Sattelauflieger, die ähnlich wie 
Container, allerdings auf speziellen „Taschenwagen“ beför-
dert werden, erreichten eine Tonnage von 2,7 Mill. t; bei 
einer noch höheren Transportweite als beim Containerver-
kehr von insgesamt 542 km wurden 1,5 Mrd. tkm geleistet. 

Auf der „Rollenden Landstraße“ wurden zwar 156 000 Last-
kraftwagen und Sattelzüge mit 3,5 Mill. t befördert, dies 
aber durchschnittlich nur über knapp 100 km, sodass als 
Verkehrsleistung nur 0,35 Mrd. tkm erbracht wurden. 

4 Personal
Alle nachfolgenden Ergebnisse zu Personal, Fahrzeugbe-
stand und Infrastruktur stammen aus der Unternehmens-
statistik 2003, die bedingt durch das neue Verkehrssta-
tistikgesetz in dieser Form zum letzten Mal durchgeführt 
wurde. Zukünftig werden Infrastrukturdaten (Erhebung: 
jährlich und fünfjährlich) sowie Fahrzeugbestände und 
Beschäftigtenzahlen (jeweils fünfjährlich) in modifizierter 
Form erhoben. 

Ob der seit Jahren bei den Eisenbahnunternehmen stattfin-
dende Personalabbau weiterhin erfolgte, konnte 2003 nicht 
weiter beobachtet werden, da geänderte Abgrenzungen von 
Konzernteilen der Deutsche Bahn AG eine vergleichbare 
Fortrechnung des Personalbestandes nicht zulassen. Zum
Jahresende 2003 beschäftigten die Eisenbahnunternehmen 
286 600 Personen.

5 Fahrzeugbestand
Zum Jahresende 2003 standen den Eisenbahnunternehmen 
des öffentlichen Verkehrs 3 326 Elektrolokomotiven und 
2 733 Diesellokomotiven zur Verfügung; dabei nahm der 
Bestand an Elektrolokomotiven um 52 und an Dieselloko-
motiven um 201 zu. 

Der Bestand an Triebwagen nahm indessen im Zuge der 
Modernisierung des Fahrzeugparks stark zu; die Anzahl der 
elektrischen Triebwagen stieg um 386 auf 5 575 und die der 
Dieseltriebwagen um 188 auf 2 750. 

Die Zahl der Fahrzeuge zur Personenbeförderung lag am 
Ende des Jahres 2003 mit 20 710 Einheiten um 1 280 Wagen 
(– 5,8 %) unter dem Vorjahresstand.

Für den für die Güterbeförderung vorgehaltenen Fahrzeug-
park liegen für das Jahr 2003 folgende Ergebnisse vor: Die 
Eisenbahnunternehmen in Deutschland verfügten insge-

Tabelle 5: Container- und Huckepackverkehr auf der Schiene 
im Jahr 2004 

Davon im  

Transportart 
Behälterart1)

Ins-
gesamt Binnen-

verkehr 

Versand 
in das 

Ausland

Empfang 
aus dem 
Ausland 

Durch-
gangs-
verkehr 

Anzahl der beförderten Einheiten in 1 0002)

Container/ 
Wechselbehälter 

zusammen . . .  3 019 1 295 708 660 355 
bis 20 Fuß . . . .  588 538 21 30 0 
20 bis 25 Fuß .  1 449 365 438 431 215 
25 bis 30 Fuß .  170 41 70 45 14 
30 bis 40 Fuß .  811 351 179 155 126 

Kraftfahrzeuge 
zusammen . . .  285 15 131 122 17 

Sattelzug-
anhänger . . . . .  128 15 51 48 15 

Lkw/Sattelzug . .  156 – 80 74 2 

Beförderte Menge in 1 000  t 

Container/ 
Wechselbehälter 
zusammen . . . . . .  34 424 13 928 9 497 6 535 4 464 

bis 20 Fuß . . . .  7 379 6 749 234 396 0 
20 bis 25 Fuß .  14 000 2 529 5 554 3 601 2 317 
25 bis 30 Fuß .  3 267 783 1 613 603 268 
30 bis 40 Fuß .  9 778 3 868 2 096 1 935 1 879 

Kraftfahrzeuge 
zusammen . . .  6 230 305 2 961 2 599 365 

Sattelzug-
anhänger . . . . .  2 730 305 1 131 981 313 

Lkw/Sattelzug . .  3 500 – 1 830 1 618 53 

Verkehrsleistung in  Mrd. tkm 

Container/  
Wechselbehälter 
zusammen . . . . . .  16, 64 5, 95 4,62 3,46 2,60 

bis 20 Fuß . . . .  2,89 2,49 0,11 0,29 0,0 
20 bis 25 Fuß .  7,05 1,24 2,71 1,79 1,32 
25 bis 30 Fuß .  1,47 0,38 0,68 0,26 0,16 
30 bis 40 Fuß .  5,22 1,84 1,13 1,13 1,12 

Kraftfahrzeuge 
zusammen . . .  1,83 0,16 0,81 0,69 0,16 

Sattelzug-
anhänger . . . . .  1,48 0,16 0,63 0,53 0,16 

Lkw/Sattelzug . .  0,35 – 0,18 0,16 0,00 

1) Maßeinheit: Ein Fuß entspricht 30,48 cm. – 2) Beladene und unbeladene 
Einheiten. 
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samt über 164 138 Güterwagen. Von diesen Güterwagen 
waren 107 031 im Eigentumsbestand der Eisenbahnen und 
57 107 als Privatgüterwagen bei den Eisenbahnunterneh-
men eingestellt. 

6 Genutztes Schienennetz verlängert
Nach einem Abbau um 477 km im Jahr 2002 wurde das 
für den Eisenbahnverkehr genutzte Schienennetz im Jahr 
2003 um 893 km erweitert, sodass sich insgesamt eine 
Betriebsstreckenlänge von 41 531 km ergab. Die Länge 
der elektrifizierten Strecken, auf denen der größte Teil der 
Eisenbahnleistungen erbracht wird, stieg im Vergleich zum 
Jahr 2002 um 303 km auf 20 140 km.

7 Zahl der Unfälle 
annähernd gleich geblieben

Auf dem von Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs betrie-
benen Netz ereigneten sich im Jahr 2003 insgesamt 813 
Bahnbetriebsunfälle, bei denen Personenschaden regist-
riert wurde; dabei wurden 173 Personen getötet und 925 

Menschen verletzt4). Damit bewegt sich die Zahl der Unfälle 
seit Jahren in der gleichen Größenordnung; auch bei der 
Zahl der Getöteten und Verletzten ist – mit Ausnahme der 
durch den Großunfall in Eschede im Jahr 1998 erhöhten 
Werte – eine ähnliche Situation zu beobachten.

Diejenigen Eisenbahnunfälle, an denen überwiegend nur 
Eisenbahnfahrzeuge beteiligt waren, forderten bei ins-
gesamt 139 Entgleisungen, Zusammenstößen oder dem 
Aufprallen auf Gegenstände im Jahr 2003 insgesamt 12 Tote 
und 253 Verletzte. Mit 109 Getöteten wurde mehr als die 
Hälfte aller Todesopfer in der Kategorie der so genannten 
persönlichen Unfälle von Reisenden, Bahnbediensteten 
und Bahnfremden registriert; bei 423 Unfällen dieser Kate-
gorie wurden 380 Verletzte gezählt. Zu einer Kollision mit 
Wegbenutzern auf höhengleichen Bahnübergängen kam es 
in 187 Fällen; dabei starben 50 Menschen und 249 wurden 
verletzt. 

 4) Todesfälle durch Selbsttötung sind in diesen Zahlen nicht enthalten. Nach Angaben der Deutschen Bahn AG nehmen sich im Durchschnitt pro Tag drei bis vier Menschen auf den Bahnglei-
sen das Leben; siehe Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. März 1999. 

Tabelle 6: Fahrzeugbestand der Eisenbahnen1)

Gegenstand der Nachweisung 1990 1995 2002 2003 

Einsatzbestand an Lokomotiven 

Insgesamt2). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12 263 9 458 5 870 6 059 

Elektrische Lokomotiven . . . . . 3 867 3 583 3 274 3 326 
Diesellokomotiven . . . . . . . . . . 8 132 5 875 2 532 2 733 

Fahrzeuge für die Personenbeförderung 

Insgesamt2). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23 920 20 058 21 990 20 710 

Elektrische Triebwagen . . . . . . 2 461 2 880 5 189 5 575 
Dieseltriebwagen . . . . . . . . . . . . 783 1 031 2 562 2 750 

Reisezugwagen . . . . . . . . . . . . . . 19 235 14 791 11 945 12 269 
Steuer- und Beiwagen . . . . . . . 1 441 1 356 2 294 116 

Güterwagen 
Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 419 690 256 041 169 529 164 138 

Eigentumsbestand . . . . . . . . . . 367 592 178 493 111 314 107 031 

Privatbestand . . . . . . . . . . . . . . . 52 098 77 548 58 215 57 107 

1) Stand am Jahresende. – 2) Bis 2002 einschl. Fahrzeugen anderer An-
triebsarten. 

Tabelle 7: Unternehmen und feste Betriebseinrichtungen der 
Eisenbahnen1)

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1990 1995 2002 2003 

Unternehmen . . . . . . . . . . . . . . . . Anzahl 105 103 153 151
Eigentumsstreckenlänge . . . . . km 44 122 46 756 44 324 43 793
Betriebsstreckenlänge . . . . . . . . km 44 001 45 118 40 638 41 531
dar.: elektrifiziert . . . . . . . . . . . . . km 16 120 18 551 19 837 20 140

eingleisig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . km 3 216 4 074 4 300 4 406
mehrgleisig . . . . . . . . . . . . . . . . km 12 904 14 477 15 537 15 734

Gesamtgleislänge . . . . . . . . . . . . km 90 760 80 297 79 138 80 257
dar.: elektrifiziert . . . . . . . . . . . . . km 41 847 . 42 068 47 498
Bahnhöfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Anzahl 5 828 5 768 5 256 5 046
Gleisanschlüsse . . . . . . . . . . . . . . Anzahl 15 653 12 380 5 432 5 065
Höhengleiche Bahnübergänge Anzahl 37 029 34 759 31 533 30 853
dar.: mit Schranken . . . . . . . . . . Anzahl 15 606 15 218 . .

1) Stand am Jahresende. 
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Im April 2005 kam es im Vorjahresvergleich auf allen hier 
betrachteten Wirtschaftsstufen zu Preissteigerungen. Der 
Index der industriellen Erzeugerpreise erhöhte sich um 
4,6% (März 2005: + 4,2%), die  Großhandelsverkaufspreise 
stiegen um 3,2% (März 2005: + 3,3%).  Der Index der Ein-
zelhandelspreise lag um 0,5% (März 2005: + 0,4%) und der 
Verbraucherpreisindex um 1,6% (März 2005: + 1,8%) über 
dem Niveau des Vorjahres.

Auch im Vormonatsvergleich zogen die Preise an. Die 
industriellen Erzeugerpreise stiegen um 0,7% (März 2005: 
+ 0,6%), die Großhandelsverkaufspreise lagen um 0,3% 
über dem Niveau des Vormonats (März 2005: + 0,8%). Der 
Index der Einzelhandelspreise erhöhte sich leicht um 0,1% 
(März 2005: + 0,4%), der Verbraucherpreisindex stieg um 
0,1% (März 2005: + 0,3%).

Die Preise für Mineralölerzeugnisse wirkten sich auch im 
April 2005 wieder – und damit bereits seit über einem 
Jahr – preistreibend auf die Erzeuger- sowie auf die Verbrau-
cherpreise aus. Die Erzeugerpreise für Mineralölerzeugnisse 
erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr spürbar um 13,6%. 
Ohne Mineralölerzeugnisse ist der Erzeugerpreisindex um 
4,1% gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Auch die Verbrau-
cherpreise für Mineralölerzeugnisse haben sich weiter deut-
lich erhöht. Im April 2005 lagen die Preise für Heizöl und 
Kraftstoffe um 11,4% höher als ein Jahr zuvor. Ohne Heizöl 
und Kraftstoffe hat die Teuerungsrate im April 2005 nur bei 
1,1% gelegen. Im Ver gleich zum Vormonat kosteten Heizöl 
und Kraftstoffe 3,6% mehr. Ohne Einrechnung der Mineral-
ölprodukte ist der Verbraucherpreis index von März auf April 
2005 um 0,2% zurückgegangen.

Der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte lag 
im April 2005 um 4,6% höher als im April 2004. Dies war 

der höchste Anstieg im Vorjahresvergleich seit April 2001 
(+ 4,9%). Im März und im Februar 2005 hatte die Jahresver-
änderungsrate jeweils bei + 4,2% gelegen. Im Vergleich zum 
Vormonat ist der Index im April 2005 um 0,7% gestiegen.

Für den weiteren Anstieg der Erzeugerpreise war vor allem 
die anhaltende Verteue rung von Energie verantwortlich 
(+ 3,6% zum Vormonat bzw. + 13,2% zum Vorjahr). Beson-
ders stark erhöhten sich im April die Preise für Erdgas, die 
gegenüber dem Vormonat um 6,5% stiegen. Im Vorjahres-
vergleich war Erdgas im April 2005 um 19,9% teurer. Auch 
elektrischer Strom verteuerte sich gegenüber dem Vormo-
nat überdurch schnittlich (+ 3,1%); die Strompreise lagen im 
April um 8,2% über dem Niveau des Vorjahres. Die Preise für 
Mineralölerzeugnisse zogen im April 2005 gegenüber dem 
Vormonat um durchschnittlich 2,2%, gegenüber April 2004 
um 13,6% an (darunter Benzin: + 3,9 bzw. + 5,5%, Diesel-

Dipl.-Kauffrau Gudrun Eckert

Preise im April 2005

Veränderungen  
April 2005 
gegenüber 

März 
2005 

April
2004 

%

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,7 + 4,6 
ohne Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,6 + 4,1 
Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 2,2 + 13,6 

Index der Großhandelsverkaufspreise 
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,3 + 3,2 

Index der Einzelhandelspreise . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,1 + 0,5 

Verbraucherpreisindex 
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,1 + 1,6 
ohne Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,2 + 1,1 
Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 3,6 + 11,4 
ohne Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – + 1,3 
Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,3 + 9,4 
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kraftstoff: + 1,5 bzw. + 16,3%, leichtes Heizöl: + 0,2 bzw. 
+ 33,3%, schweres Heizöl: + 3,3 bzw. + 29,2%). Auch bei 
allen anderen Energiearten lagen die Preise im April 2005 
meist deutlich über dem Stand des Vorjahres: Erdöl aus 
inländischer Förderung + 45,5%, Steinkohle und Steinkoh-
lenbriketts + 27,7%, Fernwärme mit Dampf und Warmwas-
ser + 6,8% sowie Wasser + 2,5%. Ohne Energie ist der Erzeu-
gerpreisindex gegenüber dem Vorjahr um 2,3% gestiegen.

Weitere überdurchschnittliche Preiserhöhungen im Jah-
resvergleich gab es im April 2005 bei folgenden Gütern: 

Behälter aus Eisen oder Stahl (+ 28,7%), Walzstahl 
(+ 23,5%), Rohre aus Eisen oder Stahl (+ 21,0%), synthe-
tischer Kautschuk (+ 17,7%), anorganische Grundstoffe 
und Chemikalien (+ 14,5%), Rindfleisch (+ 11,5%), orga-
nische Grundstoffe und Chemika lien (+ 11,3%), Tabaker-
zeugnisse (+ 11,2%), Kunststoffe in Primärform (+ 10,9%), 
Dampf kessel (+ 9,0%), Maschinen für die Metallerzeugung 
(+ 8,3%), Spanplatten (+ 8,0%), Eisengießereierzeugnisse 
(+ 7,3%), Stahl- und Leichtmetallbauerzeugnisse (+ 7,2%), 
Düngemittel und Stickstoffverbindungen (+ 7,0%), nicht-
metallische Sekundärrohstoffe (+ 6,8%), Verpackungs-
mittel aus Kunststoffen (+ 6,4%), Brillen und Brillengläser 
(+ 6,0%), Kaffee (+ 5,9%), Zeitungsdruckpapier (+ 5,4%) 
sowie Krane (+ 5,4%).

Billiger als vor Jahresfrist waren im April 2005 unter ande-
rem: elektronische Bauelemente (– 22,5%, darunter elek-
tronisch integrierte Schaltungen: – 37,2%), Datenverar-
beitungsgeräte und -einrich tungen (– 18,2%), Futtermittel 
für Nutztiere (– 15,9%), nachrichtentechnische Geräte und 
Ein richtungen (– 13,4%), pflanzliche und tierische Öle und 
Fette (– 11,7%), Drahtwaren (– 10,4%), Verviel fältigung von 
bespielten Tonträgern (– 7,0%) sowie Mahl- und Schälmüh-
lenerzeugnisse (– 6,5%).

Der Index der Großhandelsverkaufspreise lag im April 
2005 um 3,2% über dem Vorjahresstand. Im März 2005 
und im Februar 2005 hatten die Jahresveränderungsraten 
+ 3,3 bzw. + 3,8% betragen. Gegenüber März 2005 erhöhte 
sich der Großhandelspreisindex um 0,3%.

Besonders stark stiegen gegenüber April 2004 unter ande-
rem die Preise im Großhandel mit festen Brennstoffen und 
Mineralölerzeugnissen (+ 19,6%, nach + 13,1 bzw. + 12,3% 
im März und im Februar 2005). Auch beim Großhandel mit 
Erzen, Eisen, Stahl, Nicht-Eisen-Metallen und Halbzeug wur-
den die Waren – wie auch schon in den Vormonaten – im 
Vorjahresvergleich teurer verkauft (+ 14,3%, nach + 23,1% 
im März und + 27,5 bzw. + 29,9% im Februar und im Januar 
2005). Tabakwaren waren auf Großhandelsebene im April 
2005 ebenfalls teurer (+ 13,8%). Dagegen ermäßigten 
sich im Vorjahresvergleich die Preise im Großhandel mit 
Getreide, Saaten und Futtermitteln um 21,8% und mit Büro-
maschinen um 14,7%.

Gegenüber dem Vormonat besonders stark stiegen im 
April 2005 die Preise im Großhandel mit festen Brennstof-
fen und Mineralölerzeugnissen (+ 5,7% nach + 5,0 bzw. 
+ 1,5% im März und im Februar 2005) und im Großhandel 

Ausgewählte Preisindizes 

Jahr 
Monat

Erzeuger-
preise 

gewerblicher 
Produkte1)

Großhandels- 
verkaufs-
preise1)

Einzel-
handels-
preise2)

Verbraucher- 
preis- 
index 

2000 = 100 

2000 D . . . . . .  100,0 100,0 100,0 100,0 
2001 D . . . . . .  103,0 101,6 101,1 102,0 
2002 D . . . . . .  102,4 101,8 101,8 103,4 
2003 D . . . . . .  104,1 102,3 102,0 104,5 
2004 D . . . . . .  105,8 105,3 102,3 106,2 

2004 März . .  104,7 104,5 102,5 105,7 
April . . .  105,1 104,9 102,5 106,0 
Mai . . . .  105,6 105,4 102,7 106,2 
Juni . . . .  105,5 105,2 102,6 106,2 
Juli . . . .  106,1 105,4 102,4 106,5 
Aug. . . .  106,4 106,0 102,2 106,7 
Sept. . .  106,6 106,0 102,1 106,4 
Okt. . . .  107,6 106,8 102,3 106,6 
Nov. . . .  107,1 106,7 102,1 106,2 
Dez. . . .  107,2 106,4 102,4 107,3 

2005 Jan. . . .  108,1 106,5 102,3 106,9 
Febr. . .  108,5 107,1 102,5 107,3 
März . .  109,1 108,0 102,9 107,6 
April . . .  109,9 108,3 103,0 107,7 

Veränderungen gegenüber dem jeweiligen Vormonat in % 

2004 März . .  + 0,6 +  1,3 +  0,4 +  0,3
April . . .  +  0,4 +  0,4 – +  0,3
Mai . . . .  +  0,5 +  0,5 +  0,2 +  0,2
Juni . . . .  –  0,1 –  0,2 –  0,1 –
Juli . . . .  +  0,6 +  0,2 –  0,2 +  0,3 
Aug. . . .  +  0,3 +  0,6 –  0,2 +  0,2 
Sept. . .  +  0,2 – –  0,1 –  0,3
Okt. . . .  +  0,9 +  0,8 +  0,2 +  0,2 
Nov. . . .  –  0,5 –  0,1 –  0,2 –  0,4
Dez. . . .  +  0,1 –  0,3 +  0,3 +  1,0

2005 Jan. . . .  +  0,8 +  0,1 –  0,1 –  0,4
Febr. . .  +  0,4 +  0,6 +  0,2 +  0,4 
März . .  +  0,6 +  0,8 +  0,4 +  0,3
April . . .  +  0,7 +  0,3 +  0,1 +  0,1

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in % 

2000 D . . . . . .  +  3,1 +  4,9 +  0,1 +  1,4 
2001 D . . . . . .  +  3,0 +  1,6 +  1,1 +  2,0 
2002 D . . . . . .  –  0,6 +  0,2 +  0,7 +  1,4 
2003 D . . . . . .  +  1,7 + 0,5 +  0,2 +  1,1
2004 D . . . . . .  +  1,6 +  2,9 +  0,3 +  1,6 

2004 März . .  +  0,3 +  1,0 +  0,2 +  1,1
April . . .  +  0,9 +  2,4 +  0,4 +  1,6
Mai . . . .  +  1,6 +  3,6 +  0,7 +  2,0
Juni . . . .  +  1,5 +  3,5 +  0,5 +  1,7
Juli . . . .  +  1,9 +  3,9 +  0,5 +  1,8
Aug. . . .  +  2,2 +  4,2 +  0,5 +  2,0
Sept. . .  +  2,3 +  3,4 +  0,1 +  1,8
Okt. . . .  +  3,3 +  4,2 +  0,2 +  2,0
Nov. . . .  +  2,8 +  4,1 – +  1,8
Dez. . . .  +  2,9 +  3,8 +  0,3 +  2,1 

2005 Jan. . . .  +  3,9 +  3,4 +  0,1 +  1,6 
Febr. . .  +  4,2 +  3,8 +  0,4 +  1,8
März . .  +  4,2 +  3,3 +  0,4 +  1,8
April . . .  +  4,6 +  3,2 +  0,5 +  1,6

1) Ohne Umsatzsteuer. – 2) Einschl. Umsatzsteuer; einschl. Kraftfahrzeug-
handel und Tankstellen. 

Veränderungen  
April 2005 
gegenüber 

März 
2005 

April
2004 

%

Großhandel mit 
landwirtschaftlichen Grundstoffen und lebenden 

Tieren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 1,1 – 8,4 
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren . . . .  – 1,5 + 2,7 
Gebrauchs- und Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . .  – – 0,7 
Rohstoffen, Halbwaren, Altmaterial und 

Reststoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 1,9 + 11,8 
Maschinen und Zubehör . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,7 – 6,1 

Sonstiger Großhandel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 0,8 
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mit Kaffee, Tee, Kakao und Gewürzen (+ 3,0 nach + 5,9% im 
März 2005). Dagegen fielen die Preise im Großhandel mit 
Obst und Gemüse saisonbedingt im Vormonatsvergleich 
(– 7,1%).

Für die gewerblichen Erzeugerpreise sowie für die Großhan-
delsverkaufspreise ergaben sich in Deutschland folgende 
größere Veränderungen gegenüber dem Vormonat bzw. dem 
entsprechenden Vorjahresmonat:

Der Index der Einzelhandelspreise erhöhte sich im April 
2005 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 0,5%. Im Feb-
ruar und März 2005 lag die Jahresteuerungsrate bei + 0,4%. 
Im Vergleich zum Vormonat stiegen die Einzelhandelspreise 
um 0,1%.

Der Verbraucherpreisindex für Deutschland ist im April 
2005 gegenüber April 2004 um 1,6% gestiegen. Im Februar 
und März 2005 hatte die Jahresveränderungsrate jeweils 
bei + 1,8% gelegen. Im Vergleich zum März 2005 erhöhte 
sich der Index um 0,1%. 

Die Preise für Mineralölprodukte stiegen im April 2005 wei-
ter an. Vor allem leichtes Heizöl verteuerte sich gegenüber 
dem Vorjahr überdurchschnittlich um 36,5%. Kraftstoffe 
kosteten im April 2005  6,7% mehr als im April 2004 (dar-
unter Dieselkraftstoff: + 15,0%). Auch die Preise für Haus-
haltsenergie lagen deutlich höher als ein Jahr zuvor (Strom: 
+ 4,0%; Gas: + 8,0% und Zentralheizung, Fernwärme: 
+ 10,7%). Im kurzfristigen Vergleich stiegen insbe sondere 
die Preise für Heizöl (+ 2,6% gegenüber März 2005) und 
Kraftstoffe (+ 3,8%) spürbar an. 

Weiterhin wirken im Verbraucherpreisindex die Erhöhun-
gen der Tabaksteuer (zuletzt im Dezember 2004) sowie der 
Kfz-Steuer (im Januar 2005). Die dazugehörigen Teuerungs-
raten gegenüber dem April 2004 lagen für Tabakwaren bei 
10,7% und für die Kfz-Steuer bei 19,7%. Dagegen beein-
flussen die staatlichen Maßnahmen der Gesundheitsreform 
die Jahresteuerungs rate für die Gesundheitspflege nur noch 
geringfügig (+ 1,6%, dagegen im März 2005: + 3,9%).

Veränderungen 
April 2005 
gegenüber 

März 
2005 

April
2004 

%
Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

Rohöl (Inlandsförderung) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,3 + 45,5 
Leichtes Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 33,3 
Schweres Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,3 + 29,2 
Behälter aus Eisen oder Stahl . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,8 + 28,7 
Steinkohle und Steinkohlenbriketts . . . . . . . . . . . – 2,3 + 27,7 
Walzstahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,3 + 23,5 
Rohre aus Eisen oder Stahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,3 + 21,0 
Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 6,5 + 19,9 
Synthetischer Kautschuk . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,2 + 17,7 
Dieselkraftstoff . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,5 + 16,3 
Anorganische Grundstoffe und Chemikalien . . – 0,4 + 14,5 
Rindfleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,3 + 11,5 
Organische Grundstoffe und Chemikalien . . . . . + 0,2 + 11,3 
Tabakerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – + 11,2 
Kunststoffe in Primärform . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,1 + 10,9 
Dampfkessel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,3 + 9,0 
Maschinen für die Metallerzeugung . . . . . . . . . . . + 2,0 + 8,3 
Elektrischer Strom . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,1 + 8,2 
Spanplatten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,3 + 8,0 
Eisengießereierzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,3 + 7,3 
Stahl- und Leichtmetallbauerzeugnisse . . . . . . . – 0,1 + 7,2 
Düngemittel und Stickstoffverbindungen . . . . . + 0,2 + 7,0 
Fernwärme mit Dampf und Warmwasser . . . . . . + 1,6 + 6,8 
Nichtmetallische Sekundärrohstoffe . . . . . . . . . . + 0,9 + 6,8 
Verpackungsmittel aus Kunststoffen . . . . . . . . . . + 0,3 + 6,4 
Brillen und Brillengläser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,5 + 6,0 
Kaffee . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,2 + 5,9 
Benzin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,9 + 5,5 
Zeitungsdruckpapier . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – + 5,4 
Krane . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,7 + 5,4 
Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse . . . . . . . . . . + 0,1 – 6,5 
Vervielfältigung von bespielten Tonträgern . . . . + 0,3 – 7,0 
Drahtwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 2,6 – 10,4 
Pflanzliche und tierische Öle und Fette . . . . . . . . – 0,7 – 11,7 
Nachrichtentechnische Geräte und 

Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,6 – 13,4 
Futtermittel für Nutztiere . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,2 – 15,9 
Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen – 5,3 – 18,2 
Elektronische Bauelemente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,1 – 22,5 

Großhandelsverkaufspreise 
Großhandel mit:    
Festen Brennstoffen und 

Mineralölerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 5,7 + 19,6 
Kaffee, Tee, Kakao und Gewürzen . . . . . . . . . . . . . + 3,0 + 17,2 
Erzen, Eisen, Stahl, NE-Metallen und Halbzeug – 0,4 + 14,3 
Tabakwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – + 13,8 
Obst und Gemüse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 7,1 – 0,5 
Büromaschinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 1,8 – 14,7 
Getreide, Saaten und Futtermitteln . . . . . . . . . . . . + 0,3 – 21,8 

Gesamtindex

Nahrungsmittel und
alkoholfreie Getränke

Alkoholische Getränke, Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe

Wohnung, Wasser, Strom,
Gas und andere Brennstoffe

Einrichtungsgegenstände u. Ä. für den
Haushalt sowie deren Instandhaltung

Gesundheitspflege

Verkehr

Nachrichtenübermittlung

Freizeit, Unterhaltung und Kultur

Bildungswesen

Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und Dienstleistungen

1,6

0,3

6,8

2,5

0,1

1,6

3,7

2,8

0,5

1,0

-1,7

-0,7

-1,4
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Im April 2005 stieg der Verbraucherpreisindex langsamer 
als in den Vormonaten. Gemildert wurde der Preisanstieg 
vor allem durch die nach Ostern saisonbedingten Preis-
senkungen für Pauschalreisen und Beherbergungsdienst-
leistungen (– 10,0 bzw. – 2,4% zum Vormonat März 2005).

Die Nahrungsmittelpreise erhöhten sich gegenüber dem 
Vorjahr nur geringfügig um 0,1%, darunter Obst (+ 3,5%) 
sowie Fische und Fischwaren (+ 2,4%). Günstiger wurden 
Gemüse (– 1,3%, darunter Kartoffeln: – 11,4%) sowie Mol-
kereiprodukte und Eier (– 1,5%). Im Vergleich zum Vormo-
nat März 2005 sanken die Nahrungsmittelpreise geringfü-
gig (– 0,2%). Weniger als einen Monat zuvor mussten die 

Verbraucher für Gemüse zahlen (– 3,9%, darunter Kopfsa-
lat: – 36,4%; Salatgurken: – 34,7% und Tomaten: – 8,1%).

Im April 2005 verteuerte sich Bohnenkaffee erneut im Ver-
gleich zum Vorjahr um 9,6% und zum Vormonat um 1,3%. 
Deutlich mehr mussten die Verbraucher im April für Rund-
funk- und Fernsehgebühren ausgeben. Sowohl binnen Jah-
resfrist als auch im Monatsvergleich stiegen die Preise erst-
malig nach einer langen Phase stabiler Preisentwicklung um 
3,8 bzw. 5,4%. 

Weiterhin besonders verbraucherfreundlich gestalteten 
sich die Preise für Infor mationsverarbeitungsgeräte und für 

Seit Februar 2005 gibt es auf der Homepage des Statistischen 
Bundesamtes ein interaktives Programm (den so genannten 
Indexrechner), mit dem man ausprobieren kann, welchen Einfluss 
die Gewichtung auf den Verbraucherpreisindex hat. Auf zahlrei-
che Rückmeldungen hin wurde der Indexrechner nun weiterent-
wickelt. Im Folgenden wird beschrieben, was der Indexrechner ist 
und welche Änderungen die neue Version aufweist.  

Warenkorb und Preisentwicklung

Der Warenkorb des Verbraucherpreisindex besteht aus 750 
Gütern. Für jede Güterart – also zum Beispiel für Bücher, Kino-
karten oder für Benzin – wird die Preisentwicklung berechnet. Der 
gesamte Verbraucherpreisindex ist dann ein gewichteter Mittel-
wert aus der Preisentwicklung bei allen 750 Güterarten.

Die Inflationsrate hängt also nicht nur davon ab, wie sich die 
Preise verändern. Entscheidend ist auch, mit welchem Gewicht 
die Preisentwicklung der einzelnen Güterarten in den Gesamt-
index eingeht. Die vom Statistischen Bundesamt verwendeten 
Gewichte gelten für den durchschnittlichen Konsumenten. Es 
handelt sich also um Gewichte, die repräsentativ für einen durch-
schnittlichen deutschen Haushalt sind.

Den durchschnittlichen Konsumenten gibt es allerdings nur in der 
Theorie. Wer zum Beispiel kein Auto hat, wird auch kein Geld für 
Benzin ausgeben, Kraftstoffe gehören aber zum Warenkorb der 
Preisstatistik. Wie stark ein einzelner Haushalt von der Inflation 
betroffen ist, hängt davon ab, welche Güter er kauft. Wie sehr 
weicht meine persönliche Inflationsrate von den offiziellen 
Durchschnittswerten ab?

Einfluss der Gewichtung ausprobieren

Um den Einfluss der Gewichtung auf einfache Weise zu veran-
schaulichen, wurde der so genannte Indexrechner entwickelt. 
Das ist ein experimenteller Verbraucherpreisindex, bei dem man 
beispielhaft einige Gewichte des Warenkorbes verändern kann. 
Mit Hilfe von Schiebereglern können die Ausgaben für bestimmte 
Güterarten angepasst werden. In einer Grafik sieht man dann, wie 
sich die Änderung des Warenkorbgewichtes auf die gemessene 
Preisentwicklung auswirkt. Der Indexrechner ist im Internet unter 
der Adresse www.destatis.de/indexrechner zu finden. 

Was geht nicht?

Mit dem Indexrechner soll anhand von Beispielen die „innere 
Mechanik“ der Preisstatistik veranschaulicht werden. Sie können 
mit dem Indexrechner nicht berechnen, wie hoch eine Teuerungs-
rate wäre, bei der alle Ihre persönlichen Verbrauchsausgaben 
berücksichtigt sind. Eine solche Berechnung ist sehr aufwändig 
und für eine einfache Internet-Anwendung viel zu kompliziert. Der 

Indexrechner dient dazu, anhand einiger Beispiele die Preissta-
tistik besser zu verstehen.

Änderungen der neuen Version

Der Wertebereich der Schieberegler wurde erweitert. Man kann 
die Ausgabenanteile der einstellbaren Güterarten jetzt bis auf 
das Vierfache (bislang das Doppelte) des Durchschnittswertes 
erhöhen.

Zu den einstellbaren Güterarten sind jetzt kurze Güterbeschrei-
bungen abrufbar. Es wird auch erklärt, woraus sich der „Rest“ 
zusammensetzt.

Bei der Berechnung der individuellen Teuerungsraten ändert 
sich der Ausgabenanteil des „Restes“ nun entsprechend den 
vorgenommenen Einstellungen. Damit wird die Berechnung ver-
ständlicher.

Hintergrund

Das Statistische Bundesamt will die Preisstatistik besser erklä-
ren und dabei Menschen aus allen Bereichen der Gesellschaft 
erreichen. Um die Verständlichkeit und Transparenz der Preissta-
tistik zu erhöhen, hat das Statistische Bundesamt verschiedene 
Instrumente entwickelt. 

Dazu gehört – neben dem Indexrechner – auch die neue Ver-
öffentlichung „Im Blickpunkt: Preise in Deutschland“, die viele 
Hintergrundinformationen zum Verstehen und Interpretieren der 
amtlichen Zahlen enthält.

Darüber hinaus sind die Themenkästen der Preisstatistik, die 
vorher nur in dieser Zeitschrift veröffentlicht wurden, seit Februar 
2005 auch kostenlos auf der Homepage des Statistischen Bun-
desamtes abrufbar (unter dem Link Preise, aktuelle Themen).

Schließlich ist in der Ausgabe März 2005 der Reihe „Metzler ak-
tuell – Arbeitsblätter für Geographie und Wirtschaft, Zeitge-
schichte und Politik“ auch ein Arbeitsblatt enthalten, in dem vor 
allem der Einfluss der Gewichtung im Warenkorb auf die gemes-
sene Preisentwicklung thematisiert wird. Informationen zum 
Bezug der Arbeitsblätter erteilt das SFG Servicecenter Fachverlage
(www.s-f-g.com).

Diese verschiedenen Instrumente wurden am 22. Februar 2005 
im Rahmen eines Pressegesprächs vorgestellt.

Technische Voraussetzungen

Um den Indexrechner bedienen zu können, wird die Zusatzsoft-
ware „SVG Viewer 3.0“ von Adobe benötigt. Sie kann als kosten-
loses Plugin unter der Adresse www.destatis.de/indexrechner
heruntergeladen werden.

Neue Version des Indexrechners
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Telefon- und Telefaxgeräte (– 11,9 bzw. – 11,1% gegenüber 
April 2004). Günstiger als im Vorjahr waren auch Foto- und 
Filmausrüstungen (– 7,6%) sowie Geräte und Ausrüstungen 
für Sport und Camping (– 3,7%).

Der für europäische Zwecke berechnete harmonisierte 
Verbraucherpreisindex für Deutschland hat sich im April
2005 gegenüber April 2004 um 1,4% erhöht. Im März hatte 
die Jahresänderungsrate bei 1,7%, im Februar bei 1,8% 
gelegen. Im Vergleich zum Vormonat blieb der Index unver-
ändert. 

Verbraucherpreisindex für Deutschland  
auf Basis 2000 = 100 

Veränderungen  
April 2005 
gegenüber 

März 
2005 

April
2004 

%

Gesamtindex . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,1 + 1,6 

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke . . . .  – 0,1 + 0,3 
Alkoholische Getränke, Tabakwaren . . . . . . . . . .  + 0,2 + 6,8 
Bekleidung und Schuhe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,1 – 1,7 
Wohnung, Wasser, Strom, Gas usw. . . . . . . . . . . .  + 0,3 + 2,5 
Einrichtungsgegenstände, Apparate, Geräte und

Ausrüstungen für den Haushalt u. Ä. . . . . . . . .  + 0,2 + 0,1 
Gesundheitspflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,1 + 1,6 
Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,9 + 3,7 
Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – 0,7 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur . . . . . . . . . . . . . .  – 1,8 – 1,4 
Bildungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,1 + 2,8 
Beherbergungs- und 

Gaststättendienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,5 + 0,5 
Andere Waren und Dienstleistungen . . . . . . . . . .  + 0,1 + 1,0 
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Fachserie 7: Außenhandel
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2004 (Vorläufige Ergebnisse) . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14,30
Reihe 1     Januar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10,50
Reihe 1     Februar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10,50

Fachserie 10: Rechtspflege
Reihe 1 Ausgewählte Zahlen für die Rechtspflege 2004 . . . . . .  10,–

Fachserie 16: Löhne und Gehälter EUR [D]

Reihe 2.1 Arbeiterverdienste im Produzierenden Gewerbe,
Januar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14,50

Reihe 2.3 Arbeitnehmerverdienste im Produzierenden Gewerbe,
Januar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,–

Reihe 4.3 Index der Tariflöhne und -gehälter, Januar 2005 . . . . .    8,80

Fachserie 17: Preise
Reihe 2 Preise und Preisindizes für gewerbliche Produkte

(Erzeugerpreise), März 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    7,50
Reihe 7 Verbraucherpreisindizes für Deutschland,

April 2005 (Eilbericht) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    3,–
Reihe 7     April 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10,80

• Elektronische Veröffentlichungen
Außenhandel nach Waren und Ländern, Februar 2005 (CD-ROM) . .    25,–

1) Zu beziehen durch den Buchhandel oder über den Vertriebspartner: SFG Servicecenter Fachverlage, Part of the Elsevier Group, Postfach 43 43, 72774 Reutlingen, Telefon + 49 (0) 70 71/93 53 50,
Telefax + 49 (0) 70 71/93 53 35, E-Mail: destatis@s-f-g.com. Preise verstehen sich ausschließlich Versandkosten.

VERÖFFENTLICHUNGEN

Neuerscheinungen1) vom 23. April 2005 bis 27. Mai 2005

Veröffentlichungskalender für Pressemitteilungen

Das Statistische Bundesamt gibt die Veröffentlichungstermine wichtiger wirtschaftsstatistischer Pressemitteilungen 
in einem Jahresveröffentlichungskalender, der wöchentlich präzisiert wird, bekannt.

Der Kalender kann unter der Internetadresse http://www.destatis.de/presse/deutsch/cal.htm abgerufen werden.

Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes

Nahezu das gesamte Angebot an Standardveröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes steht im Statistik-Shop online zur 
Verfügung oder kann online bestellt werden:

www.destatis.de/shop

Alle aktuellen Fachserien, deren Neuerscheinungen bislang an dieser Stelle aufgeführt waren, werden in elektronischer Form als 
PDF- oder Excel-Dateien zum kostenfreien Download im Statistik-Shop bereitgestellt.
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